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Präsidentin Winzent: 

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Ich eröffne die 
22. Sitzung des Landtages und heiße Sie dazu 
alle herzlich willkommen. Frau Ministerpräsiden-
tin Anke Rehlinger ist für den heutigen Vormit-
tag aufgrund einer Dienstreise entschuldigt. Die 
Ministerin für Bildung und Kultur, Frau Christine 
Streichert-Clivot, ist krankheitsbedingt für heute 
entschuldigt. 

Im Einvernehmen mit dem Erweiterten Präsidi-
um habe ich den Landtag des Saarlandes für 
heute, 09.00 Uhr, einberufen und die Ihnen vor-
liegende Tagesordnung festgesetzt. 

Zu den Punkten 7 und 27 der Tagesordnung, die 
Beschlussfassung über den von der SPD-Land-
tagsfraktion eingebrachten Antrag „Rassismus, 
Antisemitismus und Extremismus vorbeugen - 
für eine starke Demokratie an der Saar“, Druck-
sache 17/749 - neu - und Beschlussfassung 
über den von der AfD-Landtagsfraktion einge-
brachten Antrag „Remigration und Reintegrati-
on starten. Recht durchsetzen und die Heimat-
länder durch Rückkehrer stärken“, Drucksache 
17/793, hat die CDU-Landtagsfraktion mit der 
Drucksache 17/795 den Antrag „Das Leitmotiv 
unserer Asylpolitik lautet: Humanität und Ord-
nung“ eingebracht. 

Wer dafür ist, dass der Antrag Drucksache 
17/795 als Tagesordnungspunkt 28 in die Ta-
gesordnung aufgenommen wird, den bitte ich, 
die Hand zu erheben. - Wer ist dagegen? - 
Wer enthält sich der Stimme? - Dann stelle ich 
fest, dass der Antrag Drucksache 17/795 als 
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Punkt 28 in die Tagesordnung aufgenommen ist 
und gemeinsam mit den Punkten 7 und 27 in 
einem ganzen Redezeitmodul beraten wird. 

Die Mitglieder des Erweiterten Präsidiums sind 
übereingekommen, zwei Schwerpunktthemen zu 
behandeln. Dies betrifft zum einen das Thema 
der deutsch-französischen Freundschaft mit Ta-
gesordnungspunkt 1, für dessen Aussprache ein 
ganzes Redezeitmodul vorgesehen ist. Zum an-
deren betrifft es das Thema Landwirtschaft mit 
den Tagesordnungspunkten 2 und 3, für deren 
Aussprache ebenfalls ein ganzes Redezeitmodul 
angesetzt ist. 

Für die übrigen Tagesordnungspunkte haben 
sich die Mitglieder des Erweiterten Präsidiums 
im Hinblick auf die Redezeit für die Ausspra-
che auf Folgendes verständigt: Die Tagesord-
nungspunkte 4 und 5 werden gemeinsam in ei-
nem halben Redezeitmodul beraten. Die Tages-
ordnungspunkte 8 und 10 werden jeweils in ei-
nem halben Redezeitmodul beraten. Die Tages-
ordnungspunkte 9 und 26 werden jeweils in ei-
nem ganzen Redezeitmodul beraten. Die Tages-
ordnungspunkte 11 und 12 werden gemeinsam 
in einem ganzen Redezeitmodul beraten. Die Ta-
gesordnungspunkte 13 und 14 werden gemein-
sam in einem ganzen Redezeitmodul beraten. 
Die Tagesordnungspunkte 15 und 16 werden ge-
meinsam in einem halben Redezeitmodul bera-
ten. Die Tagesordnungspunkte 21, 22 und 23 
werden gemeinsam in einem anderthalbfachen 
Redezeitmodul beraten. Zu den übrigen Tages-
ordnungspunkten findet keine Aussprache statt.

Wer dafür ist, dass wir so verfahren, den bitte 
ich um ein Handzeichen. - Wer ist dagegen? - 
Wer enthält sich der Stimme? - Dann verfahren 
wir so.

Wir kommen zu Punkt 1 der Tagesordnung:

Beschlussfassung über den von der SPD-
Landtagsfraktion und der CDU-Landtags-
fraktion eingebrachten Antrag betref-
fend: Die deutsch-französische Freund-
schaft wird im Saarland gelebt (Druck-
sache 17/752) 

Zur Begründung des Antrags erteile ich Herrn 
Abgeordneten Pascal Arweiler das Wort. 

Abg. Arweiler (SPD): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Liebe Saarländerinnen und Saar-
länder! Hier im Hohen Hause fliegen hin und 
wieder die Fetzen. Es werden die Unterschiede 
zwischen der Mehrheitsfraktion und der Oppo-
sition immer wieder deutlich. Es gibt aber ein 
Thema, über das wir uns unter den demokrati-
schen Parteien hier im Hause zu großen Teilen 
einig sind. Das ist unsere deutsch-französische 

Freundschaft. Das macht heute noch einmal der 
gemeinsame Antrag von SPD und CDU deutlich. 

Am 22. Januar war der Tag der deutsch-franzö-
sischen Freundschaft. Das ist auch immer der 
Tag, an dem man zurückblickt und kuckt, was 
man schon alles Gutes in dieser Freundschaft 
erreicht hat, an dem aber auch darüber gespro-
chen wird, was man noch besser machen kann, 
um diese Freundschaft zwischen den beiden Na-
tionen weiter zu vertiefen und auszubauen. Wir 
müssen hier nichts beschönigen, wenn wir über 
das deutsch-französische Verhältnis sprechen. 
Immer wieder wird über Spannungen zwischen 
den beiden Ländern berichtet. Es betrifft die 
Verteidigungspolitik, es betrifft die Finanzpolitik 
oder auch die Energiepolitik. 

Wir wollen uns aber von den unterschiedlichen 
Auffassungen in den verschiedenen Bereichen 
nicht aufhalten lassen. Wir sollten vielmehr in 
den Bereichen weiterarbeiten, in denen wir et-
was erreichen können und wo es auch notwen-
dig ist, dass Frankreich und Deutschland ge-
meinsam mit einer Stimme sprechen. Gerade 
mit Blick auf den immer noch anhaltenden Krieg 
in der Ukraine ist eine gemeinsame Haltung 
wichtiger denn je, insbesondere, wenn die Un-
terstützung durch die USA in diesem Jahr durch 
die Republikaner immer mehr in Gefahr gerät. 

Ich bin dankbar, dass Frankreich und Deutsch-
land entschlossen betonen, dass sie die Ukraine 
so lange wie nötig unterstützen werden. Auch 
wenn die Rechten immer wieder diese Unter-
stützung infrage stellen, lassen wir uns nicht be-
irren. Die Unterstützung der Ukraine auch mili-
tärisch ist und bleibt der richtige Weg. Wir wer-
den ihn entschieden und geschlossen weiterge-
hen, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall von der SPD und der CDU.)

Aber deutsch-französische Freundschaft ist 
mehr als nur die Beziehung zwischen den jewei-
ligen Präsidenten und Kanzlern. Sie ist mehr als 
nur die Achse zwischen Berlin und Paris. Gera-
de hier bei uns im Saarland wird die deutsch-
französische Freundschaft jeden Tag vorgelebt. 
Die vielen Veranstaltungen durch die zahlreichen 
Akteure von Kultur und Wissenschaft und auch 
Gesellschaft im Élysée-Jahr haben aufgezeigt, 
dass wir nicht an, sondern auf der Grenze leben. 
Ich möchte mich an dieser Stelle bei allen be-
danken, die das Élysée-Jahr zu einem ganz be-
sonderen Jahr für uns alle gemacht haben. Sie 
haben alle deutlich gemacht, wie wichtig unsere 
Beziehung zu unseren französischen Nachbarin-
nen und Nachbarn ist und wie diese besonde-
re Freundschaft im Saarland jeden Tag immer 
wieder aufs Neue mit Leben gefüllt wird. Die 
deutsch-französische Freundschaft ist für uns im 
Saarland unverhandelbar.

(Beifall von der SPD und der CDU.)
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Wir wollen und wir werden uns aber auch nicht 
darauf ausruhen. Auch 61 Jahre nach der Un-
terzeichnung des Élysée-Vertrages wollen wir 
das grenzüberschreitende Zusammenleben wei-
ter ausbauen und auch weiter pflegen. Dazu 
gehört unter anderem, dass wir die Möglichkei-
ten, die uns der Aachener Vertrag bietet, stärker 
nutzen und die darin gefassten Ziele vehement 
verfolgen. Artikel 10 des Vertrages beispielswei-
se spricht von einer Strategie zum Erlernen der 
Partnersprache. Sprache verbindet und Sprache 
schafft auch gegenseitiges Verständnis. Umso 
mehr freut es mich, dass die Landesregierung 
die Frankreichstrategie aufarbeiten, überarbei-
ten will und neue Denkanstöße, neue Anstöße 
entwickeln möchte. Wir müssen wieder mehr 
Begeisterung für das Erlernen der Sprache des 
anderen entwickeln. Die Frankreichstrategie ist 
und bleibt eine erstrebenswerte politische Idee. 

Aber es reicht nicht aus, es nur politisch zu wol-
len und zu entscheiden. Ich finde, wir haben 
es bislang verpasst, diese Strategie auch wirk-
lich gesellschaftlich zu verankern. Es ist gut, 
dass wir schon bei den Jüngsten mit dem Erler-
nen von Französisch in der Kita beginnen, aber 
wir müssen auch schauen, wie wir die 50‑jähri-
ge Saarländerin wieder dazu bringen, sich für 
die französische Sprache zu begeistern, dass sie 
sie noch einmal auffrischen und wieder lernen 
möchte. Nur, wenn uns das gelingt, schaffen 
wir ein stabiles, ein verlässliches Fundament für 
diese besondere Beziehung zwischen diesen bei-
den Ländern. Ich will deshalb deutlich sagen, 
dass ich die Schließung der Goethe-Institute in 
Frankreich für vollkommen falsch halte. 

(Beifall von der SPD und der CDU.)

Die deutsch-französische Freundschaft lebt von 
mehr Verständigung und mehr Austausch. Da-
von brauchen wir mehr und nicht weniger. 

Auch wirtschaftlich müssen wir zwischen den 
beiden Ländern noch enger aneinanderrücken 
und dürfen uns nicht im Kleinklein verlieren. 
Europa wird sich auf dem internationalen dyna-
mischen Markt nur durch einen starken deutsch 
französischen Motor behaupten können. Andere 
Länder innerhalb der EU verlassen sich auf die-
sen starken deutsch-französischen Motor. Wäh-
rend wir manchmal in diesem Kleinklein unter-
wegs sind, schnürt die USA Milliardenpakete für 
ihre Wirtschaft. Auch andere Länder tun das. Da 
geht es um Jobs, Innovation, Wohlstand, Unab-
hängigkeit und in diesen Tagen natürlich auch 
um Sicherheit. Dabei spielt der Einsatz von Zu-
kunftstechnologien eine immer größere Rolle. 
Gleiches muss auch bei uns in Europa passie-
ren. Was gestern die Kohle war, müssen mor-
gen Wasserstoff und die erneuerbaren Energien 
sein. Wir haben hier schon das eine oder ande-
re erreicht, aber wir müssen noch eine Schippe 
drauflegen. Wir müssen noch viel stärker inves-

tieren, liebe Kolleginnen und Kollegen, um diese 
Ziele zu erreichen. 

(Beifall von der SPD.)

Es geht um eine bessere Zukunft für uns in 
Europa. Frankreich und Deutschland spielen da-
bei eine sehr wichtige Vorreiterrolle. Nur ge-
meinsam sind wir wirtschaftlich stark. Auf das 
Élysée-Jahr im vergangenen Jahr folgt in die-
sem Jahr das Olympia-Jahr. Wir wollen dieses 
Megaevent in Paris - unser Innenminister sagt 
immer: „in diesem schönen Vorort von Saar-
brücken“ - dazu nutzen, um die Menschen an 
der deutsch-französischen Grenze beispielsweise 
durch grenzüberschreitende Sportevents noch 
enger aneinanderzurücken. 

Solche grenzüberschreitenden Events sind gut. 
Sie prägen und schaffen ein kollektives Mitein-
ander. Ich kann mich noch gut daran erinnern, 
als ich als zehnjähriger Junge total begeistert in 
Riegelsberg am Straßenrand stand und die Rad-
fahrer der Tour de France an mir vorbeigerast 
sind. Für mich als kleiner Junge war das ein 
unvergesslicher Tag. Ein ähnlicher Moment folgt 
in diesem Jahr, wenn Ende Juni das Olympische 
Feuer auf dem Weg nach Paris Zwischenstati-
on in Perl macht. Auch das ist Ausdruck der 
engen Verbundenheit zwischen dem Saarland 
und Frankreich. Vielleicht erzählt in 22 Jahren 
ein anderer junger Abgeordneter, wenn er über 
die deutsch-französische Freundschaft berichtet, 
von diesem Ereignis, als das Olympische Feuer 
vor seinen Augen vorbeizog. 

Sport verbindet - auch über die Grenzen hin-
weg. Das sollten wir viel stärker nutzen, liebe 
Kolleginnen und Kollegen. 

(Beifall von der SPD.)

Unser grundsätzliches Ziel ist es aber auch, ab-
seits von diesem besonderen Freundschaftstag 
die Beziehung zu beleuchten und verstärkter auf 
die Interessen unserer Nachbarinnen und Nach-
barn zu achten. Bei meiner politischen Arbeit 
fällt mir immer wieder auf, dass unsere Nachba-
rinnen und Nachbarn in Frankreich, aber auch in 
Luxemburg viel besser über unsere politischen 
Verhältnisse Bescheid wissen als umgekehrt wir. 
Das hat auch der SaarLor-Trend im vergangenen 
Jahr ganz klar unterstrichen. Das müssen wir 
anpacken, das müssen wir ändern. 

Auch als saarländischen Landtag wollen wir un-
sere Kontakte ausbauen. Es liegt in der Na-
tur der Sache, dass wir gute Kontakte zu un-
seren saarländischen Bundestagsabgeordneten 
pflegen und uns mit ihnen austauschen. Wir ha-
ben aber zudem als Europaausschuss den Kon-
takt zu unseren Kolleginnen und Kollegen aus 
der Assemblée nationale gesucht und ihn im zu-
rückliegenden Jahr aufgebaut. Wir wollen diese 
Kontakte weiter ausbauen und pflegen. Gerade 
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mit Blick auf die Kompetenzen im Zentralstaat 
Frankreich macht das mehr als Sinn. 

Bei unseren Treffen in Paris und Saarbrücken 
kamen durchaus auch kontroverse Themen auf 
den Tisch, beispielsweise die Direktzugverbin-
dung zwischen Paris und Berlin über Saarbrü-
cken. Wir setzen uns, wo wir nur können, al-
so auch in den Gesprächen mit den Kollegin-
nen und Kollegen aus der Assemblée dafür ein, 
dass diese Direktzugverbindung über Saarbrü-
cken läuft und der Zug bei uns stoppt. Ich bin 
froh, dass der IPR, der Interregionalen Parla-
mentarierrat, noch im Dezember eine von mir 
verfasste Empfehlung mit den Stimmen aus der 
gesamten Großregion zu diesem Thema ange-
nommen hat. Ich bin auch froh darüber, dass ei-
ne von der Ministerpräsidentin initiierte Resoluti-
on von Kolleginnen und Kollegen aus Frankreich 
unterzeichnet wurde. Das sind zwei Initiativen 
aus der jüngsten Vergangenheit, die deutlich 
machen, dass diese Direktzugverbindung über 
Saarbrücken für die gesamte Großregion extrem 
wichtig ist. Wir müssen dieser Forderung immer 
mehr Nachdruck verleihen. Wir werden bis zum 
Schluss dafür kämpfen, dass die Entscheidung 
in diesem Jahr pro Saarbrücken ausfällt. Ich 
bin mir sicher, wenn wir jetzt nicht nachlassen, 
wenn wir weiter Gas geben, dann wird sich die-
ser Einsatz am Ende auch lohnen, liebe Kollegin-
nen und Kollegen! 

(Beifall von der SPD.)

Das sind Beispiele, die zeigen, dass wir zwar 
schon viel erreicht haben, dass wir aber die 
deutsch-französische Beziehungen noch in vie-
len Bereichen weiter vertiefen müssen. Die Men-
schen auf der Grenze sollten jeden Tag aufs 
Neue die tiefe Verbundenheit zwischen Deutsch-
land und Frankreich spüren. Es ist unsere Auf-
gabe als Parlamentarierinnen und Parlamentari-
er, die deutsch-französischen Beziehungen jeden 
Tag im Großen wie auch im Kleinen weiter aus-
zubauen und den Begriff der Freundschaft zwi-
schen diesen beiden Ländern immer wieder aufs 
Neue mit Leben zu füllen. Gehen wir es an. Pa-
cken wir es an. Vive l’amitié franco-allemande!

(Beifall von der SPD.)

Präsidentin Winzent: 

Ich danke Ihnen, Herr Kollege Arweiler, für die 
Begründung des Antrages und eröffne nunmehr 
die Aussprache. Die erste Wortmeldung ist ein-
gegangen. - Ich erteile für die CDU-Landtags-
fraktion Herrn Fraktionsvorsitzenden Stephan 
Toscani das Wort.

Abg. Toscani (CDU): 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Wir Saarländer haben ein großes Herz. 

Es schlägt für Deutschland. Unser Herz schlägt 
aber auch für Frankreich, für SaarLorLux und für 
Europa. Wir reden nicht nur über das vereinte 
Europa, wir leben es. Wir reden nicht nur über 
die deutsch-französischen Beziehungen, wir le-
ben sie. Wir leben, ja, wir erleben tagtäglich die 
Vorteile von Freundschaft und Verständigung: 
von der Saarbahn, der ersten grenzüberschrei-
tenden Straßenbahn in Europa überhaupt, über 
den Arbeitsmarkt - mit 200.000 Grenzpendlern 
ist unsere Großregion der größte grenzüber-
schreitende Arbeitsmarkt in der Europäischen 
Union - bis hin zur Zusammenarbeit von Kran-
kenhäusern, Rettungsdiensten und der Polizei. 
Von solchen Beispielen können wir nicht genug 
kriegen. Das meinen wir, wenn wir sagen: Wir 
Saarländer leben Europa! 

(Beifall von der CDU.)

Ich finde es gut, dass wir aus Anlass des 
Deutsch-Französischen Tages einmal mehr einen 
gemeinsamen Antrag der beiden großen Volks-
parteien vorgelegt haben, um eine Grundlinie 
saarländischer Landespolitik zu unterstreichen, 
nämlich, dass uns die deutsch-französischen Be-
ziehungen als Leitmotiv saarländischer Landes-
politik wichtig sind und dass wir sie gemeinsam 
weiterentwickeln wollen. 

Ich nenne die Frankreichstrategie. Die Minister-
präsidentin unseres Landes hat vor ziemlich ge-
nau einem Jahr hier an Ort und Stelle im saar-
ländischen Landtag zur Frankreichstrategie ge-
sagt, ich zitiere mit Ihrer Erlaubnis, Frau Präsi-
dentin -: „Eine der besten politischen Ideen, die 
im Saarland je geboren wurden.“ - Da hat die 
Ministerpräsidentin vollkommen recht. Wir stim-
men voll zu. Diese Frankreichstrategie gibt näm-
lich unserem Land ein Alleinstellungsmerkmal. 
Da ist zum einen die Mehrsprachigkeit als zen-
traler Punkt. Viele verkürzen die Frankreichstra-
tegie auf eine Mehrsprachigkeitsstrategie, das 
ist sie aber nicht. Das Ziel der Mehrsprachigkeit, 
Französisch in drei Generationen als Verkehrs-
sprache zu etablieren, ist ein wichtiges Ziel, 
aber es ist nicht das einzige. 

Die Idee der Frankreichstrategie ist, dass wir 
das Saarland als Drehscheibe, als Brücke zwi-
schen Deutschland und Frankreich in politischer, 
wirtschaftlicher und kultureller Hinsicht stetig 
weiterentwickeln, dass wir das zu einem Mar-
kenkern unseres Landes machen, dass wir die-
ses Alleinstellungsmerkmal unseres Landes wei-
ter ausbauen. Klar ist natürlich, das hat der Kol-
lege Arweiler völlig zu Recht angesprochen, dass 
dies ein langfristiger Prozess ist, für den man 
Geduld braucht. Deshalb möchte ich Sie, liebe 
Kolleginnen und Kollegen der SPD, die Sie nun 
in der Mehrheit sind, und auch Ministerpräsiden-
tin Anke Rehlinger ermutigen und auffordern: 
Bleiben Sie dran! Geben Sie Gas! 
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Ich habe dieser Tage irgendwo gehört, dass 
die Landesregierung die Frankreichstrategie bis 
2025 evaluieren will. Im Jahr 2025 werden Sie 
drei Jahre an der Regierung sein. Ich meine, 
sich für eine Evaluation drei Jahre Zeit zu neh-
men, ist lang. Ich erinnere daran, dass wir da-
mals in der Großen Koalition die Frankreichstra-
tegie in einem Jahr entwickelt haben. Von daher 
würde ich Sie bitten, mehr Ambition an den Tag 
zu legen, mehr Tatkraft, mehr Gas zu geben. 

Zur Luxemburgstrategie haben wir einiges Rhe-
torisches gehört, aber nach knapp zwei Jahren 
Regierungszeit der SPD wird es Zeit, etwas auf 
den Tisch zu bekommen, um zu sehen, was sich 
konkret dahinter verbirgt. Es ist eine richtige 
Überlegung - wir teilen sie ausdrücklich -, die 
Frankreichstrategie um eine Luxemburgstrategie 
zu ergänzen. Nur, nach zwei Jahren wird es all-
mählich Zeit, „Butter bei die Fische“ zu geben 
und etwas auf den Tisch zu legen. 

Die Frankreichstrategie weiterzuentwickeln ist 
richtig. Wir teilen ausdrücklich die Initiativen, 
die die Landesregierung ergriffen hat, um die 
Olympiade in Paris für das Saarland zu nut-
zen, um das Saarland als deutsch-französische 
Brücke in Szene zu setzen. Das ist eine richti-
ge Maßnahme der Landesregierung. Ich glaube 
aber, dass es wichtig ist, auch strukturell dau-
erhaft weiter Strukturen zu schaffen und neue 
Projekte in Angriff zu nehmen. 

Wir als CDU schlagen vor, dass das Saarland der 
Frankophonie beitritt, der Organisation Interna-
tionale de la Francophonie. Damit wären wir 
die erste deutsche Region, das erste deutsche 
Bundesland, das dem französischen Sprachraum 
beitritt. Was für eine Chance! Was für ein Sig-
nal! Das ist ein konkretes Beispiel dafür, wie wir 
das Saarland dauerhaft strukturell im französi-
schen Sprachraum noch bekannter machen mit 
allen Chancen, auch in wirtschaftlicher Hinsicht. 
Deshalb ist unsere Forderung, dass Sie die Idee 
aufnehmen, dass das Saarland der Frankopho-
nie beitritt. Das wäre ein wichtiger Schritt zur 
Fortentwicklung der Frankreichstrategie!

(Beifall von der CDU.)

Taten sind wichtig, dauerhafte Taten, die fortwir-
ken. Ich nenne da unsere deutsch-französischen 
Baudenkmäler: Europe 1 in Berus, aber natür-
lich auch den Pingusson-Bau. Ich erinnere dar-
an, dass wir in der Großen Koalition gemeinsam 
beschlossen haben, dass das Kultusministerium 
in den Pingusson-Bau zurückziehen soll. Dazu 
stehen wir und wir sind uns durchaus bewusst, 
dass diese Frage der Sanierung des Pingusson-
Baus in unserer Gesellschaft kontrovers disku-
tiert wird. Aber wir als CDU halten daran fest, 
dass das Gebäude erhalten und saniert wird. Ich 
sage aber auch: Das ist kein Freibrief für die 
aktuelle SPD-Landesregierung. Wir werden als 
Opposition genau hinschauen, was da passiert. 

Ein wirtschaftlicher und sparsamer Umgang mit 
Haushaltsmitteln gehört bei einem Projekt die-
ser Größenordnung dazu. Das werden wir als 
Opposition genau im Auge behalten.

Baudenkmäler, Frankreichstrategie, ich nenne 
aber auch das Amt der Bevollmächtigten der 
Bundesrepublik Deutschland für die deutsch-
französische kulturelle Zusammenarbeit. Saar-
ländische Ministerpräsidentinnen und Minister-
präsidenten waren in der Vergangenheit schon 
des Öfteren Kulturbevollmächtigte. Als Oskar 
Lafontaine das Amt innehatte, hatte er als 
Kulturbevollmächtigter die sogenannten Abibac-
Schulen eingeführt. Mittlerweile gibt es über 150 
deutsch-französische Abibac-Schulen. Sie sind 
so etwas wie das Herzstück der deutsch-franzö-
sischen Bildungszusammenarbeit geworden. 

Saarländische Ministerpräsidentinnen und -prä-
sidenten haben im Amt des Bevollmächtigten 
Spuren hinterlassen. Nicht nur Oskar Lafon-
taine, auch Peter Müller. Peter Müller hat in 
seiner Amtszeit als Kulturbevollmächtigter das 
deutsch-französische Geschichtsbuch aus der 
Taufe gehoben. Annegret Kramp-Karrenbauer 
hat als Ministerpräsidentin nicht nur die Frank-
reichstrategie erfunden, sondern sie hat als Kul-
turbevollmächtigte in der beruflichen Bildung 
Weichen gestellt. An den gemeinsamen deutsch-
französischen Ausbildungszweigen am Lycée 
professionnel und an unseren Berufsschulen ha-
ben junge Deutsche und Franzosen während 
ihrer Berufsausbildung die Chance, grenzüber-
schreitende Angebote zu nutzen. 

Oskar Lafontaine, Peter Müller, Annegret Kramp-
Karrenbauer, sie alle haben in ihrer Zeit als Be-
vollmächtigte Neues, Bleibendes und Dinge er-
schaffen, die bis heute fortwirken. Sie haben 
Strukturen geschaffen, von denen Generationen 
junger Franzosen und junger Deutscher profi-
tiert haben, und von diesen Strukturen werden 
junge Deutsche und junge Franzosen auch in 
Zukunft noch profitieren. 

Ministerpräsidentin Rehlinger ist jetzt seit einem 
Jahr Kulturbevollmächtigte. Wir sind gespannt, 
welche konkreten deutsch-französischen Projek-
te sie als Kulturbevollmächtigte erreichen will. 
Bislang erkennen wir noch kein konkretes Pro-
jekt. Bislang erkennen wir noch keine Leitidee, 
kein Leitbild, weder für das Saarland noch für 
die deutsch-französische Zusammenarbeit. 

Die deutsch-französischen Beziehungen sind der 
Motor für die Europäische Union, das ist oft ge-
sagt worden. Es war, ist und bleibt richtig. Ex-
zellente deutsch-französische Beziehungen sind 
unabdingbarer Motor für die Europäische Union. 
Aber das sollten wir aus Anlass des Deutsch-
Französischen Tages auch kritisch festhalten: 
Ausgerechnet heute, wo die Gefahr einer zwei-
ten Amtszeit von Trump besteht, ausgerechnet 
heute, wo gute deutsch-französische Beziehun-
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gen so notwendig wären wie nie zuvor und 
die Herausforderungen riesig sind, ausgerech-
net heute sind diese deutsch-französischen Be-
ziehungen schlechter geworden. Sie leiden gera-
dezu. 

Kein Bundeskanzler hat das deutsch-französi-
sche Verhältnis so beschädigt wie der amtie-
rende Bundeskanzler. Gemeinsame Ministerrats-
sitzungen werden in letzter Minute abgesagt, 
weil keine Kompromisse möglich sind. Verteidi-
gungspolitische Alleingänge Deutschlands ohne 
Absprachen mit Paris, ohne Rücksicht auf Pa-
ris. Die Europarede des Bundeskanzlers im ver-
gangenen Jahr: Kein Wort zur deutsch-franzö-
sischen Freundschaft. Ein absolutes No-Go in 
unseren Augen. Kein Fettnäpfchen lässt dieser 
Bundeskanzler aus in den deutsch-französischen 
Beziehungen. Das ist schade, das ist bedauerlich 
und das schadet auf der Strecke auch der Euro-
päischen Union. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen von der SPD, 
helfen Sie Ihrem Bundeskanzler, den deutsch-
französischen Motor wieder zum Laufen zu brin-
gen, ihn wieder in Schwung zu bringen! Wir 
brauchen mehr Saarland und weniger Berlin in 
den deutsch-französischen Beziehungen. In die-
sem Sinne geben Sie Gas, die deutsch-französi-
sche Freundschaft hat es notwendig und braucht 
es!

(Beifall von der CDU.)

Präsidentin Winzent: 

Ich danke Ihnen, Herr Fraktionsvorsitzender. Es 
liegt eine weitere Wortmeldung vor und ich er-
teile nun für die AfD-Landtagsfraktion das Wort 
Herrn Fraktionsvorsitzenden Josef Dörr.

Abg. Dörr (AfD): 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Liebe Saarländerinnen und Saarländer! Mit 
Ihrer Erlaubnis, Frau Präsidentin, zitiere ich 
Johann Wolfgang von Goethe: „Edel sei der 
Mensch, hülfreich und gut.“ Das hat er gesagt, 
weil er gewusst hat, dass die Menschen nicht 
edel, hilfreich und gut sind, aber sie sollen da-
nach streben. Die deutsch-französische Freund-
schaft wird im Saarland nicht unbedingt überall 
gelebt, aber man sollte sie leben. 

Es ist ja Gott sei Dank so, dass im privaten 
Bereich, im Bereich der Menschen, die hier im 
Saarland und zum Beispiel in Lothringen leben, 
diese Freundschaft schon besteht. Wir sagen zu 
unseren Nachbarn liebevoll - zumindest die Äl-
teren noch - „Wackese“, und sie sagen zu uns 
eher spöttisch „Fritze“ oder, das ist dann schon 
mehr ironisch, aber nicht feindselig gemeint, 
„Boches“. Es ist ein insgesamt freundschaftli-
ches Verhältnis, man lebt miteinander, man ar-

beitet zum Teil miteinander, das klappt schon ei-
nigermaßen. 

Man mag sich und man versteht sich. Wobei 
ich das Letzte einschränken muss, das verstehe 
ich nur im Sinne von „Man kann gut miteinan-
der umgehen“, denn - ich komme nachher noch 
darauf - „man versteht sich“ setzt ja voraus, 
dass man die Sprache des anderen spricht. 

Auf der politischen Ebene gibt es viel Selbstbe-
weihräucherung, aber auch sehr viele Klagen. 
Es ist schon lange her, ich war damals nachts 
um 00.00 Uhr dabei, als wir die Grenze geöff-
net und gesagt haben: „So, jetzt haben wir 
keine Grenzen mehr.“ Wir haben auch Landkar-
ten gemacht, auf denen keine Grenzen mehr 
drauf sind. Inzwischen spricht man aber wie-
der von „grenzüberschreitend“, und wenn man 
von grenzüberschreitend spricht, dann hat man 
auch Grenzen im Sinn. Das sollten solche Gren-
zen werden wie die Verwaltungsgrenzen zum 
Beispiel zwischen dem Saarland und Rheinland-
Pfalz, dann haben wir unser Ziel einigermaßen 
erreicht. 

Es gibt auch sonst noch Dinge. Die Saarbahn 
ist angesprochen worden, das war die erste 
internationale Straßenbahn, so will ich sie ein-
mal nennen. Aber alle paar Jahre stockt sie in 
Hanweiler, weil neu verhandelt werden muss, 
wer die Strecke in Frankreich bezahlt und so 
weiter. Es gibt auch im Gesundheitsdienst gro-
ße Schwierigkeiten, im Rettungsdienst, bei Poli-
zeieinsätzen. Es geht schon manches mühsam, 
aber es ist noch viel zu tun.

Aus Berliner Perspektive ist Frankreich weit weg 
und das Saarland ohnehin. Deshalb legt man 
auf die deutsch-französische Freundschaft nicht 
den Nachdruck, den man legen müsste. Zur Zeit 
Friedrichs des Großen war das anders. Da hat 
man dort auch Französisch gesprochen.

Jetzt komme ich wieder auf die Verständigung 
zurück. Ich habe nur sechs Minuten Redezeit. 
Ich könnte unendlich viele Beispiele anführen, 
bei denen es nicht klappt, aber ich beschränke 
mich auf die Sprache. Vielleicht hat der eine 
oder die andere von Ihnen, liebe Kolleginnen 
und Kollegen, die Sendung am 22. Januar an-
lässlich des Élysée-Vertrages gesehen, in der die 
Frankreichstrategie Hauptthema war. Es war ei-
ne sehr sachliche Sendung. Auch Leute in zwei-
sprachigen Kindergärten sind zu Wort gekom-
men. Es ging darum, wie die Frauen dort gear-
beitet haben. Auch Fachleute sind gefragt wor-
den. Wie gesagt war es sehr sachlich. Die Leute 
waren alle sehr engagiert, waren in ihren Äuße-
rungen aber auch sehr kritisch. Sie haben mehr 
oder weniger gesagt, dass es so nicht funktio-
niert.

Ich gebe ein Beispiel von einem bilingualen Kin-
dergarten. Wenn es in einer Einrichtung mit 
sechs Gruppen nur eine französischsprachige 
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Erzieherin gibt, ist das mit Sicherheit viel zu 
wenig. Die betreffende Erzieherin hat hervorra-
gend Französisch gesprochen, wahrscheinlich ist 
es ihre Muttersprache. Es hat sich allerdings 
herausgestellt, dass sie auch Deutsch versteht. 
Für die Kinder ist es dann immer verführerisch, 
Deutsch zu sprechen. Wenn nur eine von sechs 
Erzieherinnen Französisch spricht, ist das zu we-
nig. Wenn dann in der ersten und zweiten Klas-
se kein Französischunterricht stattfindet, son-
dern erst ab der dritten, ist das nicht zu verste-
hen. Es wird also eine Pause gemacht, nach der 
sozusagen alles weg ist. Wenn es nur zwei Stun-
den sind, ist das einfach eine Katastrophe.

In meiner Jugend sind wir in Französisch 
zwangsunterrichtet worden. Es war pro Tag ei-
ne Stunde. Damals gab es noch die Sechs-Ta-
ge-Woche. Es war also sechsmal eine Stunde. 
Das hat nicht sehr viel geholfen. Man muss 
ganz anders rangehen. Man muss klotzen, nicht 
kleckern. Ich sehe, dass meine Redezeit leider 
gleich zu Ende ist. Als Schlusssatz sage ich: auf-
hören mit der Propaganda und anfangen mit der 
Arbeit. - Danke schön.

(Beifall von der AfD.)

Präsidentin Winzent: 

Ich danke Ihnen, Herr Fraktionsvorsitzender. Es 
liegt eine weitere Wortmeldung vor. - Ich ertei-
le nun das Wort für die SPD-Landtagsfraktion 
Herrn Abgeordneten Pascal Conigliaro.

Abg. Conigliaro (SPD): 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Liebe Saarländerinnen und Saarländer! Ich 
zitiere mit Ihrer Erlaubnis, Frau Präsidentin: 
„Europa ist wie ein Fahrrad. Hält man es an, 
fällt es um.“ - So einfach, aber prägnant hat 
der kürzlich verstorbene Architekt der modernen 
Europäischen Union, Jacques Delors, die Zusam-
menarbeit innerhalb der EU und die Weiterent-
wicklung der EU beschrieben. Es stimmt. Schau-
en wir zurück. Es gab Zeiten, in denen es lang-
sam voranging, beispielsweise Ende 1965 bei 
der sogenannten Politik des leeren Stuhls unter 
Charles de Gaulle. Es ging voran, aber eben nur 
sehr langsam. Das Entscheidende ist, dass die-
se schwierige Situation bald überwunden wur-
de. Selbst der Brexit, der deutlich gemacht hat, 
dass es nicht nur vorwärtsgeht, hat gezeigt, 
dass das Fahrrad nicht umgefallen, sondern wei-
tergefahren ist. Mit Blick auf die Sonderstellung 
der Briten wurde das Fahrrad vielleicht sogar 
leichtgängiger und manövrierfähiger. Das steht 
aber auf einem anderen Blatt.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, dass die 
deutsch-französische Freundschaft etwas ist, 
woran man täglich arbeiten muss, ist uns al-
len bekannt. Auch die Tatsache, dass es Höhen 

und Tiefen, gute und weniger gute Zeiten gibt, 
ist nichts Neues. Hier in Deutschland wurde oft 
das Bild des deutsch-französischen Motors ge-
prägt. Motor klingt nach solider, zuverlässiger 
Arbeit. Die Kollegen Arweiler und Toscani haben 
es heute rein zufällig verwendet. Es wird häu-
fig gebraucht. In Frankreich ist ein anderes Bild 
vorherrschend, nämlich die deutsch-französische 
Freundschaft als Partnerschaft auf Augenhöhe. 
Wie in jeder guten Beziehung gibt es wie bereits 
erwähnt Höhen und Tiefen.

Höhen sorgen oft dafür, dass man zusammen-
bleibt. Gemeinsam durchgestandene Tiefen ver-
tiefen in der Regel eine Partnerschaft. Anders 
als die Opposition komme ich jedoch nicht zu 
dem Ergebnis, dass die deutsch-französische 
Freundschaft auf einem Allzeittief sei und so 
schlecht funktioniere wie noch nie. Im Gegen-
teil, es lohnt sich ein Blick auf die letzten zehn 
Jahre. Ich erinnere Sie gerne an zwei einschnei-
dende Momente in der Geschichte der deutsch-
französischen Freundschaft.

Erstens. Als Macron am 26. September 2017 
seine berühmte Rede an der Sorbonne gehal-
ten hat, hat die gesamte Europäische Union 
auf die Reaktion Deutschlands gewartet - ver-
geblich. Die Reaktion blieb aus. Die deutsche 
Kanzlerin damals hieß bekanntermaßen Angela 
Merkel. In der Folge kam es dann unter ande-
rem zu Titeln in den Medien wie „Enge Freund-
schaft geht anders“. Allgemein wurde davon ge-
sprochen, dass Macrons Hoffnungen auf Zuge-
ständnisse aus Deutschland enttäuscht wurden. 
Das sind Beschreibungen und Zuschreibungen, 
die alles andere als ein positives Bild der dama-
ligen deutsch-französischen Freundschaft zeich-
nen. Trotzdem ging es weiter. Trotzdem gingen 
Deutschland und Frankreich Hand in Hand wei-
ter in der grenzüberschreitenden beziehungs-
weise der europäischen Zusammenarbeit.

Damit komme ich zu dem zweiten Punkt. Der 
Grund für die Tatsache, dass es trotz aller 
Schwierigkeiten voranging, liegt auch in der 
Besonderheit der deutsch-französischen Freund-
schaft, denn mit dem Élysée-Vertrag und dem 
Aachener Vertrag wurde die deutsch-französi-
sche Freundschaft institutionalisiert. Es geht 
nicht nur um Berlin und Paris. Das haben wir 
vorhin auch schon gehört. Es geht um eine in-
stitutionalisierte Zusammenarbeit auf allen Ebe-
nen, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall von der SPD.)

Wir können uns ein Stück weit auch auf die 
Macht der Institutionen und das Engagement 
vieler verlassen, gerade in Zeiten von Krisen 
und Unsicherheiten. Ich mache darauf aufmerk-
sam, dass sich die Welt seit 2017 beziehungs-
weise seit 2020 massiv verändert hat. Das war 
hier schon oft Thema. Wären die Fortschritte 
innerhalb der EU und auch in der grenzüber-
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schreitenden Zusammenarbeit inmitten der Kri-
sen ohne die starke Institutionalisierung der Zu-
sammenarbeit möglich gewesen? - Das bezweif-
le ich stark, weil es nicht mehr nur darauf an-
kommt, wie gut sich zwei Menschen verstehen, 
ob sie Freunde oder nur Kollegen sind, sondern 
weil feste und nachhaltige Strukturen geschaf-
fen wurden, die fast schon selbstverständlich 
ineinandergreifen, unabhängig von individuellen 
Sympathien und Befindlichkeiten. Wir sind uns 
allerdings einig. Wir dürfen die deutsch-französi-
sche Freundschaft nicht als eine Selbstverständ-
lichkeit betrachten. Natürlich müssen wir jeden 
Tag an ihr arbeiten und den Fortschritt aktiv 
vorantreiben. Es bringt uns nicht weiter, wenn 
wir sie dauerhaft schlechtreden, insbesondere 
im Saarland nicht.

(Beifall von der SPD.)

Wenn es einmal knirscht, dann sind es Men-
schen wie Anke Rehlinger, die den Gesprächsfa-
den wieder aufnehmen und echte Beziehungsar-
beit leisten. So war es zum Beispiel nach der 
Corona-Pandemie, als alle sehen konnten, dass 
ein Zurück in das nationale Krisenmanagement 
in einer Grenzregion wie der unseren nicht funk-
tioniert. Wir wollen das auch nicht.

(Beifall von der SPD.)

Aus diesem Grund hat sich unsere Ministerprä-
sidentin Anke Rehlinger gleich zu Beginn der 
Legislaturperiode auf den Weg nach Paris und 
Straßburg gemacht, um über die zukünftige Zu-
sammenarbeit im Allgemeinen, aber auch die 
besondere Rolle der Grenzregion im Speziellen 
zu sprechen, weil es um ganz konkrete Alltags-
probleme von ganz konkreten Menschen geht, 
sei es bei der Frage, wo man zum Arzt gehen 
kann oder ob das Wasserstoffnetz grenzüber-
schreitend funktioniert. Deshalb haben wir bei 
uns im Saarland das Motto: Wenn etwas nicht 
gut läuft, dann machen wir es besser. - Genau 
das tun wir, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall von der SPD.)

Das Saarland nimmt deutschlandweit eine Vor-
reiterrolle ein. Über 40 Prozent der Élysée-Kitas 
liegen im Saarland. Über 50 Prozent unserer 
Kitas arbeiten mit zweisprachigen Konzepten. 
Mit der Kita Salut haben wir die erste ech-
te deutsch-französische Kita deutschland- und 
frankreichweit. 

Wie gut die grenzüberschreitende Zusammen-
arbeit bei uns läuft, zeigen seit vielen Jahren 
auch unsere Hochschulen: die Uni der Großre-
gion, das CEUS, also das Cluster für Europa-
forschung, das Europainstitut, die Deutsch-Fran-
zösische Hochschule und so weiter. Grenzüber-
schreitende Zusammenarbeit in Wissenschaft 
und Forschung wird bei uns im Saarland groß-
geschrieben. So wollen wir es auch in ande-
ren Bereichen halten. Mehr deutsch-französische 

und grenzüberschreitende Zusammenarbeit in 
der Bildung, im Verkehr, dem Gesundheitswesen 
und der Wirtschaft, im Klimaschutz und auch im 
Kampf gegen Rechts. 

(Beifall von der SPD.)

Es ist genau so, wie Jacques Delors es ge-
sagt hat, ich zitiere mit Ihrer Erlaubnis: „So-
lange das Fahrrad fährt, fällt es nicht um.“ 
- Wer weiß das besser als wir hier im Saar-
land? Es gibt die gelebte deutsch-französische 
Freundschaft, die uns entscheidend voranbringt. 
Ich brauche nicht nach Berlin und Paris zu bli-
cken, auch nicht nur auf die Landeshauptstadt. 
Die deutsch-französische Freundschaft wird in 
den Kommunen mit Landkreisen, Städten und 
Gemeinden gelebt. Im ganzen Saarland beste-
hen deutsch-französische Städtepartnerschaften 
wie zum Beispiel in Homburg mit La Baule, 
wo es neben den regelmäßigen Austauschen an 
Schulen unter anderem auch gemeinsame Feu-
erwehr- und Wasserrettungsübungen gibt. Ich 
nenne stellvertretend die beiden für die Partner-
schaften verantwortlichen Feuerwehrleute Chris-
toph Moreau und Markus Hinsberger. Warum? - 
Im letzten Jahr durfte ich bei einem gemeinsa-
men Kameradschaftsabend der Feuerwehren da-
bei sein. In diesem Rahmen wurde Moreau für 
seine langjährigen Verdienste um die Partner-
schaft der Feuerwehren geehrt. Das war große 
Klasse! Das war gelebte Partnerschaft! Das war 
echte Freundschaft vom Feinsten, meine sehr 
verehrten Damen und Herren! 

(Beifall von der SPD.)

Das Saarland ist das europäischste aller Bun-
desländer. Nirgendwo werden Europa und die 
deutsch-französische Freundschaft im Alltag 
greifbarer als bei uns. Stärken wir unserer 
Ministerpräsidentin und deutsch-französischen 
Kulturbevollmächtigten Anke Rehlinger den Rü-
cken und setzen uns gemeinsam für den Aus-
bau deutsch-französischer Begegnungs- und 
Austauschmöglichkeiten für Kinder und Jugend-
liche sowie für die tatsächliche Umsetzung eines 
deutsch-französischen Kulturpasses ein. Lassen 
Sie uns gemeinsam die Frankreichstrategie ver-
bessern, wo sie verbessert werden muss, und 
ausweiten, wo sie ausgeweitet werden muss. 
Setzen wir uns gemeinsam für eine Stärkung 
des Weimarer Dreiecks ein, denn die deutsch-
französische Freundschaft ist der Grundstein für 
mehr und eine tragende Säule, wenn der Frie-
den in Europa in Gefahr ist. Wir wollen auf Basis 
der deutsch-französischen Freundschaft unseren 
Beitrag zur Verteidigung des europäischen Frie-
densprojekts leisten. Die Wiederbelebung der 
Partnerschaft mit Polen und die Zusammenar-
beit mit Frankreich im Weimarer Dreieck sind 
dabei von enormer Wichtigkeit. Lassen Sie uns 
diesen Weg gemeinsam weitergehen! 

(Beifall von der SPD.)
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Vielen Dank für die Aufmerksamkeit. Glück auf 
und nach dieser Rede im europäischen Kontext 
mit Frankreich: Vive la République! 

(Beifall von der SPD.)

Präsidentin Winzent: 

Ich danke Ihnen, Herr Kollege Conigliaro. Es 
liegt zwischenzeitlich eine weitere Wortmeldung 
vor. - Ich erteile Herrn Abgeordneten Roland 
Theis das Wort für die CDU-Landtagsfraktion.

Abg. Theis (CDU): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte 
Kolleginnen und Kollegen! Sehr geehrte Bürge-
rinnen und Bürger! Gestatten Sie mir noch eini-
ge wenige Anmerkungen zu diesem späten Zeit-
punkt der Debatte. Ich will mit etwas beginnen, 
das vorhin bereits von Ihnen gesagt worden ist, 
nämlich damit, den Wert der deutsch-französi-
schen Partnerschaft zu beschreiben. Ich glaube, 
da liegt bei manchen ein Missverständnis vor. 
Manche meinen, die deutsch-französische Part-
nerschaft sei so wichtig, weil es sie schon so 
lange gebe und man sich hier an der Grenze 
dies- und jenseits des Rheins - bildlich gespro-
chen - so nah sei. Das ist ein Irrtum. 

Die deutsch-französische Freundschaft ist des-
halb so wichtig und wertvoll, weil wir uns so un-
ähnlich sind. Wenn Sie sich ganz viele Parame-
ter anschauen, erkennen Sie, dass wenige Völ-
ker in Europa so unterschiedlich sind wie Deut-
sche und Franzosen. Schauen Sie sich die Rolle 
der Religion im Staat an, schauen Sie sich die 
Rolle des Staats in der Wirtschaft an, schauen 
Sie sich die Staatsorganisation an - Zentralis-
mus versus Föderalismus -, schauen Sie sich die 
geopolitische Ausrichtung an, wohin die Länder 
sozusagen schauen, wenn sie an die Welt den-
ken. Deutsche und Franzosen sind auch kulturell 
nicht sonderlich ähnlich. Sie sind nicht gleich. 
Sie sind sehr vielfältig. Es eint sie aber - das 
ist das Wertvolle - der unbedingte Wille, aus 
der Geschichte zu lernen und sich einig zu wer-
den, weil man so unterschiedlich ist. Das feiern 
wir am Deutsch-Französischen Tag. Deshalb will 
ich sagen: Dafür stehen Deutschland und Frank-
reich. Das macht uns so wertvoll für Europa!

(Beifall von der CDU.)

Schauen wir heute mit kritischem Blick nach 
Berlin: Sehr geehrter Herr Conigliaro, es bringt 
nichts, sich die Dinge schönzureden. Es ist nicht 
schlimm, dass man sich streitet, im Gegenteil, 
das ist normal. Wenn man sich in den Aus-
gangspunkten nicht ähnlich ist, ist es doch völlig 
klar, dass man sich auf dem Weg zum Kompro-
miss streitet. Was für die deutsch-französischen 
Beziehungen und für diesen Wert, den ich ge-
rade beschrieben habe, gefährlich ist, ist nicht 
der Streit, sondern das Desinteresse und den 

Mut nicht aufzubringen, sich streiten zu wollen 
und zu einem Ergebnis zu kommen. Das ist die 
Gefahr, in der die deutsch-französischen Bezie-
hungen stecken. Wir dürfen als Saarländerinnen 
und Saarländer nicht müde werden, darauf hin-
zuweisen! 

(Beifall von der CDU.)

Staatspräsident Macron hat es in seiner - wie 
ich finde - nicht nur sprachlich beeindrucken-
den Rede anlässlich des Festaktes für Wolfgang 
Schäuble in einem Satz zusammengefasst, den 
er über den ehemaligen Bundestagspräsidenten 
gesagt hat. Ich zitiere mit Ihrer Erlaubnis, Frau 
Präsidentin: „Er hatte verstanden, dass von al-
len Grenzen dieses Kontinents die sensibelste, 
die historisch am stärksten verletzte, unsere 
Grenze, auch die vielversprechendste und die 
fruchtbarste sein konnte.“ Meine sehr verehrten 
Damen und Herren, genau das ist die Verant-
wortung, vor der wir stehen. Entscheiden wir 
uns für die Fruchtbarkeit dieser Grenze oder für 
die Verletzung? Wir Saarländerinnen und Saar-
länder stehen für eine fruchtbare Grenze. Dafür 
gibt es in diesem Haus Gott sei Dank großen 
Konsens. 

(Beifall von der CDU. - Der Redner räuspert 
sich.)

Das war eine Grenouille, wie der Franzose sagt. 
- Wo es vielleicht keinen Konsens gibt, ist 
in der aktuellen Bewertung des Zustands der 
deutsch-französischen Beziehungen. Ich gebe 
Ihnen recht, wir sehen das kritisch. Man kann 
das sehr gut mit Fakten belegen. Schauen Sie 
sich den Zustand des Aachener Vertrags an. Der 
Aachener Vertrag wurde 2019 unterschrieben, 
also vor wenigen Jahren, und trägt im Übrigen 
- Ehre, wem Ehre gebührt - die Handschrift 
vieler Saarländerinnen und Saarländer, nicht zu-
letzt des damaligen Bundesaußenministers Hei-
ko Maas. Dieser Aachener Vertrag enthält vie-
le großartige Versprechungen und Festlegungen, 
die Deutschland und Frankreich getroffen ha-
ben: stärkere gemeinsame Außen- und Sicher-
heitspolitik, stärkere gemeinsame Aktivitäten in 
Sachen Rüstungs- und Verteidigungspolitik, ge-
meinsame Bemühungen zur Förderung der je-
weiligen Nachbarsprache.

Das Traurige ist nur, dass das in großen Teilen 
nicht und dort, wo überhaupt, zu wenig gelebt 
wird. Ich will Ihnen nur drei Beispiele nennen. 
Schauen Sie sich die Außen- und Sicherheits-
politik an. Es ist bewundernswert, mit wie viel 
Nachhalt die französische Regierung quasi dar-
um bittet, dass Deutschland endlich die ausge-
streckte Hand ergreift. Schauen Sie sich das an: 
Macron hat zum Beispiel die Gespräche 2019, 
als Jinping in Paris zu Gast war, nicht alleine 
geführt. Er hat den damaligen Kommissionsprä-
sidenten Jean-Claude Juncker und die damalige 
Bundeskanzlerin - sie ist vorhin schon genannt 
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worden - nach Paris eingeladen und gesagt: 
Lass uns das gemeinsame Zeichen nach Peking 
schicken, dass wir Europäer mit einer Stimme 
sprechen.

Als aber vier Jahre später Olaf Scholz zu sei-
nem Antrittsbesuch nach Peking reiste, hat er 
nicht etwa Macron mitgenommen, er hat deut-
sche Industriekapitäne mitgenommen. Meine 
sehr verehrten Damen und Herren, die Franzo-
sen verstehen schon, dass wir in der Außen- 
und Sicherheitspolitik leider keinen Fortschritt, 
sondern Rückschritte machen, verglichen mit 
dem, was der Aachener Vertrag festgelegt hat. 
Das ist die traurige Bilanz dieser Bundesregie-
rung. Das ist die Realität, und das muss man in 
einem Parlament auch ansprechen dürfen, mei-
ne sehr verehrten Damen und Herren.

(Beifall von der CDU.)

Das Gleiche gilt - Kollege Toscani ist vorhin 
bereits darauf eingegangen - für die Verteidi-
gungspolitik. Es trifft auf mein Unverständnis, 
wie man wissend, dass wir uns vielleicht auf 
eine Situation einstellen müssen, bei der das, 
was uns über Jahrzehnte an Schutzschirm von-
seiten der Vereinigten Staaten zugesichert wur-
de, nicht mehr zur Verfügung steht, immer noch 
nicht auf europäische Souveränität in Sachen 
Rüstung und Verteidigung setzen kann. Es trifft 
auf mein Unverständnis, dass man nur und ein-
seitig darauf setzt, die sogenannte Zeitenwende 
als nationales Projekt zu definieren. Meine sehr 
verehrten Damen und Herren, ich halte das für 
einen Fehler. 

Sie haben eben die Goethe-Institute angespro-
chen: Auch das ist ein fatales Signal und steht 
vollkommen im Widerspruch zu dem, was der 
Aachener Vertrag vorgesehen hat.

Das Tragische dabei ist, liebe Kolleginnen und 
Kollegen, dass wir, wie es die „Welt“ neulich 
geschrieben hat, heute - ich füge hinzu: hof-
fentlich nicht „heute noch“ - eine historisch 
deutschlandfreundliche Regierung in Paris ha-
ben. Wir sehen in Paris eine historisch deutsch-
landfreundliche Regierung, auch nach der Regie-
rungsbildung finden sich an zentralen Stellen 
Menschen, die Deutschland kennen, die Deutsch 
können und die diese Beziehung leben wollen 
und leben. Ich nenne Bruno Le Maire, ich nen-
ne den Staatspräsidenten, Sie kennen sicherlich 
noch viele andere. Aber es gibt uns doch lei-
der niemand die Garantie, dass der nächste Mie-
ter des Élysée-Palasts das noch genauso sehen 
wird. Eben deshalb müssen wir doch dieses Zeit-
fenster nutzen! Ich möchte nicht erleben, dass 
- Sie haben es vorhin angesprochen - in 20 
Jahren ein junger Abgeordneter hier steht und 
sagt: „Ja, die Olympischen Spiele, das war noch 
einmal schön, aber danach haben wir gesehen, 
wie die Geschichte den Bach runtergegangen 
ist.“

Dafür müssen wir heute kämpfen! Dafür brau-
chen wir heute eine Bundesregierung, die die 
Hand ergreift, die Frankreich ausstreckt. Dafür 
müssen wir Saarländerinnen und Saarländer uns 
einsetzen, liebe Freunde!

(Beifall von der CDU.)

Ich gebe zu, dass ich - ich will das noch sehr zu-
rückhaltend ausdrücken - einigermaßen ernüch-
tert bin angesichts der Zurückhaltung der saar-
ländischen Landesregierung in der Öffentlichkeit 
bei allen diesen Fragen. Ich sehe ab und zu, 
dass die Saarbrücker Zeitung darüber etwas 
schreibt. Aber ich treffe weder in Berlin noch 
in Paris jemanden, der mitbekommen hätte, 
dass das Saarland heute starker Anwalt für die 
deutsch-französischen Beziehungen wäre, dass 
sich das Saarland einsetzen würde, wenn es in 
Berlin nicht gut läuft. Ich treffe niemanden, der 
sagen würde, dass wir starke Stimme für die 
deutsch-französischen Beziehungen seien. Mit 
der Position der Kulturbevollmächtigten hätten 
wir genau diese starke Stimme zur Verfügung, 
sie wird aber leider zu wenig genutzt. Ich hoffe, 
dass sich das ändert, meine sehr verehrten Da-
men und Herren. Vor diesem Hintergrund bitte 
ich um Unterstützung für unseren Antrag. - Ich 
bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall von der CDU.)

Präsidentin Winzent: 

Ich danke Ihnen, Herr Kollege Theis. Es ist eine 
weitere Wortmeldung der AfD-Landtagsfraktion 
eingegangen. - Ich erteile das Wort Herrn Frak-
tionsvorsitzenden Josef Dörr.

Abg. Dörr (AfD): 

Frau Präsidentin! - Herr Theis, das war eine 
überzeugte und überzeugende Rede für Europa. 
Ich habe Sie schon Französisch reden hören, 
daher weiß ich, dass Sie diese Rede auch auf 
Französisch hätten halten können. Sie kennen 
vielleicht auch noch ein halbes Dutzend aus un-
serem Kreis, die ebenfalls in Französisch kom-
munizieren und sich verständigen können. Es 
besteht diesbezüglich aber noch großer Hand-
lungsbedarf. 

Frei nach dem Wahlspruch, dass keine Werbung 
stärker sei als ein gutes Vorbild, wage ich noch 
einmal den Anlauf und fordere uns alle noch 
einmal auf, auch in dieser Hinsicht etwas mehr 
zu tun. Wir sollten also nicht nur viel über die 
deutsch-französische Freundschaft reden, son-
dern einen konkreten Beitrag leisten, indem 
wir selbst unsere Französischkenntnisse, sofern 
sie eingeschlafen sind, wiedererwecken und be-
leben beziehungsweise, sofern wir noch keine 
erworben haben, endlich damit beginnen. Also 
Schluss mit den vielen Reden! Ran an die Arbeit! 
- Herzlichen Dank.

Landtag des Saarlandes - 17. Wahlperiode - 22. Sitzung am 06./07. Februar 2024

(Abg. Theis (CDU))

1698



(Beifall von der AfD.)

Präsidentin Winzent: 

Ich danke Ihnen, Herr Fraktionsvorsitzender. - 
Ich stelle fest, dass keine weiteren Wortmeldun-
gen vorliegen. Somit schließe ich die Ausspra-
che. 

Kommen wir nun zur Abstimmung über den 
Antrag Drucksache 17/752. Wer für die Annah-
me der Drucksache 17/752 ist, den bitte ich, 
eine Hand zu erheben. - Wer ist dagegen? - 
Wer enthält sich? - Ich stelle fest, dass der An-
trag Drucksache 17/752 einstimmig angenom-
men ist. Zugestimmt haben alle Fraktionen des 
Hohen Hauses. 

Bevor wir in der Tagesordnung fortfahren, 
möchte ich die Gelegenheit nutzen, die Vertreter 
des Bauernverbandes in unserer Sitzung heute 
Morgen herzlich willkommen zu heißen. Seien 
Sie uns herzlich willkommen im Hohen Hause! 

(Beifall des Hauses.)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, kommen wir 
nun zu den Tagesordnungspunkten 2 und 3:

Beschlussfassung über den von der SPD-
Landtagsfraktion eingebrachten Antrag 
betreffend: Der Landwirtschaft Luft zum 
Atmen lassen - Landwirtschaftliche Be-
triebe wirksam unterstützen und entlas-
ten (Drucksache 17/748 - neu) 

Beschlussfassung über den von der CDU-
Landtagsfraktion eingebrachten Antrag 
betreffend: Unsere Land- und Forst-
wirtschaft weiter unterstützen - die 
willkürlichen Belastungspläne der Am-
pel unverzüglich stoppen (Drucksache 
17/742) 

Zur Begründung des Antrages der SPD-Land-
tagsfraktion erteile ich Herrn Abgeordneten Ma-
ximilian Raber das Wort.

Abg. Raber (SPD): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Werte Kollegin-
nen und Kollegen! Meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Der menschengemachte Klimawan-
del bedroht unsere Lebensgrundlage, das ist ein 
wissenschaftlich belegter Fakt. Die Folgen be-
treffen uns alle. Doch als Erste spüren das dieje-
nigen, die von der Natur leben und mit ihr arbei-
ten: unsere Landwirtinnen und Landwirte. Ohne-
hin haben wir im Saarland nicht die besten Vor-
aussetzungen; Dürre, Trockenheit und Extrem-
wetterereignisse erschweren die Situation noch 
zunehmend. Insgesamt bedeutet das also keine 
gute Ausgangslage für unsere heimische Land-
wirtschaft. 

Die Kürzungen des Bundes beim Agrardiesel er-
schweren die angespannte Lage noch zusätzlich. 
Dass die Ausgangslage sich hierdurch noch wei-
ter verschlechtert, können und wollen wir nicht 
akzeptieren. Es ist völlig verständlich, dass die 
Landwirtinnen und Landwirte dagegen protestie-
ren und sich für ihre Sache starkmachen. Sie 
haben auch jedes Recht dazu. Lassen Sie mich 
auch das noch einmal deutlich sagen: Die Lan-
desregierung, an der Spitze unsere Ministerprä-
sidentin Anke Rehlinger, und wir als SPD-Land-
tagsfraktion stehen an der Seite der saarländi-
schen Landwirtschaft. 

(Beifall von der SPD.)

Die aktuelle Lage ist nicht einfach. Das, was die 
saarländischen Bäuerinnen und Bauern jeden 
Tag leisten, ist auch keineswegs selbstverständ-
lich. Mit viel Leidenschaft, Engagement und Ein-
satz stellen sie sich gegen die widrigen Bedin-
gungen. Trotz oftmals wenig ertragreicher Bö-
den bauen sie auf den Feldern an, trotz strenger 
Tierschutzauflagen halten sie noch immer Vieh 
- und das ist gut so. Dank dieser Leidenschaft 
und dieses Einsatzes können die Saarländerin-
nen und Saarländer Produkte aus ihrer Heimat 
kaufen. Dank dieses Einsatzes haben wir auch 
saarländische Lebensmittel auf unseren Tellern. 
Das alles verdient unser aller Respekt, aber 
eben auch unsere Unterstützung, wenn sie ge-
braucht wird. 

(Beifall von der SPD.)

Meine Damen und Herren, wie bereits gesagt: 
Als Mitglieder der SPD-Fraktion haben wir vol-
les Verständnis für die Proteste der Landwirtin-
nen und Landwirte - hier im Saarland, aber 
auch im gesamten Bundesgebiet. Das hat auch 
unsere Ministerpräsidentin in den vergangenen 
Wochen mehr als deutlich gemacht. Unterstri-
chen wird das durch den Antrag, den das Saar-
land in den Bundesrat mit eingebracht hat. Zu-
sammen mit anderen Bundesländern wie Meck-
lenburg-Vorpommern oder Niedersachsen treten 
wir damit für eine nachhaltige und krisenfeste 
Agrarwirtschaft ein. Dabei erkennen wir die so-
ziale Bedeutung der nachhaltigen Entwicklung 
ländlicher Räume und die Bedeutung des Erhalts 
der Kulturlandschaft an und betonen ihre beson-
dere Bedeutung als Lebens-, Arbeits- und Wirt-
schaftsraum. Wir setzen dabei auch auf den 
Dialog zwischen Politik und dem landwirtschaftli-
chen Berufsstand. Klar ist aber auch, dass die 
Marktbeteiligten ebenfalls an den Tisch geholt 
werden müssen. 

Daher freue ich mich besonders, dass Herr Fon-
taine und Herr Schreiner heute Morgen hier 
sind. Ich möchte mich ausdrücklich beim Saar-
ländischen Bauernverband bedanken, dass Sie 
für einen ordentlichen und anständigen Ablauf 
der Demonstrationen gesorgt haben. Wer be-
rechtigte Kritik seriös äußert, wer für die Zu-
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kunft kämpft, der wird auch gehört. Lassen wir 
es aber nicht zu, dass der wichtige Diskurs hier 
weiter verroht. Denn es bleibt dabei: Hier im 
Saarland reden wir miteinander statt übereinan-
der. 

(Beifall von der SPD.)

Unsere Landesregierung und wir als SPD-Frak-
tion haben die Landwirtschaft nach wie vor im 
Blick, und deswegen investieren wir auch in sie. 
Die gemeinsame Agrarpolitik der Europäischen 
Union ist dabei eine wichtige finanzielle Stüt-
ze für unser eher finanzschwaches Bundesland. 
Seit dem 1. Januar ist nun die neue Förderperi-
ode angelaufen. Neben der ersten Säule legen 
wir als Bundesland aber auch nach: Wir fördern 
mit der Ausgleichszulage für benachteiligte Ge-
biete vor allem Grenzertragsstandorte, denn ge-
rade sie haben besonders schwierige Produkti-
onsbedingungen. So wollen wir verhindern, dass 
diese wertvollen Höfe aufgegeben werden, denn 
das betrifft nicht weniger als 93 Prozent der 
landwirtschaftlich genutzten Fläche im Saarland. 
Dadurch ermöglichen wir eine flächendeckende 
Landbewirtschaftung und unterstützen so auch 
den Erhalt der saarländischen Kulturlandschaft. 

Bei all dem ist mir aber besonders wichtig zu 
betonen: Es handelt sich bei den Förderungen 
mitnichten um Geschenke an die Landwirtschaft. 
Es ist vielmehr ein Ausgleich, da deutsche Bau-
ern nicht auf Weltmarktniveau produzieren kön-
nen, denn Deutschland hat höhere Standards 
als andere Länder. Nur durch diese Subvention 
ist es überhaupt möglich, dass Lebensmittel von 
Höfen aus dem Saarland und aus Deutschland in 
den Lebensmitteltheken unserer Geschäfte ste-
hen. Ich für meinen Teil würde das nicht missen 
wollen, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall von der SPD.)

In diesem Bereich muss der Bund nun auch 
endlich seine Hausaufgaben machen. Das Agrar-
fördersystem muss dringend vereinfacht wer-
den, statt es weiterhin aufzublähen und damit 
zu verkomplizieren. Und genau das trifft auch 
auf die Europäische Union zu. Wir setzen uns 
dafür ein, dass existierende Vorgaben so effizi-
ent und unbürokratisch wie irgend möglich um-
gesetzt werden. Denn das schönste Fördersys-
tem hilft am Ende gar nichts, wenn weder die 
Anspruchsberechtigten noch die Genehmigungs-
behörden den Durchblick behalten können. Wie 
wichtig es ist, die Versorgung auch regional 
gewährleisten zu können, sollte seit dem russi-
schen Angriffskrieg auf die Ukraine außer Frage 
stehen. Deshalb ist es auch richtig gewesen, im 
letzten Jahr die Fruchtfolge auf den Feldern aus-
zusetzen und damit die Möglichkeit zu schaffen, 
auch im zweiten Jahr beispielsweise Weizen an-
zubauen. Wir begrüßen auch ausdrücklich, dass 
die Europäische Union in diesem Jahr abermals 
die Stilllegung von Agrarflächen aussetzt. Das 

war im letzten Jahr berechtigt, und das ist in der 
aktuellen Situation nur konsequent. 

Wir stehen auch weiterhin zu unseren Zielen 
in der ökologischen Landwirtschaft. Wir halten 
an der Farm-to-Fork-Strategie der Europäischen 
Union fest, die 30 Prozent ökologischen Anteil 
am gesamten Landbau bis 2030 vorsieht. Des-
halb ist es auch richtig, dass wir in den kom-
menden Jahren über 36 Millionen Euro in die 
Landwirtschaft und insbesondere in den Öko-
landbau im Saarland investieren. Bioprodukte 
sind teuer, das ist unbestritten und das ist ver-
ständlich. Nimmt man den ökologischen Land-
bau ernst, darf der Fokus aber nicht nur auf 
der Flächenförderung liegen. Wir müssen den 
saarländischen Ökolandbau vielmehr mit einem 
Strauß verschiedener Maßnahmen unterstützen. 
Besonders müssen die Vermarktungsstrukturen 
für ökologisch erzeugte Produkte verbessert 
werden. Denn jedes Produkt, das nicht erst 
Hunderte Kilometer auf der Straße verbringt, 
bis es beim Endverbraucher landet, spart beim 
Transport CO₂-Emissionen ein. 

Je leichter der Verbraucher die Produkte bezie-
hen kann, je weniger Zwischenhändler einge-
schaltet sind, umso mehr bleibt die Wertschöp-
fung auch in der Region. Denn bezieht der Ver-
braucher direkt beim Erzeuger, werden die Kos-
ten für den Zwischenhandel nicht auf das Pro-
dukt umgelegt, die Landwirte erhalten quasi di-
rekt den Lohn für ihre Mühen. Das ist nicht nur 
eine Form der Wertschätzung, das ist vor allem 
richtig so! 

(Beifall von der SPD.)

Das Saarland ist bundesweit Spitze im Bereich 
der ökologischen Landwirtschaft. Die Bundesre-
gierung priorisiert diese ebenfalls. Gerade dar-
um verstehen viele - und dazu gehöre ich 
auch - nicht, warum die Vergünstigungen für 
den Agrardiesel wegfallen sollen, denn die Bio-
betriebe trifft dieser Wegfall mit am härtesten. 
Bio- und Ökobetriebe müssen öfter den Traktor 
nutzen und verbrauchen dadurch mehr Kraft-
stoff, weil sie eben nicht einfach Herbizide oder 
Pestizide einsetzen können. Es ist gerade der 
Kern der biologischen Landwirtschaft, auf die-
se zu verzichten. Und das bedeutet im Umkehr-
schluss, dass sie den Boden intensiver mecha-
nisch bearbeiten müssen, gerade im Vergleich 
zur konventionellen Landwirtschaft. Daraus re-
sultiert, dass gerade die Biobetriebe durch die 
Erhöhung des Dieselpreises besonders betroffen 
sind. Meine Damen und Herren, das halte ich 
schlichtweg für falsch und so auch nicht für hin-
nehmbar! 

(Beifall von der SPD.) 

Im Saarland reden wir miteinander statt über-
einander. Der vorliegende Antrag der SPD-Frak-
tion zeigt dies ganz deutlich. Zum Miteinander-
Reden gehört aber selbstverständlich auch, mit-
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einander der Sache wegen im gegenseitigen Re-
spekt zu streiten. Die Situation unserer Land-
wirtschaft wird auch zukünftig schwierig bleiben, 
da dürfen wir uns nichts vormachen. Auch in 
der Landwirtschaft wird es Veränderungen ge-
ben müssen, das gehört für mich zur Ehrlichkeit 
auch mit dazu. Ganz entscheidend für die Ak-
zeptanz dieser Veränderungen ist es, dass sie 
planbar und machbar sind, dass sie die Men-
schen nicht überfordern. Dafür kämpft die SPD 
an der Saar gemeinsam mit unserer Landesre-
gierung. - Herzlichen Dank und Glück auf!

Präsidentin Winzent: 

Ich danke Ihnen, Herr Kollege Raber, für die Be-
gründung des Antrages. - Nun erteile ich zur Be-
gründung des Antrages der CDU-Landtagsfrak-
tion das Wort Herrn Abgeordneten Alwin Theo-
bald.

Abg. Theobald (CDU): 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Sehr geehrte Damen und Herren und be-
sonders lieber Herr Schreiner und lieber Herr 
Fontaine! Herzlich willkommen! Die wichtigste 
Währung in der Politik ist Vertrauen. Aber gera-
de dieses Vertrauen wird von der roten Ampel in 
Berlin massiv gestört. Ein roter Faden in der Re-
gierungsarbeit ist nicht einmal mehr im Ansatz 
zu erkennen. Ganz im Gegenteil, die falsche, 
die konfuse, die ideologisch geprägte Politik der 
Bundesregierung trifft ganz massiv ausgerech-
net die Leistungsträger in unserer Gesellschaft, 
und sie trifft auf existenzbedrohende Weise ganz 
aktuell vor allem gerade auch diejenigen, die im 
wahrsten Sinne des Wortes jeden Tag für uns 
ackern. 

(Beifall von der CDU.)

Man muss sich das einmal bildlich vorstellen: 
Aus Angst vor den eigenen Leuten, aus Angst 
davor, dass politische Vorhaben an die Presse 
durchgesteckt werden, verschanzen sich drei 
Herren von SPD, GRÜNEN und FDP im Kanzler-
amt und klabustern im Hinterzimmer aus, wie 
sie aus der Misere eines verfassungswidrigen 
Haushaltes wieder rauskommen. Ohne zuständi-
ge Fachminister, ohne den Sachverstand der Ar-
beitsebene und ohne jeglichen Blick über den ei-
genen Tellerrand hinaus fassen sie weitreichen-
de Entscheidungen, die in die Mitte unserer Ge-
sellschaft zielen und die mit voller Härte ausge-
rechnet diejenigen treffen, die für unser tägli-
ches Brot sorgen. Sie treffen unsere Landwirte, 
sie treffen einen elementaren Bereich unserer 
Grundversorgung, und sie bestrafen ausgerech-
net genau den Sektor, der längst alle Klimaziele 
einhält. Das macht fassungslos, liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Ich fordere die Landesregie-
rung deshalb auf, sich auf Bundesebene nach-
drücklich dafür einzusetzen, dass die Steuerer-

höhung beim Agrardiesel für land- und forstwirt-
schaftliche Betriebe zurückgenommen wird! 

(Beifall von der CDU.)

Schauen wir uns mal genau an, worüber wir hier 
reden. In Deutschland gibt es zurzeit 250.000 
landwirtschaftliche Betriebe, vor 25 Jahren wa-
ren es noch doppelt so viele. Allein im Jahr 2022 
haben fast 1.000 Betriebe ihre Türen für immer 
geschlossen, und auch im zurückliegenden Jahr 
2023 dürfte diese Zahl ähnlich hoch gewesen 
sein. Auch im Saarland ist die Zahl der Betriebe, 
übrigens auch der Biobetriebe, deutlich rückläu-
fig. 

Ausgerechnet in dieser Situation entscheidet 
nun die Bundesregierung, die Landwirtschaft mit 
deutlich höheren Steuern zu belasten. Das ist 
ein harter Schlag gegen die ländlichen Räume in 
Deutschland, und es ist vor allem auch ein har-
ter Schlag gegen die ländlichen Räume hier im 
Saarland, wo es die Landwirte noch härter trifft, 
denn sie stehen nicht nur im globalen Wettbe-
werb, sondern in ganz besonderem Maße auch 
im Wettbewerb in der Großregion. 

Wir haben eine Bundesregierung, der das 
Schicksal unserer landwirtschaftlichen Betriebe 
ganz offensichtlich gleichgültig ist, und, was ei-
gentlich noch schlimmer ist, eine SPD hier im 
Saarland, die wie die Lemminge dieser Bundes-
regierung auch noch in diese völlig falsche Rich-
tung hinterherläuft. 

(Abg. Braun (SPD): Das ist falsch.)

Von der Unterstützung, die Ihre Ministerpräsi-
dentin noch vollmundig angekündigt hat, ist 
nicht mehr viel übrig.

(Beifall von der CDU.)

Ihre Bundestagsabgeordneten haben in den 
entsprechenden Abstimmungen im Bundestag 
längst gezeigt, dass ihnen die Parteiraison und 
die Fraktionsdisziplin wichtiger sind als die Zu-
kunft der bäuerlichen Betriebe hier im Saar-
land. Eine Handvoll Abgeordnete der FDP hat-
te wenigstens noch den Mumm, Nein zu den 
falschen Entscheidungen zu sagen und für eine 
Beibehaltung des Agrardiesels und damit für ei-
nen inhaltlich starken Antrag der CDU/CSU-Bun-
destagsfraktion zu stimmen. Bei der SPD, Fehl-
anzeige; auch die SPD-Abgeordneten aus dem 
ländlichen Raum des Saarlandes haben für die 
massive Steuererhöhung beim Agrardiesel ge-
stimmt, das lässt sich nicht bestreiten.

(Beifall von der CDU.)

Dann schaue ich mir den Antrag der SPD-Land-
tagsfraktion und lese - ich zitiere mit Ihrer Er-
laubnis, Frau Präsidentin -: „Daher begrüßt der 
Landtag des Saarlandes, dass die Bundesregie-
rung die Streichung der Kfz-Steuerbefreiung für 
die Landwirtschaft zurückgenommen hat und 
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der Wegfall der Steuerbegünstigung des Agrar-
diesels zumindest schrittweise erfolgen soll.“

(Vereinzelt Beifall bei der SPD.)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, Sie klatschen, 
aber tatsächlich begrüßen Sie, dass nach deut-
licher Intervention durch die Fachleute der Ar-
beitsebene im Finanzministerium die Bundesre-
gierung zurückgerudert ist, weil die Streichung 
der grünen Nummernschilder alleine schon aus 
bürokratischen Gründen völliger Nonsens wäre. 
Und Sie begrüßen, dass die massive Steuerer-
höhung beim Agrardiesel schrittweise auf gerade 
mal 100 Wochen gestreckt wird. Hat Ihnen noch 
niemand erklärt, wie langfristig unsere Landwir-
te denken, kalkulieren und rechnen müssen, 
wenn sie in ökologische Landwirtschaft und in 
mehr Tierwohl investieren wollen? Während Sie 
und die rote Ampel in Berlin sich gerade mal 
über die Legislaturperiode retten wollen, denken 
unsere Landwirte in Generationen, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen.

(Beifall von der CDU. - Sprechen.)

Ihr Wischiwaschi-Antrag unterstützt sie dabei 
kein bisschen. Dabei hat doch Ihre Ministerprä-
sidentin verkündet - ich zitiere erneut, Frau Prä-
sidentin -: „Die Kürzungen bei Kfz-Steuer und 
Agrardiesel waren unfair, die Landwirte konnten 
das von jetzt auf gleich so nicht einkalkulieren. 
Der Traktor fährt nun mal mit Diesel und zu-
mindest kurzfristig gibt es keine Alternative.“ - 
Die Ministerpräsidentin hat Recht, die Landwirte 
konnten das nicht gleich so einkalkulieren. Ich 
verrate Ihnen noch etwas, sie können es auch 
auf Sicht von 100 Wochen kaum einkalkulieren, 
weil Lieferverträge für die landwirtschaftlichen 
Produkte oft langfristig sind.

Was genau ist nun von dieser Forderung im 
Antrag der SPD-Fraktion übrig? Wo findet sich 
in Ihren wachsweichen Forderungen ein Zeit-
plan oder wenigstens die Forderung nach Al-
ternativen wie beispielsweise eine Förderung 
pflanzlicher Treibstoffe? Kein Traktor, kein Mäh-
drescher und kaum eine Maschine in der Land-
wirtschaft funktioniert ohne Dieseltreibstoff. So 
wie Strom die Automobilfabrikation antreibt und 
mehr denn je für eine zukunftsfähige Stahlin-
dustrie an der Saar gebraucht wird, braucht die 
Forst- und Landwirtschaft eben Diesel. Elektro-
antriebe können die schwerarbeitenden Maschi-
nen in der Landwirtschaft nicht antreiben, nicht 
heute, nicht morgen und auch nicht in 100 Ta-
gen!

(Beifall von der CDU.)

Ihre weiße Salbe, nicht mehr ist Ihr Antrag, hilft 
also unseren landwirtschaftlichen Betrieben kein 
Stück weiter und kann noch weniger darüber 
hinwegtäuschen, dass Sie eben nicht an der Sei-
te unserer Bäuerinnen und Bauern stehen.

Ist es nicht so, dass die Einnahmen, die durch 
eine Besteuerung von Kraftstoffen erzielt wer-
den, dazu dienen sollen, das Verkehrswegenetz 
intakt zu halten und auszubauen? Das öffent-
liche Straßennetz wird jedoch von den land-
wirtschaftlichen Nutzfahrzeugen kaum befahren, 
sondern allenfalls genutzt, um von den Bauer-
höfen auf die Äcker und Felder zu kommen. Der 
weit überwiegende Teil der Fahrten erfolgt auf 
den Betriebsflächen der Landwirte. Das muss 
sich doch in der Steuerpolitik widerspiegeln! 
Deshalb lohnt sich der Blick über die Grenzen 
mehr denn je, liebe Kolleginnen und Kollegen.

Haben wir nicht vor wenigen Minuten noch über 
Europa gesprochen? Haben wir nicht vor weni-
gen Minuten noch einen Antrag debattiert, in 
dem formuliert ist, von welch besonderer Be-
deutung die grenzüberschreitende Politik für das 
Saarland sei? Haben wir nicht darüber disku-
tiert, wie wichtig die Einbindung in die einzigar-
tige Großregion als Antwort auf wesentliche Fra-
gen für die Zukunft sei? Das alles scheinen zu-
mindest mit Blick auf die Agrarpolitik jedenfalls 
nicht mehr als wohlfeile Worte zu sein. Wie hoch 
sind denn die Steuern auf Agrardiesel in Luxem-
burg? Wie hoch sind die Steuern auf Agrardie-
sel in der Wallonie, in Belgien? Wie teuer ist 
der Treibstoff, den die Traktoren in Frankreich 
im Tank haben? Ich sage es Ihnen: In Frank-
reich ist die geplante Steuererhöhung für Agrar-
diesel nach Protesten der Landwirte längst wie-
der vom Tisch. In Belgien und Luxemburg fallen 
gar keine Steuern auf Agrardiesel an, während 
der deutsche Steuersatz auf Agrardiesel schon 
jetzt bei 25,6 Cent liegt und in weniger als 100 
Wochen dank der roten Ampel bei 47,04 Cent 
pro Liter liegen wird. Rund 2 Milliarden Liter Die-
sel brauchen unsere deutschen Land- und Forst-
wirte jedes Jahr für ihre Arbeit. 2 Milliarden Li-
ter mal 47,04 Cent je Liter; man muss kein Re-
chenkünstler sein, um hier ein Ungleichgewicht 
gegenüber unseren direkten Nachbarn zu be-
merken. Ein Ungleichgewicht, das sich bald auf 
mehr als 940 Millionen Euro belaufen wird. Ge-
nau deshalb hat der Agrardiesel seine Berechti-
gung; er gleicht Wettbewerbsnachteile auf euro-
päischer Ebene aus und trägt dazu bei, dass die 
Konkurrenzfähigkeit unserer heimischen Land-
wirtschaft erhalten bleibt. Sie und Ihre rote Am-
pel werfen das alles über Bord.

Wir als CDU fordern die Landesregierung des-
halb auf, sich auf Bundesebene nachdrücklich 
dafür einzusetzen, dass die Streichung der 
Agrardieselsubventionen für land- und forstwirt-
schaftliche Betriebe zurückgenommen wird. Erst 
das Land, dann die Partei! Das erwarte ich von 
Ihnen. Das erwarten unsere Landwirte von Ih-
nen. Das erwarten völlig zu Recht die Menschen 
im Saarland insgesamt von Ihnen. Zeigen Sie 
Rückgrat, stimmen Sie unserem Antrag zu. - 
Vielen Dank.

(Lebhafter Beifall von der CDU.)
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Präsidentin Winzent: 

Ich danke Ihnen, Herr Kollege Theobald, für 
die Begründung des Antrags. Nun eröffne ich 
die Aussprache. Es sind Wortmeldungen einge-
gangen. - Ich erteile für die AfD-Landtagsfrakti-
on das Wort Herrn Fraktionsvorsitzenden Josef 
Dörr.

Abg. Dörr (AfD): 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Liebe Saarländerinnen und Saarländer! Es 
ist schon so oft gesagt und so oft beteuert 
worden, wie wichtig die Landwirtschaft ist. Nur 
müssen wir es auch selbst glauben, da es heute 
schwierig festzustellen ist, wie wichtig die Land-
wirtschaft ist, weil man Lebensmittel aus der 
ganzen Welt kaufen kann: Bananen, Apfelsinen, 
Reis, Getreide, Kartoffeln aus der Pfalz. Man 
kann Lebensmittel von überall her kaufen, aber 
was ist, wenn diese Lieferketten unterbrochen 
werden, für eine kurze Zeit, für länger oder gar 
für immer? Was ist dann? Dann brauchen wir die 
Landwirtschaft dringendst, nicht nur dringend, 
sondern dringendst. Wir streben auch an, dass 
man die Nahrungsmittel dort verzehrt, wo sie 
erzeugt werden.

Unsere Landwirtschaft hier im Saarland hat ei-
nen schweren Stand. Wir liegen nicht im Süden, 
wo es immer warm ist. Wir sind auch kein Land, 
das flach ist, wo man mit dem Pflug oder mit 
anderen Geräten ganz leicht durchfahren kann. 
Wir haben zudem Eigentumsverhältnisse, die 
es nicht immer leicht machen, einen landwirt-
schaftlichen Betrieb zu führen. Trotzdem sind 
die Landwirte, die heute noch dran sind, bei der 
Sache geblieben. Trotzdem wollen sie weiter ih-
ren Betrieb führen, allerdings haben viele unter-
wegs aufgeben müssen, weil sie es nicht mehr 
gepackt haben. Noch ein Gesichtspunkt: Von der 
Landwirtschaft wird mehr verlangt, als Nahrung 
für die Bevölkerung zu liefern, die hier lebt. Es 
wird auch von ihr verlangt, dass sie die Kultur-
landschaft pflegt. Für uns ist es selbstverständ-
lich, dass wir aufs Feld hinausgehen und spa-
zieren können, das ist sonst wo nicht so selbst-
verständlich, aber unsere Landwirte dulden das. 
Wir haben also allen Grund, unsere Landwirte zu 
unterstützen.

Jetzt muss ich mal ein Lob aussprechen: Wie 
ich das von außen beobachtet habe, ich war 
in der letzten Legislaturperiode fünf Jahre im 
Umweltausschuss, da haben die Umweltminister 
der vergangenen Jahrzehnte, kann ich schon sa-
gen, auch der vorherige Umweltminister, gute 
Arbeit geleistet. Da ist sehr viel erreicht worden. 
Das ist ja mit Berlin nicht so ganz einfach, weil 
die deutschen Länder zusammengebracht wer-
den müssen. Wenn man dann ein Ergebnis hat, 
muss man das noch in Brüssel verteidigen. Es 
ist also gar nicht so leicht. Da ist einiges erreicht 

worden, aber es genügt nicht. Denn warum ge-
hen unsere Landwirte auf die Straße? Das ist 
nicht das erste Mal. In der vergangenen Legisla-
turperiode haben wir das auch gehabt, und da-
mals meinte der Umweltsprecher der CDU, das 
sei alles in Ordnung, aber die Landwirte stan-
den draußen mit ihren Traktoren. Diesmal war 
es massiver.

Der Kollege von der SPD hat die Disziplin der 
Landwirte gelobt. Ich muss sagen, da hat man 
sich einiges abverlangt, dass man so diszipliniert 
demonstriert hat, damit die Leute keine Angst 
haben müssen wie sonst wo. Sonst wo würde 
anders demonstriert. Wir sollten das also nicht 
als Schwäche auslegen, sondern wir sollten das 
als das begreifen, was es ist, als eine ganz kla-
re Meinungsäußerung unserer Landwirte - die 
Landwirtinnen sind natürlich mitgemeint - uns 
gegenüber, dass wir etwas tun müssen. 

In den Beiträgen meiner Vorredner ist eines 
klargeworden, was wir sowieso wissen. Was 
ist einer der Hemmschuhe für unsere Landwirt-
schaft? Das ist die überbordende Bürokratie. Ich 
kenne einige - ich bin ja nicht in dem Milieu 
unter Landwirten, das erlebe ich nicht -, die 
sich massiv über die starke, nicht enden wol-
lende und immer noch wachsende Bürokratie 
beschweren. Es ist noch nicht genug, dass ein 
Landwirt ein schweres Leben hat. Natürlich ist 
es nicht mehr so wie früher, wo man hinter dem 
Pflug hergegangen ist. Man sitzt heute auf dem 
Traktor. Aber man kann nicht für abends um 
08.00 Uhr einen schönen Abend planen. Wenn 
das Wetter danach ist, muss man die Ernte ein-
bringen oder irgendwas auf dem Feld machen. 
Das ist eine sehr unregelmäßige Arbeit bei jeder 
Witterung und mit nicht so eleganter Kleidung. 
Es ist nicht ganz einfach. Wenn man dann noch 
dauernd durch die Bürokratie in seiner Arbeit 
gehemmt wird, ist das natürlich frustrierend. 
Mein Nachbar hatte Schafe und er hat es im-
mer liebevoll gemacht. Plötzlich hat er die Scha-
fe abgeschafft. Er hat gesagt: „Ich mache das 
mit Brüssel nicht mehr mit, das ist mir jetzt zu 
dumm.“

Erstens. Wir sollten zumindest als Saarland, zu-
erst einmal die Regierung, in Berlin vorstellig 
werden und hinter Berlin sitzen, damit das in 
Brüssel klappt. Das ist ganz wichtig. Zweitens. 
Wenn dort nicht das erreicht wird, was wir wol-
len, dann müssen wir das für uns, für unser 
Land, selbst machen. Vor allen Dingen sollten 
wir das, was wir an Bürokratie abbauen können, 
machen. - Herzlichen Dank!

(Beifall von der AfD.)

Präsidentin Winzent: 

Ich danke Ihnen, Herr Fraktionsvorsitzender. Es 
liegt eine weitere Wortmeldung vor. - Ich erteile 
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für die SPD-Landtagsfraktion das Wort Frau Ab-
geordneter Flora Elisa Schröder. 

Abg. Schröder (SPD): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Da-
men und Herren! Lieber Herr Theobald, ich will 
nur kurz auf Ihre Rede eingehen. Ich finde es 
bemerkenswert, wie Sie hier auftreten, als hät-
ten Sie mit der Landwirtschaftspolitik überhaupt 
nichts zu tun. Wer hat denn in den letzten Jahr-
zehnten das Landwirtschaftsressort innegehabt? 
Laut Cem Özdemir haben in 31 Jahren der ver-
gangenen 40 Jahre die CDU und CSU die Agrar-
minister im Bund gestellt. Wo ist denn da die 
von Ihnen angesprochene Planung? 

(Beifall von der SPD und Zurufe: Ach so! - 
Zurufe von der CDU.) 

Gehen wir einmal in die Zukunft. Das ist doch 
schön. Wir befinden uns in Zeiten der Triple-Kri-
se. Unsere Landwirtschaft ist gleich dreifach da-
von betroffen: hohe Inflation, Klimakrise und 
Artensterben. Zwei von drei Krisen nehmen wir 
alle als Gesellschaft direkt wahr. Wir spüren ih-
re Auswirkungen unmittelbar. Die dritte Krise 
bemerken nur wenige von uns. Mit am stärks-
ten wirkt sie sich auf den landwirtschaftlichen 
Berufsstand aus. Unsere Bäuerinnen und Bauern 
sind von den Folgen des Klimawandels und des 
Biodiversitätsverlusts besonders betroffen. Des-
halb brauchen sie unsere Unterstützung. 

Als zum Jahresende 2023 die kurzfristigen 
Haushaltskürzungen der Bundesregierung im 
Raum standen, war für unsere Ministerpräsiden-
tin und für uns als SPD-Fraktion ganz klar, dass 
wir an der Seite unserer Bäuerinnen und Bauern 
stehen. Eine Entscheidung über die Köpfe der 
Bäuerinnen und Bauern hinweg, ohne vorher mit 
ihnen als Betroffene zu reden, war falsch, liebe 
Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall von der SPD.)

Ich verstehe, dass sich viele Landwirtinnen und 
Landwirte mit dem Rücken gegen die Wand ge-
drängt fühlten, dass sie sich von der Bundes-
politik nicht mehr verstanden fühlten. Deshalb 
habe ich auch Verständnis dafür, dass sie ih-
ren Unmut kundtaten. Unsere Ministerpräsiden-
tin und unsere Landesregierung haben in den 
vergangenen Wochen für die Landwirtschaft ge-
kämpft, nicht zuletzt mit der Bundesratsinitiati-
ve vergangene Woche, in der sich das Saarland 
gemeinsam mit den SPD-geführten Bundeslän-
dern Mecklenburg-Vorpommern und Niedersach-
sen für unsere Bäuerinnen und Bauern starkge-
macht hat. Hierfür danke ich unserer Landesre-
gierung. 

Als SPD-Landtagsfraktion begrüßen wir die be-
reits vorgenommenen Änderungen der Bundes-
regierung. Aber genau jetzt ist es wichtiger 
denn je, miteinander zu reden und zu benen-

nen, um was es wirklich geht. Die Forderun-
gen unserer Bäuerinnen und Bauern sind nicht 
neu. Die Forderung gibt es schon seit Jahrzehn-
ten und diese Forderungen und Bedürfnisse sind 
nachvollziehbar. 

Sehr geehrte Damen und Herren, wir reden 
hier von gesellschaftlicher Wertschätzung und 
Berücksichtigung, aber auch von Ausgewogen-
heit und Berechenbarkeit von Politik, genauer 
gesagt von Planungssicherheit für die Zukunft 
unserer Landwirte, damit der Bestand der Be-
triebe auch in den kommenden Jahrzehnten ge-
sichert ist. Fakt ist, die Welt ist im Wandel, un-
sere Gesellschaft ist im Wandel. Die Politik in 
Berlin und in Brüssel muss transparent, kalku-
lierbar und planbar für die Landwirtschaft ge-
staltet sein. Das funktioniert nur, wenn Sie mit-
machen. 

Seit einigen Jahren gibt es einen gesellschaftli-
chen Richtungswechsel in der Agrarpolitik, wel-
cher de facto den Fokus auf Tier- und Umwelt-
schutz stärkt. Genau das brauchen wir in der 
heutigen Zeit. Das ist auch gut so, sehr geehrte 
Damen und Herren! 

(Beifall von der SPD.)

Die Wissenschaft liefert immer weitere neue Er-
kenntnisse, was zum Beispiel der Artenschwund 
für uns alle bedeutet, nicht zuletzt für unsere 
saarländischen Bäuerinnen und Bauern. Einfach 
zusammengefasst: Je weniger Insekten über 
die Obstwiesen fliegen, desto weniger Früchte 
wachsen an Bäumen und Sträuchern und somit 
landen immer weniger Äpfel, Kirschen und Hei-
delbeeren in unseren Supermarktregalen. Genau 
das ist ein wesentlicher wirtschaftlicher Faktor 
für unsere Landwirtschaft. 

Bei Gesprächen mit den saarländischen Bauern 
und Bäuerinnen wird einem schnell klar, dass sie 
von den vorhandenen Krisen besonders betrof-
fen sind. Deswegen sind die Betriebe bereit, den 
Umbau der Landwirtschaft mitzutragen, wenn 
sie als gleichwertige Partner*innen beim Prozess 
mitwirken können. Ich selbst habe erst vor Kur-
zem einen saarländischen Milchbauern besucht 
und konnte mit eigenen Augen sehen, wie sehr 
ihm sein Hof und seine Tiere am Herzen liegen. 
Seine Kühe können den ganzen Sommer auf 
Weiden grasen. Sie können sich selbst aussu-
chen, wann sie durch einen hochmodernen Mel-
kroboter gemolken werden wollen. Zudem kennt 
der Bauer seine Tiere mit Namen. Man sieht 
hier, er will die Haltung seiner Kühe verbessern. 
Er hat viel Geld in den Neu- und Umbau seiner 
Ställe investiert. Ein Großteil seiner Rinder steht 
bereits in einem neuen, modernen Stall. Für 
die anderen hat er Gummimatten besorgt, um 
mehr Tierwohl sicherzustellen. Allein dieses Um-
denken, dieses Handeln, macht deutlich, dass 
die Bauern beim Fortschritt mitmachen wollen. 
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Sie wollen modern, grün und tierfreundlich wer-
den. 

(Abg. Thielen (CDU): Früher nicht? Oder 
was?)

Der Bund muss hier endlich richtig unterstützen. 

(Beifall von der SPD.)

Sehr geehrte Damen und Herren, das Bewusst-
sein für mehr Tierwohl hat in der Gesellschaft 
deutlich zugenommen. Die Gesellschaft erwar-
tet zunehmend, dass Tiere respektvoll behandelt 
werden.

Die steigende Nachfrage nach ethisch vertretba-
ren Produkten hat Auswirkungen auf die Land-
wirtschaft und die Lebensmittelindustrie. Land-
wirte sind gefordert, ihre Praktiken anzupas-
sen und transparenter zu machen, um das Ver-
trauen der Konsument*innen zu gewinnen und 
zu behalten. Dieses Bewusstsein für mehr Tier-
wohl wird durch die Ergebnisse und Empfehlun-
gen von Gremien wie dem Bürgerrat bestätigt. 
Er empfiehlt, die Lebensbedingungen und Her-
kunft von Tieren transparent zu machen, von 
Geburt, Aufzucht, Haltung, Transport bis hin zur 
Schlachtung. Bei importierter Ware soll mindes-
tens das Herkunftsland erkennbar sein wie heu-
te schon bei Obst und Gemüse. 

Eine weitere Empfehlung lautet, eine Ver-
brauchsabgabe zur Förderung des Tierwohls 
einzuführen. Die teilnehmenden Bürger*innen 
empfehlen eine zweckgebundene Verbrauchsab-
gabe auf tierische Produkte, um den Umbau der 
artgerechten Nutztierhaltung zu finanzieren. Ei-
ne ähnliche Empfehlung nach einer Tierwohlab-
gabe hat bereits 2020 die Borchert-Kommissi-
on gegeben. Zusammen mit der Zukunftskom-
mission Landwirtschaft hat sie ein Konzept für 
den Umbau der Nutztierhaltung erarbeitet, an 
dem alle Stakeholder von Wirtschaft und Wis-
senschaft über Länder bis hin zu Verbänden be-
teiligt waren. Für mich als tierschutzpolitische 
Sprecherin meiner Fraktion ist das steigende 
Bewusstsein für und die gestiegene Nachfrage 
nach besserem Tierwohl ein positiver Schritt hin 
zu einer ethischeren und nachhaltigeren Nut-
zung von Tieren in unserer Gesellschaft. 

Sehr geehrte Damen und Herren, die Forderun-
gen der Gesellschaft sind klar und genau des-
halb ist es jetzt Zeit, ernsthaft die Empfehlun-
gen der Borchert-Kommission, aber auch des 
Bürgerrates aufzugreifen und umzusetzen. Denn 
klar ist: Mehr Tierwohl bedeutet auch mehr Kli-
ma- und Umweltschutz. 

Wir müssen uns ernsthaft mit dem Konsum 
von Lebensmitteln auseinandersetzen. Wir ver-
gessen leicht, dass Brot, Milch, Gemüse und 
Obst Produkte sind, die von der harten Arbeit 
von Bäuerinnen und Bauern kommen. Bioware 
und regionale Ware sind oft teurer als importier-
te Waren in den Auslagen der Supermärkte. Hier 

müssen wir auf allen Ebenen handeln. Deshalb 
muss der Bund prüfen, inwiefern Preisdumping 
durch die großen Lebensmittelkonzerne zulasten 
der landwirtschaftlichen Betriebe unterbunden 
werden kann. 

Um die wirtschaftlichen Betriebe in die Zukunft 
führen zu können, müssen wir aber auch über 
die Chancen und Herausforderungen sprechen, 
die unsere Landwirte mit der Agri-Photovolta-
ikstrategie haben. Agri-PV ermöglicht es, das 
Land auf vielfältige Weise zu nutzen. Zum einen 
kann die Fläche weiter bewirtschaftet werden 
und zum anderen kann grüne Energie produziert 
werden. Mit der Doppelnutzung wird der Wert 
der Fläche maximiert. Aber auch hier gilt es, die 
Interessen aller Beteiligten zu berücksichtigen. 
Deshalb fordern wir den Bund auf, die Agri-Pho-
tovoltaikstrategie noch einmal mit allen Beteilig-
ten zu diskutieren. 

(Beifall von der SPD.)

Unsere Landwirte, unsere Bäuerinnen und Bau-
ern, sind wichtige Stakeholder, wenn wir über 
unser Saarland reden. Sie gestalten unsere 
Landschaft, sie sind zentral für den Umwelt- und 
Klimaschutz. Sehr geehrte Damen und Herren, 
eines ist klar: Gemeinsam können wir diesen 
Weg erfolgreich bestreiten. Packen wir es an, 
und zwar gemeinsam. Ich bitte um Zustimmung 
zu unserem Antrag.

(Beifall von der SPD.)

Präsidentin Winzent: 

Ich danke Ihnen, Frau Kollegin Schröder. Es liegt 
eine weitere Wortmeldung vor. - Ich erteile für 
die CDU-Landtagsfraktion das Wort Herrn Abge-
ordneten Roland Theis.

Abg. Theis (CDU): 

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Sehr 
geehrter Herr Schreiner, sehr geehrter Herr Fon-
taine! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Die Debatte um die Zukunft unserer Landwirt-
schaft hat in den vergangenen Monaten - und 
das tut sie immer noch - zu Recht die Gemü-
ter bewegt. Die Proteste der Landwirte halten in 
Deutschland an, im Übrigen zu Recht. Wir spre-
chen heute auch ein bisschen über Frankreich. 
Die Proteste hier halten im Gegensatz zu denen 
Frankreich an, denn Fakt ist, im Gegensatz zur 
französischen Regierung gab es hier keine we-
sentlichen Zugeständnisse an die Landwirte.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, Sie 
tun heute Morgen so, als sei jetzt alles okay, 
nachdem es einen Antrag im Bundesrat gege-
ben hat. Aber nichts ist okay für die Landwirt-
schaft in Deutschland, nichts ist besser gewor-
den. Langfristig ist der Weg, den Sie beschrei-
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ten, einer, der der Landwirtschaft schadet. Des-
halb sind wir dagegen. 

(Beifall von der CDU.)

Wir haben großes Verständnis und echte Solida-
rität für die Bauern in diesem Land. Deshalb wa-
ren am 8. Januar einige Kollegen nicht nur auf 
der beeindruckenden Demonstration vor dem 
Schloss, sondern sie waren mit den Landwirten 
unterwegs auf den Traktoren. Ich muss Ihnen 
sagen, für mich war noch beeindruckender als 
die Demonstration vor dem Schloss an sich, 
dass die Bauern, wie ich glaube, gespürt ha-
be, dass sie auf einer Welle der Solidarität aus 
ihren Höfen nach Saarbrücken gefahren sind. 
Es ist ihnen eine Welle der Solidarität in Stadt 
und Land entgegengeschlagen. Selbst diejeni-
gen, die deshalb im Stau haben stehen müssen, 
haben ihre Zustimmung und Unterstützung zum 
Ausdruck gebracht. Meine sehr verehrten Da-
men und Herren, das war beeindruckend. Des-
halb herzlichen Dank für diese großartige Welle 
der Solidarität, die Sie in diesem Land ausgelöst 
haben, lieber Herr Schreiner, sehr geehrter Herr 
Lafontaine! 

(Heiterkeit. - Beifall von der CDU.) 

Herr Fontaine, ich bitte, meinen Versprecher zu 
entschuldigen. - Das hat auch gezeigt, dass dies 
wirklich ein Protest aus der Mitte und von der 
Mehrheit unserer Gesellschaft war. Deshalb sind 
zwei Versuche auch gescheitert, und zwar der 
Versuch von Extremisten, die Proteste zu ka-
pern, wie auch der Versuch, die Proteste zu de-
legitimieren, indem man ihnen irgendwas ange-
dichtet hat. Meine sehr verehrten Damen und 
Herren vom Bauernverband, herzlichen Glück-
wunsch zu diesem großartigen Tag. Das war ein 
guter Tag für die Demokratie in diesem Land. 

(Beifall von der CDU.)

Für mich waren die dreieinhalb Stunden, die ich 
neben einem jungen Landwirt auf dem Traktor 
auf dem Weg von Elversberg nach Saarbrücken 
sitzen durfte, offen gesagt noch beeindrucken-
der. Wir hatten Zeit zu sprechen. Ich saß neben 
einem jungen Landwirt, der mit Anfang 20 einen 
Hof übernommen hat, der bereit war, finanziel-
le und personelle Verantwortung für ein mittel-
ständisches Unternehmen auf sich zu nehmen, 
und der weiß, weil er zur dritten oder vierten 
Generation gehört, was auf ihn zukommt: eine 
Sieben-Tage-Woche, unternehmerisches Risiko, 
nicht die Möglichkeit, jedes Wochenende feiern 
zu gehen, sich um seine Tiere kümmern zu 
müssen, und zwar nicht nur, wenn es in den Ter-
minkalender passt, sondern wenn die Tiere es 
brauchen. Er ist ein junger Landwirt, der weiß, 
was auf ihn zukommt - keine Vier-Tage-Woche, 
nicht Nine-to-five, keine Work-Life-Balance -, 
und der trotzdem für diesen Beruf brennt, der 
Lebensmittel für uns produzieren will, der sei-
ne Umwelt schützen will, der für qualitativ hoch-

wertige Lebensmittel aus unserer Heimat arbei-
ten und der Tierwohl realisieren will. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, er hat 
dafür nicht irgendeine Agrarwende aus Berlin 
gebraucht. Er hat das gelernt, er kann das, er 
will das, er braucht dafür nur Verbraucher, die 
das auch bezahlen wollen. Lassen wir die Bau-
ern doch machen! Sie wissen, was sie tun. Sie 
haben das gelernt - im Gegensatz zu vielen, die 
in Berlin darüber reden. 

(Beifall von der CDU.)

Ich will Ihnen sagen, vor welcher Frage dieser 
junge Mann steht: Er steht vor der Frage, ob 
er heute, mit 22 Jahren, davon ausgehen kann, 
dass er diesen Beruf die nächsten 40 Jahre aus-
üben kann, ob er seiner Berufung folgen kann 
oder ob er sich, wie er das auch könnte, irgend-
wo in der Lebensmittelindustrie um einen guten 
Job bewirbt. Das ist die Frage, vor der junge 
Menschen in der Landwirtschaft stehen. All diese 
schwierigen Rahmenbedingungen, die ich Ihnen 
gerade beschrieben habe, schrecken ihn nicht 
und haben ihn nicht geschreckt. Am Tag der 
Bauernproteste saß er um 4.30 Uhr auf seinem 
Traktor und um 22.00 Uhr hat er mir das letz-
te Bild aus dem Stall geschickt, weil er natür-
lich nach den Protesten noch die Arbeit machen 
musste. Das ist nicht wie bei der GDL: Wenn 
der Zug ausgefallen ist, dann fährt er eben nicht 
mehr. Bei den Bauern muss die Arbeit noch 
geschafft werden. Das ist vielleicht der Grund, 
warum es lange dauert, bis Landwirte protestie-
ren, aber das zeigt auch die Not, die sie dazu 
getrieben hat. Deshalb brauchen sie mehr als 
warme Worte. Sie brauchen die tatsächliche So-
lidarität dieser Landesregierung. Dazu fordern 
wir Sie auf, meine sehr verehrten Damen und 
Herren.

(Beifall von der CDU.)

Die Arbeit schreckt junge Landwirte nicht ab. 
Was sie aber abschreckt, ist, wenn sie sich auf 
die Politik nicht mehr verlassen können, wenn 
Landwirte von Vorschriften gegängelt werden, 
die in der Praxis gar nicht funktionieren kön-
nen, wenn Politik und Gesellschaft Erwartungen, 
Standards formulieren und einfordern, aber bei 
der Finanzierung dafür nicht geradestehen wol-
len und wenn sie den Eindruck haben, dass das, 
was sie gelernt haben und können, nichts mehr 
wert ist. Das lässt junge Menschen daran zwei-
feln, ob sie diesen Beruf ergreifen müssen. 

Unsere Aufgabe als Politik ist, ihnen nicht zu er-
zählen, wie man es macht, sondern ihnen die 
Rahmenbedingungen zu geben, das zu tun, was 
sie gelernt haben und was sie können. Das ist 
das Richtige, und das sollte eine Landesregie-
rung tun. Das sollte endlich auch die Ampel in 
Berlin tun. - Herzlichen Dank für die Aufmerk-
samkeit.
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(Beifall von der CDU.)

Präsidentin Winzent: 

Ich danke Ihnen, Herr Kollege Theis. - Ich ertei-
le nun für die Regierung das Wort der Ministerin 
für Umwelt, Klima, Mobilität, Agrar und Verbrau-
cherschutz, Frau Petra Berg.

Ministerin Berg: 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte 
Kolleginnen und Kollegen! Sehr geehrter Herr 
Schreiner, sehr geehrter Herr Fontaine, herzlich 
willkommen! Schön, dass Sie hier sind. Diese 
Debatte heute ist wichtig, aber sie ist nicht erst 
wichtig seit den Protesten, die wir jetzt auf der 
Straße vorfinden, sie wäre auch schon vor vielen 
Jahren wichtig gewesen. Auch dass sie so laut-
stark und wortreich geführt worden wäre, hätte 
ich mir an der einen oder anderen Stelle auch 
auf Bundesebene von den dort Verantwortlichen 
gewünscht. 

Es geht heute um unsere Landwirtinnen und 
Landwirte, die mit einem hohen persönlichen 
Einsatz, einer hohen Verantwortung wichtige 
Beiträge zum Gemeinwohl leisten. Sie sind die 
Leistungsträger in unserer Gesellschaft und des-
halb zu Beginn meine Wertschätzung und mei-
nen Dank dafür, dass sie so hochqualitative 
Nahrungsmittel herstellen, dass sie unsere ar-
tenreiche Kulturlandschaft pflegen, dafür, dass 
sie sich um Umwelt- und Naturschutz kümmern, 
aber auch, dass sie die Bereitschaft mitbringen, 
die notwendige Transformation zu einer nach-
haltigen und treibhausgasneutralen Wirtschafts-
weise Schritt für Schritt anzugehen und diesen 
Weg mit uns gemeinsam zu gehen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich 
halte den Wegfall der Steuerrückerstattung für 
Agrardiesel - Sie können es sich denken - für ei-
nen Fehler. Ich sage es unumwunden: Ich halte 
auch die Art und Weise des Zustandekommens 
für einen großen Fehler, denn die Landwirtschaft 
wird überproportional belastet, ohne dass Alter-
nativen zur Verfügung stehen. Es wurde gesagt 
und es ist richtig: Man hat nicht miteinander ge-
redet. 

An dieser Stelle hat sich der Einsatz der saar-
ländischen Landesregierung, von Ministerpräsi-
dentin Anke Rehlinger gelohnt. Er hat Wirkung 
gezeigt, denn es konnte zwischenzeitlich zumin-
dest ein Kompromiss gefunden werden. 

(Beifall von der SPD.)

Sie wissen alle, dass es Folge des unermüdli-
chen Einsatzes von Anke Rehlinger war, dass 
man sich an einen Tisch gesetzt hat. Die Ver-
bände waren in der Staatskanzlei zu Gast und 
hatten die Gelegenheit, mit dem Bundeswirt-
schaftsminister Robert Habeck zu reden und ihm 

ihr Anliegen zu schildern. Gut geht es nur im 
Dialog, es geht nur gut miteinander. 

Meines Erachtens geht dieser Kompromiss aber 
noch nicht weit genug. Es muss nämlich sicher-
gestellt werden, dass die Menschen in den länd-
lichen Räumen nicht nur die Lasten des Trans-
formationsprozesses tragen, sondern von dieser 
Transformation in den ländlichen Räumen auch 
profitieren können. Deshalb haben wir gemein-
sam mit Mecklenburg-Vorpommern und Nieder-
sachsen am letzten Freitag im Bundesrat einen 
Entschließungsantrag eingebracht, der lautet: 
„Agrarwirtschaft im Dialog nachhaltiger und kri-
senfester gestalten“. Herr Theobald, ich stelle 
Ihnen mal die Lektüre dieses Antrages, dieser 
Drucksache anheim. Sie haben Sie offensicht-
lich nicht gelesen, denn vieles, was Sie hier ge-
fordert haben, nein alles, steht in diesem An-
trag drin. Herr Theis, Sie sind jetzt als Kandidat 
für Europa unterwegs und ich hoffe, dass Sie 
wenigstens dort, sollten Sie in das Europapar-
lament einziehen, etwas für die Landwirtschaft 
bewegen können, denn im Bund hat das in den 
vergangenen Jahren nicht so ganz geklappt mit 
den Bundesministern. Das gehört auch zur Ehr-
lichkeit hinzu. 

Wir fordern vom Land einen längeren Über-
gangszeitraum für den Abbau der Agrardiesel-
steuerrückerstattung, denn - wie richtig gesagt 
wurde - sind wir gerade im Saarland auf die 
Wettbewerbsfähigkeit angewiesen. Im Wettbe-
werb mit Frankreich und Luxemburg sind unsere 
saarländischen Landwirte in einer wirklich kras-
sen Schieflage. Darauf haben wir immer wieder 
auch beim Bundeswirtschaftsminister aufmerk-
sam gemacht. Denn eines ist klar: Es fehlt an 
Alternativen. Wir brauchen mehr Zeit, um den 
Umstieg auf alternative Kraftstoffe zu ermögli-
chen, um praxistaugliche und wirtschaftliche An-
triebstechnologien zu entwickeln und bereitzu-
stellen, aber auch, um ein Innovations- und 
Marktanreizprogramm zu schaffen. Genau des-
halb haben wir diesen Antrag in den Bundesrat 
eingebracht. 

An der Stelle möchte ich einen kleinen Ein-
schub machen. Wir haben im Bundesrat nicht 
nur diesen Antrag eingebracht. Im Bundesrat 
war auch ein Entschließungsantrag, der sich 
mit der Haftpflichtversicherung für zulassungs-
freie selbstfahrende Arbeitsmaschinen und Stap-
ler befasst, das, was Landwirte auf ihren Höfen 
haben, kleine Maschinen und Stapler. Es gibt 
EU‑Vorgaben, dass diese Maschinen nicht mehr 
von der Versicherungspflicht befreit sind. Das 
sollte jetzt in nationales Recht umgesetzt wer-
den. Die Regierungsfraktionen im Bundestag ha-
ben einen Gesetzentwurf vorgelegt, damit die-
se Versicherungspflicht bis zum 1. Januar 2025 
hinausgeschoben wird. Das ist eine enorme Er-
leichterung für die Landwirtinnen und Landwirte 
und hilft ihnen. 
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Dieser Antrag, meine Damen und Herren, wurde 
von CDU-Seite blockiert. Es wurde Widerspruch 
eingelegt, sodass er jetzt nicht kommt. Die-
se Befreiung von der Versicherungspflicht wird 
nicht kommen. Im Gegenteil, wir steuern auf 
ein Vertragsverletzungsverfahren zu, Herr Theis, 
und das ist Ihre Arbeit und das gehört zur Wahr-
heit dazu! 

(Beifall von der SPD. - Zuruf des Abgeordne-
ten Theis (CDU).)

Das ist eine große Erschwernis in der Landwirt-
schaft. Sie belasten unsere Landwirtschaft in 
überbordender Art und Weise. 

Meine Damen und Herren, deshalb fokussieren 
wir uns nicht auf den Wegfall der Steuerbegüns-
tigung des Agrardiesels, die Problemlage ist viel 
weitreichender. Sie existiert ja schon seit Jah-
ren, nein, seit Jahrzehnten. Auflagen, Rechts-
verordnungen, Gesetze, mit all dem wird die 
Landwirtschaft konfrontiert. Die Bäuerinnen und 
Bauern fragen zu Recht: „Was darf ich mit mei-
nem eigenen Land überhaupt noch machen? 
Was darf ich wann dort anbauen?“ Das hat zu 
einer Überforderung geführt. Deshalb fordert die 
Landwirtschaft ja nichts anderes, als dass man 
ihre Interessen berücksichtigt, dass man aus-
gewogen und planbar handelt. Sie fordern zu 
Recht von der Politik eine Berechenbarkeit, um 
den Bestand ihrer Betriebe zu sichern. 

Ja, die Welt hat sich gewandelt. Deshalb müs-
sen wir auch unsere Perspektive weiten. Es wur-
de gesagt, nicht nur die Krisen und Kriege in 
der Welt, auch die Biodiversitätsverluste, die 
Naturgewalten, die sich über unser Land aus-
breiten, aber auch der Arbeitskräftemangel, die 
Folgen der Digitalisierung, alles das belastet ge-
rade die Landwirtschaft ganz enorm und erfor-
dert ein Handeln in vielen Feldern. Deshalb ist 
auch eines klar: An einem nachhaltigen Handeln 
und Wirtschaften in der Landwirtschaft führt 
perspektivisch gar kein Weg vorbei. 

Unsere Bäuerinnen und Bauern haben sich 
schon auf diesen Weg gemacht. Sie sind be-
reit dazu, diese Transformation mit uns gemein-
sam zu gehen. Wir wollen diesen Weg gemein-
sam gehen, aber wir müssen ihnen auch die 
Gelegenheit und die Möglichkeit dazu geben. 
Deshalb braucht es dringend ein System, bei 
dem die Landwirtinnen und Landwirte ein stabi-
les und ein gutes Auskommen haben, dass sie 
von ihrer Hände Arbeit leben können und dass 
auch die Betriebe gesichert weitergegeben wer-
den können an die nachfolgenden Generationen. 
Das System muss so gestaltet sein, dass wir 
treibhausgasneutral, umweltverträglich und ar-
tengerecht wirtschaften können. Deshalb müs-
sen zwei Dinge gelten. Das Erste: gutes Geld für 
gute Lebensmittel. Das Zweite, ebenso wichtig: 
öffentliches Geld für gemeinwohlorientierte Leis-
tungen. 

Lassen Sie mich ganz kurz darauf eingehen. Gu-
tes Geld für gute Lebensmittel heißt gerechte 
und verlässliche Erzeugerpreise. Das richtet sich 
an uns alle, also an jeden Einzelnen und jede 
Einzelne von uns. Die Kollegin Flora Elisa Schrö-
der hat es eben gesagt. Wem Tierwohl wichtig 
ist, dem müssen auch die Lebensmittel etwas 
wert sein. Gerade regionale Lebensmittel müs-
sen uns etwas wert sein. Deshalb kämpft diese 
Landesregierung für gute Arbeit und gute Löh-
ne, denn - das ist kein Geheimnis - regionale 
Lebensmittel muss man sich leisten können. Das 
geht nur mit guten Arbeitsplätzen und guten 
Löhnen.

(Beifall von der SPD.)

Zum Zweiten müssen wir dafür eintreten, dass 
das Preisdumping nicht auf dem Rücken der 
Bäuerinnen und Bauern ausgetragen wird. Das 
ist nicht akzeptabel. Deshalb ist es eine weite-
re Forderung im Bundesrat, dass die Marktposi-
tion der landwirtschaftlichen Betriebe gegenüber 
dem Handel verbessert wird. Drittens müssen 
wir uns mit den wahren Preisen von Lebensmit-
teln auseinandersetzen. Die Produkte, die von 
weither kommen, weite Wege hinter sich haben 
und oft unter ganz schlechten Arbeitsbedingun-
gen und unter Missachtung von Umwelt- und 
Naturschutzstandards hergestellt werden, sind 
die wirklich teuren Lebensmittel, denn für sie 
bezahlen wir am Ende alle.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, staat-
liche Subventionen sind - Maximilian Raber hat 
es eben gesagt - keine Geschenke. Sie sind 
nicht mehr und nicht weniger als ein Ausgleich 
für die Auflagen, die die Landwirtschaft hier 
im Lande hat. Von diesen Auflagen und ho-
hen Standards profitieren wir alle. Jeder Einzel-
ne hier im Land profitiert davon. Deshalb sind 
Subventionen keine Geschenke, sondern ein ge-
rechtfertigter Ausgleich für die Einhaltung dieser 
Standards. Ich sage es noch einmal: öffentliches 
Geld für öffentliche Leistungen. Bäuerinnen und 
Bauern müssen befähigt werden, von ihrer Hän-
de Arbeit zu leben.

Deshalb brauchen wir ein Agrarfördersystem, 
das weder für die Verwaltung noch für den 
Berufsstand unmöglich ist. Es muss praxistaug-
lich sein, es muss durchsetzbar sein und es 
muss auch neben der Arbeit in der Landwirt-
schaft möglich sein. Das Beantragen von För-
derungen und das Generieren finanzieller Mittel 
darf nicht mehr Zeit in Anspruch nehmen, als 
die eigentliche Arbeit in Anspruch nimmt. Des-
halb müssen wir die Verwaltungsstrukturen drin-
gend überprüfen. Auch das ist eine Forderung 
von uns.

Für die Demonstrationen und die Proteste gera-
de im Saarland möchte ich mich bei den Verbän-
den, die unterstützt haben, bedanken. Es waren 
viele. Es waren gute, faire und friedliche Protes-
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te, die wir im Saarland erlebt haben. Dafür vie-
len herzlichen Dank an die Organisatoren, aber 
auch an alle Teilnehmenden, die das möglich ge-
macht haben.

(Beifall von der SPD.)

Auch an den Bund richten wir unsere Forde-
rungen. Zwei Kommissionen waren dort ins Le-
ben gerufen worden, nämlich die Borchert-Kom-
mission und die Zukunftskommission Landwirt-
schaft. Beide Kommissionen sind zu einem gu-
ten Ergebnis gekommen. Die Ergebnisse liegen 
in der Schublade. Sie müssen nur herausgeholt 
werden. Das ist eine Forderung der Landwirt-
schaft, an deren Seite wir stehen. Es wäre sinn-
voll, denn das Rad muss nicht neu erfunden 
werden. Alles ist mit Expertinnen und Exper-
ten sowie Betroffenen ausdiskutiert worden, und 
zwar mit guten Ergebnissen, wie ich finde.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, für 
diese Landesregierung steht fest, dass es ei-
ne aktive, zupackende Agrarpolitik braucht, die 
ausgewogen und berechenbar ist, die langfris-
tige Perspektiven aufzeigt und die verlässliche 
und planbare Rahmenbedingungen schafft. Es 
braucht eine Politik, die insbesondere kleinen 
und mittleren Familienbetrieben sowie einkom-
mensschwachen Betrieben weiterhilft, sie unter-
stützt, sie im Blick hat und für Wertschöpfung 
und finanzielle Entlastung sorgt.

Bei den großen Transformationsprozessen in un-
serem Land brauchen auch die Betriebe und die 
Menschen in den ländlichen Räumen unsere Un-
terstützung. Diese Landesregierung und an ihrer 
Seite die SPD-Fraktion stehen an der Seite der 
Betriebe und der Menschen in den ländlichen 
Räumen. Herzlichen Dank dafür. Wir werden 
auch zukünftig dafür einstehen, nicht nur auf 
Landesebene, sondern auch auf Bundesebene 
sowie als Landesregierung im Bundesrat, dass 
es für die Landwirtschaft Verbesserungen gibt. 
Wir werden sinnvolle Dinge nicht wie die CDU 
blockieren, denn das führt am Ende zu einem 
großen Nachteil für die Landwirtschaft. - Vielen 
herzlichen Dank.

(Beifall von der SPD. - Unmutsbekundungen 
bei der CDU.)

Präsidentin Winzent: 

Ich danke der Frau Ministerin. Es ist eine weite-
re Wortmeldung eingegangen. - Ich erteile für 
die CDU-Landtagsfraktion das Wort Herrn Abge-
ordneten Alwin Theobald.

Abg. Theobald (CDU): 

Frau Präsidentin! Ich muss noch einmal ans Mi-
krofon treten, denn ein paar Dinge müssen ge-
radegerückt werden.

(Zurufe von der SPD.)

Es ist mehrmals der Begriff Borchert-Kommissi-
on gefallen. Von der Kollegin Flora Elisa Schrö-
der wurde rückblickend gesagt, was die CDU al-
les Schlimmes gemacht habe.

(Zurufe von der SPD: Ja.)

Was sind die Fakten? - Tatsache ist, 2019 
hat die CDU beziehungsweise Bundeslandwirt-
schaftsministerin Julia Klöckner die Borchert-
Kommission ins Leben gerufen. Unter Führung 
des ehemaligen CDU-Landwirtschaftsministers 
Borchert haben sich Fachleute intensiv mit dem 
Thema Tierwohl beschäftigt. Sie haben ein wirk-
lich gutes Papier entwickelt. Ich frage Sie etwas. 
Wenn Sie sagen, es muss jetzt aus der Schub-
lade herausgeholt werden, wer hat es denn hin-
eingelegt?

(Beifall von der CDU. - Unmutsbekundun-
gen bei der SPD. - Zuruf des Abgeordneten 
Theis (CDU).)

Warum ist Borchert nicht umgesetzt? - Ich kann 
es Ihnen sagen. Im vergangenen August hat 
die Borchert-Kommission gesagt: Wir können 
so nicht mehr weiterarbeiten, wir wollen nicht 
mehr, diese Bundesregierung hat kein Interesse 
an unserer Arbeit, sie gibt nicht das erforderli-
che Geld in die Systeme. Tierwohl ist auf diese 
Art nicht machbar. - Deshalb ist das wieder ver-
schwunden. Ihre Regierung hat es verschwinden 
lassen. Sie wollten es nicht umsetzen. Jetzt ver-
suchen Sie, den Schwarzen Peter hin und her zu 
schieben.

(Beifall von der CDU.)

Bei aller Liebe, das ist wohlfeil, das ist nicht 
in Ordnung. Deshalb habe ich eine Bitte. Neh-
men Sie das Papier aus der Schublade, setzen 
Sie sich dafür ein, aber setzen Sie sich auch da-
für ein, dass die erforderlichen Gelder zur Verfü-
gung gestellt werden. Sie wollen es alleine über 
die Lebensmittelpreise lösen, aber was ist mit 
den ganzen importierten Lebensmitteln? Wen in-
teressiert das Tierwohl in Argentinien, Brasilien 
oder Polen, wen interessiert das Tierwohl in den 
Schweinehochhäusern in China? Es geht darum, 
was ist, wenn wir das alles importieren.

(Unruhe und Zurufe von der SPD.)

Sie haben es durch Ihre Politik der vergange-
nen Jahre in kurzer Zeit geschafft, dass die Pu-
tenzucht in Deutschland völlig zum Erliegen ge-
kommen ist. Sie haben es geschafft, dass die 
Schweinezucht in Deutschland um 8 Prozent zu-
rückgegangen ist. Gleichzeitig ist sie in Spanien 
um 7 Prozent gestiegen, aber unter welchen Be-
dingungen?

(Zurufe von der SPD.)

Das landet alles bei uns in den Geschäften, und 
zwar deutlich billiger, als unsere Landwirte es je 
produzieren könnten. Auch da liegt ein Fehler im 
System. Wenn Sie wirklich etwas ändern wollen, 
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dann müssen die Rahmenbedingungen für un-
sere Landwirte wieder passen. Das ist das Ent-
scheidende. Unsere Landwirte leisten seit Jahren 
beziehungsweise Jahrzehnten Tierwohl. Roland 
Theis hat es gesagt. Sie haben diesen Beruf 
gelernt, sie brennen für diesen Beruf. Tierwohl 
stand immer schon im Mittelpunkt, es geht je-
doch um die Auflagen. Es war nicht die CDU-ge-
führte Bundesregierung der letzten Jahrzehnte, 
sondern es war vor allem die EU, die dafür ge-
sorgt hat, dass es nicht funktioniert. Es waren 
die EVP und die CDU, die jetzt im Europaparla-
ment dafür gesorgt haben, dass bei den Dünge-
mitteln und beim Pflanzenschutz alles nicht noch 
viel schlimmer wird. - Gott sei Dank gibt es die 
CDU in diesem Land.

(Beifall von der CDU. - Zurufe von der SPD.)

Präsidentin Winzent: 

Es ist eine weitere Wortmeldung eingegangen.

(Zwiegespräch zwischen den Abgeordne-
ten Haas (SPD) und Schmitt-Lang (CDU).)

Lieber Kollege Haas, ich bitte darum, die Zwi-
schengespräche einzustellen. - Ich erteile das 
Wort der Ministerin für Umwelt, Klima, Mobilität, 
Agrar und Verbraucherschutz Frau Petra Berg.

(Während Ministerin Berg ans Rednerpult 
tritt, werden im Plenarsaal weitere Gespräche 
geführt.)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich bitte darum, 
die Zwischengespräche im Plenarsaal einzustel-
len. Das Wort hat die Frau Ministerin.

Ministerin Berg: 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Lie-
ber Herr Schreiner! Lieber Herr Fontaine! Es 
geht heute ausschließlich um das Wohl und die 
Zukunft der Landwirtschaft. Es geht hier nicht 
um Zuweisungen. Dennoch will ich sagen: Das 
Borchert-Papier, um das wir uns jetzt bei allen 
Konferenzen bemühen, war nie aus der Schubla-
de draußen. Herr Theobald, es war nie aus der 
Schublade draußen. Die Vorwürfe, die Sie ma-
chen ‑ ‑

(Abg. Scharf (CDU): Das hat doch mit den 
Vorwürfen von vorhin nichts zu tun.)

Ich hatte es eingangs gesagt. Lieber Herr 
Scharf, wir wissen doch alle, dass die Landwirt-
schaft seit Jahren unter den Auflagen ächzt und 
stöhnt. 

(Abg. Schmitt-Lang (CDU): Und jetzt schrei-
en sie.)

Es wurde aber zu keiner Zeit wirklich unterstützt 
und geholfen. Ja, es gab viele EU-Vorgaben. 
Ich will jetzt nur noch sagen, was das Land 
gemacht hat. 2021 war der Verhandlungserfolg 

von Minister Reinhold Jost, der einen enormen 
Aufwuchs an ELER-Mitteln für die Landwirtschaft 
in unser Land geholt hat. Wir haben die der 
Landwirtschaft zur Verfügung stehenden Mittel 
in dieser Förderperiode von 58 auf 65 Prozent 
aufstocken können. In dieser Förderperiode ste-
hen weitaus mehr Mittel zur Verfügung als in der 
letzten Förderperiode. Das ist eine wirkliche Un-
terstützung. 

Wir ruhen uns aber nicht darauf aus. Wir wer-
den sowohl im Bund als auch im Land wei-
ter für die Landwirtschaft kämpfen. Ich fordere 
nochmals diejenigen auf, die auf der EU-Ebene 
Verantwortung übernehmen. Wir hatten anläss-
lich einer Veranstaltung, Herr Schreiner, mit der 
Europaabgeordneten Ripa bei der LKU adres-
siert, was wir von der Europäischen Union an 
Hilfestellungen für die Landwirtschaft erwarten, 
damit die deutsche und insbesondere unsere 
saarländische Landwirtschaft wettbewerbsfähig 
bleiben. Dafür kämpfen wir und dafür wollen wir 
all das, was in der Vergangenheit völlig falsch 
gelaufen ist, jetzt ändern. Ich glaube, wir sind 
auf einem guten Weg. Wir sprechen miteinan-
der, wir sind in engem Kontakt mit den Verbän-
den und nehmen genau das auf, was sie for-
dern, nämlich sie zu unterstützen, sowohl finan-
ziell als auch beim Abbau überbordender Struk-
turen und bei den Hilfen zur Digitalisierung, da-
mit die Betriebe, insbesondere die kleinen Be-
triebe hier bei uns im Land, zukünftig eine Per-
spektive haben und an die nachfolgenden Ge-
nerationen übertragen werden können. Dafür 
kämpfen wir. Deshalb danke ich der SPD-Frakti-
on für diesen Antrag. - Vielen Dank! 

(Beifall von der SPD.)

Präsidentin Winzent: 

Ich danke der Frau Ministerin und weise die lie-
ben Kolleginnen und Kollegen darauf hin, dass 
die Redezeit, die der Regierung zur Verfügung 
stand, um 3 Minuten überschritten wurde. Somit 
stehen jeder Fraktion des Hohen Hauses weitere 
3 Minuten an Redezeit zur Verfügung.

Ich darf feststellen, dass keine weiteren Wort-
meldungen eingegangen sind. Somit schließe ich 
die Aussprache.

Wir kommen nun zur Abstimmung, zunächst 
über den Antrag der SPD-Landtagsfraktion 
Drucksache 17/748 - neu. Wer für die Annah-
me der Drucksache 17/748 - neu - ist, den bit-
te ich, eine Hand zu erheben. - Wer ist dage-
gen? - Wer enthält sich der Stimme? - Ich stelle 
fest, dass der Antrag Drucksache 17/748 - neu 
- mit Stimmenmehrheit angenommen ist. Zuge-
stimmt hat die SPD-Landtagsfraktion, dagegen 
gestimmt haben die CDU-Landtagsfraktion sowie 
die AfD-Landtagsfraktion. 
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Wir kommen nun zur Abstimmung über 
den Antrag der CDU-Landtagsfraktion, Drucksa-
che 17/742. Wer für die Annahme der Drucksa-
che 17/742 ist, den bitte ich, eine Hand zu er-
heben. - Wer ist dagegen? - Wer enthält sich 
der Stimme? - Ich stelle fest, dass der Antrag 
Drucksache 17/742 mit Stimmenmehrheit abge-
lehnt ist. Zugestimmt haben die CDU-Landtags-
fraktion sowie die AfD-Landtagsfraktion, dage-
gen gestimmt hat die SPD-Landtagsfraktion. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir kommen 
nun zu den Tagesordnungspunkten 4 und 5:

Erste Lesung des von der AfD-Landtags-
fraktion eingebrachten Gesetzes zur Än-
derung der Verfassung des Saarlandes 
(Artikel 97 Nummer 2) (Drucksache 
17/743 - neu) 

Erste Lesung des von der AfD-Land-
tagsfraktion eingebrachten Gesetzes zur 
Änderung des Gesetzes über den Ver-
fassungsgerichtshof (VerfGHG) (Druck-
sache 17/744) 

Zur Begründung der Gesetzentwürfe erteile ich 
Herrn Abgeordneten Christoph Schaufert das 
Wort.

Abg. Schaufert (AfD): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Verehrte Kollegen 
Abgeordnete! Im Grunde sind unsere beiden An-
träge zur Verfassungsänderung des Artikels 97 
Nummer 2 sowie die damit zusammenhängende 
Gesetzesänderung des § 43 des Gesetzes über 
den Verfassungsgerichtshof selbsterklärend. Sie 
folgen einem der Leitfäden unserer Arbeit und 
unserer politischen Grundüberzeugung: Mehr 
Demokratie wagen auf allen Ebenen. Leider 
wollten Sie sich diesen Anträgen bislang nie an-
schließen. Erinnert sei nur an die Debatte zum 
Wahlrecht, bei der es für jeden offenkundig war, 
dass es aus demokratischer Sicht mehr als frag-
würdig ist, wenn über 22 Prozent der Wähler 
ohne Vertretung hier im Parlament sind, dafür 
aber die SPD, die lediglich von 43,5 Prozent de-
rer, die zur Wahl gingen, gewählt wurde, hier 
satt und selbstzufrieden mit 56,5 Prozent Re-
präsentanz im Landtag sitzt und durchregiert. 
Es sollte eigentlich jedem einleuchten, dass das 
aus demokratischer Sicht nicht sein kann und 
sollte. Wirklich auffallen wird es Ihnen - dann 
natürlich mit großem Geschrei und Untergangs-
gerede auf die Demokratie -, wenn unsere Kolle-
gen der AfD in Thüringen und Sachsen auf diese 
Weise die absolute Mehrheit der Sitze in ihren 
Landtagen erhalten werden.

In vorliegendem Antrag geht es nun darum, 
dass ein wichtiges Mittel, nämlich die abstrakte 

Normenkontrolle, von einer Gruppe Berechtigter 
eingereicht werden kann, um beispielsweise ei-
ne absolute Mehrheit und das, was die damit 
ausgestattete Partei anrichten kann oder möch-
te, zu kontrollieren, und vor allem darum, wie 
groß diese Gruppe sein sollte. Bei der abstrak-
ten Normenkontrolle geht es um nicht mehr und 
nicht weniger als darum, dass der Rechtsstaat - 
in diesem Fall der Verfassungsgerichtshof - kon-
trolliert, ob erlassene Gesetze mit der Verfas-
sung konform gehen. Klar ist dabei, dass man 
dieses Verfahren, diese Klagemöglichkeit nicht 
jedem Bürger eröffnet. So wünschenswert dies 
vom Grundsatz her auch wäre, würde das aber 
unweigerlich im Kollaps der Verfassungsgerichte 
enden.

Hingegen nicht einzusehen ist, warum man die 
Hürde bezogen auf den Personenkreis der Ab-
geordneten und auf die durch diese gebilde-
ten Fraktionen nicht absenkt. Abgeordnete und 
die daraus hervorgegangenen Fraktionen haben 
bereits bei Wahlen einen demokratischen Pro-
zess durchlaufen und sind dadurch vom Souve-
rän, dem Volk, mit breitem Auftrag und Vertrau-
en ausgestattet worden. Es geht bei der abs-
trakten Normenkontrollklage darum, die Verfas-
sungsmäßigkeit einer Rechtsnorm unabhängig 
von einem konkreten Rechtsstreit und eigener 
Betroffenheit des Antragstellers unter allen in-
frage kommenden Gesichtspunkten zu überprü-
fen. Dieses Recht ist im Saarland aktuell an 
die Drittelhürde gebunden. Diese Hürde von ei-
nem Drittel der Mitglieder des Landtags nach 
Artikel 97 der Verfassung sowie nach § 43 des 
Gesetzes über den Verfassungsgerichtshof des 
Saarlandes ist unserer Meinung nach zu hoch, 
viel zu hoch. Ein Drittel oder mindestens ein 
Drittel, wie die Formulierungen in den Gesetzen 
lauten, sind im Saarland in Zahlen genau 17 
oder mindestens 17 Abgeordnete. Das erreicht 
die CDU mit ihren 19 Abgeordneten aktuell ge-
rade so - viel Luft ist da nicht.

Wer es noch nicht gemerkt hat: Die Partei-
enlandschaft zersplittert weiter. Freie Wähler, 
Wagenknecht-Partei, die Werteunion will sich 
selbstständig machen et cetera. Das wird es 
künftig immer schwieriger machen, dieses Kon-
trollbegehren, dieses parlamentarische Recht 
auf abstrakte Normenkontrolle überhaupt auf 
den Weg zu bringen. Dieses wichtige Recht, 
diese Möglichkeit, Entscheidungen der Mehr-
heit kontrollieren zu lassen, sollte schon nieder-
schwelliger gegeben sein. 

Wie sieht es insoweit in anderen Bundesländern 
aus? In Hessen kann neben einer Fraktion auch 
eine Anzahl an Abgeordneten ab der Größe von 
einem Zehntel der gesetzlichen Mitgliederzahl 
des Landtags einen Antrag auf eine abstrak-
te Normenkontrollklage stellen. Vor den Landes-
verfassungsgerichten sind für die abstrakte Nor-
menkontrollklage in Baden-Württemberg, Berlin, 
Sachsen und Sachsen-Anhalt Gruppen in der 
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Größe ab einem Viertel der Abgeordneten an-
tragsberechtigt. In Brandenburg, Bremen, Ham-
burg und Niedersachsen besteht die Antragsbe-
rechtigung im Rahmen der abstrakten Normen-
kontrollklage ab einem Fünftel der Mitglieder 
des Landtags. In Schleswig-Holstein ist eben-
falls dieses Quorum von 20 Prozent antragsbe-
rechtigt, alternativ können auch zwei Fraktionen 
oder eine Fraktion gemeinsam mit den Abge-
ordneten, denen die Rechte einer Fraktion zu-
stehen, das Landesverfassungsgericht anrufen. 
Nur in Mecklenburg-Vorpommern, in Nordrhein-
Westfalen und im Saarland bedarf es zur Einrei-
chung einer abstrakten Normenkontrollklage der 
Unterstützung durch ein Drittel der Mitglieder 
des Landesparlaments; das ist die höchste Hür-
de bundesweit. 

Wir schlagen hier den hessischen Weg vor, wo-
nach neben einer Fraktion auch ein Zehntel der 
gesetzlichen Mitgliederzahl des Landtags einen 
Antrag auf abstrakte Normenkontrollklage stel-
len kann. Ich gehe davon aus, wir von der AfD 
gehen davon aus, dass es auch im Saarland in 
keiner Weise schadet, wenn die Hürden zur abs-
trakten Normenkontrollklage abgesenkt werden, 
und zwar auf die Klageberechtigung einer Frak-
tion oder von einem Zehntel der Abgeordneten 
des Landtags, also so, wie wir es mit diesen bei-
den Anträgen vorschlagen. 

Aus gegebenem Anlass wäre dies durchaus 
wichtig. Rufen wir uns doch die Haushaltsdebat-
te und die Debatte um den Schuldenfonds, auch 
Transformationsfonds genannt, in Erinnerung: In 
diesem Zusammenhang war des Öfteren die Re-
de von „dünnem Eis, welches aber wohl tragfä-
hig sei“, et cetera. So wirklich sicher ist sich da-
bei aber wohl niemand, abgesehen natürlich von 
der Landesregierung und der SPD im Landtag, 
die das ja quasi von Berufs wegen sein müssen 
und daher davon ausgehen, dass das alles ver-
fassungskonform sei. Aber wirklich überprüfen 
lassen möchte das doch niemand. Bei der CDU, 
die das tun könnte, will man schlussendlich auch 
nicht wissen, wie es um die Rechtmäßigkeit 
des Schuldenfonds bestellt ist. Das könnte man 
durchaus herausfinden, würde man tatsächlich 
eine abstrakte Normenkontrollklage einreichen. 
So ein wenig andeuten, den Mund spitzen, das 
geschieht schon - aber pfeifen will die CDU dann 
doch nicht. Wie würde man auch dastehen, wäre 
der Schuldenfonds verfassungswidrig und würde 
daher die utopische Hoffnung auf grünen Stahl 
an der Saar ein wenig auf den Boden der Tatsa-
chen heruntergeholt? 

Ich sagte es bereits des Öfteren: Wir von der 
AfD sind immer nur Überbringer der schlechten 
Nachricht. Nachher haben wir bei den Tagesord-
nungspunkten 13 und 14 mit den Schaufens-
teranträgen „Grünes Licht für Grünen Stahl - 
ein Meilenstein für den saarländischen Industrie-
standort“ der SPD und „Stahl ist Zukunft - Wett-
bewerbsbedingungen müssen schnell und deut-

lich besser werden, damit Stahl Zukunft haben 
kann“ der CDU noch die Gelegenheit, darüber 
zu sprechen. Aus dem Titel des CDU-Antrags 
springt einem ja bereits die durchaus berechtig-
te Skepsis entgegen, dass das so wohl nichts 
werden wird. 

Lassen Sie es sich in aller Kürze schon jetzt ge-
sagt sein, sozusagen fürs Protokoll: Das, was 
Sie zum grünen Stahl an der Saar geplant 
haben, wird alleine schon wegen der horren-
den, durch Sie verursachten Energiepreise, we-
gen der Schrottbeschaffung, wegen der Logis-
tikproblematik und aus vielen anderen Gründen 
schiefgehen. Letztlich werden bei uns teuer auf-
gerüstete Stahlwerke stehen, die nichts weiter 
als wertlose Industrieruinen darstellen werden. 
Denn es wird sich - oh Wunder, oh Wunder! - 
herausstellen, dass das grüne Produkt einfach 
viel zu teuer ist und, falls überhaupt, nur mas-
siv dauersubventioniert am Markt zu platzieren 
sein wird. Das werden grüne Schrott-Stahlwerke 
sein, in die jede Menge Geld geflossen sein wird, 
auch aus dem Schulden-, dem Transformations-
fonds. Stellt sich dann heraus beziehungswei-
se wird dann bekannt, dass der dafür genutz-
te Transformationsfonds schon in seiner Entste-
hung und Begründung verfassungswidrig gewe-
sen ist, hilft alles Lamentieren auch nichts mehr. 

Angesichts dessen wäre es doch besser, man-
ches schon im Vorfeld klären zu lassen, vor al-
lem, wenn es die Verfassungsmäßigkeit von Re-
gierungshandeln und Gesetzen betrifft. Stärken 
Sie die demokratischen Rechte! Reden Sie nicht 
nur viel über Demokratie, sondern tun Sie auch 
etwas dafür! Es wäre sicherlich nicht überzogen, 
hätten eine Fraktion oder hätten sechs Abgeord-
nete, die sich im Saarland dafür zusammenfin-
den, die Möglichkeit, eine abstrakte Normenkon-
trollklage auf den Weg zu bringen. Ich bitte da-
her um Zustimmung zu unseren Anträgen auf 
Verfassungsänderung bei Artikel 97 sowie auf 
Änderung des § 43 des Gesetzes über den Ver-
fassungsgerichtshof des Saarlandes. - Ich danke 
für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der AfD.)

Präsidentin Winzent: 

Ich danke Ihnen, Herr Kollege Schaufert, für 
die Begründung der Gesetzentwürfe. - Ich eröff-
ne die Aussprache und erteile für die SPD-Land-
tagsfraktion das Wort Frau Abgeordneter Nadia 
Schindelhauer. 

Abg. Schindelhauer (SPD): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Es ist immer wieder das gleiche leidige 
Spiel: Es vergeht keine Plenarsitzung, in der die 
AfD nicht die saarländische Landesverfassung 
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ändern oder ergänzen möchte. Sie wollen be-
harrlich immer an dem in unserer Normenhier-
archie ganz oben stehenden Gesetz agieren. 
Dieses Mal wollen Sie, wie Sie sagen, die Rechte 
der parlamentarischen Minderheiten stärken. 

Aber die Wahrheit ist doch: Die AfD interessiert 
sich nur für die Rechte von Minderheiten, wenn 
es um sie selbst geht, wenn sie selbst einen 
Vorteil daraus erlangen kann. 

(Zuruf von der SPD: So ist es!)

Lassen Sie mich deshalb einleitend Folgendes 
sagen: Einer Partei, die so wenig von unse-
rer saarländischen Verfassung und von unseren 
Grundrechten hält, nehme ich es nicht ab, dass 
sie sich für die Stärkung von parlamentarischen 
Minderheiten einsetzen will. 

(Beifall von der SPD.)

Dieses Mal soll nun also die abstrakte Normen-
kontrolle geändert werden, also die Möglichkeit 
der Überprüfung durch den Verfassungsgerichts-
hof, ob eine Verfassungsnorm verfassungskon-
form ist oder nicht. Der Kreis der Antragsbe-
rechtigten soll verändert werden, nämlich von 
derzeit einem Drittel der Mitglieder des Landtags 
auf ein Zehntel seiner Mitglieder. Des Weiteren 
soll hierfür auch der Antrag einer Fraktion aus-
reichend sein, in Ihrem Fall also der Antrag von 
drei Personen. Dies entspräche einem Prozent-
satz von 1,5 Prozent der Mitglieder des saarlän-
dischen Landtags. 

(Zuruf von der AfD: Interessante Prozent-
rechnung!)

Man muss kein Prophet sein, um zu wissen, 
dass Sie, so wie Sie hier zu Dritt sitzen, hiervon 
inflationär Gebrauch machen würden. 

(Beifall von der SPD.)

Wahrscheinlich haben sie das System Trump vor 
Augen: die Berichterstattung über Klagen trig-
gern, um so zu versuchen, das Vertrauen in 
staatliche Institutionen zu untergraben. Bei der 
zahlenmäßigen Festlegung der Untergrenze für 
diejenigen, die eine abstrakte Normenkontrolle 
beantragen können, geht es aber doch darum, 
genau das nicht zuzulassen, damit der Verfas-
sungsgerichtshof nicht im Alleingang von Weni-
gen mit parteipolitisch motivierten Klagen über-
schüttet werden kann. Das liefe so ähnlich, wie 
es jetzt schon mit Ihren haarsträubenden An-
trägen für Verfassungsänderungen hier im Parla-
ment der Fall ist. 

Ja, eine wirkungsvolle Opposition ist für eine 
Demokratie unerlässlich. Der Opposition stehen 
in Deutschland dabei mehrere Kontrollmöglich-
keiten zur Verfügung. Oppositionsarbeit ist mög-
lich durch den Einfluss auf die mediale Öffent-
lichkeit, durch das Stellen von Gesetzgebungs- 
und Änderungsanträgen in Parlamenten, durch 
die Initiierung von Untersuchungsausschüssen, 

durch die Einlegung von Organstreitverfahren, 
durch parlamentarische Anfragen und auch - 
und jetzt, Herr Schaufert, sollten Sie ganz be-
sonders zuhören - durch das Beantragen von 
Tagesordnungspunkten für Ausschüsse und die 
aktive Teilnahme in Ausschüssen. 

(Beifall von der SPD.)

Zum letztgenannten Punkt frage ich mich: Wo 
ist denn Ihre Beteiligung in den Ausschüssen? 
Wo sind denn Ihre Tagesordnungspunkte? Wo 
sind denn Ihre Rückfragen an die jeweils Ange-
hörten? Immer wenn es um echte parlamentari-
sche Arbeit geht, machen Sie sich doch einen 
schlanken Fuß. 

(Beifall von der SPD.)

Worum geht es Ihnen wirklich? Ihnen ist doch 
sehr bewusst, dass Sie für Ihren Antrag zur Ver-
fassungsänderung die Zweidrittelmehrheit hier 
im saarländischen Landtag nicht erhalten wer-
den. Ihnen geht es ganz allein um eine öffent-
lichkeitswirksame Debatte. Sie wollen sich als 
Opfer inszenieren, um uns - ich zitiere mit Ihrer 
Erlaubnis, Frau Präsidentin - „ideologisch moti-
vierte Arbeit“ vorwerfen zu können, wie Sie das 
in den sozialen Medien ja gerne tun. 

Wissen Sie eigentlich, was Sinn und Zweck der 
abstrakten Normenkontrolle ist? Sie ist ein ob-
jektives Verfahren zum Schutz unserer Verfas-
sung, einer Verfassung, die als Gegenentwurf 
zum Nationalsozialismus entstanden ist. Es han-
delt sich um eine Verfassung, die die freiheit-
lich-demokratische Grundordnung schützt, eine 
Verfassung, die Minderheiten schützt. Sie ist ei-
ne Verfassung, in der Grundrechte keine reinen 
Programmsätze sind, eine Verfassung, die ele-
mentar ist für eine funktionierende Demokratie. 
Deswegen steht sie auch unter einem ganz be-
sonderen Schutz. Sie von der AfD-Fraktion ver-
suchen immer wieder, Schritt für Schritt, die-
sen Schutz zu untergraben. Dem stellen wir uns 
hier entgegen. Wir, die demokratischen Parteien, 
stellen uns Ihnen entgegen! 

(Beifall von der SPD und der CDU.)

Herr Dörr, Sie werden gleich wieder die Frage 
aufwerfen, wen ich denn mit „demokratische 
Parteien“ gemeint haben könnte. Ich will Ihrer 
Frage zuvorkommen und antworte Ihnen direkt: 
Die AfD meine ich nicht. 

(Beifall von der SPD.)

Die AfD ist zwar demokratisch gewählt, das 
heißt aber noch lange nicht, dass sie auch eine 
demokratische Partei ist. 

(Beifall von SPD und CDU.)

Wir haben es doch in den letzten Wochen wieder 
bestätigt bekommen: Hochrangige Mitglieder Ih-
rer Partei trafen sich in Potsdam, 
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(Zuruf von der AfD)

sie sprachen von Massendeportationen und 
planten das Ende der freiheitlich-demokrati-
schen Grundordnung. Ihre ganze Partei wird als 
rechtsextremistischer Verdachtsfall und in Sach-
sen, Thüringen und in Sachsen-Anhalt sogar als 
gesichert rechtsextrem eingestuft. Die AfD ist 
offensichtlich eine Gefahr für unsere Demokra-
tie! 

(Beifall von SPD und CDU.) 

Sie wollen die demokratischen Prozesse und In-
stitutionen destabilisieren und die Demokratie 
von innen aushöhlen. Sie wollen die Gesellschaft 
spalten, und sie wollen Hass und Hetze säen. 
Und wenn Demokratiefeinde in Parlamenten sit-
zen, müssen wir Demokratinnen und Demokra-
ten uns zur Wehr setzen. 

(Beifall von SPD und CDU.)

Jede Demokratie braucht Demokratinnen und 
Demokraten nicht nur auf dem Papier und in 
der grundsätzlichen Einstellung, sondern auch 
aktiv. Die Demonstrationen der letzten Wochen 
waren ein mächtiges Zeichen. Hunderttausende 
von Menschen sind in ganz Deutschland auf die 
Straße gegangen, um ein Zeichen gegen Rechts 
und für die Demokratie zu setzen. Es ist einfach 
großartig, wie viele Menschen auf die Straße ge-
hen, für unsere Demokratie demonstrieren, und 
zwar parteiübergreifend. Und es ist wichtig, ge-
rade jetzt nicht die parteipolitische Profilierung 
nach vorne zu stellen, sondern gemeinsam auf 
die Straße zu gehen. 

(Beifall von SPD und CDU.)

Kämpfen wir dafür im Parlament und in diesen 
Tagen gemeinsam mit den Menschen auf der 
Straße. „Nie wieder“ ist jetzt! - Vielen Dank und 
Glück auf! 

(Beifall von SPD und CDU.)

Präsidentin Winzent: 

Ich danke Ihnen, Frau Kollegin Schindelhauer. 
- Es wurde eine Kurzintervention angezeigt von 
Herrn Fraktionsvorsitzenden Dörr, die ich hiermit 
zulasse.

Abg. Dörr (AfD) mit einer Zwischenbemer-
kung: 

Frau Kollegin Schindelhauer, wer hat Sie denn so 
böse gemacht? Es sind doch noch drei Jahre, bis 
einige Ihrer Kollegen oder vielleicht Sie selbst 
dieses Parlament verlassen müssen, weil die 
Umfragen nicht mehr hergeben, dass man wie-
der mit 29 Abgeordneten hierherkommt. Aber 
deswegen brauchen Sie doch nicht anzufangen, 
andere zu verleumden. Wir haben Ihnen doch 
gar nichts getan. 

Wir haben hier einen Antrag gestellt, der mehr 
Demokratie bringt. Warum haben Sie denn 
Angst davor, dass vielleicht das Verfassungsge-
richt irgendetwas, was Ihre Partei beantragt, für 
nicht verfassungsmäßig hält? Das kann doch nur 
der Grund sein. Wir wollen, dass eine Fraktion - 
die kleinste Fraktion kann drei Mitglieder haben 
- das Recht hat, einfach mal das Verfassungsge-
richt anzurufen, das Sie für so wichtig halten - 
ich halte das auch für sehr wichtig. Das ist doch 
kein Grund, Angst zu haben. 

Und zum Zweiten: Sie sprechen dieses Treffen 
an, das sind einfach Unwahrheiten. 

(Protest von der SPD.)

Es hat sich doch inzwischen herausgestellt, dass 
das ein privates Treffen war, an dem auch CDU-
Leute teilgenommen haben und bei dem von 
Massendeportationen überhaupt gar keine Rede 
war, Herr Haas. 

(Mehrere Zurufe von der SPD.)

Das wollen Sie nur nicht zur Kenntnis nehmen! 
Dieser ganze Raum war schon mit Abhörgerä-
ten und so weiter gespickt, und selbst der Ver-
fassungsschutz, der daran beteiligt war, muss-
te später feststellen, dass niemand dort eine 
verfassungsgegnerische Äußerung gemacht hat! 
Das sind doch alles Lügen, die hier verbreitet 
und dauernd wiederholt werden. 

(Laute Zurufe von der SPD.)

Nehmen Sie doch einmal zur Kenntnis, dass 
selbst diese von Institutionen bezahlte Correc-
tiv-Gruppe inzwischen diese Sachen zurückge-
nommen hat und nicht mehr weiter behauptet. 
Nehmen Sie doch das einfach mal zur Kenntnis!

(Weitere laute Zurufe von der SPD.)

Bleiben Sie doch bei der Wahrheit. Seien Sie 
doch mal demokratisch, Herr Haas! Und Frau 
Schindelhauer, Sie bitte ich, mir einfach mal zu 
sagen, wo wir - wir sind ja hier im Saarland - in 
unserer Partei undemokratisch sind. Geben Sie 
mir bitte ein Beispiel. 

(Weiter laute Zurufe. - Starke Unruhe.)

Präsidentin Winzent: 

Kolleginnen und Kollegen, ich bitte, die Zwi-
schenrufe hier einzustellen! Das Wort hat Herr 
Abgeordneter Dörr!

(Zuruf von der SPD: Das ist doch keine Kurz-
intervention!)

Herr Dörr, bitte kommen Sie konkret zu den 
Ausführungen der Kollegin Schindelhauer.
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Abg. Dörr (AfD): 

Das, was Sie hier gerade demonstrieren, ist das 
Gegenteil von Demokratie und Toleranz. Das 
ist das Gegenteil davon! Sie demonstrieren das 
doch, alle sehen es. - Herzlichen Dank. 

(Beifall von der AfD.)

Präsidentin Winzent: 

Frau Kollegin Schindelhauer, möchten Sie erwi-
dern?

Abg. Schindelhauer (SPD): 

Nein, ich habe alles gesagt. 

Präsidentin Winzent: 

Dann danke ich. Wir können in der Aussprache 
fortfahren. Es ist eine weitere Wortmeldung ein-
gegangen. - Ich erteile für die CDU-Landtags-
fraktion das Wort Frau Abgeordneter Dagmar 
Heib.

Abg. Heib (CDU): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Sehr geehrte Damen und 
Herren! Ich möchte meinen Ausführungen zwei 
Anmerkungen vorwegschicken. Zum einen, Herr 
Dörr: Die CDU-Landtagsfraktion verwahrt sich 
entschieden dagegen, dass Sie uns mit Ihrer 
Wortmeldung, in der Sie von CDU-Teilnehmern 
bei dem Treffen von Potsdam sprechen, in Ihr 
Boot holen wollen. 

(Laute Zurufe von der AfD. - Beifall von der 
CDU.)

Das ist die eine Sache.

Präsidentin Winzent: 

Herr Schaufert, Sie haben die Möglichkeit zur 
Kurzintervention. Diese lauten Zwischenrufe bit-
te ich jedoch zu unterlassen. - Frau Abgeordne-
te Heib hat das Wort.

Abg. Heib (CDU): 

So ist es. Aber Herr Schaufert hat keine Mög-
lichkeit zur Kurzintervention, weil Herr Dörr die-
se für die Fraktion der AfD ja schon verbraucht 
hat.

Meine zweite Anmerkung: Vielen Dank, Frau 
Kollegin Schindelhauer, für Ihre Rede. Ich möch-
te aber eine Sache anmerken. Wenn Sie ge-
sagt hätten: Dass in unserem Land Hunderttau-
sende gegen Rechtsextremismus auf die Stra-
ßen gehen, dann hätte das gestimmt. Aber die-
se Verkürzung, die ich immer wieder höre „ge-
gen Rechts“, die wird, wie ich finde, der Sa-

che nicht gerecht. Es gibt auch genügend Men-
schen rechts der Mitte, die sich diesem Pro-
test anschließen. Es gibt ganz tolle Artikel dar-
über, dass sich auch Rundfunkanstalten damit 
beschäftigen und ihre Kolleginnen und Kollegen 
darauf hinweisen, dass man hier schon differen-
zieren muss. Das möchte ich Ihnen mitgeben, 
ansonsten danke für Ihre Ausführungen. 

(Beifall von der CDU.)

Ich denke, es ist ganz richtig gesagt worden, 
dass der Wettstreit zwischen Regierung und Op-
position Kernbestand, Herzkammer unserer De-
mokratie ist. Es ist auch zu Recht gesagt wor-
den, dass es richtig ist, Rechte, insbesondere 
Kontrollrechte von Minderheiten, zu schützen, 
zu wahren und gegebenenfalls zu stärken. Das 
hat zum Beispiel die Große Koalition hier im 
saarländischen Landtag gemacht, indem sie das 
Quorum für die Einsetzung von Untersuchungs-
ausschüssen nach unten gesetzt hatte. Man 
wollte dem Anspruch gerecht werden, die Kon-
trollrechte der Opposition zu stärken. Ich denke, 
das ist richtig und wichtig und es funktioniert ja 
auch bei uns im saarländischen Landtag.

Wir hatten auch schon Zeiten, da gab es fünf 
Fraktionen hier im Hause. Auch da gab es nicht 
den Bedarf, das Quorum für die Normenkontroll-
klage abzusenken, das möchte ich sagen. Es ist 
so, wir sind mit drei anderen Ländern die letz-
ten, die an dieser Drittel-Regelung festhalten. 
Aber ich sehe auch keinen Grund, daran zu rüt-
teln.

Wir sehen, das habe ich schon gesagt, bei den 
Kontrollrechten durchaus eine Stärkung für not-
wendig an, aber das Antragsrecht zum Verfah-
ren der Normenkontrolle - da geht es um Mei-
nungsverschiedenheiten über und Zweifel an 
der Verfassungsmäßigkeit einer Norm - ist kein 
Minderheitenrecht. Es ist dargelegt worden, die 
Normenkontrolle dient dem Schutz der Verfas-
sung. Sie ist nicht das einzige Instrument, es 
gibt noch weitere Instrumente wie zum Beispiel 
die Verfassungsbeschwerde, die dem Schutz der 
Verfassung dienen.

Es ist auch wichtig, dass die Normenkontrolle 
nicht zur Fortsetzung der Oppositionsarbeit die-
nen soll. Das ist nicht Sinn und Zweck der 
Normenkontrolle! Es ist richtig, wie Sie, Frau 
Schindelhauer, sagten, dass die Opposition im 
Land ganz viele Möglichkeiten hat, am Willens-
bildungsprozess im Parlament mitzuarbeiten. 
Dort hat man sich einzubringen, dort hat man 
Anträge zu stellen. Das machen Sie im Plenum. 
Dort hat man Gesetzentwürfe vorzulegen, das 
machen Sie auch. Aber in anderen Bereichen 
fehlt Ihre Mitarbeit im parlamentarischen Wil-
lensbildungsprozess. Ich kann der Aussage von 
Frau Schindelhauer nur zustimmen, wenn wir 
uns anschauen, wie Ihre Arbeit in den Ausschüs-
sen aussieht. Ich appelliere daran, dass wir al-
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le dieser Verantwortung gerecht werden und 
uns als Parlamentarier in den parlamentarischen 
Willensbildungsprozess einbringen.

(Beifall von der CDU.)

Die Möglichkeiten haben wir, die sollten wir nut-
zen.

Meine Damen und Herren, es wird auch immer 
gesagt, das haben Sie als Argument gebracht, 
dass es in der Zukunft immer mehr Fraktionen 
geben wird, die vielleicht auf eine Zersplitte-
rung des Parlaments hinwirken können. Keine 
Ahnung, wir müssen schauen, dass wir dann un-
sere Mehrheiten in Wahlen einbringen können, 
um dem entgegenzuwirken. Es ist aber genau-
so eine Gefahr, dass durch ein Herabsetzen von 
Quoren auf eine solche Tiefe letztendlich die 
Parlamentsarbeit und gerade auch unser Verfas-
sungsgerichtshof, die Judikative, gelähmt wer-
den können. Das kann nicht sein. Das mag an 
der einen oder anderen Stelle eine Gratwande-
rung sein aber ich plädiere hier wirklich dafür: 
In dem Rahmen gibt es für uns keinen Ände-
rungsbedarf. Die Oppositionsarbeit funktioniert 
im saarländischen Landtag und im Land über-
haupt. Von daher wird die CDU-Fraktion heu-
te diesen beiden Gesetzentwürfen nicht zustim-
men. - Vielen Dank.

Präsidentin Winzent: 

Ich danke Ihnen, Frau Kollegin. Es ist eine wei-
tere Wortmeldung eingegangen. - Ich erteile für 
die AfD-Landtagsfraktion Herrn Fraktionsvorsit-
zenden Josef Dörr das Wort.

Abg. Dörr (AfD): 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Es ist ein Antrag, der eigentlich nicht so lei-
denschaftlich ist, dass man ihn benutzen muss, 
so sage ich es jetzt einmal, um eine andere 
Fraktion, die hier im Saal ist, zu beschimpfen, 
man kann fast sagen, zu verleumden. Das ist 
überhaupt nicht nötig. Es gibt hier ein Quorum, 
wann man eine Kontrollklage einbringen kann, 
und die ist bei einem Drittel gesetzt. Diese 
Schwelle ist in vielen anderen Bundesländern, 
in anderen Parlamenten tiefer. Man kann ja die 
Idee haben, vielleicht auch bei uns die Schwelle 
ein bisschen tiefer zu setzen. Man kann wie Frau 
Heib auch die Meinung haben, dass das so in 
Ordnung ist. Das kann man aber ganz sachlich 
vortragen. Das könnte ich zum Beispiel hier vor-
tragen, ohne jemanden zu verletzen.

Frau Heib, wenn Sie sagen, wir wollen Sie ins 
Boot nehmen, weil wir erwähnen, dass vier oder 
fünf CDU-Mitglieder bei diesem privaten Treffen 
waren, dann ist das einfach nur eine Tatsache, 
die auch erwähnt werden muss, weil wir fest-
stellen, dass das anscheinend eine Kampagne 
ist.

(Oh-Rufe.)

Das ist zuerst nicht nur auf die AfD, sondern ist 
auch auf die CDU gezielt. Das war ein privates 
Treffen, aber nachher waren überall Wanzen und 
der Vorhang war zurückgezogen. Das Ding war 
im November und kam im Januar an die Öffent-
lichkeit. Da weiß man ja nicht, was diese Kam-
pagne will. Man muss einfach nur bei der Wahr-
heit bleiben. Wenn von einem Geheimtreffen die 
Rede ist, dann muss ich sagen, dass normaler-
weise zu einem Geheimtreffen nicht schriftlich 
eingeladen wird. Das ist Nummer 1. Das Zweite 
ist, wenn Leute von der CDU und von der AfD 
anwesend sind, es waren vielleicht andere da, 
die aber nicht genannt worden sind, dann sind 
sie auch nicht für jede Äußerung verantwortlich, 
die irgendjemand auf diesem Treffen macht. Das 
hat den Geruch einer Kampagne und aus die-
sem Grunde sollte man sich eigentlich schämen, 
dass man sich dranhängt. Diese unwahren Din-
ge werden ständig wiederholt in der Hoffnung, 
dass man das eines Tages als Wahrheit emp-
findet. Deshalb habe ich das jetzt noch einmal 
klargestellt. - Herzlichen Dank.

(Beifall von der AfD.)

Präsidentin Winzent: 

Ich danke Ihnen, Herr Fraktionsvorsitzender. - 
Ich darf feststellen, dass keine weiteren Wort-
meldungen mehr vorliegen. Somit schließe ich 
die Aussprache. Es wird vorgeschlagen, die bei-
den Gesetzentwürfe an den Ausschuss für Jus-
tiz, Verfassungs- und Rechtsfragen, Wahlprü-
fung, Datenschutz und Informationsfreiheit zu 
überweisen.

Wir kommen zunächst zur Abstimmung über 
den Gesetzentwurf Drucksache 17/743 - neu. 
Ich darf darauf hinweisen, dass nach Artikel 101 
Absatz 1 Satz 2 der Verfassung des Saarlandes 
ein Gesetz, das die Verfassung ändert, der Zu-
stimmung von zwei Dritteln der Mitglieder des 
Landtages bedarf. Das bedeutet, dass dieses 
Gesetz nur dann angenommen ist, wenn min-
destens 34 Abgeordnete zustimmen. - Wer für 
die Annahme des Gesetzentwurfes Drucksache 
17/743 ‑ neu - in Erster Lesung unter gleichzei-
tiger Überweisung an den Ausschuss für Justiz, 
Verfassungs- und Rechtsfragen, Wahlprüfung, 
Datenschutz und Informationsfreiheit ist, den 
bitte ich, eine Hand zu erheben. - Wer ist da-
gegen? - Wer enthält sich der Stimme? - Dann 
stelle ich fest, dass der Gesetzentwurf Drucksa-
che 17/743 - neu - die notwendige Mehrheit 
von mindestens 34 Stimmen nicht erreicht hat 
und somit abgelehnt ist. Zugestimmt hat die 
AfD-Landtagsfraktion, dagegen gestimmt haben 
die SPD- sowie die CDU-Landtagsfraktion. 

Kommen wir nun zur Abstimmung über den Ge-
setzentwurf Drucksache 17/744. Wer für die An-
nahme des Gesetzentwurfes Drucksache 17/744 
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in Erster Lesung unter gleichzeitiger Überwei-
sung an den Ausschuss für Justiz, Verfassungs- 
und Rechtsfragen, Wahlprüfung, Datenschutz 
und Informationsfreiheit ist, den bitte ich, ei-
ne Hand zu erheben. - Wer ist dagegen? - 
Wer enthält sich der Stimme? - Dann stelle 
ich fest, dass der Gesetzentwurf Drucksache 
17/744 mit Stimmenmehrheit abgelehnt ist. Zu-
gestimmt hat die AfD-Landtagsfraktion, dagegen 
gestimmt haben SPD- sowie CDU-Landtagsfrak-
tion. 

Wir kommen nun zu Tagesordnungspunkt 6:

Zweite Lesung des Gesetzes zur Än-
derung des Gesetzes zur Umsetzung 
der Richtlinie (EU) 2018/958 über 
eine Verhältnismäßigkeitsprüfung vor 
Erlass neuer Berufsreglementierungen 
im Saarland (Verhältnismäßigkeitsprü-
fungsgesetz - VHMPG) (Drucksache 
17/692) 

Zur Berichterstattung erteile ich dem Aus-
schussvorsitzenden Herrn Abgeordneten Dam-
hat Sisamci das Wort.

(Vizepräsidentin Heib übernimmt den Vor-
sitz.)

Abg. Sisamci (SPD), Berichterstatter: 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen 
und Herren! Der Landtag hat den von der Re-
gierung eingebrachten Gesetzentwurf zur Ände-
rung des Gesetzes zur Umsetzung der Richtli-
nie (EU) 2018/958 über eine Verhältnismäßig-
keitsprüfung vor Erlass neuer Berufsreglemen-
tierungen im Saarland - Verhältnismäßigkeits-
prüfungsgesetz - VHMPG, Drucksache 17/692, 
in seiner 20. Sitzung am 12. Dezember 2023 
in Erster Lesung angenommen und an den Aus-
schuss für Wirtschaft, Innovation, Digitales, En-
ergie und Grubensicherheit überwiesen.

Mit dem ursprünglichen Gesetz zur Umsetzung 
der Richtlinie (EU) 2018/958 über eine Verhält-
nismäßigkeitsprüfung vor Erlass neuer Berufs-
reglementierungen im Saarland vom 24. Juni 
2020 wurde die Richtlinie 2018/958 des Europä-
ischen Parlaments und des Rates über eine Ver-
hältnismäßigkeitsprüfung vor Erlass neuer Be-
rufsreglementierungen umgesetzt. Da die Euro-
päische Kommission ihre Bedenken der nicht 
ausreichenden Richtlinienumsetzung durch das 
ursprüngliche Gesetz im Wege eines Vertrags-
verletzungsverfahrens verfolgt, dient der vorlie-
gende Gesetzentwurf der ergänzenden Umset-
zung der EU-Richtlinie mit dem Ziel, den Be-
denken der Europäischen Kommission abzuhel-
fen. Die Begriffsbestimmungen aus Artikel 3 
der EU-Richtlinie werden explizit in § 2 VHM-
PG aufgenommen. Darüber hinaus werden die 
für die Verhältnismäßigkeitsprüfung relevanten 

Begriffsbestimmungen „reglementierter Beruf“ 
und „Berufsqualifikation“ aus der Berufsaner-
kennungsrichtlinie eingefügt. 

Der Ausschuss hat den Gesetzentwurf in sei-
ner Sitzung am 14. Dezember 2023 gelesen 
und beschlossen, auf eine öffentliche Anhörung 
zu verzichten. Der Ausschuss für Wirtschaft, In-
novation, Digitales, Energie und Grubensicher-
heit empfiehlt dem Plenum einstimmig, bei Ent-
haltung der AfD-Fraktion, die Annahme des 
Gesetzes zur Änderung des Gesetzes zur Um-
setzung der Richtlinie (EU) 2018/958 über ei-
ne Verhältnismäßigkeitsprüfung vor Erlass neu-
er Berufsreglementierungen im Saarland - Ver-
hältnismäßigkeitsprüfungsgesetz VHMPG, Druck-
sache 17/692, in Zweiter und letzter Lesung. - 
Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall von der SPD.)

Vizepräsidentin Heib: 

Vielen Dank, Herr Abgeordneter. Ich danke Ih-
nen für die Berichterstattung und eröffne die 
Aussprache. - Wortmeldungen sind nicht einge-
gangen. Ich schließe die Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Gesetz-
entwurf Drucksache 17/692. Wer für die Annah-
me des Gesetzentwurfs in Zweiter und letzter 
Lesung ist, den bitte ich, eine Hand zu erheben. 
- Wer ist dagegen? - Wer enthält sich? - Ich 
stelle fest, dass der Gesetzentwurf Drucksache 
17/692 in Zweiter und letzter Lesung einstimmig 
angenommen ist. Zugestimmt haben die SPD-, 
CDU- und AfD-Landtagsfraktion. 

Wir kommen zu den Punkten 7, 27 und 28 der 
Tagesordnung:

Beschlussfassung über den von der SPD-
Landtagsfraktion eingebrachten Antrag 
betreffend: Rassismus, Antisemitismus 
und Extremismus vorbeugen - für eine 
starke Demokratie an der Saar (Druck-
sache 17/749 - neu) 

Beschlussfassung über den von der AfD-
Landtagsfraktion eingebrachten Antrag 
betreffend: Remigration und Reintegrati-
on starten. Recht durchsetzen und die 
Heimatländer durch Rückkehrer stärken
(Drucksache 17/793) 

Beschlussfassung über den von der CDU-
Landtagsfraktion eingebrachten Antrag 
betreffend: Das Leitmotiv unserer Asyl-
politik lautet Humanität und Ordnung
(Drucksache 17/795) 

Zur Begründung des Antrages der SPD-Land-
tagsfraktion erteile ich Frau Abgeordneter Kira 
Braun das Wort.
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Abg. Braun (SPD): 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Meine Damen und Herren! Später wählen 
wir den Beirat des Opferentschädigungsfonds. 
Erlauben Sie mir trotzdem, an dieser Stelle ein 
paar wenige Sätze dazu zu sagen. Es geht um 
gesellschaftliche Anerkennung für das Leid, das 
Opfer von rechtsextremer Gewalt erfahren ha-
ben. Der Fonds richtet sich nicht nur an die 
Opfer des Anschlages in Saarlouis-Fraulautern. 
Aber wir hatten bei seiner Errichtung natürlich 
auch diese Bilder vor Augen, auch das Bild von 
Samuel Yeboah, der im September 1991 ermor-
det wurde. Der Fonds richtet sich aber ebenso 
an all diejenigen, die dadurch ihr Sicherheitsge-
fühl verloren haben, das Sicherheitsgefühl, in ei-
nem Land zu leben, das ihnen Schutz vor Krieg 
in ihrem Heimatland gewähren sollte. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, mit der heuti-
gen Besetzung des Opferfondsbeirats erfahren 
auch sie Anerkennung für das Leid und Trauma-
ta, die sie durch diesen Tag erfahren haben. Es 
ist ein spätes Zeichen, dass unser Land sie nicht 
vergessen hat. 

(Beifall von der SPD.)

Ich will gleich zu Beginn auch all denjenigen 
Danke sagen, die sich ehrenamtlich dazu bereit 
erklären, in diesem Beirat mitzuarbeiten, an die 
Vertreterinnen und Vertreter der Betroffenenbe-
ratungen, der Religionsgemeinschaften und der 
Aktion Dritte Welt Saar, ebenso an Professor 
Dr. Roland Rixecker, den Beauftragten gegen 
Antisemitismus, aber auch an Réka Klein, Dam-
hat Sisamci und die Kollegin Dagmar Heib, die 
für den Landtag in den Beirat entsendet werden. 
Vielen Dank, dass Sie sich dafür bereit erklären.

(Beifall von der SPD.)

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Ich will aber auch sagen, es beginnt nicht 
mit der Fahrt zur Tankstelle oder mit dem Befül-
len des Kanisters, mit der Vergewisserung, ob 
man unbeobachtet ist. Es beginnt auch nicht mit 
dem Zücken des Feuerzeuges, mit dem Ausbrei-
ten des Feuers im Treppenhaus, mit panischen 
Rufen und verzweifelten Schreien. Nein, es be-
ginnt viel früher. Es beginnt mit dem Wahn von 
„Deutschland den Deutschen“, mit der Vorstel-
lung, dass nicht ein deutscher Pass über das 
Deutschsein entscheidet, sondern Hautfarbe und 
Herkunft. Es beginnt mit Begriffen wie „Remi-
gration“, ein Vokabular, das Rechtsextreme ge-
kapert und vereinnahmt haben. Da können Sie 
noch so viele Kurzinterventionen in diesem Haus 
machen, Herr Dörr. Sie meinten damit nichts 
anderes als Deportationen von Millionen Men-
schen. 

(Beifall von der SPD.)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, es bleibt meine 
feste Überzeugung, eine solche Sprache, eine 
Sprache, die sich klar gegen unser Grundgesetz 
richtet, darf nie wieder Einzug in ein deutsches 
Parlament finden. 

(Beifall von der SPD.)

Denn Sprache schafft Wirklichkeit. Das ist ei-
gentlich eine Erkenntnis der Linken, und zwar 
aus der sozialen Bewegung in den Siebzigerjah-
ren, eine Erkenntnis, in deren Folge viele Men-
schen viel sensibler geworden sind, dass Spra-
che auch diskriminieren kann, und zwar auch 
oft ohne, dass man das explizit möchte. Ich fra-
ge Sie: Erkennen Sie die fatale Ironie dahinter? 
Während wir schrille Debatten darüber führen, 
was man heute noch sagen darf, macht sich die 
neue Rechte genau diese Strategie gerade zu ei-
gen, und zwar nicht, indem sie mit Sprache ver-
sucht, Diskriminierungen abzubauen, sondern 
ganz umgekehrt. Es geht darum, mit Sprache 
Hass wieder sagbar zu machen. Die sagen das 
auch so klipp und klar. 

Mit Ihrer Erlaubnis, Frau Präsidentin, will ich zi-
tieren: „Wir wissen, dass Forderungen erst sag-
bar werden müssen, damit sie einmal machbar 
sein können.“ So hat es ein Rechtsextremer aus 
Österreich auf den Punkt gebracht. Es ist übri-
gens derselbe Rechtsextreme, der in Potsdam zu 
dem Plan der Remigration referiert hat. Solche 
Leute verfolgen das Ziel, den Raum des Sagba-
ren zu erweitern. Sie wollen rechtsextreme Posi-
tionen unter dem Deckmantel wissenschaftlicher 
Begriffe in die Breite der Gesellschaft tragen. 
Liebe Kolleginnen und Kollegen, das sind keine 
normalen politischen Ansichten, das ist Hass, 
Hass auf Andersdenkende, Hass auf andere Kul-
turen, Hass auf Menschen mit anderer Hautfar-
be.

(Beifall von der SPD.)

Niemals werden wir dulden, dass dieser Hass er-
neut Deutschland zum Untergang führt. 

(Beifall von der SPD.)

Niemals werden wir dulden, dass Menschen ihre 
Daseinsberechtigung abgesprochen bekommen, 
Menschen, die hier arbeiten, in der Gastrono-
mie, in der Pflege oder egal wo sonst, Men-
schen, die unsere Kultur bereichern, die sich 
einbringen zum Wohle dieses Landes. Diese 
Menschen gehören so viel mehr zu diesem Land 
als die vermeintliche Alternative.

(Beifall von der SPD.)

Deshalb ist es so wichtig, dass Bürgerinnen und 
Bürger jetzt aufstehen, dass sie Nein sagen, und 
zwar zu Hunderttausenden in den Großstädten, 
aber auch dort, wo es vielleicht nicht so leicht 
ist, sich gegen Rechts zu positionieren, wo man 
eingeschüchtert wird, wo man gar Nachteile be-
fürchten muss. 
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(Abg. Toscani (CDU): Rechtsextrem.)

Gerade dort fassen viele jetzt Mut, weil sie mer-
ken, dass die, die für sich in Anspruch nehmen, 
das Volk zu sein, eben doch eine Minderheit 
sind. Liebe Kolleginnen und Kollegen, das ist der 
Aufstand der Anständigen und er tut wahnsinnig 
gut!

Es tut gut, dass wir den Bildern der braunen 
Einfalt Bilder der bunten Vielfalt entgegenstellen 
von Menschen aus unterschiedlichen Berufen, 
unterschiedlichen Schichten, von Menschen, die 
ganz unterschiedlich sind, die wenig gemeinsam 
haben außer der festen Überzeugung, dass nie 
wieder nicht irgendwann ist, sondern jetzt. Ich 
will Danke sagen an alle die, die in den letzten 
Tagen große Demonstrationen organisiert und 
auf die Beine gestellt haben, egal, ob das in 
Homburg, in St. Wendel oder in Saarbrücken 
war, auch an das Bündnis „Bunt statt Braun“, 
das am Sonntag ein wunderbares Bild vor der 
Ludwigskirche gezeichnet hat. 

Lieber Timo Ahr, bitte nimm den Dank an und 
nehme ihn mit in das Orga-Team und die vielen 
Verbände und Organisationen, die darin organi-
siert sind. Ihr habt dafür in den letzten Tagen 
ganz toll mobilisiert und ich hoffe, es wird so 
weitergehen. 

(Beifall von der SPD und der CDU.)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, der Versuch, 
die Grenzen des Sagbaren zu verschieben, er-
leben wir auch vom Landesvorsitzenden der so-
genannten Alternative in diesem Haus und ehr-
licherweise nicht so oft hier am Rednerpult. 
Darauf liegt nämlich ganz erkennbar nicht der 
Fokus, aber im Internet, bei Facebook oder 
mit Copy-and-paste-Schriftsätzen von Twitter, 
aber auch bei rechtsextremen Medien wie zum 
Beispiel dem Heimatkurier, sogar mit seiner 
T‑Shirt‑Wahl.

Ich will nicht, dass Hass und Hetze in das Pro-
tokoll dieses Hohen Hauses Einzug finden. Aber 
ganz ehrlich, ich frage mich, ob das alles über-
haupt aus Ihrer Feder stammt oder ob es ein 
Praktikant bei der Identitären Bewegung ist, der 
Ihnen das aufschreibt. Hier am Rednerpult vor 
sich her stammeln, aber in den sozialen Medien 
den Dicken markieren, das nennt man auf Saar-
ländisch „die Schniss schwade“.

(Beifall von der SPD.)

Hegel hat darauf hingewiesen, dass sich die 
Geschichte immer zweimal ereignet, einmal als 
Tragödie und einmal als Farce. Zumindest mit 
Blick auf die AfD-Fraktion in diesem Haus sage 
ich: Ich hoffe, er hat recht. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich will zum 
Schluss auf unsere gemeinsame Verantwortung 
zu sprechen kommen, die gemeinsame Verant-
wortung der demokratischen Mitte in diesem 

Lande. Ja, es braucht gerade den Unterschied 
und den Gegensatz zwischen Opposition und Re-
gierung. Ja, Opposition darf und muss zuspit-
zen. Aber wie immer macht der Ton die Mu-
sik, auch hier im Lande, wenngleich ich an die-
ser Stelle ganz klar sagen möchte, dass es im-
mer noch einen großen Konsens bei den zen-
tralen Herausforderungen in diesem Land gibt. 
Ich glaube dennoch, gerade auch mit Blick auf 
die Debatte im Bund, je unversöhnlicher Regie-
rung und Opposition miteinander umgehen, des-
to leichter macht man es jenen, die wahrlich ein 
anderes Land haben wollen. 

(Beifall von der SPD.)

Ja, es braucht einen Wettbewerb der Ideen, 
aber es braucht auch die Bereitschaft zum Kom-
promiss. Das bedeutet, dass man das Tischtuch 
niemals zerschneiden darf und dass man die Be-
reitschaft zur Zusammenarbeit nie komplett auf-
kündigen darf. Dazu gehören auch immer beide. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich möchte ein 
Beispiel dafür nennen, wo die Zusammenarbeit 
Früchte tragen wird. Wir sind uns einig: „Nie 
wieder“ bedingt einen starken Rechtsstaat, der 
insbesondere durch das Bundesverfassungsge-
richt repräsentiert wird. Ein Blick in die Welt 
zeigt doch, dass die Antidemokraten, die an die 
Macht kommen, sich zuerst an der Unabhängig-
keit unserer Justiz vergehen. Deswegen ist es so 
wichtig, dass die unabhängige Stellung des Bun-
desverfassungsgerichts im Grundgesetz erneut 
abgesichert werden soll. 

Die heutige Berichterstattung, dass der Verfas-
sungsschutz die Junge Alternative als gesichert 
rechtsextrem einstufen darf, zeigt, wie wichtig 
es war, dass wir unseren Verfassungsschutz ge-
stärkt haben. Denn von diesen Initiativen geht 
ein Signal aus: Wir wehren uns gegen die Fein-
de dieser Demokratie. Wir treten verfassungs-
feindlichen Bestrebungen entschieden entgegen! 

(Beifall von der SPD.)

Ich möchte einen zweiten Punkt ansprechen, 
nämlich die Diskussion darüber, wer mit wem 
auf die Straße geht. Ja, bei diesen Demos lau-
fen Leute, deren Ansichten ich nicht teile. Es 
laufen vielleicht sogar Leute mit, deren Ansich-
ten ich gänzlich ablehne. Diese Ambivalenz ist 
mit Sicherheit da, aber dieser Ambivalenz wird 
man nicht mit einem Hufeisen gerecht, man 
wird ihr nicht gerecht, indem man Nazis und 
Linke gleichsetzt, denn sie sind nicht gleich, we-
der qualitativ noch quantitativ sind sie das.

(Abg. Schäfer (CDU): Jeder Extremist ist 
Mist! - Aufkommende Unruhe.)

Allein im Jahr 2022 stieg die Zahl der rechtsex-
tremistisch motivierten Straftaten im Vergleich 
zum Vorjahr um 320 Prozent. Die Bedrohung 
unseres Landes geht deutlich von einer Seite 
aus, und das ist die extrem rechte Seite. Alles 
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andere ist eine Verharmlosung. Das können wir 
uns nicht mehr leisten, liebe Kolleginnen und 
Kollegen!

(Beifall von der SPD. - Weitere Zurufe der 
Abgeordneten Schäfer (CDU) und Toscani 
(CDU).)

Das hat doch niemand gesagt. - Ich will des-
halb mit dem Anfang schließen, mit dem ras-
sistischen Mord an Samuel Yeboah. Jahrelang 
hat man weggeschaut, beschwichtigt, verleug-
net. Wir haben das hier breit und, wie ich fin-
de, in einem sehr guten Stil miteinander disku-
tiert. Aber es gab damals auch Leute, die hin-
geschaut haben. Viele von ihnen standen im po-
litischen Spektrum relativ weit links. Diese ha-
ben in einem gänzlich unaufgeschlossenen poli-
tischen Klima nie aufgehört, nach den wahren 
Tätern dieses Brandanschlages zu forschen. Sie 
haben sich nicht einlullen lassen, dass alles viel-
leicht schlimm sei, aber ganz sicher nichts mit 
Rechtsextremismus zu tun habe. Wir sollten das 
nicht vergessen, liebe Kolleginnen und Kollegen, 
wenn wir jetzt wieder darüber streiten, wer ne-
ben uns auf der Demo mitlaufen darf und wer 
nicht.

(Anhaltender Beifall von der SPD.)

Vizepräsidentin Heib: 

Es gibt eine Kurzintervention von Herrn Dörr. Ich 
erteile Ihnen das Wort, Herr Fraktionsvorsitzen-
der.

Abg. Dörr (AfD) mit einer Zwischenbemer-
kung: 

Frau Kollegin Braun, Sie haben so gegen den 
Hass geredet, dass es schon richtig hasserfüllt 
war. Sie haben zu uns geschaut, ich denke, dass 
Sie uns nicht lieben, dass Sie uns vielleicht doch 
hassen. Es war jedenfalls irgendwie eine hass-
erfüllte Rede. Das steht Ihnen eigentlich gar 
nicht so gut. 

(Abg. Braun (SPD): Sie haben nicht zu beur-
teilen, was mir steht oder nicht!)

Das Zweite ist Folgendes: Sie haben von den 
Demonstrationen gesprochen. Da sage ich Ihnen 
eines voraus: Es wird weniger werden, weil die-
se Demonstrationen von den Verantwortlichen 
organisiert sind, sie sind gegen das Volk organi-
siert. Das wird eine Weile mit viel Aufwand und 
viel Medienbegleitung gehen, aber dann wird es 
abbröckeln. Sie haben selbst zugegeben, dass 
nicht nur Erwünschte, sondern auch ein paar 
Unerwünschte mitlaufen. Ich habe bei der Saar-
brücker Zeitung auf dem Foto gesehen, dass 
auf Plakaten stand: „Gegen Linksextremismus“ 
und „Gegen Extremismus“ und „Gegen Gewalt“. 
Das heißt also, das ist gar keine so einförmi-
ge Demonstration. Sie haben von Demokratie 

und Mitarbeit geredet und Berlin angeführt. Ich 
muss Ihnen sagen, wenn ich mir eine Bundes-
tagsdebatte anschaue - ich muss gestehen, ich 
mache das sehr selten -, dann sehe ich, dass 
der Block, in dem die AfD sitzt, immer besetzt 
ist und alle anderen Ränge leer sind. 

(Unmutsbekundungen bei der SPD. - Zuruf 
des Abgeordneten Scharf (CDU).)

Ich kenne ja die Ausreden. Da heißt es immer, 
die sind in Ausschüssen und so weiter. Die Rän-
ge sind jedenfalls leer. Die Bevölkerung sieht 
das. Das ist auch keine demokratische Haltung. 
- Herzlichen Dank. 

(Abg. Haas (SPD): Die AfD-Bundestagsfrakti-
on arbeitet genauso wenig in den Ausschüs-
sen wie Sie hier!)

Vizepräsidentin Heib: 

Frau Kollegin Braun, wünschen Sie das Wort? 
Sie können erwidern. 

Abg. Braun (SPD): 

Ich muss das gar nicht groß kommentieren, 
weil Sie in Ihrem Redebeitrag gerade deutlich 
gemacht haben, wie Ihr Demokratieverständnis 
funktioniert. Es ist mehr als fragwürdig, es ist 
gefährlich. Deswegen danke ich Ihnen für diesen 
Beitrag, der hoffentlich alle Saarländerinnen und 
Saarländer wachrüttelt, die gerade auf die Stra-
ßen gehen, die sich für unsere Demokratie ein-
setzen. Sie sagen, dass diese Menschen auf die 
Straße gehen gegen das Volk. Daran mache ich 
ein ganz großes Fragezeichen. Das entscheiden 
die Saarländerinnen und Saarländer selbst.

(Beifall von der SPD und vereinzelt bei der 
CDU.)

Vizepräsidentin Heib: 

Zur Begründung des Antrags der AfD-Landtags-
fraktion erteile ich Herrn Abgeordneten Carsten 
Becker das Wort.

Abg. Becker (AfD): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte 
Kollegen Abgeordnete! Liebe Saarländer! Es ist 
mir ein Vergnügen, dass ich heute diesen An-
trag mit einbringen darf. Ich möchte auf eines 
eingehen, was Sie auf die Intervention meines 
Kollegen, Herrn Dörr, dass das Demonstrationen 
gegen das Volk sind, geantwortet haben. Bei 
manch einem geschichtlichen Beobachter kom-
men schon gewisse Erinnerungen hoch, wenn er 
an das Ende der DDR denkt, als klar war, dass 
die SED-Führung sich nicht halten kann. Damals 
wurde das sowjetische Ehrenmal beschmiert. 
Das wurde dann den westlichen Neonazis in die 
Schuhe geschoben, aber wahrscheinlich war es 
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die Stasi. Man hat zu Kampfdemonstrationen 
gegen Rechts aufgerufen und hat noch 300.000 
oder 400.000 regimetreue SEDler auf die Straße 
gebracht, die ihre Empörung geäußert haben. 

Ich habe mir die Videos von damals angeguckt. 
Das können Sie vielleicht auch mal machen. Bei 
dem einen oder anderen kommen gewisse Erin-
nerungen hoch. Sie sprechen immer von der Zi-
vilgesellschaft, aber es ist ja nicht so, dass das 
alles unabhängige Leute sind. Schauen Sie sich 
die Berichterstattung der Saarbrücker Zeitung 
an. Da kam raus, dass ein Kollege in diesem 
SPD-Ortsverband sitzt, der andere in jenem, 
wieder ein anderer Kollege ist bei den GRÜNEN. 
Das Problem haben wir generell beim öffentlich-
rechtlichen Rundfunk. Es werden meistens Men-
schen von linken Organisationen interviewt, der 
Normalsterbliche oder Otto Normalverbraucher 
wird nicht interviewt. Das will ich Ihnen mitge-
ben. 

(Unmutsbekundung von der SPD.)

Zu unserem Antrag „Remigration und Reintegra-
tion starten. Recht durchsetzen und die Heimat-
länder durch Rückkehrer stärken.“ Es wurde viel 
über den Remigrationsbegriff gesprochen. Des-
halb möchte ich jetzt kurz mit Erlaubnis der Prä-
sidentin Wikipedia zitieren. 

(Lachen bei der SPD.)

„Remigration (auch Rückwanderung oder Rück-
kehrmigration) bezeichnet den Teil eines Migrati-
onsprozesses, bei dem Menschen nach einer be-
trächtlichen Zeitspanne in einem anderen Land 
oder einer anderen Region in ihr Herkunftsland 
oder in ihre Herkunftsregion zurückkehren. Re-
migration findet in umgekehrte Richtung zur 
vorangegangenen Migration statt. Der Begriff 
findet in Wirtschafts- und Sozialwissenschaften 
sowie in der Exilforschung Anwendung.“ Das ist 
also ein absoluter Nazi-Begriff, Sie haben es er-
fasst. 

Für mich persönlich und für die AfD ist dieser 
Begriff Remigration das Gleiche wie der Begriff 
Rückführung oder Abschiebung. Der Begriff De-
portation, das wurde von meinem Kollegen Dörr 
schon erwähnt, ist so in Potsdam nie gefallen. 
Das hat mittlerweile auch Correctiv zugegeben. 
Da hat man schon Angst vor den ersten Unter-
lassungserklärungen oder Unterlassungsklagen 
und entsprechend ist man dort auch schon zu-
rückgerudert. Das möchte ich hier einfach nur 
klarstellen. 

(Abg. Conigliaro (SPD): Wir haben keine 
Angst!)

Für mich ist der Begriff Remigration attraktiv, 
weil das „Re“ für mich symbolisiert, etwas rück-
gängig zu machen. Der Antrag der CDU spricht 
ja auch von Kontrollverlust. Wir hatten seit 2015 
Kontrollverlust an unseren Grenzen. Millionen-
fach sind Menschen illegal in unser Land einge-

reist, halten sich teilweise hier illegal auf. In un-
serem Antrag sprechen wir von über 300.000 
vollziehbar Ausreisepflichtigen. Das sind in ers-
ter Linie die Menschen, die durch die gesamten 
Gerichte bescheinigt bekommen haben, dass sie 
hier kein Bleiberecht haben und dass sie ausrei-
sepflichtig sind. Es gehört zu einem Rechtsstaat, 
dass Menschen, bei denen gerichtlich festge-
stellt wurde, dass sie vollziehbar ausreisepflich-
tig sind, auch ausreisen, so wie jeder, der keine 
Kfz-Steuer zahlt oder ein Knöllchen bekommt - 
dort kennt der Rechtsstaat auch keine Gnade 
-, zahlen muss. Dort wird umgesetzt und die 
Bürger erwarten auch, dass das hier umgesetzt 
wird. 

Insbesondere sprechen wir immer über die gut 
integrierten Ausländer, die arbeiten und Steuern 
zahlen, die assimiliert sind, die hier eine Zukunft 
für ihre Familien aufbauen wollen. Wenn sie sich 
mit diesen Menschen unterhalten, dann erken-
nen Sie: Die wollen auch, dass hier hart durch-
gegriffen wird. Sie wollen nicht, dass sie mit 
Kriminellen oder mit Menschen, die unser Sozi-
alsystem ausnutzen, in einen Topf geschmissen 
werden. Sie wollen, dass der Lohn ihrer harten 
Arbeit für die Zukunft ihrer Familie da ist und 
nicht für immer höhere Steuern und Sozialabga-
ben. Deshalb werden wir uns auch gezielt um 
diese Personengruppe bemühen, dass wir sie 
für die AfD begeistern können. Niemand möch-
te Schwerstkriminelle im Land haben, die hier 
nicht nur eine Straftat begehen, sondern zehn 
Straftaten und immer noch nicht abgeschoben 
werden. Da muss der Rechtsstaat einfach härter 
durchgreifen. 

Unser Antrag sagt klipp und klar: Wir fordern 
die SPD-Landesregierung auf, hier den Worten 
ihres Kanzlers aus dem letzten Jahr zu folgen. 
Ich will Sie nur daran erinnern: Wir müssen im 
großen Stil abschieben. - Das habe nicht ich ge-
sagt, das hat Bundeskanzler Olaf Scholz gesagt. 
Ich bitte die Landesregierung, jetzt zu liefern 
und das umzusetzen. Ich sage es ganz deutlich: 
Wenn Sie sich mal die englische Version des Bei-
trags, den er dort im SPIEGEL gemacht hat, an-
schauen, dann finden Sie auch vier- oder fünf-
mal das Wort Deportation. Das kann mit der 
Übersetzung zu tun haben, aber das heißt, das 
könnte man dem Herrn Scholz auch böse ausle-
gen. Wir tun es nicht und entsprechend fordern 
wir Sie auf: Handeln Sie dort, sorgen Sie dafür, 
dass die vollziehbar ausreisepflichtigen Auslän-
der das Land verlassen und sorgen Sie dafür, 
dass Recht durchgesetzt wird. Nicht mehr und 
nicht weniger. Herzlichen Dank!

(Beifall von der AfD.)

Vizepräsidentin Heib: 

Vielen Dank, Herr Abgeordneter. - Zur Begrün-
dung des Antrags der CDU-Landtagsfraktion er-
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teile ich Herrn Abgeordneten Raphael Schäfer 
das Wort.

Abg. Schäfer (CDU): 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Wir behandeln heute in einer verbundenen Aus-
sprache gleich mehrere Anträge. Zum einen 
einen wirklich sehr wichtigen Antrag der SPD-
Landtagsfraktionen betreffend: Rassismus, Anti-
semitismus und Extremismus vorbeugen, und 
auf der anderen Seite den von Herrn Becker 
vorgestellten Antrag der AfD. Ich sage Ihnen of-
fen: Es ergibt keine einfache Aussprache, das in 
diesem Zusammenhang zu verbinden, aber wir 
werden ganz klar Stellung beziehen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, es 
sind heute einige Zuhörer zugegen, in den letz-
ten Tagen und Wochen erleben wir in Deutsch-
land, aber auch im Saarland, Großartiges. Sehr 
geehrter Herr Dörr, ich muss Ihnen vonseiten 
der CDU-Landtagsfraktion ganz deutlich wider-
sprechen: Die lange Zeit vielleicht schweigen-
de Mehrheit ist jetzt lautstark geworden. Sie 
kommen zusammen, nicht nur in Saarbrücken, 
sondern bundesweit, Hunderttausende von Men-
schen, die für unsere Demokratie, für einen 
starken Rechtsstaat eintreten, und das ist gut 
so, das ist richtig so!

(Beifall von der CDU und der SPD.)

Auf diesen vielen Plätzen, an diesen vielen 
unterschiedlichen Örtlichkeiten kommen diese 
Menschen bundesweit zusammen, um im Rah-
men von friedlichen Demonstrationen gegen 
Rechtsextremismus, gegen Fremdenfeindlichkeit 
und gegen Rassismus zu demonstrieren. Ich gu-
cke zum Kollegen Ahr rüber, weil er Mitveran-
stalter, Mitorganisator am vergangenen Samstag 
hier in Saarbrücken gewesen ist im Rahmen 
der gemeinsamen Demo des Bündnisses „Bunt 
statt Braun“. Über 100 Organisationen haben 
sich daran beteiligt und durch diesen breiten 
Aufruf haben wir es tatsächlich geschafft, dass 
über 10.000 Menschen in Saarbrücken auf dem 
Ludwigsplatz zusammengekommen sind und wir 
gemeinsam ein starkes Zeichen für unsere De-
mokratie gesetzt haben. 

Ich sage Ihnen auch offen, das ist vielleicht ein 
bisschen falsch dargestellt worden: Wir sind un-
heimlich stolz als CDU Saar, aber auch als CDU-
Landtagsfraktion, dass wir mit vielen Partei-
freundinnen und Parteifreunden, auch aus unse-
ren Vereinigungen - sei es die Frauenunion, ich 
gucke zu Anja Wagner-Scheid, sei es die Christ-
lich-Demokratische Arbeitnehmerschaft, die CDA 
mit ihrem Vorsitzenden Marc Speicher, aber 
eben auch die Seniorenunion - aktiv vor Ort 
dabei gewesen sind und dass wir gemeinsam 
ein starkes Zeichen gesetzt und uns an dieser 
Demonstration aktiv beteiligt haben. Ich möch-

te mich bei allen Parteifreundinnen und Partei-
freunden ganz herzlich für dieses deutliche Zei-
chen bedanken. Unser Motto, nicht nur am ver-
gangenen Samstag, sondern dauerhaft, lautet: 
I love Demokratie, wir lieben das Saarland und 
jeder Extremist ist Mist, liebe Kolleginnen und 
Kollegen! 

(Beifall von der CDU.)

Ich will an dieser Stelle auch noch ein Lob los-
werden. Ein Redner hat mir nämlich am vergan-
genen Samstag besonders gefallen, das muss 
ich sagen. Steven Commey-Bortsie heißt er und 
er hat stellvertretend für das sogenannte Chan-
ge Network e.V. gesprochen. Den meisten von 
uns ist er bekannt, weil er hier im Landtag bei 
der SPD‑Fraktion arbeitet. Er hat an uns alle 
noch mal mit viel Herzblut appelliert und ein 
klares Bekenntnis gegen Fremdenhass, gegen 
Diskriminierung und gegen Rassismus eingefor-
dert. Diese Rede hat mich wirklich mitgenom-
men und ich sage Danke an den Steven Com-
mey-Bortsie für diese klaren Worte!

(Beifall von der CDU und von der SPD.)

Ich will aber genauso ein herzliches Wort 
des Dankes an unseren Fraktionsvorsitzenden, 
an unseren Parteivorsitzenden Stephan Toscani 
richten, der sich in einer klaren, lautstarken An-
sprache sehr deutlich an die Bürgerinnen und 
Bürger gerichtet und zu einem klaren Bekennt-
nis für die Demokratie, die Menschenwürde und 
eine offene Gesellschaft aufgerufen hat. Er hat 
ganz klar gesagt, dass die CDU Saar in die-
sem Land sich gegen jede Art von Extremismus 
stellt, und zwar in jeglicher Konsequenz. Wir 
sind gegen Rechtsextremismus, gegen Linksex-
tremismus, gegen Antisemitismus, gegen ge-
waltbereiten Islamismus! Ich wiederhole: Jeder 
Extremist in diesem Land ist Mist, liebe Kollegin-
nen und Kollegen!

(Beifall von der CDU.)

Deswegen, sehr geehrter Herr Kollege Dörr, sa-
ge ich auch noch mal in sehr deutlichen Wor-
ten, dass wir uns klar gegen diese völkischen 
Hirngespinste positionieren, gegen diese kruden 
identitären Wahnvorstellungen der AfD, die aus 
Potsdam ausgesendet wurden.

(Abg. Schaufert (AfD): Die sind doch gar 
nicht von der AfD!)

Da gibt es kein Vertun, klare Position von un-
serer Seite: Wir lehnen diese völkischen Hirnge-
spinste ab!

(Beifall von der CDU und von der SPD.)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, das ist doch der 
entscheidende Punkt: Wir haben ein gemeinsa-
mes Interesse - Kira, du bist darauf eingegan-
gen - in den demokratischen Parteien, nicht 
nur hier im Landtag, sondern auch im Bundes-
tag und in allen anderen Landtagen, dass wir 
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gemeinsam auf Kundgebungen zusammenkom-
men, in Saarbrücken und an anderen Orten, und 
die AfD sozusagen stellen. Was meine ich da-
mit? Ich meine natürlich in der Sache stellen, in 
eine harte politische Auseinandersetzung gehen. 
Und wo tut man das am besten? Natürlich auch 
am heutigen Tag hier in der Herzkammer unse-
rer Demokratie. Dort müssen wir in den harten 
parlamentarischen Austausch gehen und das tun 
wir, liebe Kolleginnen und Kollegen! 

(Beifall von der CDU und von der SPD.)

Ich will deswegen noch mal sagen: Wir als 
Landtagsfraktion haben in den vergangenen Mo-
naten, in den vergangenen Jahren das Thema 
Migration sehr oft mit eigenen Anträgen auf-
gegriffen und diese Thematik beziehungsweise 
Problematik in zahlreichen und zeitlich sehr um-
fangreichen Grundsatzdebatten gemeinsam be-
sprochen. Unsere Position ist völlig klar. Ich will 
sie aber gerne erneut vertonen: Unser Leitmo-
tiv bei der Asylpolitik lautet Humanität und Ord-
nung. Das muss man gemeinsam denken. Diese 
beiden Seiten der Medaille gehören zusammen.

Ich habe in der Vergangenheit schon oft unseren 
ehemaligen Bundespräsidenten Joachim Gauck 
zitiert. Ich muss ihn erneut zitieren, weil ich 
seine Worte einfach so unheimlich passend und 
zutreffend finde. Er hat im September 2015 im 
Rahmen der ersten Migrationskrise die richtigen 
Worte gefunden. Frau Präsidentin, mit Ihrer Er-
laubnis zitiere ich den ehemaligen Bundespräsi-
denten, der gesagt hat: „Unser Herz ist weit. 
Doch unsere Möglichkeiten, sie sind endlich.“ 
Ich sage Ihnen heute noch mal, was wir schon 
in der Vergangenheit als CDU-Landtagsfraktion 
gesagt haben: Das bringt es auf den Punkt. 
Diese Einschätzung teilen wir als CDU-Landtags-
fraktion zu 100 Prozent und das haben wir 
verdeutlicht durch unsere eigenständigen Positi-
onspapiere, die unter anderem meine Kollegin 
Anja Wagner-Scheid mit dem Innenarbeitskreis 
federführend erarbeitet hat und die wir einge-
bracht haben.

Mit einem gewissen Bedauern sage ich an die 
SPD gerichtet: Wir hätten uns gewünscht, dass 
Sie diesen Anträgen damals zugestimmt hätten. 
Sie waren damals richtig und sie sind heute 
richtig. Deswegen wollen wir heute klar beto-
nen, dass wir eine grundsätzliche Neuausrich-
tung unserer Migrationspolitik in Deutschland 
benötigen, die, wie gesagt, geprägt sein muss 
von Humanität, von Ordnung, von Steuerung 
und Begrenzung. Das ist das Gebot der Stunde.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, daher möchte 
ich heute die Gelegenheit nutzen, Ihnen unse-
re sozusagen neuen, überarbeiteten Vorschläge 
zu präsentieren. Diese Vorschläge, die Ihnen 
mit der Drucksache 17/795 vorliegen, basieren 
im Wesentlichen auf dem Entwurf des Bundes-
vorstands der CDU Deutschland für ein neues 

Grundsatzprogramm. Dieses ist einstimmig vom 
Bundesvorstand in Heidelberg beschlossen wor-
den. Darüber würde ich heute gerne mit Ihnen 
sprechen. Denn hier im Zentrum der Demokra-
tie müssen wir über die besten Lösungen bera-
ten und diskutieren. Wir wollen uns gerne aktiv 
mit einer Gesamtstrategie zur Bewältigung die-
ser Migrationskrise einbringen.

Deswegen, liebe Kolleginnen und Kollegen, ist 
als erster Punkt zu fragen, was wir tun müssen. 
- Die Außengrenzen schützen. Das haben wir 
schon sehr häufig gesagt. Denn wir müssen wis-
sen und die Kontrolle darüber haben, wer aus 
welchen Gründen zu uns in unser Land möch-
te, wer sich bei uns aufhält, aber auch, wer un-
ser Land verlässt. Ein konkreter Vorschlag, den 
wir in der Vergangenheit schon einmal gemacht 
haben, ist der Ausbau der Grenzschutzagentur 
Frontex. Diese Einheit sollte mit Befugnissen hin 
zu einer echten Grenzpolizei, zu einer echten 
Küstenwache ausgerüstet werden. Da ist, offen 
gesagt, noch viel Potenzial nach oben, da gibt es 
noch viel zu verbessern. Der Aufbau einer stän-
digen Reserve ist bekannt. Seit 2015 sollen bis 
zu 10.000 Personen aufgebaut werden. Das ist 
ein erster richtiger Schritt, das reicht aber bei 
Weitem noch nicht aus.

Daher sagen wir noch mal in aller Klarheit: Die 
europäischen Außengrenzen müssen effektiv ge-
schützt werden, denn das ist der entscheiden-
de Punkt. Nur wenn wir unsere Außengrenzen 
ausreichend schützen, sind die Grenzen inner-
halb der EU, also innerhalb des Schengenraums, 
wirklich offen. Dann können wir sie offenhalten. 
Das ist unsere klare Position, für die wir auch 
bei der SPD-Landtagsfraktion werben, liebe Kol-
leginnen und Kollegen.

(Beifall von der CDU.)

Genauso sagen wir, dass wir für ein Konzept der 
sicheren Drittstaaten eintreten. Was meine ich 
damit konkret? Das bedeutet, dass jeder, der in 
Europa Asyl beantragt, in einen sicheren Dritt-
staat überführt werden soll und dort das Asyl-
verfahren zu durchlaufen hat. Im Falle einer po-
sitiven Bescheidung, also im Falle einer Gewäh-
rung von Asyl, soll dieser sichere Drittstaat dem 
Antragsteller vor Ort Schutz gewähren. Das ist 
unser Vorschlag in der aktuellen Debatte.

Dritter Punkt: Wir wollen Schutzbedürftige durch 
humanitäre Kontingente aufnehmen. Was mei-
nen wir damit? Ich glaube, auch das haben 
wir in den vergangenen Debatten immer sehr 
deutlich zum Ausdruck gebracht. Wir als Christ-
demokraten sind dem christlichen Menschenbild 
verpflichtet - also einem humanitären Umgang 
mit Personen, die schutzbedürftig sind und die 
sich auf Artikel 16a unseres Grundgesetzes be-
rufen. Deshalb sagen wir, dass nach der erfolg-
reichen Etablierung und Einrichtung dieses Dritt-
staatenkonzeptes innerhalb der Europäischen 
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Union ein jährliches Kontingent vereinbart wer-
den muss. Anhand eines Schlüssels soll so unter 
den Staaten der Willigen, so möchte ich sie mal 
bezeichnen, durch konkrete Vereinbarungen ei-
ne Verteilung stattfinden, liebe Kolleginnen und 
Kollegen. Das ist unser Vorschlag.

Vierter Punkt: Integration und Sprache. Ich 
glaube, es ist bekannt, dass wir als CDU-Land-
tagsfraktion diesbezüglich eine klare Position 
haben. Integration hat nämlich ebenfalls zwei 
Seiten. Sie muss auf der einen Seite von staat-
licher Seite gefördert und mit entsprechenden 
Maßnahmen unterlegt werden. Aber wir fordern 
sie auch ein. Wir fordern eine aktive Teilnahme 
der zugewanderten Menschen vor Ort bei uns, 
ein Einbringen in unsere Gesellschaft, ein Tei-
len und Achten unserer Wertvorstellungen und 
unserer Gesetze. Um dem Ganzen eine Verbind-
lichkeit beizumessen, fordern wir den verpflich-
tenden Abschluss von individuellen Integrations-
vereinbarungen. Auch das ist ein konkreter Vor-
schlag von uns, um die Gesamtsituation zu ver-
bessern.

Ein weiterer Punkt - ich schaue zur Kollegin Jut-
ta Schmitt-Lang - und ein echter Erfolgsgarant 
für eine gelungene Integration ist das Beherr-
schen der deutschen Sprache. Stephan Toscani 
hat das sehr oft in den Debatten klargemacht. 
Wir treten für verpflichtende Sprachkurse ein, 
aber auch für die Reaktivierung des Programms 
„Früh Deutsch lernen“. Denn unsere Kinder 
müssen bezüglich ihres Sprachniveaus bestmög-
lich auf die Grundschule vorbereitet werden. Da 
haben wir ebenfalls eine ganz klare Position.

Ich könnte Ihnen viele weitere Lösungsvorschlä-
ge präsentieren, verweise aber aus Zeitgründen 
auf unsere Drucksache. Glauben Sie mir, dar-
in stehen viele kluge und gute Ideen. Das ist 
unser Vorschlag, im Rahmen eines Gesamtkon-
zeptes, einer Gesamtstrategie die Migrationskri-
se zu bewältigen und die irreguläre Migration, 
um die es ja eigentlich geht, zu begrenzen. Das 
ist auch der entscheidende Punkt, Herr Kollege 
Dörr. Ihr Antrag, auf den ich gar nicht so viel 
Zeit verwenden möchte, greift nur Einzelaspek-
te heraus, lässt aber eine Gesamtstrategie völlig 
außen vor. Ich glaube, wir haben viel intelligen-
tere und bessere Lösungsmöglichkeiten im Rah-
men unserer Strategie und deswegen lehnen wir 
Ihren heutigen, singulären Antrag ab.

Der SPD-Antrag, ich habe es ja gesagt, liebe Ki-
ra, ist vom Grundsatz her ein sehr guter Antrag. 
Damit sind wir in weiten Teilen einverstanden 
und d'accord. Grundsätzlich können wir das un-
terstützen. Es gibt ein oder zwei offene Diskus-
sionspunkte. Wir sind bereit, erneut mit der SPD 
darüber zu sprechen. Das betrifft die konkrete 
Ausgestaltung des Aktionsplans, aber auch die 
Ausgestaltung der genannten Beauftragtenstel-
le. Darüber wollen wir noch mal reden und des-

wegen werden wir uns beim SPD-Antrag heute 
enthalten.

Ich fasse zusammen: Wir als CDU stehen für 
Humanität und Ordnung. Beides zusammenden-
ken, das ist der richtige Schritt. Abschließend ei-
ne herzliche Bitte und Aufforderung an die SPD-
Fraktion. Ich habe es in der Vergangenheit oft 
gesagt und sage es heute wieder: Sie haben in 
meinen Augen häufig die rosarote Brille auf. Das 
ist ein Stück weit Realitätsverweigerung. Wir 
brauchen wirkliche, echte und durchschlagende 
Maßnahmen, um die Gesamtproblematik in den 
Griff zu bekommen. Es reicht nicht, einfach Vor-
schläge ins Schaufenster zu stellen, sondern 
man muss konkret ins Handeln kommen. Daher 
die herzliche Bitte: Sie machen sich heute, wenn 
Sie unserem Antrag zustimmen, auf den besten 
Weg, konkrete Maßnahmen nach vorne zu brin-
gen. Deswegen bitte ich Sie um Zustimmung. - 
Herzlichen Dank.

(Beifall von der CDU.)

Vizepräsidentin Heib: 

Vielen Dank, Herr Abgeordneter. Ich eröffne die 
Aussprache. Es liegt mir eine Wortmeldung vor. 
- Ich erteile Frau Abgeordneter Sevim Kaya-Ka-
radağ das Wort für die SPD-Landtagsfraktion.

Abg. Kaya-Karadağ (SPD): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte 
Saarländerinnen und Saarländer! Sehr geehrte 
Kolleginnen und Kollegen der demokratischen 
Fraktionen! Sie kennen mich: die Frau, de-
ren Namen die AfD-Fraktion nicht aussprechen 
kann. Falls es Ihnen gerade nicht präsent ist: 
Von Haus aus bin ich Rechtsanwältin. Da wir 
uns gerade in einer Diskussion um den Rechts-
staat befinden, hätte ich ein paar Fragen. Äu-
ßern Sie sich doch mal, Herr Becker: Was mei-
nen Sie eigentlich, wenn Sie von konsequenter 
Abschiebung ausländischer Sozialleistungsemp-
fänger sprechen? Was meinen Sie, wenn Sie von 
Ersetzungsmigration im Saarland sprechen? Was 
haben Sie dazu zu sagen, dass in den rechts-
extremen Zeitschriften, für die Sie Beiträge 
schreiben, unsere Erinnerungskultur als Schuld-
kultur bezeichnet wird? Wie ist Ihr Verhältnis zur 
rechtsextremen Identitären Bewegung, von der 
Sie gerne mal T-Shirts tragen? 

Martin Sellner hat nach dem Treffen in Pots-
dam gesagt, er wolle drei Gruppen aus 
Deutschland herausgedrängt sehen: Asylbewer-
ber, Nicht-Staatsbürger und sogenannte nicht 
assimilierte Staatsbürger. Für die dritte Grup-
pe, also Menschen mit deutschem Pass, schwe-
ben Sellner hoher Anpassungsdruck und maßge-
schneiderte Gesetze vor, um sie zur Ausreise 
zu drängen. Was sagen Sie dazu? Ist das Ihre 
Vorstellung des Begriffs von Remigration? Höcke 
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hat gesagt, neben dem Schutz der nationalen 
und europäischen Außengrenzen wäre ein groß 
angelegtes Remigrationsprojekt notwendig. Bei 
dem werde man - so fürchte er - nicht um eine 
Politik der wohltemperierten Grausamkeiten her-
umkommen. Das heißt, dass sich menschliche 
Härten und unschöne Szenen nicht immer ver-
meiden lassen werden, sagt er. Ist es das, was 
Sie meinen, wenn Sie von Remigration spre-
chen? Äußern Sie sich doch dazu, ob Sie ein 
Anhänger von Björn Höcke sind, dessen Landes-
verband gesichert rechtsextrem ist und den man 
offen als Nazi bezeichnen kann. Sie attestieren 
ihm gute Arbeit. Sie sind nach den Correctiv-Re-
cherchen nicht auf Distanz gegangen. Machen 
Sie sich damit nicht mit der Denkschule der 
„Geh-heim-Pläne“ gemein? 

Ich weiß, ich werde von Ihnen, Herr Becker, hier 
und heute keine Antworten bekommen, weil Sie 
nämlich feige sind und lieber dort die Maske fal-
len lassen, wo Sie sich sicher fühlen. Es geht 
Ihnen nicht um die Abschiebung ausreisepflich-
tiger Menschen, sondern um das, was es ist, 
nämlich die Vertreibung von Menschen. 

(Beifall von der SPD und der CDU.)

Als ich vor einigen Monaten an gleicher Stelle 
zum Opferentschädigungsfonds gesprochen ha-
be, hätte ich es ehrlich gesagt nicht für mög-
lich gehalten, dass das, was ich dazu gesagt ha-
be, so schnell wieder traurige Realität wird. Ich 
habe damals davon gesprochen, dass ich mich 
daran erinnere, dass die Angriffe auf die Flücht-
lingsunterkünfte im Saarland Anfang der Neun-
zigerjahre im Bekanntenkreis meiner Eltern the-
matisiert wurden, weil sich Angst und Verunsi-
cherung breitgemacht haben. Die gleiche Angst 
und Verunsicherung machen sich jetzt wieder 
breit, wenn offen darüber nachgedacht wird, wie 
man Menschen mit Migrationshintergrund mas-
senhaft remigrieren könnte. Wir sehen die Ängs-
te derjenigen, die an das düsterste Kapitel unse-
rer Geschichte erinnert werden. Liebe Kollegin-
nen und Kollegen der demokratischen Fraktio-
nen, nie wieder dürfen Rassisten und Rechtsex-
tremisten unser Land - ich sage ganz bewusst 
unser Land, weil es auch mein Land ist, auch 
wenn es Ihnen nicht passt - ins Verderben stür-
zen!

(Beifall von der SPD und der CDU.)

Wenn sich Rechtsextremismus und rechtes Ge-
dankengut in die Mitte der Gesellschaft fressen, 
dann merken wir das alle, aber ganz besonders 
die Menschen mit Migrationsgeschichte, für die 
ich hier stellvertretend das Wort ergreife. Meine 
Eltern sind Anfang der Siebzigerjahre ins Saar-
land gekommen. Sie haben hier erst ein neues 
Zuhause und dann eine neue Heimat gefunden. 
Sie stehen stellvertretend für eine große Anzahl 
von Menschen, die sogenannte Gastarbeiterge-
neration. Ohne Wenn und Aber sind die bekannt 

gewordenen Pläne eine Schande. Sie sind ein 
Schlag ins Gesicht gerade all dieser Menschen, 
die maßgeblich zum Wohlstand unseres Landes 
beigetragen haben, von dem Sie auch profitie-
ren.

(Beifall von der SPD und der CDU.)

Statt ihre Lebensleistung zu würdigen und ihnen 
Wertschätzung und Respekt zuteilwerden zu las-
sen, werden sie durch Ihr rechtes Gedankengut 
zu Objekten des Hasses degradiert. Das dürfen 
wir nicht zulassen und das werden wir nicht zu-
lassen! 

(Beifall von der SPD und der CDU.)

Wir sehen Migration als Reichtum für unsere 
Kultur, unsere Gesellschaft und unseren Wirt-
schaftsstandort. Wer im Saarland lebt, wer die 
deutsche Staatsbürgerschaft besitzt, gehört zum 
Saarland, ganz egal, woher er kommt, wie er 
aussieht, an was er glaubt oder wen er liebt. 
Es kommt auf nichts von alledem an, allein auf 
den Menschen. Ich kann Ihnen aber eines versi-
chern: Auch unsere Toleranz endet irgendwann, 
nämlich wenn Verfassungsfeinde gegen unsere 
liberale, offene und rechtsstaatliche Demokratie 
vorgehen. 

(Beifall von der SPD und der CDU.)

Ich möchte zum Schluss betonen: Unserem 
Grundgesetz liegt ein zentraler Gedanke zugrun-
de: nie wieder Nationalismus, nie wieder Rassis-
mus, nie wieder Hass - nie wieder! Dieses „Nie 
wieder“ haben wir in unseren Händen. In den 
letzten Tagen und Wochen sind mehr als 1 Mil-
lion Menschen im Bewusstsein ihrer demokrati-
schen Verantwortung in weiten Teilen Deutsch-
lands auf die Straße gegangen und haben sich 
für die Werte unseres Grundgesetzes ausgespro-
chen. Was bei den Kundgebungen im Saarland 
- ob in Homburg, Saarbrücken oder gestern in 
St. Wendel - zum Ausdruck gekommen ist, ist 
nicht mehr als gelebte Realität. Das ist unsere 
gesellschaftliche Realität, und die ist bunt und 
eben nicht braun! 

(Beifall von der SPD und der CDU.)

Ich möchte zum Schluss meiner Rede einfach 
ein recht herzliches Dankeschön an alle Men-
schen, die in den letzten Tagen auf die Straße 
gegangen sind, richten. Ich möchte Ihnen ein-
fach Danke sagen: Ihr macht allen Menschen 
Mut und schafft Zuversicht bei denen, die sich 
durch Rechts bedroht sehen. „Nie wieder“ ist 
jetzt! - Glück auf!

(Anhaltender Beifall von der SPD und der 
CDU.)
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Vizepräsidentin Heib: 

Vielen Dank, Frau Abgeordnete. - Ich erteile nun 
Herrn Abgeordneten Carsten Becker für die AfD-
Fraktion das Wort.

Abg. Becker (AfD): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte 
Kollegen Abgeordnete! Liebe Saarländer! Frau 
Kollegin Kaya-Karadağ, ich möchte gerne auf 
Sie eingehen. Aufgrund der mangelnden Rede-
zeit kann ich jetzt nicht den ganzen Fragenkata-
log beantworten, aber ich biete Ihnen gerne ein 
persönliches Gespräch an. 

(Lachen bei der SPD.)

Aber Austausch, direkter Austausch und Dialog, 
das ist, glaube ich, von Ihrer Seite nicht ge-
wünscht. Aber ich biete es trotzdem an.

Sie haben hier angesprochen, was in Potsdam 
alles so Schlimmes gewesen sei. Ich will daran 
erinnern: Es war Ihre Innenministerin, die Clan-
mitglieder abschieben wollte, obwohl sie keine 
Straftaten begangen hatten, also Menschen, die 
rechtstreu in diesem Land leben. Das möchte 
ich hier nur anmerken. Zum Beispiel war es 
auch ein Herr Herrmann von der CSU, Innenmi-
nister in Bayern, der bei Straftätern bei vorlie-
gendem Doppelpass den Entzug der deutschen 
Staatsbürgerschaft gefordert hat. Es war Jens 
Spahn, der eine irreguläre Migration auch mit 
physischer Gewalt stoppen wollte. Es war auch 
ein - - 

(Abg. Maaß (SPD): Was ist denn mit der 
Identitären Bewegung? - Zurufe von der 
SPD: Der lenkt doch nur ab! - Abg. Arwei-
ler (SPD): Er geht gar nicht auf die Frage 
ein.)

Ja, doch. Doch, doch, es geht schon darum. 

(Abg. Maaß (SPD): Sagen Sie doch etwas zur 
Identitären Bewegung!)

Das ist meine Redezeit, und ich gehe mit meiner 
Redezeit so um, wie ich das möchte. 

(Zuruf von der SPD: Die AfD hat mal wieder 
keine Antworten. - Abg. Maaß (SPD): Sagen 
Sie etwas zum T-Shirt!)

Vielleicht zu Ihnen, Herr Schäfer, denn das, was 
von Frau Kaya-Karadağ kam, war reine Polemik. 

(Zuruf des Abgeordneten Com-
merçon (SPD).)

Ich will nur sagen: Die Gastarbeiter-Eltern, die 
in den Sechziger- und Siebzigerjahren hierher-
gekommen sind, die sich mit harter Arbeit eine 
Existenz aufgebaut haben, ein Häuschen, diese 
Leute sehe ich, ehrlich gesagt, eher unter mei-
nen Mitgliedern. Das sind die Leute, von denen 
ich möchte, dass sie AfD-Mitglied werden. Auf 

die Idee zu kommen, dass ich diese Menschen 
abschieben wollte, Menschen, die sich hier wirk-
lich mit harter Arbeit etwas aufgebaut haben, 
das ist einfach nur absurd. Diese Darstellung 
möchte ich an dieser Stelle auch klar zurückwei-
sen. 

Das wird hier einfach von Ihrer Seite so in den 
Raum geworfen. Es ist schon klar: Die Luft wird 
langsam dünn, Ihre Umfragewerte sind schlecht, 
die AfD-Werte gehen immer weiter nach oben 
- und jetzt muss man natürlich mal wieder die 
Nazikeule schwingen. Das hat man ja bei den 
Corona-Protesten schon so gemacht, und ich 
kann mich auch dunkel an das erinnern, was 
2015 war: Jeder, der etwas gegen diese illega-
le Grenzöffnung gesagt hat, wurde ebenfalls mit 
der Nazikeule umgehauen. 

Jetzt, ein paar Jahre später, sieht man, dass 
die AfD mit ihren Ansichten doch recht hatte. 
Ich sage es Ihnen ganz ehrlich, Herr Schäfer: 
Ich bin Ihren Antrag einmal durchgegangen und 
würde schätzen, dass sich 90 Prozent des In-
halts mit der AfD-Programmatik decken. Des-
halb werden wir dem Antrag natürlich auch zu-
stimmen. Sie haben es vielleicht mitbekommen, 
dass dieses Thema der Drittstaaten in Potsdam 
auch beredet wurde, dass man besprochen hat, 
man könnte dieses Modell, das Großbritannien 
mit Ruanda fährt, adaptieren. Ähnliches sieht 
ja Ihr Antrag auch vor: dass man die sicheren 
Drittstaaten nutzt, dass die Leute dort für die 
Zeit des Verfahrens verbleiben. 

(Anhaltendes Sprechen bei SPD und CDU.)

Sie gehen aber sogar noch einen Schritt wei-
ter: Nach unseren Vorstellungen sollen teilwei-
se die Leute, die das Verfahren dort abgeschlos-
sen haben und einen Asylanspruch haben, nach 
Deutschland kommen können. Sie gehen noch 
einen Schritt weiter und überlegen, dass die 
Leute den Schutz in diesen Drittstaaten bekom-
men sollen. Das wäre ja noch ein weiterer 
Schritt, das ist aber durchaus ein Vorschlag, 
über den wir reden können. Daher werden wir 
dem zustimmen. 

Im Übrigen kann ich das, was gegen meine Per-
son und gegen meine Partei geht, einfach nur 
zurückweisen. Ich kann das, wie gesagt, aus Ih-
rer Sicht verstehen: Ihnen schwimmen die Fel-
le weg, Sie stehen im Bundestrend bei 13 oder 
14 Prozent. Da muss man jetzt natürlich überall 
schön mit der Nazikeule draufhauen. 

(Abg. Arweiler (SPD): Weil Sie ein Nazi sind!)

Das geht jedem so, der kurz unbequem wird. 
Die Bauern haben das auch erlebt. Ich habe mit 
den Menschen darüber gesprochen. Vor Kurzem 
habe ich jemanden aufgenommen, der sich mit 
den Bauern solidarisiert hat, und dem wurde das 
Auto zerkratzt. So ist das jetzt hier. 

(Zurufe von der SPD.)
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Sie schüren Hass und Hetze. Jeder, der sich hier 
gegenüber der Regierung kritisch äußert, wird 
von Ihnen in eine gewisse Ecke gestellt. Das 
muss einfach aufhören. 

(Zuruf von der SPD: Opferumkehr nennt man 
so etwas! - Weitere Zurufe von und Sprechen 
bei SPD und CDU.)

Nein, das muss aufhören! Man sollte doch ei-
gentlich vernünftig über die Dinge reden kön-
nen, aber Sie können das nicht. Sie können hier 
nur immer „Nazi, Nazi, Nazi“ schreien, sonst 
können Sie nichts. 

(Abg. Arweiler (SPD): Weil Sie einer sind!)

Ach ja? 

(Zuruf von der SPD: Ach ja!)

Und was sind Sie dann?

(Abg. Arweiler (SPD): Ich bin kein Nazi. Sie 
sind ein Nazi. - Zuruf von der AfD: „Genos-
se“. - Beifall von der AfD.)

Vizepräsidentin Heib: 

Vielen Dank, Herr Abgeordneter. - Es gibt eine 
Kurzintervention: Herr David Maaß, ich erteile 
Ihnen das Wort.

Abg. Maaß (SPD) mit einer Zwischenbe-
merkung: 

Vielen Dank. - Herr Becker, Sie sind tatsäch-
lich, so meine ich, auf keine einzige Frage ein-
gegangen, die Ihnen gestellt worden ist. Sie 
haben gesagt, Sie hätten dafür zu wenig Rede-
zeit. Deswegen jetzt im Rahmen der Kurzinter-
vention: Was uns interessieren würde, ist Ihr T-
Shirt, das wir im SZ-Beitrag gesehen haben, auf 
dem Bild, und das Sie in der Schule anhatten. 
Das würde uns interessieren im Hinblick auf die 
Identitäre Bewegung, eine als gesichert rechts-
extrem zu betrachtende Gruppierung, für die, 
soweit ich weiß, in eurer Satzung sogar ein Un-
vereinbarkeitsbeschluss in Sachen AfD-Mitglied-
schaft existiert. Meine Frage an Sie ganz kon-
kret: Wie stehen Sie zur Identitären Bewegung?

Vizepräsidentin Heib: 

Möchten Sie darauf antworten?

Abg. Becker (AfD): 

Gerne. Vielen Dank für die Frage. Zum T-Shirt 
kann ich Ihnen vielleicht kurz sagen, dass kei-
nerlei Symbole der Identitären Bewegung darauf 
abgebildet waren. Es hat einfach nur draufge-
standen: „Unser Volk zuerst“. - Ich weiß, bei Ih-
nen lautet das: Unser Volk zuletzt. - Und „Sou-
veränität“, „Autarkie“, „Remigration“, das alles 
sind Dinge, die breit von unserem Parteipro-

gramm gedeckt sind und die ich auch persönlich 
vertrete. 

„Wie stehe ich zur Identitären Bewegung?“ - Da 
könnte ich Sie fragen: „Wie stehen Sie zur Anti-
fa?“ - Ja, es handelt sich im Prinzip um eine au-
ßerparlamentarische Organisation. Die machen 
ihr Ding, wir machen unsere Sache. Es ist ei-
ne patriotische Jugend. Daher führen wir, im Ge-
gensatz zu Ihnen, hie und da mal einen Dialog. 
Sie hingegen hetzen nur den Verfassungsschutz 
auf diese jungen Menschen, das ist der Unter-
schied zwischen uns beiden.

(Lachen bei SPD und CDU. - 
Abg. Maaß (SPD): Das ist unfassbar!)

Vizepräsidentin Heib: 

Es liegt eine weitere Wortmeldung vor. - Ich er-
teile nunmehr Frau Abgeordneter Kira Braun für 
die SPD-Fraktion das Wort.

Abg. Braun (SPD): 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Meine Damen und Herren! An dieser Stel-
le der Debatte fühle ich mich verpflichtet, noch 
einmal einen kurzen Faktencheck durchzufüh-
ren. Denn in den letzten Wochen, nach Veröf-
fentlichung der Correctiv-Recherche, haben wir 
erlebt, dass rechtsextreme Medien und auch die 
AfD ein Ablenkungsmanöver gestartet haben zur 
Frage, welche Wörter explizit benutzt wurden 
und welche Wörter nicht benutzt wurden. Es 
gilt, an dieser Stelle zur Sachlichkeit zurückzu-
kehren. Wir haben ja wahrgenommen, dass die 
expliziten Fragen, die von meiner Kollegin Frau 
Sevim Kaya-Karadağ sachlich vorgetragen wur-
den, nicht beantwortet wurden - was ja auch 
eine Aussage beinhaltet. 

(Zuruf von der AfD: Wir haben ja keine Rede-
zeit!)

Ich komme auf den Punkt zurück, den ich noch 
einmal klarstellen möchte: Bei dem Treffen in 
Potsdam, das Correctiv aufgedeckt hat, ist fol-
gender Satz von Martin Sellner besprochen wor-
den: „Er schlug einen Musterstaat in Nordafri-
ka vor, in den zwei Millionen Menschen gehen 
könnten. Der fragliche Satz lautet: ‚Was Sellner 
entwirft, erinnert an eine alte Idee: 1940 plan-
ten die Nationalsozialisten, vier Millionen Juden 
auf die Insel Madagaskar zu deportieren. Unklar 
ist, ob Sellner die historische Parallele im Kopf 
hat.‘“ So wurde es von Correctiv aufgedeckt. 
Das ist es, was wir an dieser Stelle auch deutlich 
gemacht haben. 

Ich sage es noch einmal: Das ist es, was Sie 
unter „Remigration“ verstehen. Davon haben Sie 
sich nicht distanziert, auch nicht auf Nachfrage 
der öffentlich-rechtlichen Medien. Das spricht für 
sich. Und Sie haben auch heute kein anderes 
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Bild zeichnen können. Das, was dahintersteckt, 
ist demokratiefeindlich, ist brandgefährlich. Ich 
spreche - das weiß ich - auch für die andere de-
mokratische Fraktion in diesem Haus: Wir wer-
den uns Ihnen und diesen Plänen entgegenstel-
len. Sie werden in uns entschiedene Kämpferin-
nen und Kämpfer für diese Demokratie finden. 
Wir werden nicht zulassen, dass dieser Hass und 
diese Hetze sich hier in diesem Land breitma-
chen.

(Beifall von SPD und CDU.)

Vizepräsidentin Heib: 

Vielen Dank, Frau Abgeordnete. Es liegen keine 
weiteren Wortmeldungen vor. Ich schließe die 
Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung, zunächst über 
den Antrag der SPD-Landtagsfraktion, Drucksa-
che 17/749 - neu. Wer für die Annahme der 
Drucksache 17/749 - neu - ist, den bitte ich, 
eine Hand zu erheben. - Wer ist dagegen? - 
Wer enthält sich? - Ich stelle fest, dass der An-
trag Drucksache 17/749 - neu - mit Stimmen-
mehrheit angenommen ist. Zugestimmt hat die 
SPD-Landtagsfraktion, dagegen gestimmt hat 
die AfD-Landtagsfraktion, enthalten hat sich die 
CDU-Landtagsfraktion. 

Wir kommen nur zur Abstimmung über den 
Antrag der AfD-Landtagsfraktion, Drucksache 
17/793. Wer für die Annahme der Drucksache 
17/793 ist, den bitte ich, eine Hand zu erhe-
ben. - Wer ist dagegen? - Wer enthält sich? 
- Ich stelle fest, dass der Antrag Drucksache 
17/793 mit Stimmenmehrheit abgelehnt ist. 
Zugestimmt hat die AfD-Fraktion, dagegen ge-
stimmt haben die Landtagsfraktionen von SPD 
und CDU. 

Wir kommen nun zur Abstimmung über den 
Antrag der CDU-Landtagsfraktion Drucksache 
17/795. Wer für die Annahme dieser Drucksache 
ist, den bitte ich, eine Hand zu erheben. - Wer 
ist dagegen? - Wer enthält sich der Stimme? 
- Ich stelle fest, dass der Antrag Drucksache 
17/795 mit Stimmenmehrheit abgelehnt ist. Zu-
gestimmt haben die CDU-Landtagsfraktion und 
die AfD-Landtagsfraktion, dagegen gestimmt hat 
die SPD-Landtagsfraktion. 

Wir kommen zu Punkt 8 der Tagesordnung:

Beschlussfassung über den von der SPD-
Landtagsfraktion und der CDU-Landtags-
fraktion eingebrachten Antrag betref-
fend: Bestimmung von Mitgliedern des 
Opferfondsbeirates laut § 5 Absatz 2 
der Richtlinien des Fonds für die Op-
fer und Angehörigen rassistischer, anti-
semitischer, extremistischer und terro-
ristischer Gewalttaten und schwerer Ge-

walttaten von überregionaler Aufmerk-
samkeit (Drucksache 17/753 - neu) 

Zur Begründung des Antrages erteile ich Herrn 
Abgeordneten Frank Schmidt das Wort.

Abg. Schmidt (SPD): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Liebe Saarländerinnen und 
Saarländer! Gewalt hat viele Gesichter, und es 
vergeht mittlerweile kaum mehr ein Tag, an 
dem Medien nicht von irgendwelchen Gewaltta-
ten in unserem Land berichten. Oftmals werden 
Menschen einzig und allein aufgrund ihrer Her-
kunft, ihrer Hautfarbe, ihrer Religion oder ihrer 
politischen Überzeugung Opfer solcher Gewalt-
taten. Sinnbildlich hierfür steht der starke An-
stieg rechtsextremistischer Gewalttaten im letz-
ten Jahr. Allein die antisemitischen Straftaten 
in Deutschland sind seit dem 7. Oktober letz-
ten Jahres um 32 Prozent im Vergleich zum Vor-
jahreszeitraum gestiegen. Neun von zehn die-
ser Strafdelikte haben somit eindeutig einen 
rechtsextremistischen Hintergrund, das ist er-
schreckend und besorgniserregend zugleich, lie-
be Kolleginnen und Kollegen. Solche Taten sind 
nicht nur verabscheuungswürdig, sondern stel-
len auch einen Angriff auf unsere grundlegenden 
Werte wie Toleranz und Vielfalt dar. Dies dürfen 
und werden wir nicht so einfach hinnehmen, lie-
be Kolleginnen und Kollegen. 

Klar ist aber auch: Wir verurteilen solche Ge-
walttaten auf das Schärfste. Seit Anfang der 
1990er Jahre ist es in Deutschland zu zahlrei-
chen rassistischen, antisemitischen und extrem 
rechten Gewalttaten gekommen. Hoyerswerda, 
Rostock-Lichtenhagen, Mölln und Solingen, die 
NSU-Morde, Halle und Hanau stehen heute stell-
vertretend für all diese Anschläge. Die Liste ist 
bei Weitem noch nicht vollständig. Nach über 
30 Jahren werden wir uns hier im Landtag mit 
dem rassistischen Brandanschlag von Saarlouis 
auseinandersetzen, bei dem Samuel Kofi Yeboah 
sein Leben verloren hat, nur weil er die falsche 
Hautfarbe hatte. 

Umso wichtiger und richtiger ist es, dass wir im 
letzten Jahr den Opferentschädigungsfonds ins 
Leben gerufen haben für Opfer und Angehöri-
ge solch rassistischer, antisemitischer, extremis-
tischer, terroristischer und schwerer Gewaltta-
ten von überregionaler Aufmerksamkeit. Selbst-
verständlich ist uns allen bewusst, dass kein 
Geld dieser Welt die bei solchen Anschlägen 
und Gewalttaten getöteten Menschen wieder zu-
rückbringen oder die seelischen und psychischen 
Leiden wiedergutmachen kann. Mit dem Fonds 
geht es uns in erster Linie - meine Kollegin 
Kira Braun hat es eben schon angesprochen - 
um Unterstützung der Opfer und der Angehöri-
gen sowie um Solidarität, um die Anerkennung 
von Unrecht und Leid. Der Fonds erkennt an, 
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welch großes Unrecht in der Tat lag und kenn-
zeichnet die genannten rassistischen, antisemi-
tischen, extremistischen und terroristischen Ge-
walttaten genau als das, was sie sind: Gift für 
unsere Gesellschaft. 

(Beifall von SPD und CDU.)

Der Entschädigungsfonds und die damit verbun-
dene Zuwendung sind Ausdruck des gemeinsa-
men Einstehens aller für unsere Grundwerte 
und unsere offene, vielfältige Gesellschaft, liebe 
Kolleginnen und Kollegen. Das haben Hundert-
tausende Menschen in den letzten Wochen ein-
drucksvoll im ganzen Land gezeigt. In den ver-
gangenen Wochen war Deutschland ein Land in-
nerhalb Europas mit einer auch im Vergleich zu 
unseren Nachbarn starken politischen Stimme, 
mit einem klaren und wichtigen Signal, einem 
Signal an die Feinde unserer Demokratie, dass 
die Mehrheit in diesem Land unsere freiheitliche 
Demokratie, unsere Rechtsstaatlichkeit und Viel-
falt verteidigt. Ein klares Zeichen für - auch das 
wurde eben schon mehrmals angesprochen -: 
Wir sind bunt statt braun, liebe Kolleginnen und 
Kollegen! 

(Beifall von der SPD.)

Mit der Besetzung des Beirats zum Opferent-
schädigungsfonds machen wir nun den nächsten 
richtigen und wichtigen Schritt, damit die Arbeit 
losgehen kann. Anträge von Opfern können be-
arbeitet und beschieden werden. Wir senden da-
mit erneut das Signal: Die Opfer und Angehöri-
gen werden von uns gesehen, sie werden von 
uns wahrgenommen. Sie erfahren Anteilnahme 
und ja, sie erhalten auch eine Entschädigung. 
Hierfür braucht es Menschen, das wurde auch 
schon von Kira Braun angesprochen, die be-
reit sind, ehrenamtlich im Beirat mitzuarbeiten. 
Menschen, die sich der Opfer und ihrer Schick-
sale annehmen. Ihnen gebührt unser Dank und 
unser großer Respekt. Ich bitte deshalb um Zu-
stimmung zu unserem Besetzungsvorschlag. - 
Glück auf!

(Beifall von der SPD und bei der CDU.)

Vizepräsidentin Heib: 

Vielen Dank, Herr Abgeordneter. Ich eröffne die 
Aussprache. - Es liegen Wortmeldungen vor. Ich 
erteile nunmehr für die AfD-Fraktion Herrn Ab-
geordneten Christoph Schaufert das Wort.

Abg. Schaufert (AfD): 

Es ist eine Freude, nach Herrn Schmidt zu re-
den. Dann brauche ich das Rednerpult nicht 
hochzufahren. - Sehr geehrte Frau Präsidentin! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ver-
ehrte Kollegen Abgeordnete! Im Grunde sollte 
die Bestimmung von Mitgliedern für einen Beirat 
ja reine Formsache sein. An uns zieht das ja eh 

vorbei, wir werden ja in der Auswahl nicht ab-
gebildet. Es ist schon vielsagend, dass man auf 
Platz acht hier im Hohen Hause einen Platzhal-
ter ausgewählt haben möchte. Oder verstehe ich 
das falsch? Wir wählen oder bestimmen heute 
Vertreter von bis eins bis sieben und dann von 
neun bis elf, was im Grunde aber auch egal ist. 
Wir von der AfD werden der hier vorgeschlage-
nen Liste nicht zustimmen, wie wir auch damals 
in der 17. Plenarsitzung gegen die Einrichtung 
des Fonds gestimmt haben. 

Warum lehnen wir als AfD-Fraktion den Opfer-
fonds einhellig ab? Bei Tätern muss man die Be-
weggründe für die Tat unterscheiden und den 
gesamten Kontext für die juristische Würdigung 
heranziehen. So ergeben sich dann auch im 
Idealfall juristisch ausbalancierte Urteile, welche 
dem Täter und der Tat gerecht werden und be-
rücksichtigen, ob die Tat mit Vorsatz oder gar 
böswillig oder fahrlässig oder Schaden billigend 
in Kauf nehmend geschah. Die Palette ist hier 
weit. Was dabei aber gleichbleibt, sind die un-
schuldigen Opfer, was das Wort Opfer ja eigent-
lich schon beinhaltet. Ob jemand beispielsweise 
überfahren wird, da ein Täter ohne Führerschein 
voll mit Drogen oder Alkohol mit Absicht jeman-
den überfährt, oder ob ein Fahrer, der stets an-
gepasst und den Regeln entsprechend seit Jah-
ren vorbildlich unterwegs war und dann aus bei-
spielsweise einem medizinischen Notfall die Len-
kung verreißt und jemanden überfährt, ist vom 
Täter her und der Schuld des Täters ein maxi-
mal differenzierter Vorgang. Gleich bleibt das 
unschuldige, überfahrene Opfer. Und das ist der 
Schwachpunkt des gesamten Fonds, und das ist 
es, warum wir uns dagegenstellen. 

Warum wird versucht, Opfer zu katalogisieren 
und dadurch zu hierarchisieren? Offenbar gibt es 
Opfer erster Klasse, Opfer zweiter Klasse, Op-
fer dritter Klasse. Beispielsweise gäbe es nach 
dieser Logik ein Opfer erster Klasse, welches ei-
nem bösen Rassisten oder Extremisten zum Op-
fer gefallen ist. Es gäbe ein Mittelklasseopfer, 
welches einem gewöhnlichen Verbrechen zum 
Opfer gefallen ist. Es gäbe ein Unterklasseopfer, 
das den berechtigten Zorn des Täters auf sich 
gezogen hat, da beispielsweise ein AfD-Anhän-
ger in Leipzig-Connewitz unterwegs war. Das ist 
unredlich. Das wollen wir so nicht. Täter müs-
sen aus juristischen Gründen unterteilt werden. 
Opfer dürfen nicht unterteilt werden. Wir sagen 
Ja zu staatlichen Hilfen für Opfer und deren Hin-
terbliebene. Gerne sind wir bereit, da über Erhö-
hungen und Verbesserungen zu reden. Aber wir 
sagen ein entschiedenes Nein zu selektiver Bes-
serstellung einzelner Opfer. Wir lehnen aus dem 
vorher Gesagten den Antrag ab. - Danke. 

(Beifall von der AfD.)
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Vizepräsidentin Heib: 

Danke, Herr Abgeordneter. - Ich erteile nunmehr 
das Wort Herrn Abgeordneten Roland Theis für 
die CDU-Landtagsfraktion.

Abg. Theis (CDU): 

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Sehr 
geehrte Frau Präsidentin! Die heutige Bestim-
mung der Mitglieder des Opferfondsbeirates ist 
ein wichtiger Schritt - Herr Kollege Schmidt hat 
darauf hingewiesen -, damit dieser Opferfonds 
operativ werden kann. Genau wie bei der Ein-
setzung, bei der Grundidee der Einrichtung die-
ses besonderen Fonds für die Opfer bestimmter 
Straftaten, werden wir heute aus voller Über-
zeugung zustimmen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir 
halten das für ein ganz zentrales, aber auch 
wichtiges aktuelles Signal, den historischen Hin-
tergrund haben die Kolleginnen und Kollegen 
bereits ausgeführt. Von diesem Fonds geht näm-
lich die Botschaft aus, dass jede Straftat, die 
aus verabscheuungswürdigen, aus menschen-
verachtenden Motiven heraus erfolgt, natürlich 
zum einen das individuelle Opfer trifft, zum 
anderen aber auch die Rechtsgemeinschaft, 
die Wertegemeinschaft der Saarländerinnen und 
Saarländer, und deshalb geben wir darauf eine 
entschiedene Antwort. Deshalb bitte auch ich 
um Unterstützung zu diesem Opferfonds, meine 
sehr verehrten Damen und Herren.

(Beifall von der CDU und der SPD.)

Diese Straftaten und natürlich insbesondere die 
Straftäter müssen auf die volle Härte des Ge-
setzes treffen. Die Opfer müssen aber auf die 
volle Solidarität der Menschen im Saarland tref-
fen. Das ist das Signal dieses Fonds, und das 
ist auch richtig. Dabei macht es für die Opfer 
einen himmelweiten Unterschied, ob sie Opfer 
eines Unfalls oder einer anderen Tat geworden 
sind. Ich will darauf eingehen, Herr Schaufert: 
Für die Traumatisierung der Opfer, für das, was 
es mit den Menschen macht, nicht für die Fra-
ge, wie das Bein gebrochen ist, sondern für die 
Frage, was es mit den Menschen in ihrer Seele 
macht, ob sie Opfer eines Unfalls oder Opfer von 
Hass geworden sind, ob sie als Mensch angegrif-
fen worden sind, ob nicht nur das Bein, sondern 
auch ihre Würde sozusagen attackiert worden 
ist, macht das einen himmelweiten Unterschied! 
Deshalb machen wir diesen Unterschied auch 
bei diesem Opferfonds, und das ist richtig, mei-
ne sehr verehrten Damen und Herren!

(Beifall von der CDU und der SPD.)

Der Fonds ist der Versuch, dass Menschen, die 
Opfer der Straftaten geworden sind, die wir be-
schreiben, ein Stück weit Frieden damit machen 
können. Viele Menschen zerbrechen nicht nur an 
den unmittelbaren Folgen von Straftaten, son-

dern auch an dem, was es mit ihnen auch psy-
chisch macht. Es ist der Versuch, etwas mehr 
Frieden für den Einzelnen zu erreichen, aber 
auch der Versuch, den Rechtsfrieden in einem 
Land wiederherzustellen. Wir haben über den 
historischen Kontext gesprochen, aber das gilt 
natürlich auch für die Aktualität.

Ich habe in der ersten Debatte bereits dar-
auf hingewiesen, dass es Rechtsfrieden nur bei 
Gleichbehandlung von gleich zu behandelnden 
Fällen gibt. Ich hatte damals darauf hingewie-
sen - ich will mir das heute in extenso erspa-
ren, das ist in der Debatte schon gesagt worden 
-, dass wir es deshalb für unglücklich halten, 
dass zumindest vom Wortlaut der Richtlinie her 
bei bestimmten Opfergruppen Voraussetzungen 
hinzutreten müssen, damit sie in den Kreis der 
Anspruchsberechtigten dieses Fonds kommen. 
Es ist der Unterschied, dass es sich bei die-
sen Gruppen um schwere Gewalttaten handeln 
muss und daraus eine besondere Aufmerksam-
keit entstanden sein muss. Genau das ist jetzt 
Aufgabe des Beirats, den wir heute einsetzen. 
Genau das ist die Aufgabe der Ehrenamtlichen, 
die daran mitarbeiten, dass die Richtlinie, die 
wir im vergangenen Jahr beschlossen haben, 
gleichbehandlungsorientiert angewandt wird und 
man eben nicht Unterschiedliches gleichbehan-
delt und umgekehrt.

Deshalb stimmen wir heute trotz dieser unglück-
lichen Formulierung wiederum aus voller Über-
zeugung diesem Fonds und der Einsetzung zu. 
Ich will das in Übereinstimmung zu den Vor-
rednerinnen und Vorrednern mit einem Danke-
schön verbinden an all diejenigen, die sich be-
reit erklärt haben, an dieser schwierigen, hoch-
komplizierten und mit Sicherheit auch mensch-
lich fordernden Arbeit in einem solchen Beirat 
mitzuwirken. Es geht nicht nur darum, etwas 
zu verteilen, sondern es geht zunächst einmal 
darum, sich mit dem Leid der Menschen zu be-
schäftigen und damit, was diese Tat mit ihnen 
gemacht hat und wie der Staat dafür vielleicht 
eine gewisse Kompensation erreichen kann. Es 
geht aber auch darum, Rechtsfrieden und Frie-
den für die Opfer von solchen Straftaten zu er-
arbeiten. Das ist das Ziel und dafür bedanke ich 
mich ganz herzlich bei all denen, die wir heute 
dafür bestimmen. - Herzlichen Dank für die Auf-
merksamkeit.

Vizepräsidentin Heib: 

Vielen Dank, Herr Abgeordneter. - Weitere Wort-
meldungen sind nicht eingegangen. Ich schließe 
die Aussprache.

Wir kommen zur Abstimmung über den Antrag 
Drucksache 17/753 - neu. Wer für die Annahme 
der Drucksache 17/753 - neu - ist, den bitte 
ich, eine Hand zu erheben. - Wer ist dagegen? 
- Wer enthält sich? - Ich stelle fest, dass der An-
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trag Drucksache 17/753 - neu - mit Stimmen-
mehrheit angenommen ist. Zugestimmt haben 
die SPD- und die CDU-Landtagsfraktion, dage-
gen gestimmt hat die AfD-Fraktion. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir treten jetzt 
in die Mittagspause ein. Die Sitzung wird um 
14.00 Uhr fortgesetzt.

(Die Sitzung wird von 12.57 Uhr bis 14.00 
Uhr unterbrochen.) 

Vizepräsidentin Heib: 

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir setzen die 
Sitzung fort und kommen zu Punkt 9 der Tages-
ordnung:

Beschlussfassung über den von der AfD-
Landtagsfraktion eingebrachten Antrag 
betreffend: 712 Tage Tod, Elend und 
Zerstörung. Die Realitäten anerkennen. 
Waffenstillstand und Friedensverhand-
lungen jetzt (Drucksache 17/745 - neu) 

Zur Begründung des Antrags erteile ich Herrn 
Abgeordneten Christoph Schaufert das Wort.

Abg. Schaufert (AfD): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Verehrte Kollegen 
Abgeordnete! Heute möchte ich zuerst meinen 
Folgerednern einen Großteil ihrer Arbeit und Ar-
gumentation abnehmen. Es ist heute erst das 
siebte Mal, dass wir Anträge bezüglich des 
Kriegs in der Ukraine stellen. Das achte, neun-
te und zehnte Mal werden bestimmt folgen, so-
lange keine Vernunft einkehrt. Das letzte Mal 
durfte oder musste der Kollege Arweiler nach 
mir nach vorne und hat uns auch brav wieder 
als Putin- und Russland-Freunde verbrämt, was 
wir auch tatsächlich sind, Russland-Freunde. Wir 
sind Freunde des russischen Volkes, lieben aber 
auch die Ukrainer und sind daher mit allen be-
strebt, den Krieg dort endlich zu beenden. 

Es wurde von uns nie in Abrede gestellt, dass 
es gegen Völkerrecht verstößt, seinen Nachbarn 
anzugreifen. Nie wurde infrage gestellt, dass 
militärische Annexionen keinen Bestand haben 
dürfen. Aber infrage gestellt wurde und wird 
der Stellvertreterkrieg, an dessen militärischem 
Ausgang es keinen Zweifel gibt und gab, der auf 
dem Rücken der Ukraine und ihrer Bevölkerung 
geführt wird. 

(Zuruf von Ministerpräsidentin Rehlinger.)

Wie üblich fehlt es Ihnen und Ihren Parteien, lie-
be SPD und CDU, aber an Konsequenz und Leh-
ren aus der Vergangenheit. Erinnert sei an die 
unabdingbare Verteidigung all unserer Werte, 
von allem, an was wir glauben, am Hindukusch. 
Dort haben wir im Westen es geschafft, in 20 

Jahren von Oktober 2001 bis April 2021 einen 
Krieg zu führen, in dem gesichert mindestens 
165.000 Afghanen getötet wurden. Die Zahl der 
Opfer in Pakistan in dem Zusammenhang wird 
auf 67.000 geschätzt. Da nach der Analyse des 
IPPNW - übersetzt: internationale Ärzte zur Ver-
hütung des Atomkriegs/Ärzte in sozialer Verant-
wortung e.V.; voll der linke Verein -, der „Bo-
dy Count“, die gesamte Zahl der tatsächlichen 
Opfer, in der Regel fünf- bis achtmal höher an-
zusetzen sei, gehen diese von über 800.000 To-
ten in Afghanistan aus. Auch 3.600 Soldaten der 
westlichen Allianz haben in Afghanistan ihr Le-
ben gelassen, darunter knapp 60 Bundeswehr-
soldaten. Dies ist nur die Bilanz der Toten ohne 
die für das Leben Gezeichneten und ohne Sach-
schäden. 

Wofür waren diese 20 Jahre Krieg und diese im-
mense Menge an menschlichem Leid für die Ver-
teidigung unserer Werte und Ideale am Hindu-
kusch? Wir haben es mit vereinten Kräften - von 
Geld würde ich in diesem Zusammenhang gar 
nicht reden - geschafft, den islamistischen Ter-
rorhaufen der Taliban durch den islamistischen 
Terrorhaufen der Taliban zu ersetzen. Ein hoher 
Preis für solch ein Resultat, oder? Was ist jetzt 
mit unserer Verteidigung, die doch unabdingbar 
am Hindukusch geschah? Was ist mit unseren 
Werten? Was ist mit allem, wofür wir stehen? 
Ist das jetzt verlagert in die Ukraine? Aber nun 
wirklich ernsthaft, dort geht es jetzt um die ech-
te Wurst. Wer Krieg sät, wird Flüchtlingsströme 
ernten. Obwohl ich mir manchmal nicht sicher 
bin, ob das nicht tatsächlich Ihre Beweggründe 
sind, wobei wir hier beim Punkt wären.

Wir von der AfD hatten bereits im Juni eine 
Große Anfrage gestellt bezüglich der männli-
chen ukrainischen Flüchtlinge im Alter von 18 
bis 60 Jahren, welche eigentlich zwecks Landes-
verteidigung das Mutterland grundsätzlich nicht 
verlassen dürfen. Nur so nebenbei, ohne es 
groß zu vertiefen: Warum regt sich da kein 
Widerstand unseres „Emanzipationsclubs“ und 
unserer radikalen Gleichmacher und Geschlech-
tererfinder hier im Haus? Warum nimmt man 
es schweigend hin, dass nur biologische Män-
ner in den Fronttod gezwungen werden? Wenn 
die Ukraine das gesamte Geschlechterpotenzi-
al - oder wie Sie das gewöhnlich auch immer 
nennen - ausheben würde, gäbe es noch viele 
„Soldatende“ für den Krieg. Dies nur so neben-
bei zum Nachdenken über Geschlechtergerech-
tigkeit. 

Die Beantwortung der Großen Anfrage bezüglich 
der männlichen ukrainischen Flüchtlinge dauer-
te gut ein halbes Jahr bis zum 12.12.2023, sie-
he Drucksache 17/223, aber dafür mit erstaunli-
chen Zahlen. Wie bereits erwähnt, herrscht seit 
Kriegsbeginn in der Ukraine im Zuge der Gene-
ralmobilmachung ein Ausreiseverbot für Männer 
zwischen 18 und 60 Jahren. Aus dieser Alters-
gruppe haben es dennoch seit Februar 2022 bis 
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Oktober 2023 ausweislich der Zahlen der Lan-
desregierung 2.954 Männer dieser Altersgruppe 
ins Saarland geschafft. Das sind 89,5 Prozent 
der gesamten männlichen Flüchtlinge, die in die-
sem Zeitraum den Weg ins Saarland gefunden 
haben. Nicht enthalten sind dabei noch jene 
jungen Männer, die in der Zwischenzeit seit Fe-
bruar 2022 durch den 18. Geburtstag in diese 
Gruppe aufgerückt sind. Da gewöhnlich die Ver-
teilung nach Schlüsseln in Deutschland erfolgt ‑ 
ich weiß, Ukrainer haben schnell Freizügigkeit ‑, 
kann man dieses Verhältnis so plus/minus für 
Gesamtdeutschland annehmen.

Hier möchte ich jetzt nicht Zahlenjonglage be-
treiben, aber es liegt offen vor uns, dass eine 
erhebliche Zahl von Personen sich dem Krieg, 
dem Kriegsdienst in der Ukraine, willentlich und 
vorsätzlich entzieht. Dabei mögen die Gründe 
vielfältig sein, von moralisch hochstehend bis 
niederträchtig feige. Das lässt sich nicht beurtei-
len und das will ich auch gar nicht. Aber Fakt 
ist, es herrscht keine Kriegsbegeisterung bei de-
nen, die tatsächlich dem Russen gegenübersteh-
en sollen, wie uns so oft suggeriert wird. 

Früher, als sich die SPD geistig-moralisch noch 
aus dem ideologischen Pazifismus speiste und 
nicht aus Gender-Gaga und Kriegstreiberei, wa-
ren des Öfteren - wohl aus sozialdemokratischen 
Frontsoldaten und deren Umfeld - vor allem im 
Ersten Weltkrieg aus klarem Menschenverstand 
heraus Parolen an Wänden und in Flugblättern 
zu finden wie: Wir kämpfen nicht fürs Vaterland, 
nicht für deutsche Ehre, wir sterben für den Un-
verstand und für die Millionäre. Oder: Der Krieg 
ist für die Reichen, der Mittelstand muss wei-
chen, das Volk stellt die Leichen. 

Diese Weisheiten weiß offensichtlich auch heute 
noch der eine oder andere Ukrainer, welcher den 
Weg zu uns nach Deutschland findet oder fand. 
Wir verstehen ja, wie ich eben erwähnte, dass 
es nicht sein kann, dass militärische Annexion 
und Aggression Bestand haben. Aber die Welt 
ist nun eben oftmals nicht so, wie sie sein sollte 
oder wie wir sie uns erträumen. 

(Abg. Baltes (SPD): So ist das Leben!)

Damit haben Sie ja gänzlich mit Ihrer Politik 
Probleme. Ein Fakt noch einmal: Russland wird 
diesen Krieg nicht verlieren. Punkt. Da hilft es 
nicht, wenn wir weiter Welle um Welle, Jahrgang 
um Jahrgang, vielleicht gar Generation um Ge-
neration junger Ukrainer und Russen auf dem 
Altar des Vaterlandes - wenn wir einmal bei dem 
alten Bild bleiben wollen - opfern beziehungs-
weise opfern lassen. Am Schluss endet alles mit 
Verhandlungen. Aber um zu verhandeln, braucht 
man noch etwas, um das man verhandeln kann. 
- Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall von der AfD.)

Vizepräsidentin Heib: 

Danke, Herr Abgeordneter. Ich eröffne die Aus-
sprache. Es liegt eine Wortmeldung vor. - Ich 
erteile nunmehr das Wort Herrn Abgeordneten 
David Maaß für die SPD-Landtagsfraktion.

Abg. Maaß (SPD): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Das ist, glaube ich, wie wir vorhin 
schon gehört haben, mehr als ein halbes Dut-
zend Mal der Antrag, der auch in den letzten 
Monaten schon gestellt worden ist. Herr Schau-
fert, er ist ausdiskutiert, die Thematik ist ausrei-
chend ausdiskutiert und deswegen will ich dazu 
heute nur wenige Worte verlieren. Wir haben es 
ähnlich in den vergangenen Monaten und bei 
den letzten sechs Mal, als Sie diesen Antrag 
gestellt haben, gesagt, dass wir die Lage hier 
im Saarland, aber auch in Deutschland, ähnlich, 
wie es im Bund praktiziert wird, aktuell immer 
wieder neu beurteilen. Diese Beurteilung findet 
aktuell statt. Wenn wir jetzt einmal schauen, 
was in der Ukraine derzeit passiert, dann sehen 
wir, dass Russland in diesem Jahr, im Jahr 2024, 
die Angriffe intensiviert hat und dass vor allen 
Dingen die Ukraine-Hilfen weltweit von rechts-
populistischen Parteien wie von Ihnen, von der 
AfD, als politischer Spielball genutzt werden. 

Deswegen ist es ganz wichtig, liebe Kolleginnen 
und Kollegen, dass wir hier und heute wieder 
ein Zeichen senden und vor allen Dingen setzen, 
dass wir im Saarland, in Deutschland, aber auch 
in Europa fest an der Seite unserer Freundinnen 
und Freunde in der Ukraine stehen. 

(Beifall von der SPD.)

Sie nutzen diese Anträge - es gibt ja mehrere 
von diesen Anträgen; der Kollege Schäfer hat 
sie damals auch schon einmal aufgelistet und 
aufgezählt - anscheinend immer nur, um in die-
sen Anträgen, in diesen Hülsen Ihre rechtsextre-
me, Ihre rechte Weltanschauung im Parlament 
zu verbreiten. Das ist in meinen Augen absolut 
unanständig. Das ist verwerflich und das können 
wir so nicht teilen. Ich mache es kurz: Wir leh-
nen den Antrag ab. - Vielen Dank.

(Beifall von der SPD.)

Vizepräsidentin Heib: 

Vielen Dank, Herr Abgeordneter. Es gibt eine 
weitere Wortmeldung. Das Wort hat nunmehr 
Herr Abgeordneter Jonas Reiter von der CDU-
Landtagsfraktion.

Abg. Reiter (CDU): 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Wenn ich dem Antrag der AfD-Fraktion 
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heute eine positive Tatsache abgewinnen will, 
dann ist es die, dass wir über die Ukraine spre-
chen. Seit nunmehr fast zwei Jahren verteidigen 
die Ukrainerinnen und Ukrainer ihr Land gegen 
die russische Aggression. Wir haben uns leider 
schon fast daran gewöhnt. Der Nahostkonflikt 
und weitere wichtige Themen sorgen in der öf-
fentlichen Debatte dafür, dass das Thema Ukrai-
ne nicht mehr so präsent ist und die Aufmerk-
samkeit, der Fokus etwas verloren geht. 

Wir dürfen aber auch 2024 das tägliche Leid 
der Ukrainerinnen und der Ukrainer nicht aus 
den Augen verlieren. Genau darum geht es Ih-
nen in der AfD-Fraktion nicht. Zum x-ten Mal 
bringen Sie heute den inhaltlich fast identischen 
Antrag in den Landtag ein. Meine Kollegen Ute 
Mücklich-Heinrich, Patrick Waldraff und Raphael 
Schäfer haben darauf in diesen Debatten schon 
gekontert. An den Argumenten hat sich auch 
heute nichts geändert. Man kann es nämlich 
auf eine zentrale Aussage runterbrechen: Wenn 
Russland aufhört zu kämpfen, ist der Krieg in 
der Ukraine vorbei. Wenn die Ukraine aufhört 
zu kämpfen, gibt es keine Ukraine mehr. So ein-
fach ist es. Deswegen brauchen wir weiterhin 
militärische Lieferungen aus Deutschland für die 
Ukraine. 

(Beifall von der CDU.)

Mit Blick auf eine andere Debatte - ich will 
die Debatte über die Taurus-Marschflugkörper 
im saarländischen Landtag nicht ausführlich füh-
ren - bleibt auf jeden Fall festzustellen, dass 
die Mehrheit im Deutschen Bundestag in dieser 
Frage auch in den Koalitionsfraktionen wohl ei-
ne andere Meinung hat als der deutsche Bun-
deskanzler. Die FDP hat inzwischen angekün-
digt, hierzu einen Antrag einzubringen. Es bleibt 
spannend. 

Nach Ihrer Ansicht sind Sie in der AfD-Fraktion 
die Einzigen, die eine klare Sicht auf die derzei-
tige Lage habe. Diese Illusion kann ich Ihnen 
nehmen, auch mit Blick auf die circa 200.000 
wehrfähigen Ukrainer, die nach Deutschland ge-
flohen sind. Auch diese Debatte wird in der CDU 
geführt. CDU-Außenpolitiker Roderich Kiesewet-
ter hat sich beispielsweise kurz vor Weihnachten 
dafür ausgesprochen, dass die Bundesregierung 
die Ukraine bei der Rekrutierung neuer Soldaten 
unterstützen sollte. Man könne es nicht guthei-
ßen, wenn diese Männer sich der Unterstützung 
ihrer Heimat entzögen, so seine Worte. Ja, dazu 
gibt es Gegenstimmen, auch in der CDU, und 
die rechtlichen Möglichkeiten sind in diesem Be-
reich sowieso begrenzt. 

Ich will damit nur belegen, dass vor allem au-
ßerhalb Ihres AfD-Kosmos in der politischen De-
batte eine klare Sicht auf die Dinge herrscht. 
In knapp zweieinhalb Wochen jährt sich der 
russische Überfall auf die Ukraine schon zum 
zweiten Mal. Dieser Kampf der Ukraine ist auch 

ein Kampf für unsere europäischen Werte und 
unsere europäische Friedensordnung. Wenn Sie 
von der AfD allerdings glauben, dass Russland 
an den Grenzen der Ukraine haltmachen wür-
de, dann wäre der Ausdruck naiv eine sehr her-
unterspielende Beschreibung dieses Gedanken-
salats. Es kann keinen dauerhaften Frieden in 
Europa geben, wenn Putin mit Russland seine 
imperialen Ziele weiterverfolgt.

(Beifall von der CDU.)

Deswegen sollten wir uns in diesem Zusammen-
hang einfach einmal die AfD-Vorschläge konkret 
daraufhin anschauen, was sie bedeuten würden. 
Was würde passieren, wenn wir aus der EU 
austreten würden, wenn Sie aus der NATO aus-
treten wollen? Die Redezeit heute würde wahr-
lich nicht ausreichen, um darzulegen, welche 
Auswirkungen das auf unseren Wohlstand und 
welche fatalen Auswirkungen das auf unsere Si-
cherheit hätte. Gleichzeitig beschäftigt ein AfD-
Abgeordneter im Bundestag einen Russlandspi-
on, der enge Kontakte zum russischen Geheim-
dienst hat. Auch das ist ein Sicherheitsrisiko 
ausgehend und verantwortet von der AfD. 

Ich komme zum Schluss. Bitte sparen Sie sich 
in Zukunft die gleichen Anträge. Denn wir blei-
ben dabei: Wir müssen die Unterstützung für die 
Ukraine weiterführen. Deswegen lehnen wir Ih-
ren Antrag heute selbstverständlich ab. - Vielen 
Dank.

(Beifall von der CDU.)

Vizepräsidentin Heib: 

Vielen Dank, Herr Abgeordneter. - Ich erteile 
nunmehr das Wort Herrn Fraktionsvorsitzenden 
Josef Dörr von der AfD-Fraktion. Sie haben noch 
3 Minuten 20 Sekunden Redezeit. 

Abg. Dörr (AfD): 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Liebe Saarländerinnen und Saarländer! Das 
ist ein wichtiges Thema, wir sollten es nicht 
so einfach abtun. Wir haben uns heute Morgen 
lange über Verfahrensfragen echauffiert, erhitzt. 
Dann sollten wir uns auch bei diesem Thema, 
bei dem es wirklich um Menschenleben geht, 
die Zeit lassen, um ein bisschen darüber nach-
zudenken. 

Warum stellen wir den Antrag jetzt zum siebten 
Mal? - Weil er immer abgelehnt worden ist. Es 
ist die Rede von Freunden der Ukraine. Ich weiß 
nicht, wie viele Ukrainer man vor ein paar Jah-
ren schon gekannt hat. Ich kenne viele Ukrainer 
seit langen Jahren, ich habe auch Freunde in 
der Ukraine. Die Ukrainer sind im Ganzen mei-
ne Freunde, die Russen sind meine Freunde und 
die anderen Leute, die dort wohnen, Polen und 
andere, sind ebenfalls meine Freunde - als Men-
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schen. Ich möchte nicht, dass sie sich gegensei-
tig umbringen. Das ist ja das Problem. Wir sind 
hier nicht weiß Gott auf welcher Konferenz, auf 
der wir die Welt neu ordnen. Hier geht es dar-
um, Menschenleben zu retten. Es werden Men-
schen umkommen. Diejenigen, die jetzt umge-
kommen sind, haben den Krieg schon verloren. 
Egal, ob es Russen oder Ukrainer sind, der Krieg 
ist für sie schon verloren. 

Wir haben auch schon Schäden dieses Krieges. 
Wir haben Sanktionen, unter denen wir leiden, 
und wir haben Flüchtlinge, die leiden, vielleicht 
einige unter uns auch und so weiter. Wenn das 
nicht schon schlimm genug wäre, sage ich Ih-
nen jetzt noch einmal, was ich Ihnen die ganze 
Zeit schon sage: Der Zweite Weltkrieg hat nicht 
an einem Tag angefangen und an einem ande-
ren Tag wieder aufgehört. Das war eine Kette. 
Ich sehe die Gefahr, dass wir wieder in dieser 
Kette sind. Ich brauche nur heute die Saarbrü-
cker Zeitung zu lesen - nur heute! Da lese ich: 
„Bombenentschärfer in Homburg und Saarbrü-
cken oft gefordert“. Das sind noch Folgen des 
Zweiten Weltkriegs, den ich erlebt habe. Ich 
habe die Bomben und auch die Trichter gese-
hen. Wir haben noch daran zu lecken. Ich le-
se weiter: „Überlebenskampf in Nordsyrien geht 
weiter.“ Syrien wird bombardiert, der Iran wird 
bombardiert und der Irak wird bombardiert. Das 
ist heute. Ich lese hier: „Angriffe im Nahen Os-
ten sind als Warnung an Teheran gedacht.“ Was 
ist denn das schon wieder? Ist jetzt der Iran 
der Nächste, der reinkommt? Dann höre ich im 
französischen Rundfunk, dass im Senegal im Au-
genblick der Teufel los ist und dass dort die 
Leute brüllen: „Franzosen raus!“. Die Welt ist 
in Unordnung und jeder Schritt in eine Ordnung 
ist ein Schritt zum Frieden. Darüber sollten wir 
nachdenken. - Herzlichen Dank.

(Beifall von der AfD.)

Vizepräsidentin Heib: 

Vielen Dank, Herr Fraktionsvorsitzender. Weite-
re Wortmeldungen sind nicht eingegangen. Ich 
schließe die Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Antrag 
Drucksache 17/745 - neu. Wer für die Annahme 
der Drucksache 17/745 - neu - ist, den bitte 
ich, eine Hand zu heben. - Danke. Wer ist da-
gegen? - Wer enthält sich? Ich stelle fest, dass 
der Antrag Drucksache 17/745 - neu - mit Stim-
menmehrheit abgelehnt ist. Zugestimmt hat die 
AfD-Landtagsfraktion. Dagegen gestimmt haben 
die SPD- und die CDU-Landtagsfraktion. 

Wir kommen zu Punkt 10 der Tagesordnung:

Beschlussfassung über den von der AfD-
Landtagsfraktion eingebrachten Antrag 
betreffend: Erdrückende Bürokratie ab-

bauen. Freiräume braucht das Land
(Drucksache 17/746) 

Zur Begründung des Antrags erteile ich Herrn 
Fraktionsvorsitzenden Josef Dörr das Wort.

Abg. Dörr (AfD): 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Liebe Saarländerinnen und Saarländer! Ich 
habe hier eine Attrappe mitgebracht. 

(Abg. Dörr (AfD) hält einen Buchrücken-At-
trappe des Schulgesetzes aus Pappe hoch.)

So sieht es aus, wenn das saarländische Schul-
gesetz im Regal steht. Es fehlt allerdings ein 
Band. Es ist schon aus der letzten Legislaturpe-
riode. Das habe ich schon einmal hier gezeigt, 
diejenigen, die neu sind, haben das noch nicht 
gesehen. Die anderen haben das schon mal ge-
sehen. 

(Sprechen.)

Das ändert aber nichts an der Tatsache, das ist 
das Schulrecht im Saarland. Es sind fünf Bände, 
inzwischen sind es sechs Bände. Das ist ganz 
dünnes Bibelpapier, praktisch durchsichtig. Ich 
habe die Seiten nicht gezählt, es ist ein Riesen-
werk. Die Bildungsministerin ist ja nicht da, ich 
hätte sie auch nicht gefragt, ob sie das kennt, 
ich will sie nicht in Verlegenheit bringen. Aber 
wir haben ja hier Fachleute, den Herrn Wagner 
und die Frau Schmitt-Lang. Sie werden mir zu-
geben, dass sie selbstverständlich das alles nie 
gelesen haben. Das wäre auch schlimm, weil Sie 
sich wahrscheinlich um Erziehung und Bildung 
gekümmert haben und nicht um das, was hier 
alles drinsteht. So, das ist jetzt Schule. 

Als ich Lehrer wurde - manche hören ja nicht 
so gern, dass das schon länger her ist -, es war 
1959, da gab es das alles nicht. Aber Unterricht 
wurde genauso gehalten wie heute, vielleicht 
sogar besser. Jedenfalls braucht man das nicht. 
Heute Morgen saßen die Vertreter der Landwirte 
hier. Eine große Klage ist die ausufernde Büro-
kratie. Wo Sie hinsehen und wo Sie hingehen, 
haben Sie das gleiche Problem. Wenn sie zum 
Arzt oder zur Ärztin gehen, dann sitzen sieben 
Leute da, die nichts anderes machen als auf-
schreiben und notieren, und eine oder vielleicht 
zwei Person sind am Behandeln. 

Es ist eine riesige Geschichte, ein riesiges Pro-
blem, wenn Sie bauen wollen. Die Brücke in 
Fechingen: Es ist schon länger her, dass man 
davon gesprochen hat, inzwischen spricht man 
nicht mehr davon. Es war ja auch die Rede da-
von, dass man sieben Jahre planen und dann 
noch ein paar Jahre bauen muss. Die Bürokra-
tie ist bei uns ein riesiges Problem. Jeder ver-
spricht, er will Bürokratie abbauen, aber nie-
mand baut ab, jeder setzt noch drauf. 
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Woher kommt das? Das kommt aus einer 
menschlichen Eigenschaft, dass man gerne Si-
cherheit hat und gerne Sachen regelt. Das ist 
zuerst einmal eine Neigung, zu regeln. Das 
wird aber dann eine Regelwut und am Schluss 
ein Regelwahnsinn. Man stellt sich nämlich vor, 
wenn man ein Gesetz oder eine Verordnung 
macht, dass man für viele Menschen, eigentlich 
für alle in dem Bereich, in dem das Gesetz 
oder die Verordnung gilt, das Gleiche bestimmen 
kann, was sie bei ihrer Arbeit und ihrem Leben 
machen sollen, und das nicht nur heute, son-
dern morgen, in zehn Jahren und in 20 Jahren, 
wo wir doch gar nicht wissen, wie unsere Um-
welt dann aussieht. Das ist diese Idee, die da-
hintersteckt, dass man alles regeln will. Wenn 
nicht Einhalt geboten wird, wird das noch ganz 
schlimm werden. 

Wir haben auch Erfahrungen im Abbau. Mit dem 
Bundesminister Altmaier von der CDU habe ich 
mal ein Gespräch geführt. Es ging darum, wie er 
das mit dem Bürokratieabbau gemacht hat, den 
er angekündigt hatte. Er hat mir erzählt, dass 
er drei Seiten hatte, dann hat er fünf Fachleute 
sich hinsetzen lassen, die aus den drei Seiten 
eine machen sollten. Als die Frist vorbei war, 
als die Arbeit beendet war, hatten sie sieben 
Seiten. Denen ist nämlich noch eingefallen, was 
alles noch nicht bedacht worden war. Streichen 
konnten sie sowieso nichts, weil alles sehr, sehr 
wichtig war. Deshalb waren es nachher sieben 
Seiten. So geht es also nicht. Man kann den 
Bock nicht zum Gärtner machen, man kann die-
jenigen, die diese Neigung ausleben und Büro-
kratie schaffen, nicht damit befassen, dass sie 
Bürokratie beseitigen. 

Was ist zu tun? Es ist nicht einfach, sondern 
sehr, sehr schwierig. Man muss, wie gesagt, die-
se Neigung, alles regeln zu wollen, verlassen. 
Dann muss man einfach mal fragen, ob wir Ge-
setze und Verordnungen und Erlasse, die schon 
da sind, wirklich noch brauchen. Es ist ja nicht 
so, als wenn das nicht schon mal probiert wor-
den wäre. Wir hatten schon Regeln, dass wir 
gesagt haben, wir beschließen jetzt ein Gesetz, 
das ist jetzt wichtig. Aber wer weiß, wie das 
am 31. Dezember 2028 ist? Wenn dann dieses 
Gesetz nicht wiederbeschlossen wird, entfällt es. 
Bei ein paar Gesetzen ging das, aber in der Re-
gel hat sich das nicht durchgesetzt. Das heißt, 
das sind dicke Bretter, die gebohrt werden müs-
sen, und deshalb wende ich mich jetzt an die 
Frau Ministerpräsidentin, die die Chefin der Re-
gierung ist. Es ist der Sinn unseres Antrages, 
dass sie Mittel und Wege findet, dass radikal von 
der Wurzel an diese überwuchernde Bürokratie 
begrenzt oder zurückgeschnitten wird. Das ist 
der Sinn unseres Antrags und das ist unsere Bit-
te. - Herzlichen Dank!

(Beifall von der AfD.)

Vizepräsidentin Heib: 

Danke, Herr Fraktionsvorsitzender. Ich eröffne 
die Aussprache. - Es sind Wortmeldungen einge-
gangen. Ich erteile das Wort Frau Abgeordneter 
Sandra Quinten für die SPD-Fraktion.

Abg. Quinten (SPD): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Da-
men und Herren! Werte Kolleginnen und Kol-
legen! Die Diskussion über Bürokratie ist viel-
schichtig, sie ist komplex und sie ist nuanciert. 
Der Begriff Bürokratie ist für die meisten Men-
schen negativ behaftet, weil er als störend und 
in vielen Fällen als völlig überflüssig empfunden 
wird. Dabei ist natürlich völlig unbenommen, 
dass Bürokratielasten abgebaut werden müssen. 
Für uns Sozialdemokraten ist es jedoch wichtig, 
zwischen unnötiger Bürokratie und Normen, die 
Schutzstandards beschreiben, zu unterscheiden. 
Bürokratie schafft wichtige Strukturen und Re-
geln, die dazu dienen, soziale und wirtschaft-
liche Prozesse zu organisieren, und die auch 
Rechtssicherheit gewährleisten. Sie ist für die 
Funktionsfähigkeit einer Gesellschaft und Wirt-
schaft wichtig, denn sie fördert Vertrauen und 
Fairness. Bürokratische Vorschriften tragen dazu 
bei, Verbraucher und Arbeitnehmer vor Ausbeu-
tung und unfairen Praktiken zu schützen. Büro-
kratie spielt auch im Umweltschutz eine Rolle, 
da die Regelungen darauf abzielen, Umweltstan-
dards zu setzen und den Schutz natürlicher Res-
sourcen zu gewährleisten. 

Werte Kolleginnen und Kollegen, Sie sehen, Bü-
rokratie hat viele Gesichter, dabei aber auch 
viele hässliche. Zu viel Bürokratie führt zu ei-
nem hohen Verwaltungsaufwand, auch zu einem 
Mehr an Kosten. Das stellt insbesondere für 
kleine Unternehmen eine nicht unerhebliche Be-
lastung dar. Komplexe bürokratische Prozesse 
können hinderlich sein und Innovationen sowie 
unternehmerische Initiativen behindern. Genau 
deshalb bleibt der Abbau von nicht notwendi-
ger Bürokratie eine Daueraufgabe. Das entlastet 
die Verwaltungen selbst und das ist in Zeiten 
des Fachkräftemangels noch einmal von beson-
derer Bedeutung. Es erleichtert vieles für Bür-
gerinnen und Bürger, denn oftmals ist der Weg 
durch den Bürokratiedschungel für die Bürgerin-
nen und Bürger viel zu umständlich. Genau des-
halb nehmen die SPD-Landtagsfraktion und die 
Landesregierung dieses Thema sehr ernst.

In einigen Fällen entwickelt sich Bürokratie zu 
einem Selbstzweck, wobei der eigentliche Sinn 
völlig in den Hintergrund tritt. Das führt natür-
lich zu ineffizienten Strukturen. Wir sprechen 
uns deswegen für notwendige Bürokratieentlas-
tung aus. Wie Sie sicherlich alle wissen, hat sich 
in diesem Bereich schon einiges getan, hier ist 
schon einiges auf den Weg gebracht worden. Die 
Landesregierung hat mit unserem Strukturwan-
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delbeauftragten Dr. Frank Nägele zusammen mit 
der IHK, mit der Handwerkskammer und der Ar-
beitskammer bereits im Oktober letzten Jahres 
per saarlandweiter Online-Befragung Ideen zum 
Bürokratieabbau eingefordert und gesammelt. 

Beteiligt hat sich erfreulicherweise eine Vielzahl 
von saarländischen Unternehmen, öffentlichen 
Institutionen und auch Privatpersonen. Das ist 
genau der richtige Weg. Die ganz unterschied-
lichen Perspektiven sorgen nämlich zum einen 
dafür, dass alle notwendigen Bereiche tatsäch-
lich abgedeckt werden und zum anderen die Ex-
pertisen aus den verschiedenen Bereichen ein 
gutes Gesamtbild abgeben. Es sind sage und 
schreibe bis zum Ablauf der Frist 278 Vorschlä-
ge eingegangen, die ausgewertet und in den zu-
ständigen Ressorts fachlich bewertet werden. 

Nur ein paar Zahlen: 59 Vorschläge bezogen 
sich auf die Landesbauordnung, 44 auf Statistik 
und Berichtspflichten, 41 auf die Beschleunigung 
von Genehmigungsverfahren. Erst Mitte Januar 
dieses Jahres, quasi vor wenigen Tagen, hat sich 
die Landesregierung mit den Kammern im Rah-
men eines Steuerungskreises zusammengesetzt, 
um ein Maßnahmenpaket zu schnüren. 

Das Paket soll unterschiedliche Vorschläge in 
ganz diversen Bereichen berücksichtigen. Dabei 
reden wir von Genehmigungsbeschleunigung, 
insbesondere im Zusammenhang mit erneuer-
baren Energien, aber auch mit Erleichterungen 
in der LBO sowohl für Bürgerinnen und Bürger 
als auch für die Verwaltung. Ich formuliere es 
anders: Wo konkret könnten im saarländischen 
Baurecht bei Genehmigungsverfahren oder Be-
richtspflichten unnötige Hürden abgebaut wer-
den? - Das sind zentrale Fragen. Sie werden ge-
rade mit Präzision und der gebotenen Zügigkeit 
bearbeitet. Das beweist auch eines: Das Thema 
ist in der Staatskanzlei bei Dr. Frank Nägele ge-
nau richtig aufgehoben.

(Beifall von der SPD.)

Es ist zudem festzustellen, dass die Ampelkoali-
tion im Bund mit dem Gesetzentwurf zum Bü-
rokratieentlastungsgesetz zu ihren Vereinbarun-
gen im Koalitionsvertrag steht. Im Vordergrund 
steht dabei die Effizienzsteigerung. Es geht um 
das Handeln der Verwaltung, aber auch um die 
Entlastung der Bürgerinnen und Bürger. Deshalb 
setzt das Bürokratieentlastungsgesetz an ver-
schiedenen Stellen an, um bürokratische Hürden 
abzubauen. Es ist notwendig, dass die Vorschlä-
ge aus der Praxis aufgenommen werden, um die 
schwierige Unterscheidung zwischen sinnvoller 
und unnötiger Bürokratie gewährleisten zu kön-
nen.

Bürokratieabbau bedeutet nicht, symbolisch ir-
gendwelche Paragraphen zu streichen. Es ist 
ein Prozess, der von Anfang bis Ende gedacht 
werden muss, um für nachhaltige Entlastung 
zu sorgen. Daher war es wichtig und richtig, 

dass - begleitend zum Gesetzesentwurf im Bund 
- im Saarland durch die Landesregierung und 
die Kammern zur landesweiten Umfrage aufge-
rufen wurde. Liebe Kolleginnen und Kollegen, 
Sie sehen, auch bei dem wichtigen Thema Bü-
rokratieabbau tut sich bei uns im Saarland ei-
niges. Sie sehen aber auch, die einen reden, 
fordern, passen nicht auf, bekommen anschei-
nend überhaupt nichts mit und die anderen ar-
beiten bereits an Problemlösungen in diesem 
Land. Die einen schreiben kurze plakative Anträ-
ge ohne konkrete Lösungsvorschläge, die ande-
ren entwerfen schon erste Konzepte und legen 
Gesetzesinitiativen vor.

Ich sage noch etwas an die Herren rechts. 
Ein Blick in die Nachrichtenblätter des Landes 
ist empfehlenswert. Auch in Ausschüssen sollte 
man aufpassen, sofern man da ist. Das hat ei-
nen entscheidenden Vorteil. Man ist danach zum 
einen etwas schlauer und man ist zum anderen 
informiert und weiß, dass man sich den einen 
oder anderen Antrag wie den heutigen sparen 
kann. Wir werden dem Antrag nicht zustimmen. 
- Herzlichen Dank und Glück auf.

(Beifall von der SPD.)

Vizepräsidentin Heib: 

Vielen Dank, Frau Abgeordnete. - Ich erteile 
nunmehr das Wort Herrn Abgeordneten Sascha 
Zehner für die CDU-Fraktion.

Abg. Zehner (CDU): 

Sehr verehrte Frau Präsidentin! Liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Sehr verehrte Damen! Meine 
Herren! Ich hätte mich gefreut, wenn die AfD-
Fraktion statt einer Bastelstunde mit dem Frak-
tionsvorsitzenden Dörr wenigstens eine konkrete 
Norm benannt hätte, die man abschaffen kann. 
Wer darauf wartet, wird allerdings lange warten 
müssen.

(Beifall von der CDU und der SPD.)

Natürlich klingt der Gedanke an eine einfache 
Verwaltung mit wenig Normen und Vorschriften 
auf den ersten Blick sehr verlockend. Die AfD 
behauptet in ihrem Antrag, dass es einen „ste-
tig steigenden bürokratischen Aufwand auf al-
len Ebenen“ gibt. Diese Behauptung geht nach 
unserer Auffassung an der Lebenswirklichkeit 
der Menschen und den gelebten Verwaltungsab-
läufen vorbei. In einer komplexen Welt ist es 
schlichtweg falsch, pauschal das Lied von einem 
überbordenden Staat zu singen.

Als Beispiel sei die immer weiter fortschreitende 
Digitalisierung - Pars pro Toto - genannt. Hier 
sind zwei Seiten derselben Medaille zu betrach-
ten. Die moderne Technik erfordert eine ganze 
Reihe von Normen und Vorschriften. Es beginnt 
mit den Vorschriften über die sichere Legitimie-
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rung und geht weiter über die standardisierte 
Kommunikation. Anders als bei einer einfachen 
E-Mail, die keiner Normen bedarf und besten-
falls eine - allerdings nur unsichere und schon 
deshalb nicht verbindliche - Willensbekundung 
ausdrückt, muss es bei dem verbindlichen Aus-
tausch von Daten mit der Verwaltung einen Pro-
zess der Identifikation und der genauen Bestim-
mung des Anliegens der Bürgerinnen und Bür-
ger geben.

Das setzt notwendigerweise eine ganze Reihe 
von Normen voraus. Angefangen mit den Vor-
schriften über die Wahl der gesicherten Verbin-
dung über die Festschreibung eines detaillierten 
Formulars für den Nutzer und die Verwaltung bis 
hin zu den Regeln des Verwaltungsverfahrens 
und nicht zuletzt der Transparenz kann hierbei 
nicht auf präzise Vorschriften verzichtet werden. 
Es wäre eine glatte Lüge, den Menschen vorzu-
spielen, dass man hier ohne oder mit nur rudi-
mentären Rechtsvorschriften auskommen könn-
te. Die andere Seite der Medaille ist das Ziel 
der Einfachheit. Hier gilt es, zu beachten, dass 
es sinnvoll ist, wenig Vorgaben und eine leichte 
Verständlichkeit ins Zentrum des Geschehens zu 
rücken.

Sie sehen, es sind scheinbar widerstreitende In-
teressen, die aufeinanderprallen, aber in Wirk-
lichkeit geht es immer um dasselbe. Es ist das 
Unterfangen, für uns alle das Recht auf eine gu-
te Verwaltung zu realisieren. Es wäre ein schwe-
rer Fehler, wenn wir das Ziel der Verwaltungs-
vereinfachung über das Ziel beziehungsweise 
das Recht auf eine gute Verwaltung stellen wür-
den. Die Aushöhlung dieser guten Verwaltung 
ist mit uns jedenfalls nicht zu machen. Die AfD-
Fraktion legt mit ihrem Vorschlag einen populis-
tischen Antrag vor, der in keiner Weise der nä-
heren Erörterung standhält. Selbstredend setzt 
sich jede Landesregierung, also auch die Regie-
rung unserer Frau Ministerpräsidentin Rehlinger 
- davon bin ich überzeugt -, dafür ein, dass ein 
möglichst geringer bürokratischer Aufwand eine 
Selbstverständlichkeit bleibt - genau wie dieses 
Hohe Haus es als Ziel formuliert hat. Das ist 
eine Selbstverständlichkeit, die keines Antrages 
bedarf.

Wie bereits gezeigt ist es in der täglichen Pra-
xis jedoch oftmals notwendig, eine ganze Reihe 
von Gesetzen, Verordnungen und Verfahrens-
vorschriften vorzuhalten, um die Einfachheit in 
der Anwendung sicherzustellen. Ich jedenfalls 
will nirgendwo eine staatliche Gewalt, die oh-
ne Regeln arbeitet und durch ein ausgehöhltes 
Recht auf eine gute Verwaltung den Herausfor-
derungen nicht mehr begegnen kann - und sei 
es auch im Namen des Bürokratieabbaus. Es 
ist doch lächerlich oder gar zynisch, davon aus-
zugehen, dass die Landesregierung nicht gleich-
sam aus eigener Erkenntnis vorträgt, wenn Nor-
men unsinnig sind. Wir sind überzeugt, dass 
sich jede Landesregierung dann selbst an die 

Spitze der Bewegung stellen und die Abschaf-
fung irgendwelcher überflüssiger Vorschriften im 
Parlament fordern wird. Die SPD-Fraktion hat es 
eben an einigen Beispielen deutlich gemacht.

Wer sich also sachlich und ernsthaft mit der Fra-
ge der Verwaltungsvereinfachung auseinander-
setzt, kann nicht ins Blaue schießen und dabei 
hoffen, ins Schwarze zu treffen. In einer immer 
vielschichtigeren und differenzierteren Welt ist 
es bestenfalls blauäugig, zu glauben, mit weni-
ger Verwaltung auskommen zu können. Eine gu-
te Verwaltung ist nicht etwa - wie behauptet 
- erdrückend, sondern oftmals das Gegenteil, 
nämlich eine Entlastung für Bürger und Unter-
nehmen. Dass dies schwerer zu argumentieren 
ist als das simple Credo, der Abbau von Vor-
schriften sei ein Allheilmittel, ist uns Christde-
mokraten klar, aber wir scheuen diese Heraus-
forderung nicht. Eine gute Verwaltung bedarf 
aufrichtiger Fürsprecher. Darum nutze ich die 
Gelegenheit, um all den Beamten und Angestell-
ten, die unser Staatswesen und unsere Normen 
täglich mit Leben füllen und ihr Bestes geben, 
um die Anliegen der Menschen zu realisieren, 
ausdrücklich zu danken.

Darum braucht es unsere Rechtsvorschriften, 
unsere Gesetze und unsere Verwaltungsregeln. 
Sie sind das Rüstzeug für eine gute Verwal-
tung. Wir sind nicht bereit, dieses Rüstzeug auf 
dem Altar einer erträumten Verwaltungsverein-
fachung zu opfern. Wenn eine Fraktion unsinni-
ge Normen ausmacht und dies begründet, statt 
mit einem Globalantrag von einer abstrakten 
erdrückenden Bürokratie zu reden, dann sind 
wir gerne bereit, diese konkreten Vorschläge zu 
prüfen. Wenn uns allerdings keine konkreten 
Normen vorgelegt werden, die Aufhebung abs-
trakt in den Raum gestellt wird, ohne dass wir 
es konkretisiert vor uns haben und diskutieren 
können, sind wir nicht bereit, einem solchen An-
trag zu folgen. Deshalb lehnen wir den Antrag 
der AfD-Fraktion ab. - Ich danke Ihnen für Ihre 
Aufmerksamkeit.

(Beifall von der CDU und der SPD.)

Vizepräsidentin Heib: 

Vielen Dank, Herr Abgeordneter. Ich habe noch 
eine Wortmeldung erhalten. - Ich erteile nun-
mehr Herrn Fraktionsvorsitzenden Josef Dörr für 
die AfD-Fraktion das Wort.

Abg. Dörr (AfD): 

Herr Zehner, Ihre Meinung in allen Ehren. Ich 
respektiere sie natürlich, obwohl sie nicht mei-
ner Meinung entspricht. Es ist nämlich gera-
de das, worunter wir wahrscheinlich leiden. Es 
ist jedoch Ihre Meinung und diese können Sie 
selbstverständlich ausdrücken. Sie haben aller-
dings gesagt, dass wir noch nie etwas Konkretes 
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gebracht hätten. Das stimmt nicht, denn ich ha-
be schon bei vielen Anlässen punktuell darauf 
hingewiesen, Bürokratie abzubauen. Ich habe 
nur noch eine Minute Redezeit beziehungsweise 
jetzt nur noch eine halbe.

Zu dem Beitrag von Frau Quinten muss ich sa-
gen, dass ich immer von den Anstrengungen 
höre, die unternommen werden. Das gilt auch 
für andere Dinge, für Begabtenförderung und 
so weiter, Anstrengungen hier, Anstrengungen 
dort. Das ist alles gut und ehrenwert. Die Leu-
te meinen es auch gut und investieren vielleicht 
viel Arbeit. Für mich zählen am Schluss aller-
dings die Ergebnisse. Die Ergebnisse sind er-
nüchternd. Das Problem ist schon zig Jahre alt. 
Es gab bereits Minister, die es durchforsten woll-
ten und so weiter. Sie sind stecken geblieben. 
Nach zig Jahren ist das Ergebnis, dass die Bü-
rokratie ausufert, statt beschnitten zu werden. 
Deshalb stellen wir unseren Antrag. Es ist kein 
Antrag, der etwas Bestimmtes fordert. Es ist 
einfach nur eine Aufforderung an die Minister-
präsidentin und die Regierung, dieses Problem 
ins Auge zu fassen und etwas Handfestes zu 
machen, bei dem Ergebnisse herauskommen. 
Darum geht es in dem Antrag, um nichts ande-
res, also nicht um einzelne Maßnahmen. Damit 
wären wir zudem überfordert. Wir sind keine Re-
gierung, wir haben auch nicht so viel Zeit, dass 
ich das hier vortragen könnte.

(Beifall von der AfD.)

Vizepräsidentin Heib: 

Vielen Dank. Weitere Wortmeldungen sind nicht 
eingegangen. Ich schließe die Aussprache.

Wir kommen zur Abstimmung über den Antrag 
Drucksache 17/746. Wer für die Annahme der 
Drucksache 17/746 ist, den bitte ich, eine Hand 
zu erheben. - Wer ist dagegen? - Wer enthält 
sich der Stimme? - Ich stelle fest, dass der An-
trag Drucksache 17/746 mit Stimmenmehrheit 
abgelehnt ist. Zugestimmt hat die AfD-Land-
tagsfraktion, dagegen gestimmt haben die SPD-
Landtagsfraktion und die CDU-Landtagsfraktion. 

Wir kommen zu den Punkten 11 und 12 der Ta-
gesordnung:

Beschlussfassung über den von der SPD-
Landtagsfraktion eingebrachten Antrag 
betreffend: Sprachförderung als Schlüs-
sel für Bildungsgerechtigkeit (Drucksa-
che 17/781) 

Beschlussfassung über den von der CDU-
Landtagsfraktion eingebrachten Antrag 
betreffend: Grundstein Deutsch - der 
Schlüssel zum Bildungserfolg: Eine Qua-
litätsoffensive zur Sprachförderung jetzt
(Drucksache 17/668) 

Zur Begründung des Antrags der SPD-Landtags-
fraktion erteile ich Frau Abgeordneter Sevim Ka-
ya-Karadağ das Wort.

Abg. Kaya-Karadağ (SPD): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kollegin-
nen und Kollegen der demokratischen Fraktio-
nen! Liebe Saarländerinnen und Saarländer! In 
einem Punkt, liebe Kolleginnen und Kollegen der 
CDU, sind wir uns einig: Sprachförderung ist 
und bleibt ein zentrales Thema im gesamten 
Bildungsbereich, von der frühkindlichen Bildung 
über die Grundschule, die weiterführenden und 
berufsbildenden Schulen, die Hochschulen bis 
hinein ins Berufsleben. Allerdings haben wir un-
terschiedliche Auffassungen darüber, wie dieses 
gemeinsame Ziel bestmöglich erreicht werden 
kann.

Schaut man sich die aktuellen Studien im schuli-
schen Bereich an, zum Beispiel den IQB-Bil-
dungstrend oder die IGLU-Studie, so ist un-
strittig, dass Unterstützung gerade im Kernfach 
Deutsch notwendiger denn je ist. Deutschland-
weit ist verstärkt Unterstützung bei den basa-
len Kompetenzen wie Lesen, Schreiben und Ma-
thematik notwendig, damit wieder mehr Schü-
lerinnen und Schüler die Mindeststandards er-
reichen. Diese ernüchternden Ergebnisse betref-
fen auch unsere Schülerinnen und Schüler im 
Saarland. Gut, dass unsere Landesregierung - 
insbesondere das Bildungsministerium mit unse-
rer Ministerin Christine Streichert-Clivot - dieses 
Thema anpackt.

(Beifall von der SPD.)

Am 10. Oktober vergangenen Jahres ist das 
Programm „BASIS - Basale Kompetenzen an 
saarländischen Schulen individuell stärken“ mit 
einer Kick-off-Veranstaltung für Schulleitungen 
an Grundschulen gestartet. Das Programm legt 
den Fokus neben der Vermittlung von Rechnen 
auf die Kompetenzen Lesen und Schreiben. Es 
unterstützt Schulgemeinschaften, dient zum Tei-
len von Best-Practice-Beispielen und zum Ver-
netzen. Besonders freut mich auch, dass unse-
re Ministerin als KMK-Präsidentin das Startchan-
cen-Programm mit auf den Weg gebracht hat. 

(Beifall von der SPD.)

Davon profitieren 50 Schulen bei uns im Land. 
Vom Bund kommen in den nächsten zehn Jah-
ren jeweils 12 Millionen Euro pro Jahr, also 
120 Millionen für mehr Bildungsgerechtigkeit in 
unserem Land. Wir kämpfen jeden Tag dafür, 
dass nicht mehr der Geldbeutel der Eltern dar-
über entscheidet, wie erfolgreich Kinder in der 
Schule sind. Uns allen ist klar, dass der Schul-
erfolg auch von Sprachkompetenzen abhängt. 
Deshalb wurde die Sprachförderung zu Beginn 
des Schuljahres 2022/2023 massiv aufgestockt. 
Die Lehrerwochenstunden zur Sprachförderung 
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wurden von 4.000 auf 6.000 deutlich erhöht. 
Für das laufende Schuljahr wurden zudem 121 
Planstellen für Sprachförderlehrkräfte geschaf-
fen und 64 weitere Beschäftigungsverhältnisse 
fortgeführt. Im letzten Jahr hat sich die Landes-
regierung außerdem vehement für die Fortfüh-
rung der Sprach-Kitas eingesetzt. Das Bundes-
förderprogramm endete im Juni, doch das Land 
hat für die Weiterfinanzierung der Sprach-Kitas 
gesorgt. Dies zeigt wieder einmal, wie wichtig 
uns die bedarfsgerechte Unterstützung in die-
sem Bereich ist. Sie sehen also, meine Damen 
und Herren Kollegen: In den letzten Jahren wur-
de bereits viel getan. 

Die Sprachförderung in den Grundschulen wur-
de bis zur Klassenstufe 4 ausgeweitet. Sprach-
förderangebote sind jetzt also durchgängig und 
konstant für Grundschülerinnen und Grundschü-
ler zugänglich. Es gibt keine Begrenzung auf 
maximal ein Jahr wie beim Programm „Früh 
Deutsch lernen“. Ich finde, das ist ein großer 
Fortschritt, liebe Kolleginnen und Kollegen. 

(Beifall von der SPD.)

Kommen wir nun zur Umsetzung der Sprachför-
derung. Sie findet integrativ im Rahmen des 
Regelunterrichts statt, zum Beispiel im Tandem-
unterricht mit zwei gemeinsam unterrichtenden 
Lehrkräften, und additiv als zusätzliches Förder-
angebot. Doch nicht nur in Schulen werden die 
sprachlichen Kompetenzen durch unterschiedli-
che Maßnahmen gefördert. Sprachförderung be-
ginnt bereits bei den Kleinsten in unseren Ki-
tas. Im frühkindlichen Bereich existiert bereits 
ein verpflichtendes Sprachangebot in deutscher 
Sprache: das Bildungsprogramm für saarländi-
sche Krippen und Kindergärten. In der Kita tau-
chen die Kinder in ein sogenanntes Sprachbad 
ein. 

Was genau heißt das? - Das bedeutet, sie er-
leben Sprache in ihrem gewohnten natürlichen 
Umfeld in alltäglichen Situationen. So lernen sie 
die Sprache quasi nebenbei, ohne Grammatikre-
geln und Vokabeln zu pauken. Durch das Lernen 
im Sprachbad lernen die Kinder die Sprache un-
bewusst und spielerisch. Dies führt dazu, dass 
sie dem ganzen Lernprozess motivierter und 
offener gegenüberstehen. Konkrete Kommunika-
tionssituationen ermöglichen den Kindern, das 
Gelernte in ähnlichen Situationen leichter anzu-
wenden und sich mithilfe von Gestik und Mimik 
zu verständigen. Mit Sprache als lebendigem All-
tagserlebnis erfahren unsere Kleinen Selbstwirk-
samkeit, was wiederum ihre Persönlichkeit fes-
tigt. Das, meine Damen und Herren, wünschen 
wir uns doch für jedes unserer Kinder!

(Beifall von der SPD.)

Diese Auffassung von Spracherwerb in einem 
Sprachbad steht der Auffassung des Sprachler-
nens in festen Strukturen und separaten Lern-
gruppen entgegen. Letzteres findet in Program-

men wie „Früh Deutsch lernen“ oder in soge-
nannten Willkommensklassen statt. Wir sind der 
Auffassung, dass Sprachförderung innerhalb des 
Systems in jeder einzelnen Einrichtung veran-
kert und verstetigt werden muss. Denn dadurch 
wird das ermöglicht, was wir brauchen: eine ge-
lungene Integration. 

(Beifall von der SPD.)

Angesichts der Forderung nach Willkommens-
klassen muss ich daran zurückdenken, wie ich 
mich anfangs in der Schule gefühlt habe. Denn 
spricht man von Willkommensklassen, Klassen 
also, in die nur Kinder gehen, die noch kein 
oder nur wenig Deutsch können, spricht man 
von Kindern, wie auch ich einmal eines war. 
Ich lehne Willkommensklassen ab, weil sie die 
Ausgrenzung und Diskriminierung zugewander-
ter Kinder fördern. 

Die Schule ist ein Bereich des sozialen Lebens 
von Kindern und Jugendlichen, in dem Ausgren-
zung eine besonders große Rolle spielt. Das wis-
sen wir. 

(Kurzer Beifall des Abgeordneten Com-
merçon (SPD).)

Die Zugehörigkeit zu einer Gruppe ist ein grund-
legendes menschliches Bedürfnis. Ich kann nur 
sagen: Ausgrenzung tut niemandem gut. Sie 
macht krank und sie macht unglücklich. Sozia-
le Ausgrenzung und Stigmatisierung sind beson-
ders für Kinder und Jugendliche sehr belastend 
und können schwerwiegende Folgen für die kör-
perliche und geistige Gesundheit nach sich zie-
hen. Das können wir nicht wollen. 

(Erneut kurzer Beifall des Abgeordneten 
Commerçon (SPD).)

Der gemeinsame Alltag mit Kindern aus unter-
schiedlichen Nationen fördert bei Kindern ein 
stärkeres Bewusstsein und Verständnis für an-
dere Kulturen, ihre Lebensweisen und Werte. 
Dann kann man jetzt eine Brücke schlagen - -

(Abg. Schmitt-Lang (CDU): Jetzt müsst ihr 
anfangen zu klatschen! - Heiterkeit. - Beifall 
von der SPD.)

Sie können gerne mitklatschen, Frau Kollegin. 

(Abg. Schmitt-Lang (CDU): Nein, so weit 
geht es dann doch nicht.)

Okay. Ich wollte die Brücke zu ‑ ‑

(Amüsierter Austausch der Abgeordne-
ten Commerçon (SPD) und Schmitt-
Lang (CDU). - Abg. Commerçon (SPD): Es 
macht halt jeder das, was er gut kann. - 
Abg. Schmitt-Lang (CDU): Genau. Ich bin 
halt Schulpädagogin. - Heiterkeit.)
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Vizepräsidentin Heib: 

Das Wort hat die Frau Abgeordnete. 

Abg. Kaya-Karadağ (SPD): 

Vielen Dank, Frau Präsidentin. - Ich möchte die 
Brücke schlagen: Für unsere Gesellschaft ist es 
von großer Bedeutung - und nie war es wich-
tiger als jetzt -, dass unsere Kinder wichtige 
soziale Kompetenzen, etwa den respektvollen 
und wertschätzenden Umgang, voneinander ler-
nen, dass sie das Miteinander als etwas Posi-
tives erfahren. Die sogenannten Willkommens-
klassen aber fokussieren auf Kinder, deren Mut-
tersprache eine andere Sprache als Deutsch ist. 
Diese dauerhafte Separierung von Kindern mit 
Sprachförderbedarfen widerspricht dem Inklusi-
onsgedanken, lässt außer Acht, dass sprachliche 
und soziale Integration zusammenhängen. Wir 
wollen doch, dass sich Kinder und ihre Familien 
in Deutschland integrieren, wir müssen ihnen 
das aber auch ermöglichen! - Jetzt können Sie 
gerne klatschen, Herr Commerçon.

(Beifall von der SPD. - Amüsierter Zuruf des 
Abgeordneten Commerçon (SPD).)

Wissenschaftliche Studien bestätigen, dass inte-
grative Modelle den Spracherwerb sinnvoll un-
terstützen können und dass Programme wie 
„Früh Deutsch lernen“ nicht mehr auf dem ak-
tuellen wissenschaftlichen Stand sind. Für „Früh 
Deutsch lernen“ wurden Kinder mehrmals in 
der Woche aus ihrem gewohnten Kindergarten-
umfeld herausgenommen, in Schulen gebracht, 
um dort separiert von den anderen Kindern ih-
rer Kindergartengruppe Deutsch zu lernen. Hin-
zu kam, dass das Programm nicht alle Kinder 
erreichte, sondern ausschließlich Kindergarten-
kinder. Für die Eltern dieser Kinder wurde zu-
dem zusätzlicher Aufwand durch die Abhol- und 
Bringsituation geschaffen. Uns erscheint das 
nicht als gute Lösung. Gut, dass man „Früh 
Deutsch lernen“ abgeschafft hat, so ist mehr 
Platz für neue, zeitgemäße Konzepte. 

(Beifall von der SPD.)

Neue Konzepte wurden nun auch durch die 
Langzeitfolgen der Corona-Pandemie erforder-
lich, denn diese Pandemie hat teils gravierende 
Folgen für die sprachliche Entwicklung der Kin-
der mit sich gebracht. Doch auch darum küm-
mert sich die Landesregierung: Das Sprachför-
derkonzept wird gestärkt und weiterentwickelt. 
Es soll ein Konzept einer landesweit alltagsinte-
grierten und ganzheitlichen sprachlichen Bildung 
und Förderung aller Kinder in Kitas geben. Hier-
zu ist geplant, ab nächstem Jahr in einen struk-
turierten Prozess einzutreten, der alle Beteilig-
ten einschließt. 

Sie sehen, dass eine Qualitätsoffensive zur 
Sprachförderung bereits in vollem Gange ist. Sie 
wird regelmäßig weiterentwickelt und an aktuel-

le Gegebenheiten angepasst. Es ist wichtig, dass 
alle, die hier aufwachsen, die deutsche Sprache 
lernen und beherrschen. Damit meine ich nicht 
nur diejenigen Kinder, die erst seit kurzer Zeit 
bei uns sind und die die deutsche Sprache von 
Grund auf erlernen müssen, sondern auch Kin-
der, deren Muttersprache Deutsch ist. Sie alle 
haben das Recht auf eine sprachliche Förderung, 
die sich an ihren Fähigkeiten und Bedarfen ori-
entiert. 

Ab dem Jahr 2027 wird die Kita beitragsfrei 
sein. Damit werden auch Eltern ihre Kinder in 
der Kita anmelden, die bisher aus finanziellen 
Gründen auf den Kitabesuch verzichteten. Der 
Wegfall dieser Hürde bietet noch mehr Kindern 
die Chance, schon in der Kita Deutsch zu lernen. 

(Sprechen bei der CDU.)

So werden sie besser Deutsch sprechen, wenn 
sie in die Grundschule kommen. Das ist ein wei-
terer Schritt hin zu mehr Bildungsgerechtigkeit. 

(Beifall von der SPD.)

Unserer Landesregierung liegt die Sprachförde-
rung als ein essenzieller Baustein des Bildungs-
erfolgs am Herzen. Wir richten unsere Bildungs-
einrichtungen an den Bedarfen der Kinder und 
Jugendlichen aus, anstatt umgekehrt Kita-Kin-
der und Schülerinnen und Schüler an die Bil-
dungseinrichtungen anzupassen. Wir orientieren 
uns nicht an Defiziten. Uns ist eine ganzheitli-
che Betrachtung wichtig, die bei den Fähigkei-
ten und Möglichkeiten ansetzt, die unsere Kin-
der mitbringen. Wir treiben eine ressourcenori-
entierte Entwicklung voran. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen der CDU, ich 
weiß, dass Sie einen anderen Weg zur Sprach-
förderung bevorzugen. Aber wie Sie eben gehört 
haben, hat sich bereits vieles getan, und wir 
werden auch weiterhin daran arbeiten, um al-
len Kindern und Jugendlichen die bestmögliche 
Sprachförderung zu ermöglichen. Daher bitte ich 
Sie um Zustimmung zu unserem Antrag. - Glück 
auf! 

(Beifall von der SPD.)

Vizepräsidentin Heib: 

Vielen Dank, Frau Abgeordnete. - Zur Begrün-
dung des Antrags der CDU-Landtagsfraktion er-
teile ich Herrn Abgeordneten Frank Wagner das 
Wort. 

Abg. Wagner (CDU): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Die deutsche Sprache ist 
der Schlüssel zum Bildungserfolg, die deutsche 
Sprache ist der Schlüssel für die gesellschaftli-
che Teilhabe. Sprache zieht sich durch unsere 
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gesamte Bildungskette wie ein roter Faden, von 
der Kita bis zur Ausbildung. 

Es gibt aktuell kaum ein Thema, über das in 
Schule und Kita so häufig diskutiert wird wie 
über das Thema Sprachförderung. Liebe Frau 
Kollegin Kaya-Karadağ, Sie haben eben davon 
gesprochen, dass die Unterschiede in der Her-
angehensweise groß seien. Tastsächlich sind sie 
nicht nur groß, sie sind gewaltig. Ich will, indem 
ich nun unseren Antrag begründe, versuchen, 
auch den einen oder anderen Unterschied her-
auszuarbeiten und natürlich auch zu erklären, 
weshalb wir zu dieser Position kommen. 

(Vizepräsidentin Baltes übernimmt die Sit-
zungsleitung.)

Die Sprachförderung ist aktuell aus unserer 
Sicht die größte bildungspolitische Großbaustel-
le, die wir haben. Diesbezüglich muss dringend 
etwas passieren. Es genügt nicht, einfach nur 
nachzubessern und ein paar Stunden hinzuzu-
geben, vielmehr muss ein Paradigmenwechsel 
vollzogen werden. Es muss die Reset-Taste ge-
drückt werden, das System muss komplett neu 
aufgesetzt werden. 

Die Alarmsignale sind eindeutig, IGLU-Studie 
und IQB-Bildungsstudie belegen das Problem. 
Um dazu einmal einige Kennziffern zu nennen: 
Jeder dritte Neuntklässler verfehlt die deutschen 
Mindeststandards. In der Grundschule erreicht 
ein Viertel der Viertklässler aktuell nicht die 
Mindeststandards beim Lesen. Dass das Gan-
ze wirklich mit Händen zu greifen ist, dass 
klar erkennbar ist, wie groß der Handlungs-
druck im Saarland ist, das belegt die Antwort 
auf die Anfrage meiner Kollegin Jutta Schmitt-
Lang zum Thema Sprachförderung; es ging 
hierbei um Kinder mit unzureichenden Deutsch-
kenntnissen: Im Schuljahr 2015/2016 waren es 
601 Erstklässler mit unzureichenden Deutsch-
kenntnissen, also mit eklatanten Mängeln im 
Bereich der Grammatik, des Wortschatzes und 
so weiter. Diese Zahl hat sich bis zum Schul-
jahr 2022/2023 vervierfacht: 2.257 Erstklässler 
haben unzureichende Deutschkenntnisse. Das 
Ganze wurde belegt durch eine Sprachstands-
feststellung, die vor der Einschulung durchge-
führt wird. Das sind also sehr schwierige Start-
bedingungen für diese Kinder. 

Angesichts dessen genügt es eben nicht, nur ein 
bisschen Sprachbad, ein bisschen alltagsintegra-
tiven Ansatz zu fahren. Vielmehr muss man ge-
nau hinschauen, genau betrachten, wie gehol-
fen werden kann. Die Lösung wäre eigentlich 
auch schon vorhanden, aber - wir haben es 
eben schon mehrfach gehört, auch heute Mor-
gen schon: Das erfolgreiche Programm „Früh 
Deutsch lernen“ wurde zu einer Unzeit von der 
Bildungsministerin eigestampft. - An dieser Stel-
le möchte ich nicht versäumen, ihr herzliche Ge-
nesungswünsche zu senden und gute Besserung 

zu wünschen. - Man muss sagen, das Programm 
wurde zu einer Unzeit leider eingestampft, ohne 
- und jetzt kommt es - eine echte Alternative zu 
haben. Die Alternative ist nicht da und es klappt 
einfach nicht. 

Ich möchte jetzt kurz auf das Programm einge-
hen und darauf, warum der alltagsintegrative 
Ansatz nicht ausreicht. Es fehlt an Fachkräften, 
und die Probleme sind gewaltiger geworden. 
Wir haben Kinder mit Auffälligkeiten in unter-
schiedlichen Bereichen, nicht nur bei der Spra-
che, sondern auch beim Verhalten, andere ha-
ben Probleme im sozialen Umfeld. Das können 
die Erzieherinnen und Erzieher auch mit Unter-
stützung von Fachkräften nicht bearbeiten, und 
dann sollen sie auch noch gezielt das Thema 
Sprache angehen. 

„Früh Deutsch lernen“, um es noch mal kurz 
vor Augen zu führen, ist ein Programm, in dem 
landesweit über 100 Vorkurse stattgefunden ha-
ben. Der damalige Bildungsminister Ulrich Com-
merçon hat dieses Programm immer wieder ge-
lobt. Es wurde immer gesagt, wie erfolgreich 
dieses Programm ist. Viele Bundesländer haben 
uns kopiert, auch in den vergangenen Monaten, 
sie fahren genau diesen Ansatz. Es sind zehn 
Stunden pro Woche in einer Kleingruppe. Und 
nein, es ist keine Ausgrenzung, es ist keine Se-
parierung, aber über einen begrenzten Zeitraum 
- sechs Monate - genau vor der Einschulung mit 
diesen Kindern eine gezielte Sprachförderung 
zu machen, mit dem Personal, das da ist, das 
kommt beim Kind an. Die Zahlen, die ich eben 
vorgetragen habe, zeigen: Den Kindern wird ak-
tuell nicht ausreichend geholfen. Sie kommen 
mit eklatanten Defiziten in die Schule. Wachen 
Sie endlich auf. Packen Sie die Realität beim 
Schopfe. „Früh Deutsch lernen“ muss wieder 
her! 

(Beifall von der CDU.)

Jetzt verfahren Sie nach dem sogenannten 
Gießkannenprinzip. Die Stunden, die da sind, 
werden per Zufallsgenerator aufs Land verteilt - 
da ein bisschen was, dort ein bisschen was. Das 
hilft nicht! In allen Einrichtungen ein bisschen 
Sprachförderung zu machen, hilft nicht genau 
den Kindern, bei denen die Mängel am größten 
sind. Wir müssen uns darauf konzentrieren, was 
gelingen kann. Die Alternative ist noch nicht da. 
Von daher wachen Sie bitte endlich mal auf! 

Das Thema ist der Mangel an Fachkräften und 
dass es mehr Probleme im Bildungsbereich gibt. 
Die Situation hat sich in den vergangenen Jah-
ren deutlich verändert. Das haben wir auch in 
anderen Bereichen. Von daher ist es wichtig, 
über einen begrenzten Zeitraum - das ist unser 
Ansatz, wir wollen das nicht dauerhaft und wir 
haben auch die Inklusion dort im Auge - in einer 
Kleingruppe mit dem Fachkräftepersonal, das da 
ist, gezielt zu fördern, nachzusteuern. Das ist 
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genau der richtige Ansatz. Sie propagieren das 
Programm BASIS, um die Basiskompetenzen in 
der Grundschule zu fördern. Das ist nichts an-
deres als eine Schaufensterveranstaltung gewe-
sen, wo den Lehrkräften erklärt werden sollte, 
wie sie den Kindern nebenbei noch Basiskompe-
tenzen, also Lesen, Schreiben und Rechnen, bei-
bringen sollen. Das hilft keinem Kind, das hilft 
vielleicht der Presseabteilung im Kultusministeri-
um, aber nicht dem betroffenen Kind, sehr ge-
ehrte Damen und Herren! 

(Beifall von der CDU.)

Der wichtigste Ansatz ist eine frühe Testung. 
Es muss landesweit getestet, es muss frühzeitig 
diagnostiziert werden. Hier lohnt sich der Blick 
nach Hamburg. Das sogenannte Hamburger Mo-
dell, bei dem verbindliche Sprachstandsfeststel-
lungen durchgeführt werden, ist der richtige An-
satz. Hessen, Bremen und Berlin machen genau 
dieses Programm jetzt auch. Warum nicht auch 
wir im Saarland? Was passiert mit den Kindern, 
die durchs Raster fallen, mit denjenigen, die kei-
ne Kita besuchen? Hierzu eine entscheidende 
Zahl: In Neunkirchen besucht knapp ein Viertel 
der Kinder im Alter zwischen drei und sechs 
Jahren keine Kita. Das sind Alarmsignale! Die-
se Kinder profitieren nicht von diesem alltags-
integrativen Ansatz. Bei „Früh Deutsch Lernen“ 
wurden diese Kinder rausgefiltert, identifiziert 
und letztendlich auch in diese Vorkurse einge-
bunden. Machen Sie sich bitte hier endlich mal 
ehrlich. 

Von daher ist es unser Ansatz, eine frühe Tes-
tung, verbindliche Sprachförderung und pass-
genaue Programme, die auch funktionieren - 
wie „Früh Deutsch Lernen“ ‑, endlich umzuset-
zen. Nehmen Sie endlich mal die ideologischen 
Scheuklappen von den Augen und machen Sie 
sich ehrlich. Die gezielte Förderung der Klein-
gruppe hat noch immer geholfen und sie würde 
jetzt auch helfen; es ist dringlicher denn je. Von 
daher: Bitte wachen Sie endlich auf und aktivie-
ren Sie dieses Programm wieder. 

(Beifall von der CDU.)

Zum Antrag der SPD: Das ist viel Prosa. Es 
hört sich alles toll an, aber es fehlen die Ziele 
und vor allem die klaren Programme, die auf 
diese Alarmsignale aus den Schulen und Kitas 
reagieren. Unser Ziel muss sein: Wer in die 
Grundschule kommt, muss Deutsch können, und 
wer die Grundschule verlässt, muss lesen und 
schreiben können. - Ich bitte um Zustimmung 
zu unserem Antrag.

(Beifall von der CDU.)

Vizepräsidentin Baltes: 

Vielen Dank, Herr Kollege Wagner, für die Be-
gründung Ihres Antrages. - Ich eröffne die Aus-

sprache. Das Wort hat nun von der AfD-Fraktion 
der Fraktionsvorsitzende Josef Dörr.

Abg. Dörr (AfD): 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Liebe Saarländerinnen und Saarländer! 
Meine beiden Vorredner waren sich ja in einem 
einig, nämlich dass es ganz wichtig ist, dass die 
Kinder, die unsere Schulen besuchen, Deutsch 
lernen. Herr Wagner hat dann noch angefügt, 
dass sie natürlich auch lesen und schreiben 
lernen müssen. Es sind verschiedene Konzepte 
vorgetragen worden. Ich kann Ihnen sagen, ich 
habe auf diesem Gebiet einschlägige Erfahrung, 
jahrzehntelange Erfahrung! 

Dieses Problem ist ein ständiges Problem. Es 
ist nicht erst entstanden, als unsere Gastarbei-
ter zu uns nach Deutschland kamen, sondern 
das war schon ein Problem meiner Generation. 
Es ist bis heute ein Problem, denn unsere Kin-
der reden zum großen Teil Mundart. Als ich ein 
Kind war, hat man weder Radio noch Fernse-
hen gehabt, da hat man die hochdeutsche Spra-
che in der Kirche gehört und sonst nirgends. 
Das heißt also, ich selbst als Schüler musste 
Hochdeutsch in der Schule lernen, und das war 
überhaupt kein Problem, weil die Lehrpersonen 
damals den heute verpönten Frontalunterricht 
durchgeführt haben. Das heißt, sie haben sehr 
viel gesprochen. Und weil sie sehr viel gespro-
chen haben, hat man sehr viel Sprache mitbe-
kommen. Es hat nicht lange gedauert, da hat 
man gewusst, dass der „Drilles“ der Kreisel ist 
und die „Schlappe“ halt Pantoffel heißen. Damit 
war das ohne Schmerzen erledigt. 

In meiner Schule in Saarlouis, wo ich viele Kin-
der, zuerst aus Italien, später aus der Türkei 
und dann noch später aus dem Kosovo, aufge-
nommen habe, war das auch kein Problem. Ich 
gebe allerdings zu, dass sie nicht massenwei-
se aufgetaucht sind, sondern nacheinander, so-
dass sie immer in die normalen Klassen inte-
griert wurden und am normalen Unterricht teil-
genommen haben. Es hat nie länger als ein Jahr 
gedauert, bis diese Kinder genau wie die ande-
ren Kinder aus Saarlouis Platt und auch Hoch-
deutsch gesprochen haben. 

Es ist also, glaube ich, nicht eine Aufgabe des 
Ministeriums, sondern es ist eine Aufgabe der 
Schule, das zu organisieren. Was das Ministe-
rium machen muss, ist, die nötige Anzahl an 
Lehrpersonen und überhaupt an Personen, die 
da mitarbeiten, bereitzustellen. Das ist es im 
Wesentlichen, aber ansonsten ist es Aufgabe der 
Schule. Ich sage mal ein praktisches Beispiel: 
Wenn fünf italienische Kinder zu mir in die Klas-
se kamen, habe ich sie natürlich nicht neben-
einandergesetzt, denn dann hätten sie ja Italie-
nisch miteinander gesprochen, sondern ich ha-
be sie auseinandergesetzt. Dann mussten sie 
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mit ihren Nachbarn Deutsch sprechen; das hat 
14 Tage gedauert, dann haben sie das auch ge-
macht. Das heißt also, es ist eine Organisations-
frage vor Ort mit dem Ziel, dass die Kinder alle 
Deutsch lernen. Das klappt in jedem Fall. 

Wenn es sehr viele Kinder sind - das habe ich 
nicht selbst erlebt, das ist ja erst in den letz-
ten Jahren der Fall gewesen -, dann muss die 
Schulleitung das so organisieren, dass sie nicht 
alle in einer Klasse sitzen. Dann muss das so 
organisiert werden, dass die deutsche Sprache 
die vorherrschende Sprache ist. Dann helfen die 
Schüler ihren Mitschülern, Deutsch zu lernen. 

Ich bin 1944 in die Schule gekommen und die 
Lehrpersonen haben nur Hochdeutsch gespro-
chen. Als ich später in die Ausbildung kam, mei-
ne zweite Ausbildung in Baden-Württemberg, 
habe ich gestaunt, dass es dort eine Diskussi-
on gab, ob man den Unterricht in Schwäbisch 
durchführt oder in Hochdeutsch. Man hat sich 
dann geeinigt: Im Fach Deutsch reden wir Hoch-
deutsch, aber in den anderen Fächern dürfen 
wir weiter Schwäbisch reden. 

Das war für uns Saarländer ungeheuerlich, weil 
bei uns in der Schule immer Hochdeutsch ge-
sprochen wurde. Ich selbst bin ein Verfechter 
der Mundart, das wissen Sie, aber in der Schule 
habe ich nie Mundart gesprochen, das habe ich 
den Kindern auch erklärt. Ich habe auch meine 
Lehrer darauf hingewiesen, wenn sie gemeint 
haben, sie müssten mit den Schulanfängern auf 
leutseliger Basis in Mundart sprechen, dass die 
Schule ihre einzige Möglichkeit ist, Hochdeutsch 
zu lernen und dass die Lehrer dafür bezahlt wer-
den, den Kindern die hochdeutsche Sprache zu 
vermitteln. An meinen Schulen, die ich geleitet 
habe, ist im Unterricht Hochdeutsch gesprochen 
worden. Und es ist auch viel gesprochen wor-
den, weil das Sprachvorbild eine wichtige Funk-
tion hat. Ich habe zwei Enkel, die französisch-
sprachig sind und vor Kurzem nach Deutsch-
land gekommen sind. Das eine Enkelchen ist in 
der Kita und das andere in der Grundschule, 
sie sprechen beide schon perfekt Deutsch. Sie 
sind nach Hause gekommen, haben Lieder ge-
sungen, haben Theaterstücke vorgeführt. Das 
geht also schon, wenn die Sprachvorbilder da 
sind. Es muss von der Schule organisiert werden 
- das Personal muss natürlich dafür da sein -, 
dass Hochdeutsch gesprochen wird. - Herzlichen 
Dank.

(Beifall von der AfD.)

Vizepräsidentin Baltes: 

Vielen Dank, Herr Dörr, für Ihren Redebeitrag. - 
Als nächste Rednerin hat nun das Wort Frau Jut-
ta Schmitt-Lang von der CDU-Landtagsfraktion.

Abg. Schmitt-Lang (CDU): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren! Die Kollegin Kaya-
Karadağ hat es angesprochen: In der vergange-
nen Woche hat der Bund das Startchancen-Pro-
gramm auf den Weg gebracht. Rund 40 unse-
rer mehr als 300 saarländischen Schulen, so ge-
nannte Brennpunktschulen, werden dabei in den 
kommenden Jahren von Bundesmitteln profitie-
ren. Das ist zunächst einmal positiv, ein richtiger 
Schritt, auch wenn neben anderen Kritikpunkten 
der Hauptkritikpunkt bleibt, dass diese Start-
chancen eben nur punktuell und nicht in die Flä-
che wirken. Es ist aber richtig und wichtig, dass 
der Bund sich gedanklich mit den Startchancen 
in Deutschland befasst.

Warum ich das jetzt hier anfüge? Weil es umso 
dringlicher wäre, dass sich auch die Landesre-
gierung und die Mehrheitsfraktion endlich ernst-
haft um die Startchancen aller Kinder im Saar-
land kümmern würden. Die Sprache ist Funda-
ment für gleiche Startchancen, Sprache ist der 
Schlüssel für Bildungserfolg. Unser Antrag ist 
somit ein echtes Startchancen-Programm, um 
im Saarland in der Fläche die Bildungschancen 
für Kinder von Völklingen bis in den Bliesgau, 
von Merzig bis nach Neunkirchen zu verbessern. 
Überall, in allen Schulen in unserem Land gibt 
es Kinder mit unzureichenden Sprachkenntnis-
sen, deren Lebenszeit die Politik vergeudet, de-
ren Startchancen die Politik verspielt, wenn sie 
nicht endlich mit konkreten Maßnahmen ein Um-
denken in der Sprachförderung aufs Gleis setzt.

Liebe Kollegen der SPD, alles, was Sie den Kin-
dern und Eltern und Lehrern heute in diesem 
Antrag mitgeben wollen, ist zusammengefasst 
die Botschaft: Wir werden die großartige Arbeit 
der Landesregierung weiter fortführen. - Ehr-
lich? Falls noch jemand einen zündenden Witz 
für eine Karnevalsveranstaltung braucht, hier 
wäre er.

(Zuruf: Achtung!)

Die Zahlen sprechen doch für sich. Auf meine 
Anfrage an die Landesregierung, Kollege Wag-
ner hat es angeführt, wurde mitgeteilt: Wir ha-
ben im Jahr 2022/2023 2.257 Erstklässler, nur 
Erstklässler, mit unzureichenden Deutschkennt-
nissen. Das ist eine ganz andere Ausgangssi-
tuation als in den Siebziger- oder Achtziger-
jahren. Wenn also so viele Kinder mit unzurei-
chenden Deutschkenntnissen im Saarland einge-
schult werden, dann muss doch endlich ein Um-
denken stattfinden, dann brauchen wir ein saar-
ländisches Startchancen-Programm.

Kollege Wagner hat Hamburg, Hessen und Co. 
angesprochen, aber was ist denn die Realität im 
Saarland? Meine Tochter kommt im Sommer in 
die Schule. Die Schuleingangsuntersuchung fand 
kurz vor Weihnachten statt. So geht es dann 
auch anderen Kindern, auch den Kindern, die 
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dringend Unterstützung in Deutsch oder in an-
deren Bereichen brauchen. Das ist doch zu spät, 
ein halbes Jahr vor dem Beginn der Schule an-
zufangen, zu gucken, was an Förderbedarf da 
ist! Und dann folgt auch nichts Verbindliches 
aus den festgestellten Problemen. Wenn keiner-
lei verbindliche Konsequenzen vorgesehen wer-
den, dann verspielen wir die Startchancen unse-
rer Kinder.

Die SPD rennt bei der Sprachförderung schon 
lange ideologisch in die falsche Richtung, gegen 
alle Rufe aus der Praxis, okay, aber die Minis-
terin ist seit Kurzem Vorsitzende der Kultusmi-
nisterkonferenz. Die Ständige Wissenschaftliche 
Kommission (SWK), so etwas wie hier der Ex-
pertenrat, lässt doch keinen Zweifel daran, dass 
Sie im Saarland auf dem Irrweg sind. Die SWK 
hat den Ländern nach einer zwingend notwendi-
gen Testung ins Stammbuch geschrieben - ich 
zitiere mit Ihrer Erlaubnis, Frau Präsidentin -: 
„Ein Förderbedarf muss grundsätzlich in eine 
verbindliche Förderung münden, auch für Kinder 
ohne institutionelle Betreuung.“ - Und die fallen 
gerade völlig durchs Netz.

(Beifall von der CDU.)

Deshalb ist für uns klar: Wir brauchen frühe 
Testung, verbindliche Sprachförderung, passge-
naue Programme wie „Früh Deutsch lernen“ und 
Willkommensklassen bei den älteren Schülern, 
kurz, wir brauchen einen Kurswechsel in der 
Sprachförderung, andere Bundesländer machen 
es vor.

Machen Sie sich doch endlich ehrlich. Das 
Sprachbad, von dem Sie immer wieder spre-
chen, wir haben es auch heute wieder gehört, 
und in dem man quasi von selbst Deutsch lernt, 
weil man am Schulmorgen in der deutschen 
Sprache badet, funktioniert nur, wenn genug 
deutsches Badewasser am Morgen zu hören ist, 
wenn das Blubbern auch wirklich in einer Spra-
che ist, die nachgeahmt werden kann. Wenn wir 
aber verschiedene Sprachen haben, die alle ihre 
Berechtigung haben, die alle wichtig und wert-
voll sind, wie soll dann ein Sprachvorbild dar-
aus abgeleitet werden? Es macht doch die Grup-
pengröße aus, es macht die Zusammensetzung 
aus, aber wenn wir Klassen haben, in denen 
eben nur noch 20 Prozent der Kinder wirklich 
gutes Deutsch sprechen, dann ist es schwierig, 
einfach aus dem Bad heraus etwas zu lernen. 
Der sprachsensible Unterricht, die Monstranz, 
die Sie vor sich hertragen, ist schön und gut, 
wenn es aber um die Alphabetisierung von Kin-
dern geht, dann reicht das einfach nicht. In an-
deren Bundesländern sind auch sozialdemokrati-
sche Bildungsminister längst pragmatisch unter-
wegs und setzen genau die Dinge um, die wir 
heute in unserem Antrag vorlegen, diesen Kin-
dern zuliebe, damit sie echte Startchancen ha-
ben.

(Beifall von der CDU.)

Was mich wirklich ärgert, ist dieses ständige 
Schwadronieren von der Separation, auch in Ih-
rem Antrag. Wenn Ihnen die Argumente ausge-
hen, dann kommt diese verbale Keule, um die 
Diskussion im Keim zu ersticken. Hier wäre ein 
wenig Zurückhaltung geboten, denn ganz ehr-
lich, da draußen versteht kein Mensch, warum 
es den Kindern schaden soll, wenn sie einige 
Wochen gezielt in Deutsch gefördert werden. 
Das versteht kein Mensch auf der Straße in 
Blieskastel, in Völklingen oder in Limbach, nie-
mand!

(Beifall von der CDU.)

Mir geht es schließlich nicht um eine Isolierstati-
on, sondern um ein Förderprogramm.

Ich hatte fast gehofft, dass Sie heute die Förde-
rung und Fortbildung zur Stärkung der basalen 
Kompetenzen ansprechen. Frau Kaya-Karadağ, 
haben Sie mal mit Kolleginnen und Kollegen 
gesprochen, die diese Fortbildung gerade besu-
chen? Das bedeutet, dass ein ganzer Schultag 
einer ganzen Schule ausfällt, einer Grundschule, 
weil das gesamte Kollegium hingeht. Das kann 
durchaus sinnvoll sein. Dort haben die Kollegin-
nen und Kollegen in der letzten Woche solche 
tollen Dinge gemacht wie - ich lese mal vor -: 
das Eierschachtelmemory, Schnapp den Sack, 
Schnipp Schnapp und Stechen. - Ehrlich, das 
sind Dinge, das hat man vielleicht mal während 
des Studiums gemacht, aber gestandene Lehrer 
kommen sich veräppelt vor, wenn man ihnen 
sagt: Damit könnt ihr rausgehen und die Situati-
on vor Ort in den Schulen retten.

(Beifall von der CDU.)

Oder es kommt die Empfehlung: Dieses Linguis-
tik-Buch empfehle ich, lesen Sie sich das mal 
durch. - Entschuldigung, das haben Lehrerin-
nen und Lehrer in ihrem Studium gemacht, das 
brauchen sie nicht 20 Jahre später noch mal 
erzählt zu bekommen. Wenn man an dem Tag 
wirklich sinnvolle Sprachförderung hätte machen 
wollen, hätte man besser fünf Stunden Deutsch 
in der Schule unterrichtet, dann wäre allen ge-
holfen gewesen.

(Beifall von der CDU.)

Dieses Beispiel zeigt, es geht nicht um die Reali-
tät, es geht nicht um die Probleme vor Ort, es 
geht um das Schaufenster, um das, was schön 
klingt, was man gut verkaufen kann. Wenn Sie 
aber ernsthaft mal zuhören und vor Ort gehen, 
sich angucken, was dort passiert, werden Sie 
sehen, das geht an der Realität der Menschen, 
der Lehrerinnen und Lehrer, vor allem der Kin-
der vor Ort vorbei. In Wahrheit separieren Sie! 
Wenn Sprachförderung weiter scheitert, dann 
separieren Sie die Menschen nicht für ein paar 
Wochen in einem Förderunterricht, sondern auf 
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Jahre von echter gesellschaftlicher Teilhabe. Das 
haben Sie dann zu verantworten!

(Beifall von der CDU.)

Deshalb ist es nie zu spät, auch wenn man ganz 
lange auf der falschen Fahrspur unterwegs ist, 
irgendwann einen Wendepunkt zu suchen. Auch 
wenn Ihr Schatten bei diesem Thema unfass-
bar lang ist, springen Sie drüber und stimmen 
Sie unserem Antrag mit den konkreten Maßnah-
men zu. Setzen Sie auf bessere Startchancen 
für unsere Kinder. All das, was Sie genannt ha-
ben, kann man durchaus machen, aber es reicht 
nicht, denn Eigenlob und ein „Weiter so!“, das 
ist nicht mehr genug! - Vielen Dank.

(Beifall von der CDU.)

Vizepräsidentin Baltes: 

Vielen Dank, Frau Kollegin Schmitt-Lang. Weite-
re Wortmeldungen sind nicht eingegangen. Ich 
schließe die Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Antrag 
der SPD-Landtagsfraktion Drucksache 17/781. 
Wer für die Annahme der Drucksache 17/781 
ist, den bitte ich, eine Hand zu erheben. - Wer 
ist dagegen? - Wer enthält sich? - Ich stelle fest, 
dass der Antrag Drucksache 17/781 mit Stim-
menmehrheit angenommen ist. Zugestimmt hat 
die SPD-Landtagsfraktion. Dagegen gestimmt 
haben die CDU- und die AfD-Landtagsfraktion. 

Wir kommen nun zur Abstimmung über den 
Antrag der CDU-Landtagsfraktion Drucksache 
17/668. Wer für die Annahme der Drucksache 
17/668 ist, den bitte ich, eine Hand zu erhe-
ben. - Wer ist dagegen? - Wer enthält sich? 
- Ich stelle fest, dass der Antrag Drucksache 
17/668 mit Stimmenmehrheit abgelehnt ist. Zu-
gestimmt haben die CDU- und die AfD-Land-
tagsfraktion. Dagegen gestimmt hat die SPD-
Landtagsfraktion. 

Wir kommen nun zu den Punkten 13 und 14 der 
Tagesordnung:

Beschlussfassung über den von der SPD-
Landtagsfraktion eingebrachten Antrag 
betreffend: „Grünes Licht für Grünen 
Stahl“ - ein Meilenstein für den saarlän-
dischen Industriestandort (Drucksache 
17/750) 

Beschlussfassung über den von der CDU-
Landtagsfraktion eingebrachten Antrag 
betreffend: Stahl ist Zukunft - Wettbe-
werbsbedingungen müssen schnell und 
deutlich besser werden, damit Stahl Zu-
kunft haben kann (Drucksache 17/756) 

Zur Begründung des Antrages der SPD-Land-
tagsfraktion erteile ich Herrn Abgeordneten Ti-
mo Ahr das Wort.

Abg. Ahr (SPD): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Sehr verehrte Damen und 
Herren! Die Stahlproduktion im Saarland gehört 
schon seit dem 15. Jahrhundert zu diesem Land 
und sie hat dieses Land neben dem Bergbau ge-
prägt wie kaum eine andere Branche. Sie hat 
auch dafür gesorgt, dass Menschen nicht nur 
dort gearbeitet haben, sondern dass die Iden-
tität dieses Landes verändert wurde. Sie hat 
für Zusammenhalt, Stärke, Kaufkraft und Wohl-
stand gesorgt. Diese saarländische Wirtschaft, 
diese Stahlbranche, hat auch für den Mittelstand 
ganz maßgeblich Konsequenzen im positiven 
und auch im negativen Sinn. 

Der 11. Dezember im Jahr 2023 war ein histori-
scher Tag für die Stahlindustrie, aber auch für 
viele Menschen in diesem Land, die dafür ge-
kämpft haben, die sich seit vielen Jahren dafür 
eingesetzt haben, dass diese Stahlindustrie, vor 
allem aber diese Jobs, hier bleiben. Am 26.01. - 
einige hatten noch Zweifel - war es dann soweit. 
Die Förderzusage wurde mit einem Förderbe-
scheid in Saarbrücken dem Unternehmen, aber 
auch dem Betriebsrat und vor allem auch der 
Landesregierung von Bundeswirtschaftsminister 
Robert Habeck überbracht. Deshalb kann man 
jetzt ruhigen Gewissens sagen, der Sack ist zu, 
liebe Kolleginnen und Kollegen. 

(Beifall von der SPD.)

Gesamtinvestitionen von 3,5 Milliarden Euro, ei-
ne Förderzusage des Landes und des Bundes 
von 2,6 Milliarden Euro zur Transformation der 
Stahlindustrie, das ist nicht irgendwas, das ist 
nicht irgendeine Förderung, es ist die größte 
Förderung für ein Einzelprojekt, die das Bundes-
wirtschaftsministerium je ausgestellt hat. Das 
ist ein Riesenerfolg, den wir hier in diesem 
Hause zu verantworten haben. 

(Beifall von der SPD.)

Denn ohne den Transformationsfonds, ohne die 
Allianz der großen Parteien - das will ich an die-
ser Stelle auch sagen - in den letzten Jahren 
auf verschiedensten Ebenen, die immer wieder 
gesagt haben, wir dürfen die Stahlindustrie in 
diesem Land nicht im Stich lassen, hätte das 
nicht funktioniert, aber natürlich auch nicht oh-
ne den vehementen Einsatz der Kolleginnen und 
Kollegen in den Betriebsratsgremien und auch 
auf der Unternehmensbank. 

Wir haben mit diesem gigantischen europäi-
schen Projekt auch dafür gesorgt und dazu bei-
getragen, dass jeder eingesetzte Euro nicht nur 
die Sicherung von Arbeitsplätzen gewährleisten 
wird, sondern auch etwas für das Klima tut. Das 

Landtag des Saarlandes - 17. Wahlperiode - 22. Sitzung am 06./07. Februar 2024

(Abg. Schmitt-Lang (CDU))

1745

http://www.landtag-saar.de/Dokumente/Drucksachen/Ag17_0750.pd%66
http://www.landtag-saar.de/Dokumente/Drucksachen/Ag17_0750.pd%66
http://www.landtag-saar.de/Dokumente/Drucksachen/Ag17_0756.pd%66
http://www.landtag-saar.de/Dokumente/Drucksachen/Ag17_0756.pd%66


ist soziale und ökologische Politik. Darauf kön-
nen wir stolz sein. 

(Beifall von der SPD.)

Jetzt gibt es aber immer noch Menschen, die 
daran zweifeln, dass es der richtige Schritt ist. 
Ich muss sagen, ein Blick in die Geschichte 
Großbritanniens zeigt, warum es der richtige 
Schritt ist, dort, wo Deindustrialisierung dafür 
gesorgt hat, dass auch unter Thatcher damals 
Gewerkschaften, Sozialpartner zerschlagen wur-
den, Stahlwerke geschlossen haben und man 
gedacht hat, es würde mit Handel und ein biss-
chen öffentlichem Sektor funktionieren. Da hat 
man sich getäuscht. Eine Studie der Universität 
Cardiff hat gesagt, dass 60 Prozent der Men-
schen, die man als arm bezeichnen kann, in ei-
nem Haushalt leben, wo eine Person arbeitet, 
also arm trotz Job. 

Das, liebe Kolleginnen und Kollegen, dürfen 
wir nicht zulassen. Da muss man auch renom-
mierten Ökonomen in diesem Land sagen: Die 
Grundstoffindustrie wollen wir haben, sie ist 
resilient und sorgt für Arbeitsplätze und vor al-
lem auch gute Arbeitsplätze. Das werden wir ve-
hement tun. 

(Beifall von der SPD.)

Die fehlende Industriepolitik hat natürlich auch 
bei den Unternehmen und den Entscheidungs-
trägern dafür gesorgt, dass keine klare in-
dustriepolitische Richtlinienkompetenz die Men-
schen motiviert hat, dort zu investieren und in 
die Zukunft zu gehen. Ich bin froh, dass wir das 
hier anders haben, dass wir einen Transformati-
onspfad haben, dass wir es nicht zulassen, wie 
Lars Feld es manchmal sagt, dass der Markt es 
irgendwie schon regeln wird. 

Nein, der Markt wird nämlich nicht die Kollegin-
nen und Kollegen in den Parlamenten wählen, 
das sind die Menschen, die in den Betrieben ar-
beiten. Für die haben wir Verantwortung, nicht 
für den Markt, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall von der SPD.)

Die Stahlindustrie ist nicht nur im Saarland, 
sondern auch in Deutschland, innerhalb der 
Europäischen Union wichtig. Sie ist wichtig, um 
dort resilient innerhalb von Europa Stahl herzu-
stellen, die Grundstoffindustrie zu erhalten und 
nicht in ganz viele Abhängigkeiten zu rutschen. 
Sie wird auch bei der Frage des Klimawandels 
und des Schutzes unserer Umwelt und Natur 
ein maßgeblicher Treiber sein. Denn durch grü-
nen Stahl wird der CO₂-Footprint auch in vielen 
anderen Lieferketten noch einmal reduziert und 
kann und wird am Ende dazu beitragen, dass 
wir in Summe Klimaschutz betreiben können, 
nicht nur in der Lieferkette, sondern auch, wenn 
es darum geht, erneuerbare Energien auszubau-
en. Das ist ein Erfolg, den wir nicht kleinreden 
dürfen, liebe Kolleginnen und Kollegen. 

(Beifall von der SPD.)

Diese Kombination einmal in der Frage, einen 
großen CO₂-Emittenten zu unterstützen, dass er 
CO₂ einspart, um gleichzeitig einen Beitrag leis-
ten zu können, dass wir Umweltschutz in Sum-
me nach vorne treiben können, das ist es, was 
diese Stahlindustrie so besonders macht und sie 
ausmacht. Trotz alledem will ich an keiner Stel-
le sagen, dass wir uns an diesem Punkt nach 
hinten lehnen könnten, weil alles erledigt ist. 
Die Anstrengungen in den kommenden Mona-
ten und mit Sicherheit in den kommenden Jah-
ren und wahrscheinlich auch Jahrzehnten wer-
den nicht weniger. Denn nicht zuletzt gilt es, 
dass wir gemeinsam mit den Unternehmen auch 
die Herausforderung angehen. Das haben wir 
im Wirtschaftsausschuss von der SHS noch ein-
mal eindrücklich ins Hausaufgabenheft geschrie-
ben bekommen, nämlich uns weiterhin dafür 
stark zu machen, dass die Wettbewerbsfähigkeit 
der Stahlindustrie auch international eine Chan-
ce hat, dass faire Bedingungen hergestellt wer-
den, auch was das Thema Energiekosten anbe-
langt. Den Transformationspfad, den wir hier 
mit dem Transformationsfonds und einem klaren 
Kompass beschreiten, die Industrie zum Wohle 
dieses Landes zu unterstützen, wollen und brau-
chen wir auch in einer Bundesregierung, die sich 
an manchen Stellen nicht einig ist. 

Daher ist mein Petitum an dieser Stelle, dass wir 
gemeinsam in diesem Hohen Hause der Bundes-
regierung, egal welcher Couleur - das ist mir 
am Ende ehrlich gesagt ziemlich wurst -, Druck 
aufbauen für Dinge wie den Brückenstrompreis, 
eine Wasserstoffstrategie, die am Ende auch in 
die Umsetzung kommt, den Einsatz, den wir 
vom Saarland aus steuern, der aber natürlich 
auch ein Stück weit in Berlin entschieden wird, 
was das Thema High Fusion Backbone angeht, 
dass wir dort überall den Finger in die Wunde le-
gen, und zwar gemeinsam, überparteilich. Denn 
es geht um nicht mehr und nicht weniger als 
um die Zukunft unseres Landes. Da gilt es eben, 
wie bei anderen Themen, gemeinsame Sache zu 
machen, wenn es um die Zukunft des Saarlan-
des geht, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall von der SPD.)

„Ein Tag im Leben ohne Stahl“, dazu haben 
die Kolleginnen und Kollegen in der Stahlindus-
trie, als viele an der Industrie in diesem Land 
gezweifelt haben, Folgendes gefragt: Was wür-
den wir in unserem privaten Leben tun, wenn 
der Stahl von heute auf morgen nicht mehr da 
wäre? - Vieles würde nicht mehr funktionieren, 
von der Büroklammer bis zum Einkaufswagen 
im Geschäft, aber auch Bestandteile im Auto, 
mit dem wir heute hergekommen sind, auch der 
Schienenverkehr mit der Bahn ist zu nennen. 
Die Reihe könnte man fortführen. Von daher hat 
es mich zutiefst schockiert, dass man eben von 
ganz rechts außen von Schrottstahlwerken ge-
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sprochen hat. Die Kolleginnen und Kollegen der 
Stahlindustrie arbeiten in Hightech-Industriean-
lagen. Sie sorgen mit diesen Hightech-Industrie-
anlagen, die zwar Schrott brauchen, die aber 
keine Schrottindustrie ist, dafür, dass Kaufkraft 
und Wohlstand in diesem Land bleiben. 

Ich kann allen Saarländerinnen und Saarländern 
und Stahlarbeiterinnen und Stahlarbeitern nur 
zurufen: Hören Sie sich an, was man über 
Schrottstahlwerke gesagt hat. Dann wägen Sie 
ab, wer sich für Ihre Arbeitsplätze einsetzt und 
wer nicht. 

(Beifall von der SPD.)

Das kam mehr als deutlich rüber. In der Wirt-
schaftsausschusssitzung ist eines klargeworden: 
40 Prozent des Einkaufsvolumens der SHS blei-
ben hier im Saarland, gehen an saarländische 
Kleinstunternehmen, an mittlere Unternehmen, 
ins Handwerk, in vielerlei Branchen und sichern 
dort Beschäftigung ab. Diese Zahlen untermau-
ern, dass die Strategie, die wir verfolgen, näm-
lich durch großindustrielle Unterstützung den 
Mittelstand mitzunehmen, ohne - das hatte ich 
in der letzten Plenarsitzung schon gesagt - den 
Mittelstand aus den Augen zu verlieren, richtig 
ist. So tun wir beides und ziehen die großen 
Linien. Das ist die richtige Strategie. Denn das 
Geld, das jetzt in der Stahlindustrie für den Um-
bau ausgegeben wird, wird ein Konjunkturpro-
gramm für dieses Land. Ich bin froh, dass wir 
diese Entscheidung in diesem Hohen Haus ge-
troffen haben.

(Beifall von der SPD.)

Wir sprechen aber auch von 13.000 Menschen 
und 500 Auszubildenden, von jungen Menschen, 
die danach dort ihre Perspektive haben. Wir ha-
ben dort eine Weiterbildungskultur, über die wir, 
lieber Bernd, auch in vielen anderen Branchen in 
diesem Land reden, ob das im Handwerk oder in 
der Industrie ist, wo wir sagen, wir müssen ei-
ne Weiterbildungskultur etablieren, um die Men-
schen am Ende nicht zu verlieren. 

Mir ist wichtig, als weiteren Punkt die Nachhal-
tigkeit zu nennen. Der SHS mit der Montanstif-
tung als Eigentümer wird im Vergleich zu vielen 
anderen Unternehmen eine wirklich große Treue 
für das Saarland zugesprochen. Das war immer 
so, das ist der Auftrag dieser Stiftung. Die Be-
legschaft hält dort zusammen. Gemeinsam ge-
hen die Belegschaft, die Mitbestimmung, aber 
auch Arbeitgeberverbände und die Arbeitgeber 
per se das Thema an. Das macht die Stahlin-
dustrie aus. Man geht diesen Weg gemeinsam 
mit allen. Ich finde, das müsste man in anderen 
Branchen ähnlich machen, liebe Kolleginnen und 
Kollegen. 

Ich will etwas dazu sagen, was die Stahlindus-
trie auch ausmacht. Es ist mir wichtig, das heu-
te zu erwähnen. Wir haben eben in der Debatte 

darüber gesprochen, wie der Zusammenhalt in 
diesem Land organisiert werden kann. Diejeni-
gen, die am Samstag bei „Bunt statt Braun“ wa-
ren, haben den Personalvorstand Jörg Disteldorf 
gehört, der über 50 Nationalitäten in seinem 
Konzern hat. Egal, woher sie kommen, welche 
Religion, welche Hautfarbe sie haben oder wen 
sie lieben, das spielt in dieser Bude keine Rolle. 
Ich bin stolz darauf, dass dieses Unternehmen, 
das hier im Saarland sitzt, seine Werte formu-
liert hat. Mit Ihrer Erlaubnis, Frau Präsidentin, 
zitiere ich. In den Ethikrichtlinien steht ganz 
klar drin: „Wir respektieren die Würde des Men-
schen. Wir dulden keine Diskriminierung (…).“ 
Weiter heißt es, man trete Diskriminierungen 
aus Gründen des Geschlechts, Hautfarbe, Reli-
gion, Nationalität, sozialer Herkunft, politischer 
oder sonstiger Weltanschauung, Behinderung, 
Alter, ethnischer Abstammung, sexueller Orien-
tierung oder Identität sowie anderer Merkmale 
entschieden entgegen. - Das, liebe Kolleginnen 
und Kollegen, ist eine klare Haltung für Mensch-
lichkeit, Humanität in diesem Land und diese 
sollte auch an anderen Stellen an den Tag gelegt 
werden. Ich bin froh, dass Arbeitgeberverbän-
de, alle Kammern, die Unternehmen mit den Be-
schäftigten in diesem Land gemeinsam gesagt 
haben: Wir sind bunt, nicht braun. Das macht 
unser Saarland aus, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen. 

(Beifall von der SPD.)

Deshalb steht die Stahlindustrie mit der Montan-
mitbestimmung für Demokratie im Betrieb, und 
zwar für die höchste Form. Wir müssen diese 
Demokratie überall verteidigen und stärken, ob 
im Betrieb, auf der Straße oder sonst wo. Sie 
steht für Vielfalt und Respekt. Sie steht für un-
ser Saarland. Sie steht für Vergangenheit, Ge-
genwart, aber auch für die Zukunft. Sie steht für 
eine gute, sichere Arbeitswelt für die Menschen, 
die dort arbeiten und hier im Saarland leben. 
Lassen Sie uns gemeinsam daran arbeiten, dass 
wir dieses Erfolgskonzept auch in der Zukunft 
fortschreiben können. - Vielen Dank und Glück 
auf!

(Beifall von der SPD.)

Vizepräsidentin Baltes: 

Vielen Dank, Herr Kollege Ahr, für die Begrün-
dung des Antrages der SPD-Landtagsfraktion. 
Zur Begründung des Antrages der CDU-Land-
tagsfraktion erteile ich Herrn Abgeordneten Marc 
Speicher das Wort.

Abg. Speicher (CDU): 

Vielen Dank, Frau Präsidentin! Ich richte mein 
Wort an Sie zum Thema Stahl, aber ich glau-
be, jede Debatte in der Industrie- und Wirt-
schaftspolitik in der aktuellen Zeit muss weiter 
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gefasst sein, als ausschließlich die Frage der 
reinen Stahlproduktion zu besprechen. Die Men-
schen haben zurzeit Angst darum, was mit der 
Wirtschaft in der Zukunft passiert, was aus ih-
ren Arbeitsplätzen wird. Viele haben auch den 
Eindruck, dass die Politik zurzeit die Lage der 
Wirtschaft und die Zukunft der Arbeit eher ver-
schärft als entlastet. 

Die OECD hat gerade gestern ihre Wachstums-
aussichten für Deutschland revidiert. Sie hat 
die Wachstumsaussichten für Deutschland sogar 
halbiert. Deutschland ist weltweit Schlusslicht 
bei den G-20-Industrienationen. Ein Wachstum 
von nur noch 0,3 Prozent wird vorhergesagt. 
Unter den 20 größten Industrienationen der 
Welt ist nur Argentinien noch schwächer beim 
Wachstum als Deutschland. Insgesamt wurde 
das Wachstum weltweit nach oben angehoben. 
Nur Deutschland sinkt ab. Wir sind weit unter 
dem Schnitt von 2,9 Prozent der anderen Staa-
ten. 

Wir haben eine ausgewachsene Wachstums-
schwäche. Viele haben den Eindruck, dass zwei 
Jahre rote Ampel dazu geführt haben, dass wir 
in immer mehr Bereichen die rote Laterne ha-
ben. Das Zitat von Stefan Kooths vom Insti-
tut der Weltwirtschaft in Kiel bringt es auf den 
Punkt: „Konjunkturell ist viel Sand im Getriebe.“

Wenn man einen Spitzenplatz erreichen kann, 
dann ist es ausschließlich im Bereich der Ver-
teuerung. Wir liegen in der Inflation entgegen 
anderer Jahrzehnte über dem Schnitt in Europa. 
Die Inflation beträgt immer noch plus 2,6 Pro-
zent. Die Maßnahmen, denen im Bundesrat 
nicht entgegengewirkt wird und die die SPD-ge-
führte Bundesregierung treibt, heben die Inflati-
on weiter nach oben. 

Ich erinnere daran, dass die Umsatzsteuer auf 
Gas und Fernwärme früher ansteigt als geplant. 
Ich erinnere vor allem daran, dass die Netzent-
gelte sich verdoppelt haben. Energie, der ent-
scheidende Faktor für Industrialisierung und ge-
gen die Deindustrialisierung, wird noch teurer. 
Die Netzentgelte werden verdoppelt. Das führt 
dazu, dass man Stahl im Saarland so nicht pro-
duzieren können wird. 

Das Nächste ist der Dauerstreit in der roten Am-
pel darüber, was zu tun ist. Wir haben gerade 
heute Nacht erlebt, dass die Kraftwerksstrategie 
verabschiedet worden ist. Sie bleibt weit hinter 
den Erwartungen zurück. Die Zitate sind eigent-
lich verheerend. Selbst wohlwollende Kommen-
tatoren wie Kerstin Andreae, die einer Partei an-
gehört, die an der Ampel beteiligt ist, spricht 
davon, dass nun dringend Klarheit für Investo-
ren geschaffen werden müsse. Die WELT zitiert 
sie weiter: In der Schule hätte das Urteil wohl 
gelautet „Thema verfehlt“. Die Finanzierung ist 
nach wie vor offen. Die Ausschreibungszeiten 
für die neuen Kraftwerke in Deutschland, die so 

dringend benötigt werden zur Erweiterung der 
Kapazitäten, kommen viel zu spät. Der Verband 
der Chemischen Industrie, Wolfgang Große En-
trup, spricht davon, dass das nicht der notwen-
dige große Wurf dafür ist, Versorgungssicherheit 
für Deutschland zu gewährleisten. Die Funktion 
des Strompreises führt dazu, dass die Kapazi-
täten zu gering sind in Deutschland, dass der 
Strompreis zu groß ist. All das führt dazu, dass 
die Rahmenbedingungen dafür, dass Stahl auch 
in Zukunft im Saarland produziert wird, eben 
nicht gegeben sind. 

Gehen wir einmal die Lage der Branchen durch. 
Eben hast du, Timo Ahr, zu Recht davon gespro-
chen, dass ein Großteil vor allem im Bereich 
Saarstahl und Völklingen in die Automobilindus-
trie geht. Wir sehen bei der wichtigsten deut-
schen Industriebranche, dass es wirklich sehr 
schwierig ist. Wir hatten 2011 in Deutschland 
eine Automobil-Produktion von 5,9 Millionen 
Kraftfahrzeugen. Das Ganze hat dazu geführt, 
dass wir 2023 nur noch 3,8 Millionen Autos in 
Deutschland produziert haben - ein Drittel weni-
ger! Das ist das Niveau der Siebzigerjahre. Wir 
erleben es bei den der Zulieferern. Wir haben 
bei MICHELIN gesehen, zu was es führt. Wir hö-
ren die Nachrichten von ZF in Saarbrücken, dem 
drittgrößten Standort. Die Frage ist, wie es dort 
beschäftigungsmäßig weitergeht. Zu Ford brau-
che ich hier gar nichts weiter auszuführen. Die 
Lage ist ungewiss und die Investoren-Lösung für 
den Standort scheint in weiter Ferne. 

Vieles von dem ist hausgemacht, es ist politik-
gemachte Deindustrialisierung. Ein Beispiel da-
für ist das mutwillige Verbrenner-Aus von rot-
grün, durchgesetzt mit Abgeordneten der SPD, 
in Brüssel und Straßburg beschlossen. Es ist das 
mutwillige Verbrenner-Aus im Jahr 2035. Auch 
das hat zur Folge, dass Stahl weniger nachge-
fragt ist. Gleichzeitig erleben wir, dass durch die 
Förderpolitik der roten Ampel, der SPD in Ber-
lin, auch die E-Mobilität zum Erliegen kommt. 
Wir haben im Bereich Auto massive Probleme 
mit den Folgewirkungen für die Wirtschaft in 
Deutschland und mit Folgewirkungen im Saar-
land für den Industriebereich. 

Nach dem Auto ist die zweite wichtige Branche 
in Deutschland die Elektroindustrie. Die WELT 
hat kürzlich getitelt: „‘Bremsspuren‘ bei der 
letzten resilienten Industriebranche Deutsch-
lands“. Der Hauptgeschäftsführer des Verban-
des der Elektro- und Digitalisierungsindustrie, 
Dr. Gunther Kegel, spricht davon, dass die Auf-
tragseingänge besorgniserregend seien und der 
Rückgang der Produktion im vergangenen Jahr 
2 Prozent betragen habe. Es gebe erhebliche 
Überkapazitäten. Er spricht darüber hinaus von 
einer großen Gefahr, auch die Klimaziele nicht 
zu erreichen, weil Unsicherheit herrscht, die Bü-
rokratie zu hoch ist, die Planungssicherheit nicht 
gegeben ist, und auch er spricht von den hohen 
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Energiepreisen, die eine Gefahr für die Industrie 
sind. 

Wir kommen zum dritten wichtigen Bereich, 
der für uns im Saarland von besonderer Bedeu-
tung ist, nämlich dem Stahlbereich. Die Stahl-
produktion ist auf einem 14-Jahrestief. Wir ha-
ben die geringste Stahlproduktion seit der Welt-
wirtschaftskrise 2008. Die Zahlen sind um so 
erschreckender, wenn man sieht, dass es vor al-
lem im Bereich der Elektrostahlöfen einen histo-
rischen Rückgang gibt. Wir haben die niedrigste 
Produktion in der Geschichte der Elektrolichtbo-
genöfen, minus 11 Prozent, nur noch 9,8 Mil-
lionen Tonnen pro Jahr werden dort produziert. 
Das ist eine Folge der hohen Energiepreise, das 
ist nicht mehr wettbewerbsfähig und deswegen 
werden wir heute Ihrem Antrag nicht zustimmen 
können, weil er wesentliche Aspekte außen vor 
lässt, die wichtig dafür sind, dass Stahl im Saar-
land Zukunft hat. 

Wir haben gemeinsam im November auf unse-
re Initiative hin einen Antrag verabschiedet, der 
gelautet hat: Stahl ist Zukunft, wir müssen ge-
meinsam kämpfen. Das haben wir in der Ver-
gangenheit auch gemacht. Das werden wir auch 
in Zukunft tun. Umso unverständlicher ist für 
uns, warum wesentliche Aspekte aus der ge-
meinsamen Beschlusslage aus dem Herbst ver-
gangenen Jahres nicht mehr Teil Ihres Antra-
ges sind. Sie haben die damals gemeinsam be-
schlossene Aufforderung an Bundeskanzler Olaf 
Scholz kassiert, einen Industriestrompreis von 
4 Cent einzuführen, Sie haben die Senkung der 
Stromsteuer auf das europarechtlich zulässige 
Minimum für alle Bürger und Betriebe - nicht 
nur für ausgewählte - kassiert und Sie haben 
den Einsatz gegen die Netzentgelte nicht mitauf-
genommen. Sie verlassen die eigentlich schon 
gemeinsame Position, die diese Punkte gewesen 
sind. Deswegen werden wir uns heute enthal-
ten. 

Ein entscheidender Punkt, den wir auch anspre-
chen müssen: Die Regierung im Saarland ist 
zwar gewachsen, es gibt einen Staatssekretär 
mehr als in der Vergangenheit, aber die Unei-
nigkeit scheint, obwohl es eine Partei ist, die die 
Regierung bildet, trotzdem gestiegen zu sein. 
Ich lasse den Punkt „Lange Ungewissheit bis 
zum Förderbescheid“ außen vor, ich lasse außen 
vor, dass der Fahrplan noch unklar ist. Für mich 
unverständlich ist aber, warum die Ministerpräsi-
dentin und der Wirtschaftsminister in einer zen-
tralen wirtschaftspolitischen Frage unterschied-
liche Auffassungen vertreten. Das ist für mich 
nicht verständlich. 

Herr Barke, Sie haben hier im Parlament an die-
sem Pult mehrfach davon gesprochen, dass die 
aktuellen Rahmenbedingungen bedeuten, dass 
es zu einer Dauersubvention des Stahls kom-
men wird. Sie sprachen am 15.11. hier im Parla-
ment davon, ich zitiere: Die EU setzt den Rah-

men, die saarländische Stahlindustrie wird in 
den nächsten Jahrzehnten Dauersubventionen 
erhalten müssen. - Das war am 15.11. vergan-
genen Jahres. Sie sprachen dann in der Erwi-
derung auf eine Aussage des Fraktionsvorsitzen-
den Toscani davon, dass es auf Generationen 
hinaus Subventionen für die Stahlindustrie be-
dürfe.

Diese Aussage hat dann die Ministerpräsiden-
tin wenige Wochen später kassiert. Im Inter-
view mit der DPA und der Saarbrücker Zeitung 
am 21.12. sprachen Sie, Frau Rehlinger, davon, 
dass es keiner Dauersubventionen bedürfe. Das 
heißt, in einer für das Saarland wirklich ent-
scheidenden Frage - Wie geht es weiter mit den 
Rahmenbedingungen, mit der Stahlindustrie? - 
gibt es unterschiedliche Auffassungen von der 
MP und vom Minister. Bringen Sie Konsistenz in 
Ihre Wirtschaftspolitik und sorgen Sie für Klar-
heit in Ihren Aussagen!

(Beifall von der CDU.)

In den anderen Punkten herrscht natürlich Ei-
nigkeit. Dass Stahl im Saarland eine große Tra-
dition hat, steht außer Frage, dass die IPCEI 
überhaupt erst auch durch CDU-Initiative ent-
standen sind, steht außen vor, dass es ein ge-
meinsamer Erfolg ist, dass 2016 gemeinsam de-
monstriert worden ist, damit Stahl Zukunft hat, 
steht außer Frage. Und trotzdem müssen viele 
Rahmenbedingungen gesetzt werden. Die Frage 
des Schrottbedarfs muss geklärt werden. Ste-
fan Rauber sagt, 1,9 Millionen Tonnen werden 
jährlich benötigt. Wir müssen auch bei den Erd-
gaspreisen wettbewerbsfähig werden. Wir haben 
heute - das ist der Vortrag von Stefan Rauber 
gewesen - Platz 4 aller Industriestaaten auf der 
Welt. Bei den Strompreisen zitiere ich auch aus 
dem Vortrag von Stefan Rauber, dem Chef der 
saarländischen Stahlindustrie, er hat die Zahlen 
auf den Punkt gebracht, zusammen mit Michael 
Fischer und Stephan Ahr. Sie stimmten überein, 
dass 2020 der Preis einer MWh in Deutschland 
30 Euro betrug, er ist 2022 angestiegen auf 
234 Euro, das ist eine Verachtfachung. In den 
Vereinigten Staaten war es damals so, dass der 
Strompreis doppelt so hoch wie in Deutschland 
war. Ich wiederhole, es ist heute unvorstellbar: 
Im Jahr 2020 war der Strompreis in den Ver-
einigten Staaten doppelt so hoch wie bei uns, 
heute beträgt er ein Drittel des Preises bei uns! 
Das Beispiel Schweden hat Stefan Rauber eben-
falls angeführt. 

Wir sind bei Weitem nicht mehr wettbewerbsfä-
hig bei den Energie- und Strompreisen, das wä-
re aber die entscheidende Voraussetzung. Des-
wegen bitten wir um Zustimmung zu unserem 
Antrag und wir bitten wirklich darum, dass Sie 
die Punkte, die Sie heute in Ihren Auftrag nicht 
aufgenommen haben, nämlich einen Industrie-
strompreis von 4 Cent, das Thema Einsatz ge-
gen die Verdoppelung der Netzentgelte, bei Ih-
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ren Kolleginnen und Kollegen in Berlin weiter-
verfolgen! - Wir bitten um Zustimmung für un-
seren Antrag, vielen Dank!

(Beifall von der CDU.)

Vizepräsidentin Baltes: 

Vielen Dank, Herr Kollege Speicher, für die Be-
gründung Ihres Antrags. Ich eröffne die Aus-
sprache. - Wortmeldungen sind eingegangen. 
Das Wort hat nun Herr Carsten Becker von der 
AfD-Landtagsfraktion.

Abg. Becker (AfD): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Werte Kollegen, 
liebe Saarländer! Ich muss sagen, diese Debat-
te verdirbt einem fast schon die Laune. Bei-
de Anträge beschäftigen sich mit der Zukunft 
der saarländischen Stahlindustrie, aber wenn 
man sich die ganzen Rahmenbedingungen an-
schaut, wie es läuft, dann sehe ich schwarz. 
Der Kollege Speicher hat schon angesprochen, 
wie die Situation in der Automobilindustrie und 
in der Zulieferindustrie aussieht. Dort hat man 
mit dem Verbrennerverbot die falschen Rahmen-
bedingungen gesetzt. Dort ist keine Planungs-
sicherheit mehr vorhanden. Die CO2-Ideologie, 
dass man Verbrenner immer teurer macht, 
führt dazu, dass die Kunden einerseits weiter-
hin günstige Verbrenner haben wollen, die Hers-
teller andererseits aber dazu genötigt werden, 
Elektroautos auf den Markt zu bringen. Die De-
batte ist jetzt da, bei den Gebrauchtwagen gibt 
es das Riesenproblem und auch ansonsten ist 
die Nachfrage nicht so da. Die Politik schreibt 
vor, die Unternehmen müssen umsetzen und 
schreiben rote Zahlen. 

Wozu führt das? Viele große Automobilherstel-
ler haben ihre Standorte in Deutschland dicht-
gemacht beziehungsweise nach Ungarn, nach 
Großbritannien oder sonst wohin verlagert, wo 
die Verbrennermotoren in Zukunft gebaut wer-
den. Es zeichnet sich immer mehr ab, dass 
die weltweite Einführung des Elektroautos Uto-
pie ist. Viele Länder schwenken um, setzen auf 
den Hybridmotor, dass man eine kleine Batte-
rie für den Stadtverkehr hat, aber weiterhin 
noch einen Verbrennungsmotor, den man nut-
zen kann. Auch größere Hersteller wie Stellan-
tis oder Toyota sind in der Unternehmenspoli-
tik umgeschwenkt, auch China schwenkt um. 
Deutschland und Europa sind weiterhin auf dem 
Holzweg, das führt dazu, dass hier die Arbeits-
plätze verloren gehen.

Jetzt haben wir das Problem mit der Stahlin-
dustrie. Die Richtung ist die gleiche, man will 
dort auf Teufel komm raus grünen Stahl pro-
duzieren, aber die Rahmenbedingungen geben 
es nicht her. Zum einen die Schrottproblema-
tik: Man braucht recycelte Produkte, damit das 

von der CO2-Bilanz her stimmt. Die Stromkos-
ten wurden angesprochen, die sind utopisch. In 
dem Protokoll des Vortrags von Herrn Rauber 
konnte man nachlesen, wie die Konditionen zum 
Beispiel in Saudi-Arabien oder in Staaten des 
Mittleren Ostens sind. Dort beträgt der Strom-
preis nur einen Bruchteil des hiesigen. Selbst 
der Brückenstrompreis von 4 Cent beziehungs-
weise 6 Cent beträgt das Zehnfache, Zwanzig-
fache der dortigen Strompreise. Das heißt, die-
ser grüne Stahl, selbst wenn wir ihn subventio-
nieren, wird wahrscheinlich auf dem Weltmarkt 
nicht wettbewerbsfähig sein.

Das ist die bittere Realität. Man kann sie zur 
Kenntnis nehmen und umsteuern oder auf dem 
Holzweg weiter Vollgas geben. Das ist leider 
das, was die Landesregierung beziehungsweise 
die SPD mit ihrem Antrag macht. Man will eine 
CO2-freie Stahlindustrie und den Weg weiterge-
hen. Wohin hat es beim Bergbau geführt? - Dort 
hat man über Jahre und Jahrzehnte subventio-
niert. Wir reden hier nicht über ein paar Hun-
derttausend oder Millionen Euro im Jahr. Es geht 
um Milliarden. Das Problem mit dem erneuerba-
ren Strom und dem Wasserstoff ist dabei noch 
gar nicht mit angesprochen. Das ist alles uto-
pisch. Aus unserer Sicht wird das dort enden, 
wo sich die Automobilindustrie jetzt befindet. 
Über Ford brauchen wir nicht zu reden. Bei ZF 
stehen Jobwegfälle an. Bei anderen Betrieben 
wie MICHELIN sieht es nicht viel besser aus. Wir 
werden einen kompletten Kahlschlag bei der Au-
tomobilindustrie erleben.

Meine Befürchtung ist, dass es auch bei der 
Stahlindustrie einen Kahlschlag geben wird, 
wenn man diesen Holzweg weiterhin bestreitet, 
weil das Produkt nachher auf dem Weltmarkt 
schlichtweg nicht konkurrenzfähig ist. Daran 
kann man nichts ändern. Man kann es vielleicht 
über einige Jahre finanzieren, aber eine dauer-
hafte Subvention ist nicht machbar. Von daher 
bitten wir Sie, kehren Sie auf den Weg der 
Vernunft zurück. Opfern Sie die saarländische 
Stahlindustrie nicht auf dem Altar des Klimagot-
tes, sondern kommen Sie zurück zu einer ver-
nünftigen konventionellen Stahlherstellung und 
geben Sie den Unternehmen die Freiheit, ihre 
Entscheidungen selbstständig zu treffen.

Bei der Automobilindustrie sehen wir, dass die 
Vorgaben aus Brüssel und Berlin dazu geführt 
haben, dass die Jobs in Deutschland abgebaut 
werden und die Politik quasi bestimmt, was pas-
siert. Das ist der falsche Weg. Lassen Sie uns 
technologieoffen sein und lassen Sie die Indus-
trie entscheiden, was sie auf dem Weltmarkt 
macht. Dort sind Leute, die sich damit ausken-
nen. Hören wir auf, von der Politik her alles vor-
zugeben. - So weit mein Vortrag. Den Antrag 
der SPD lehnen wir ab. Der Antrag der CDU ent-
hält einige wichtige Punkte, die am Grundpro-
blem allerdings nichts ändern. Deshalb werden 
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wir uns beim Antrag der CDU-Fraktion enthal-
ten. Vielen herzlichen Dank.

(Beifall von der AfD.)

Vizepräsidentin Baltes: 

Danke Herr Becker, für Ihren Redebeitrag. Als 
nächster Redner hat das Wort von der SPD-
Landtagsfraktion Herr Florian Schäfer. 

Abg. Schäfer (SPD): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Liebe Saarländerinnen und Saar-
länder! Wir kommen nun von dem Beitrag der 
Probleme zu den Herausforderungen, denen sich 
das Saarland und auch wir als Parlament stel-
len müssen. Liebe Kolleginnen und Kollegen, aus 
„Stahl ist Zukunft“ wurde in den letzten Mona-
ten „Stahl hat Zukunft“. Dabei geht es um das 
Engagement, das wir in den letzten Wochen ge-
zeigt bekommen haben.

(Beifall von der SPD.)

Wir haben erlebt, dass eine Entscheidung für 
das Saarland getroffen wurde und es eine EU-
Förderung gibt, die es in dieser Höhe noch nie 
gegeben hat. Wir haben ein Branchenvorbild er-
lebt, nämlich Dillinger und Saarstahl. Die SHS 
geht in der Frage der Stahlproduktion voran. Die 
entsprechende Antwort haben die Beschäftigten 
im Dezember bekommen. Was wir dort erlebt 
haben, ist etwas, das wir in den vielen Tarifaus-
einandersetzungen der letzten Wochen und Tage 
nicht erleben, nämlich eine Sozialpartnerschaft, 
die ihresgleichen sucht, und zwar zwischen dem 
Arbeitgeber - an dieser Stelle sei Stefan Rau-
ber von der Geschäftsführung genannt -, den 
Betriebsräten Stephan Ahr und Michael Fischer 
und der Gewerkschaft - der IG Metall - an ihrer 
Seite. Es ist ein gemeinsamer Weg, den wir alle 
mitgegangen sind, damit dieser Industriezweig, 
unser Rückgrat und unser größter Arbeitgeber 
im Saarland, weiter besteht und sich ausbaut. 
Das ist die Herausforderung. Das haben wir ge-
schafft, statt Probleme zu schaffen.

(Beifall von der SPD.)

Für einen Gewerkschafter wie mich, der auch 
schon Tarifauseinandersetzungen erleben muss-
te, war der 19.10. im letzten Jahr - morgens 
in Dillingen und abends in Völklingen - etwas 
Unglaubliches. Es geht darum, was diese Part-
nerschaft dort geleistet hat. Wir waren alle mit 
dabei, wir haben sie begleitet, egal bei welcher 
Aktion. Es war eine Gemeinschaft, die sich im 
Saarland gegründet hat, und zwar für diese 
Branche, für deren Erhalt beziehungsweise für 
neue Arbeitsplätze. Aus Ihrer Ecke kommt im-
mer: Mehr Geld ins Saarland. - Jetzt ist es da. 
Jetzt ist es schon wieder nicht in Ordnung. Das 
ist typisch für Sie und Ihre Einstellung.

(Beifall von der SPD.)

Sie erleben es in den kommunalen Räten. Dag-
mar Heib hat es damals gesagt. Es geht darum, 
was in den Räten direkt vor Ort - ob Saarlou-
is, Saarwellingen oder Dillingen - beziehungs-
weise von den Beschäftigten der Verwaltung ge-
leistet wurde. Das ist unglaublich. Wenn man 
die Städtebau- beziehungsweise Baumitarbeiter 
der einzelnen Verwaltungen fragt, hört man, 
was im Gesamtprojekt geleistet wurde. Das ist 
Wahnsinn. Es ist klasse, was es an Abstimmung 
und Geschwindigkeit für dieses große Projekt im 
Saarland gegeben hat. Dafür und auch dafür, 
dass man dabei sein durfte, kann man nur Dan-
ke sagen.

(Beifall von der SPD.)

Wir stehen an der Seite der Beschäftigten. Im 
Gegensatz zu mancher Prognose, die hier her-
aufbeschworen wird, glaube ich als Saarloui-
ser fest, dass ich das Signal des Hüttenbären 
zum Schichtwechsel noch viele Jahrzehnte hö-
ren werde, wenn der Wind sich richtig dreht. 
Dann wird nicht mehr mit dem Hochofen pro-
duziert, sondern mit modernen LED-Elektrolicht-
bogen und anderen wundervollen zukunftsinno-
vativen Techniken, die Dillinger und Saarstahl 
als Konzerne vorangehend aufbauen. Die Bilder 
werden sich ändern, wenn wir morgens nach 
Saarbrücken fahren. Überlegen Sie sich anhand 
der uns vorgestellten Pläne, wie Völklingen aus-
sehen wird. Das wird einer der Spitzenplätze der 
Stahlproduktion in Deutschland. Davon bin ich 
fest überzeugt.

(Beifall von der SPD.)

Andere kommen schon. Man kann stolz sein, ge-
rade wir als Saarlouiser. Ich nenne RWE mit der 
H2-Projekt-Ankündigung bezüglich der Produkti-
on von Wasserstoff. Natürlich sind es Herausfor-
derungen und natürlich ist der Weg noch weit. 
Wenn wir ihn jedoch nicht gehen, dann können 
wir gleich zusperren. Das will hier keiner. Wir 
sollten die Motivation der Beschäftigten mitneh-
men, wahrnehmen und gemeinsam mit ihnen 
diesen Weg gehen, denn das ist unsere Aufgabe 
- keine Schwarzmalerei.

(Beifall von der SPD.)

Gerade die Zahlen der Auszubildenden von je-
weils über 100 Neuanfängerinnen und -anfän-
ger bei Dillinger und Saarstahl, die in diesem 
Jahr in diese Branche gehen, zeigen uns, dass 
man eine Perspektive sieht und in die Zukunft 
blickt. Es sind 50 Prozent mehr als in den letz-
ten Jahren. Insgesamt lernen dort über 500 jun-
ge Menschen. Schauen wir uns die Weiter- und 
Fortbildungsstrategie an, die bereits vorhanden 
ist. Es geht um Seminarangebote zum Thema 
Elektrolichtbogen. Dort wird geschult und den 
Mitarbeitern wird Entsprechendes mitgegeben. 
Ich kann Ihnen sagen, Dillinger und Saarstahl 
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beziehungsweise die SHS sind gedanklich schon 
weiter als manche hier im Parlament. Vielleicht 
würde es Ihnen guttun, den Weg mitzugehen.

(Beifall von der SPD.)

Ich sehe unseren Antrag als das Weiterführen 
der Partnerschaft an der Seite der Stahlindus-
trie. Die Pläne müssen weiter vorangetrieben 
und die Bedingungen geschaffen werden. Die 
Gemeinschaft muss aufeinander hören. Die Pro-
duktion von Stahl in ganz Deutschland zeigt 
hohe Zahlen. Davon haben wir einen kleinen 
Teil. Es geht mir um die Produktionsergebnis-
se, die im Wirtschaftsausschuss vorgestellt wur-
den. Lassen Sie uns das, was hier produziert 
wird, in Relation zu dem, was den Umweltschutz 
betreffend umgestellt wird, setzen. Es ist eine 
unglaubliche Herausforderung, die sich der Kon-
zern vor Ort auf die Fahne geschrieben hat. Es 
geht vorerst um eine Umstellung der Produkti-
on um 70 Prozent und die damit verbundene 
CO2-Einsparung. Das ist doch etwas Unglaubli-
ches. Dieses Innovationsprojekt gilt es, positiv 
zu begleiten und nicht schlechtzureden und je-
de schlechte Nachricht mit noch größeren Über-
schriften zu versehen. Lassen Sie uns gemein-
sam den Weg gehen und für Dillinger, Saarstahl 
und die Stahlindustrie kämpfen! 

(Beifall von der SPD.)

Erneuerbare Energien, die Wasserstoffstrategie 
- das sind alles große Überschriften. Diese müs-
sen wir Hand in Hand von beiden Seiten, Oppo-
sition wie auch Mehrheitsfraktion, kritisch mit-
einander angehen. Es mag Unterschiede in den 
einzelnen Ansichten geben. Am Ende des Tages 
muss aber eines klar sein, liebe Kolleginnen und 
Kollegen, für die Beschäftigten da draußen, für 
ihre Familien, für den ganzen Wirtschaftskreis-
lauf, der um die Stahlindustrie herum ist, für die 
Kaufkraft vor Ort: Wir haben hier unseren Job 
zu erledigen. Wir haben den Weg zu gehen, um 
die Rahmenbedingungen zu schaffen. Ich gehe 
ihn mit, meine Fraktion auch. Ich lade Sie sehr 
herzlich ein: Stimmen Sie unserem Antrag zu. - 
Danke sehr. 

(Beifall von der SPD.)

Vizepräsidentin Baltes: 

Vielen Dank für Ihren Redebeitrag, Herr Kollege 
Schäfer. Als nächster Redner hat nun der Minis-
ter für Wirtschaft, Innovation, Digitales und En-
ergie, Herr Jürgen Barke, das Wort.

Minister Barke: 

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen 
und Herren Abgeordnete! Liebe Saarländerinnen 
und Saarländer! Ich will kurz in die Debatte ein-
greifen, um mich für die Anträge zum Stahl zu 
bedanken. Das gibt mir Gelegenheit, darauf hin-

zuweisen, wo wir in den Prozessen der grünen 
Transformation gerade stehen. Ich schaue ein-
mal nach ganz rechts, wo in der Debatte heute 
Morgen von der Utopie der grünen Transforma-
tion der Stahlindustrie gesprochen wurde, und 
will dem eindeutig widersprechen. Die Alternati-
ve zur grünen Transformation der Stahlindustrie 
ist das Ende der Stahlindustrie, das Ende von 
13.000 direkt Beschäftigten, das Ende von vie-
len Industriebeschäftigten bei der Zulieferung. 
Die Stahlindustrie ist eine der zentralen Bran-
chen. Sie sichert Industriearbeitsplätze, sie si-
chert Umsätze im Mittelstand und ist Teil der 
Identität dieses Landes. Sie muss in eine geord-
nete Zukunft geführt werden!

(Beifall von der SPD.)

Es ist nicht so, dass wir gewartet haben, bis 
Robert Habeck mit dem 2,6‑Milliarden‑Scheck 
kommt, und jetzt die Hände in den Schoß le-
gen und sagen: Das wird schon alles laufen. 
An diesem Projekt der Transformation der grü-
nen Stahlindustrie arbeiten über 100 Menschen 
in diesem Land alleine in Behörden nahezu täg-
lich, um diese Projekte von der kommunalen 
Bauleitplanung über die Tätigkeiten hinsichtlich 
der BImSchG-Genehmigungen im Landesamt für 
Umwelt- und Arbeitsschutz auf den Weg zu brin-
gen, aber auch im Wirtschaftsministerium, im 
Umweltministerium, in den kommunalen Verwal-
tungen. 100 Saarländer arbeiten ganz intensiv 
am Gelingen der grünen Transformation. Da ist 
das Kernteam von deutlich über 100 Leuten in 
der Stahlindustrie, das in die Umsetzung dieser 
Projekte geht, noch gar nicht mitgerechnet, ge-
schweige denn alle Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter, die das tragen. Das ist eines der ganz 
zentralen Projekte für dieses Land. Alleine die 
Tatsache, dass so viele Menschen nahezu täglich 
engagiert daran arbeiten, versetzt mich an den 
Punkt, eindeutig zu sagen: Hier von einer Uto-
pie zu reden, quasi allen Menschen, die daran 
arbeiten, und den Beschäftigten, die glauben, 
dass es gelingen kann, zu unterstellen, dass es 
sich hierbei um eine Utopie handelt, dass einem 
die Politik wieder vorspiegelt, dass irgendetwas 
kommt, aber kein Fleisch am Knochen ist, das 
ist fatal und gefährlich.

(Zuruf des Abgeordneten Becker (AfD).)

Regen Sie sich gerne auf.

(Lachen bei der SPD.)

Das zeigt Ihre Motivation. Sie haben Angst, dass 
es uns, den demokratischen Kräften in diesem 
Land, gelingt, die Transformation zum Erfolg zu 
führen,

(Energischer Zuruf des Abgeordneten Be-
cker (AfD).)

weil das die Rahmenbedingungen für Ihre Rat-
tenfängerei nachhaltig verschlechtert. 
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(Beifall von der SPD.)

Es war mir wichtig, das sauber auf den Punkt zu 
bringen. 

Am Ende ist noch vieles zu tun. Auf dem Weg ist 
noch längst nicht alles erledigt. Die Arbeit geht 
jetzt eigentlich erst los. Wir reden über knapp 
4 Milliarden Investitionen, dazu kommen noch 
400 Millionen für den Umbau in das Übertra-
gungsnetz von Amprion. Denn nur, wenn es in 
der synchronen Abwicklung der Errichtung und 
des Anschlusses von Anlagen gelingt, diese so in 
Betrieb zu nehmen und auch vor dem Zeitpunkt, 
bevor deren Gewährleistung abgelaufen ist, wird 
das am Ende ein Erfolg werden. Daran wird auf 
allen Ebenen massiv, intensiv und synchron ge-
arbeitet. Das ist eines der größten Konjunktur-
projekte für dieses Land. Es gibt Hoffnung für 
die Menschen. Es war für mich eine beeindru-
ckende Situation - es waren auch Abgeordnete 
der CDU-Fraktion dabei -, als Robert Habeck ge-
sagt hat, der Sack sei zu. Über 3.000 Menschen 
haben sich mit Freudentränen in den Armen ge-
legen, weil eine Last von ihnen gefallen ist, weil 
sie endlich die Zuversicht haben, dass ihre Jobs 
auf Dauer gesichert sind. Es ist unser Antrieb, 
das zum Erfolg zu führen. 

Das Wasserstoffnetz muss parallel ausgebaut 
werden. Das ist eine Herausforderung, keine 
Frage. Aber auch dazu stehen wir in engem 
Kontakt mit dem Bundeswirtschaftsministerium. 
Es ist uns gelungen, das Wasserstoffkernnetz ins 
Saarland zu verlängern. Es wird uns auch gelin-
gen - das haben wir letzte Woche mit Robert 
Habeck besprochen -, dass die H2-Ready-Gas-
kraftwerksstandorte der STEAG Iqony, jetzt ist 
Asterion Eigentümer, auch ans Kernnetz ange-
schlossen werden, weil das eine ganz zentrale 
Frage für die dauerhafte Energiesicherheit ist. 
Kleiner Schlenker: Wir werden die Energiever-
sorgung in diesem Land mit unseren Kraftwer-
ken über 2030 hinaus mit Kohlestrom sicherstel-
len. Der Bund ist in der Pflicht, uns dabei zu 
helfen, dass die Kraftwerksleistung auf Dauer 
erhalten bleibt, indem die H2-Ready-Gaskraft-
werke parallel dazu errichtet werden. Dazu gibt 
es einen guten Konsens. Deshalb ist es wichtig, 
dass es jetzt auch gelingt. Das ist auf allen Ebe-
nen viel Arbeit. Mit der EU-Kommission verein-
baren wir Arbeits- und Leistungspreise in den 
Ausschreibungen, damit die entsprechenden Zu-
schläge am Ende erteilt werden können. Das al-
les gehört zu dem Thema dazu. 

Die Kritik, dass wir den Industriestrompreis oder 
Brückenstrompreis - Sie können es nennen, wie 
Sie wollen - bis heute nicht haben, teile ich. Ich 
war derjenige, der letzten Montag die Stahlalli-
anz, also elf Länder Deutschlands, in der Lan-
desvertretung des Saarlandes versammelt hat. 
Wir haben eine Resolution verfasst, in der ganz 
klar adressiert ist, dass der Industriestrompreis 
kommen muss. Der Industriestrompreis war 

konzeptionell schon deutlich weiter entwickelt, 
als wir jetzt sind. Mit der Entscheidung des Bun-
desverfassungsgerichts ist es nicht mehr so ein-
fach, rund 30 Milliarden, die wir konzeptionell 
schon verplant hatten, jetzt in die Subventionie-
rung der Strompreise in Deutschland einzubrin-
gen. Da muss noch mal nachgearbeitet werden. 
Deshalb lade ich alle Demokraten herzlich ein: 
Versammeln Sie sich hinter unserer Forderung 
der Modernisierung des Instruments der Schul-
denbremse. Transformation findet hier und jetzt 
und heute statt und nicht erst in der Zukunft. 
Wenn wir im Wettbewerb mit Asien und Amerika 
mithalten wollen, dann müssen wir - wie sie - 
jetzt investieren. Dafür brauchen wir die finanzi-
ellen Rahmenbedingungen. Dafür braucht es die 
Instrumente. Ich lade alle ein, sich hinter diesen 
Forderungen zu versammeln und den Weg dafür 
freizumachen, dass das am Ende sauber in die 
Umsetzung geht. 

(Beifall von der SPD.)

Wir sind nicht nur in der Transformation der 
Stahlindustrie, sondern in der Transformation 
vieler Branchen in diesem Land - das ist eben 
von Marc Speicher angesprochen worden. Es 
geht um die Automobilproduktion und die Zulie-
ferer. An allen Ecken und Enden stehen wir in 
der Transformation. Genauso ehrgeizig wie für 
die Stahlindustrie entwickeln wir unter Trans-
formationsdruck heute mit allen Unternehmen 
Konzepte für deren Arbeitsplatzsicherung und 
für die Sicherung ihrer Unternehmen für die Zu-
kunft. Im Rahmen der Ausproduktion bestehen-
der Produkte muss es gelingen, neue Produk-
te in den Unternehmen hochzuziehen, die zu-
kunftsfähig sind und Arbeitsplätze sichern. Auch 
das wird enormer Anstrengungen bedürfen.

Eben ist der frühere Ausstieg aus dem Ver-
brenner angesprochen worden. Das ist durch 
die Automobilindustrie selbst verschlimmbessert 
worden, die schon Anfang der Dreißigerjahre - 
wir reden von 2031/32 - keine Produkte mit 
CO₂-Belastung mehr in ihre Produktionsketten 
reinlässt. Das heißt, uns muss auch die grüne 
Transformation all unserer Energiezulieferungen 
in die Unternehmen gelingen, damit sie in der 
Lage sind, eine 100 Prozent grüne Produktions-
kette zu realisieren. Dafür - ich stehe in engem 
Dialog mit der Energiewirtschaft und dem Ver-
band Kommunaler Unternehmen - brauchen wir 
alleine 1 Milliarde an Investitionen nur in die 
Verbesserung der Verteilnetze, ganz abgesehen 
von den mehr als 400 Milliarden, die als Unter-
grenze für die Transformation der Stromtrans-
portnetze aufgerufen sind.

Da kommen wir zum Brückenstrompreis und da-
zu, wie lange die Brücke sein muss. Die Bun-
desregierung hat jetzt zusammen mit der EU-
Kommission die Möglichkeit, sich über die Län-
ge dieser Brücke zu verständigen. Gelingt es 
uns, die Netze, die Erneuerbaren und die dafür 
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notwendigen Investitionen auf kürzester Zeit-
achse darzustellen, wird die Brücke kurz. Wir 
haben im Rahmen der Planungsbeschleunigung 
jetzt schon Voraussetzungen geschaffen, schnel-
ler bauen zu können. Hinsichtlich der Dynamik 
des Ausbaus sind wir in der Lage, reihenweise 
Anlagen zu realisieren. Es entstehen aber heu-
te Redispatch-Kosten, weil diese Anlagen nicht 
ans Netz angeschlossen sind, und dazu kommt 
es, weil der Netzausbau zu teuer ist und die 
Unternehmen angesichts der Reichweite ihres 
Eigenkapitals und der damit verbundenen Mög-
lichkeit, Kredite aufzunehmen, gar nicht in der 
Lage sind - nicht in der Lage sind! ‑, nun die In-
vestitionen binnen zehn Jahre vorzunehmen, für 
die sie unter normalen Rahmenbedingungen 100 
Jahre bräuchten. Das erklärt doch, warum man 
Instrumente braucht, um diese Investitionen zu 
begleiten. 

Insoweit ist die Bundesregierung gefordert. Es 
sind aber auch alle gefordert, die ihren Beitrag 
dazu leisten können, hier Instrumente verfügbar 
zu machen, damit das am Ende im Wettbewerb 
mit anderen in der Welt auch gelingen kann. - 
Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall von der SPD.)

Vizepräsidentin Baltes: 

Vielen Dank, Herr Minister Barke, für Ihren 
Beitrag. - Es wird eine Kurzintervention durch 
Herrn Becker angezeigt. Bezieht sich diese auf 
die Rede von Herrn Barke?

(Abg. Becker (AfD) signalisiert Zustimmung.)

Ja. Bitte.

Abg. Becker (AfD) mit einer Zwischenbe-
merkung: 

Sehr geehrter Herr Minister Barke, Sie haben 
mich direkt angesprochen, deshalb möchte ich 
Ihnen auch direkt antworten: Ich wünschte mir 
nichts mehr in meinem Leben als den Erhalt die-
ser Arbeitsplätze, seien es die bei Ford, seien 
es die bei der Dillinger Hütte, seien es die bei 
Saarstahl. Würde der liebe Gott sagen, schneid 
dir den kleinen Finger ab und die Arbeitsplätze 
bleiben erhalten, würde ich das ohne zu überle-
gen machen. Denn ich weiß, was an diesen Ar-
beitsplätzen hängt. Ich komme aus der Region, 
und ich will mir gar nicht vorstellen, was es für 
den Mittelstand und für den Einzelhandel bedeu-
tet, wenn diese gut bezahlten Arbeitsplätze dort 
wegfallen. Aber Sie müssen das entschuldigen: 
Als langjähriger Ford-Mitarbeiter, der dort die 
Ausbildung gemacht hat, der 13 Jahre lang im 
Betrieb tätig war, bin ich leider ein gebranntes 
Kind, denn ähnlich hoffnungsvolle Vorträge ha-
be ich auch zum Thema Ford gehört. Ford hätte 
Zukunft, so wurde gesagt, jetzt aber stehen wir 
beim Thema Sozialpläne. Das nur dazu. 

Ich möchte es deutlich sagen: Ich sehe Sie lei-
der nicht als Retter dieser Stahlindustrie, son-
dern als ihr Totengräber. Das wird so sein, wie 
es sich jetzt bei der Automobilindustrie überall 
abzeichnet. Das lässt sich ja nicht leugnen: Pro-
duktion und die Arbeitsplätze werden verlagert. 
Das bricht mir mein Herz. Und ich würde wirk-
lich bitten, dass man sich gemeinsam ‑ ‑ dass 
das funktioniert. Wünschen würde ich mir das, 
ich glaube es halt einfach nicht. 

Man geht eben diesen falschen Weg mit den im-
mer teureren CO₂-Zertifikaten, den immer hö-
heren CO₂-Preisen. Ich war damals beim Vor-
trag des ehemaligen Vorsitzenden Hartmann. 
Der hat diese Problematik erläutert, dass die im-
mer höheren CO₂-Preise, ähnlich wie in der Au-
tomobilindustrie beim Thema Verbrenner, auch 
für die Stahlindustrie ein Problem sind. Immer 
höhere Millionenbeträge für die CO₂-Zertifikate 
zu zahlen, dazu hat die Stahlindustrie zunächst 
einmal ja keine Alternative. Die wirkliche Al-
ternative wäre aus unserer Sicht, diesen CO₂-
Wahnsinn zu beenden, dann könnten wir auch 
unsere Industrie erhalten. Aber diesen Weg wol-
len Sie nicht gehen, Sie machen lieber Experi-
mente, grüne Experimente. Die Erfahrung zeigt 
leider, dass die in einer Katastrophe enden. - 
Herzlichen Dank.

Vizepräsidentin Baltes: 

Herr Minister Barke, möchten Sie darauf einge-
hen?

Minister Barke: 

Ausdrücklich nicht. Danke.

Vizepräsidentin Baltes: 

Okay. - Es ist nun aber noch eine weitere Wort-
meldung eingegangen. Es hat für die CDU-Land-
tagsfraktion noch einmal Herr Marc Speicher das 
Wort.

Abg. Speicher (CDU): 

Vielen Dank, Frau Präsidentin. - Eines ist völlig 
klar: Als selbstständiges Land gibt es uns seit 
104 Jahren, und selbstständig sind wir wegen 
Kohle und Stahl. Kohle und Stahl sind der Grund 
dafür, dass wir hier in Saarbrücken in unserem 
Parlament sitzen und nicht an einem anderen 
Ort. Kohle und Stahl sind der Grund für die Ent-
stehung des Saarlandes. Und das ist der Grund 
dafür, dass wir so hart darum kämpfen, dass 
Stahl auch in Zukunft hier noch produziert wer-
den kann. 

Was zeigt uns die Geschichte? Ich fange mit 
dem Jahr 2016 an, als wir auf dem Odilienplatz 
in Dillingen gemeinsam dafür demonstriert ha-
ben, dass die Rahmenbedingungen so gestaltet 
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werden, dass Stahl im Saarland Zukunft hat. 
Damals waren wir, Timo, 8.000, 9.000, vielleicht 
10.000. Dein Papa hat dafür gesorgt, dass wir 
deutschlandweit in der Tagesschau und in den 
Schlagzeilen waren. Wir haben gezeigt, dass wir 
gemeinsam dafür kämpfen, dass Stahl Zukunft 
hat. Wir haben eben den Finger in die Wunde 
gelegt und nicht einfach gesagt, alles sei gut 
und schön und könne so bleiben, wie es ist. 
Wir alle haben frühzeitig den Sand auf dem Weg 
gesehen und erkannt, dass es auf diesem Weg 
dazu kommen könnte, dass Stahl im Saarland 
keine Zukunft hat. 

Wir waren beim Walk of Steel. Ich war mit dei-
nem Papa morgens zusammen unterwegs. Walk 
of Steel, wir alle sind gewandert. Tobias Hans 
war dabei als neuer Ministerpräsident. Viele an-
dere, vor allem auch viele von der CDU-Frakti-
on, haben dafür gesorgt, dass wir auch Schlag-
zeilen machten. Der Betriebsrat bei Saarstahl 
hat dabei auch diesen Spruch erfunden: „Stahl 
ist Zukunft“. Damals herrschte bundesweit in 
der Presse allgemein noch die Meinung, Stahl 
sei irgendetwas von gestern und jedenfalls keine 
Hochtechnologie. 

Es gab die Beschlüsse, Tobias Hans in Brüssel, 
die Brüsseler Erklärung; alle Ministerpräsidenten 
haben sich dahinter vereint. Es gab die Stahlalli-
anz zwischen Gewerkschaften und Arbeitgebern. 
Es kam zur IPCEI-Förderung, es gab den Zu-
schuss dafür, dass eben auch Stahl in der klima-
schonenden Variante produziert werden kann. 
Und jetzt gab es auch diesen Erfolg. 

Das alles wäre aber nicht zustande gekommen, 
wenn wir hier am Pult nur wohlfeile Worte geäu-
ßert hätten, wenn wir nur Dinge gesagt hätten, 
die vielleicht schön klingen mögen, aber ohne 
Inhalt bleiben oder mit wenig Inhalt gefüllt sind. 
Möglich wurde das vielmehr, weil wir rechtzeitig 
erkannt haben, wo die Gefahren für Wirtschaft 
und Arbeit bei uns im Saarland liegen. Die kon-
krete Gefahr ist doch offensichtlich, sie wird ja 
von der Regierung hier auch gar nicht geleug-
net: Mit diesen Energie- und Strompreisen ge-
hen im Saarland bald die Lichter aus. 

Die Bürger haben die Schnauze voll davon, dass 
wir weltweit die höchsten Strompreise haben. 
Die Industrie und die Wirtschaft wandern schon 
ab, wir sehen eine Deindustrialisierung in die-
sem Land. Wir müssen deshalb ganz schnell ge-
gensteuern, gerade weil es um die gut bezahl-
ten Arbeitsplätze geht, bei Dillinger, bei Saar-
stahl und bei anderen, wo eben auch Sozialpart-
nerschaft gelebt wird. Wir müssen hier gemein-
sam handeln, wir müssen konkret werden. 

Manchmal kann man ja den Eindruck gewin-
nen, die einen leugneten den menschengemach-
ten Klimawandel und die anderen leugneten 
die menschengemachte Deindustrialisierung. Als 
CDUler, als Christdemokrat, sage ich ganz klar: 

Beides ist eine Gefahr. Es gibt menschenge-
machten Klimawandel, deswegen muss es auch 
eine CO₂-Zertifizierung geben und auch den 
Einstieg in einen marktwirtschaftlich geprägten 
Ausstieg aus der CO₂-Produktion. Allerdings 
führt der Weg, den die SPD, den die rote Am-
pel wählt, dazu, dass durch künstliche Verteue-
rung und mit den Verboten beim Verbrenner ei-
ne Deindustrialisierung in diesem Land eintritt. 
Die Zeche dafür zahlen zuallererst die Bürgerin-
nen und Bürger und die Betriebe, das wirkt sich 
bei den Arbeitsplätzen aus. 

Wir werden uns bei Ihrem Antrag enthalten, 
weil er wirklich für die Zukunft des Stahls hier 
im Lande wesentliche Punkte vernachlässigt. Vor 
Ort haben wir, es wurde eben angesprochen, die 
entsprechenden Beschlüsse sehr rasch gefasst 
und in Wochenfrist den Weg dafür geebnet, dass 
Wasserstoff produziert werden kann. Bei mir da-
heim in Roden wird einer der größten Wasser-
stoffproduktionsstandorte in ganz Europa ent-
stehen. Wir haben auch den Weg dafür frei ge-
macht, dass Dillinger seine Produktion und seine 
Anlagen neu aufbauen kann. Das haben wir im 
Stadtrat in Saarlouis genauso getan wie die Kol-
leginnen und Kollegen, liebe Dagmar Heib, im 
Dillinger Stadtrat. Aber das alles ist noch nicht 
dafür ausreichend, dass Stahl hier Zukunft hat. 
Wir kämpfen diesen Weg weiterhin. „Stahl ist 
Zukunft!“ - Glück auf!

Vizepräsidentin Baltes: 

Vielen Dank, Herr Kollege Speicher. - Eine wei-
tere Wortmeldung ist eingegangen. Für die SPD-
Landtagsfraktion hat noch einmal Herr Timo Ahr 
das Wort.

Abg. Ahr (SPD): 

Sehr verehrte Frau Präsidentin! Liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Lieber Marc, auch wir haben 
den Weg frei gemacht, den Weg frei gemacht 
für den Transformationsfonds und damit für die 
Bedingung, dass dieses Projekt überhaupt gelin-
gen kann. Liebe Kolleginnen und Kollegen, das 
darf man an dieser Stelle nicht vergessen: Oh-
ne den Transformationsfonds wäre Stahl passé, 
wäre Stahl ohne Zukunft, wäre Stahl überhaupt 
nicht mehr realisierbar. Dass Stahl eine Zukunft 
haben kann, das haben wir möglich gemacht 
mit dem Transformationsfonds, liebe Kolleginnen 
und Kollegen.

(Beifall von der SPD.)

Lieber Marc, du hast viele Sachverhalte zutref-
fend angesprochen. Es gibt diese Allianz, die 
zwischen den Volksparteien in den letzten Jah-
ren bestanden hat und hoffentlich auch in der 
Zukunft bestehen wird, denn sie muss auch wei-
terhin die Probleme ansprechen. Die Probleme 
angesprochen, das hat Herr Minister getan, das 
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habe ich eben getan. An diesen Problemen ar-
beiten wir. 

Eines möchte ich aber an der Stelle auch noch 
einmal anmerken: Bei der Frage, ob die Stahlin-
dustrie eine Zukunft hat, geht es, Herr Becker, 
nicht um eine Glaubensfrage. Es geht nicht dar-
um, etwas zu „glauben“, es geht darum, etwas 
zu machen und sich für etwas einzusetzen. Den 
Saarländerinnen und Saarländern, die seit 2015 
engagiert auf der Straße sind, wird von Ihnen 
hier vorne nur Mist erzählt. Es wird erzählt, was 
alles nicht laufe in diesem Land, ohne dass auch 
nur ein Vorschlag gemacht würde, der etwas 
Hoffnung geben könnte und den Menschen sa-
gen würde: Wenn wir dieses und jenes tun, be-
kommen wir das hin. - Hoffnung zu vermitteln, 
das geht eben nur über konkrete Vorschläge, 
und die habe ich von Ihnen hier in Sachen Wirt-
schaftskompetenz noch nie gehört. 

(Beifall von der SPD.)

Noch ein letzter Punkt: Lieber Marc, der Minis-
ter hat gerade das Thema, was wir tun können, 
angesprochen: Die Schuldenbremse erweist sich 
als Zukunftsbremse. Reformieren wir sie nicht, 
werden wir hier die Investitionen nicht tätigen 
können. 

(Beifall von der SPD.)

Minister Jürgen Barke hat es doch gerade eben 
noch einmal gesagt: Wenn andere investieren, 
können wir nicht sagen, dass wir das nicht ma-
chen. Wir müssen das jetzt angehen, und es ist 
mir gleichgültig, wie man das letztlich nennt: 
„Reform“, „Weg mit dem Ding!“. Am Ende geht 
es doch darum, dass das Geld fließt. Denn war-
ten wir noch zehn Jahre, wird es nichts mehr 
geben, wofür wir noch kämpfen könnten, wofür 
wir uns einsetzen könnten. Deshalb ist es unse-
re Verantwortung, das nun zu tun. Aber noch 
einmal: Das, was man von der AfD dazu hört, 
ist gar nichts. Das hat mit Wirtschaftskompetenz 
nichts zu tun!

(Beifall von der SPD.)

Vizepräsidentin Baltes: 

Danke, Herr Kollege, für Ihren Beitrag. - Es hat 
erneut der Kollege Speicher von der CDU-Land-
tagsfraktion das Wort.

(Zuruf von der SPD: Bleibt doch beide ein-
fach vorne stehen!

Abg. Speicher (CDU): 

Es kann ja auch mal Spaß machen, Debatten zu 
führen. Insofern ist das doch prima! - Stichwort 
Transformationsfonds: Mein Eindruck ist zurzeit, 
dass das Problem des Transformationsprozesses 
nicht etwa darin besteht, dass zu wenig Geld 
da wäre. Vielmehr besteht das Problem momen-

tan, so glaube ich, eher darin, dass zu viel 
Geld dafür vorhanden ist, dass die Transformati-
onsprojekte auch gelingen. Wir haben als CDU 
Saar, als CDU-Landtagsfraktion, einen ganz kla-
ren Vorschlag unterbreitet, mit dem wir gesagt 
haben: Ja, es muss neben der Schuldenbremse 
eine Sonderverschuldung geben für zentrale in-
dustriepolitische Projekte in diesem Land. Die 
kommen alle aus unserer Stadt oder Region: 
die Nachfolge Ford, SVOLT, Wolfspeed und na-
türlich auch grünen Stahl. Aber das Geld muss 
auch abfließen! Und das Geld wird nur dann ab-
fließen, wenn die Rahmenbedingungen stimmen. 
Deswegen eine ganz klare Position unsererseits: 
Es braucht den Transformationsfonds in dieser 
Größenordnung nicht dafür, damit die Transfor-
mation im Saarland gelingt. 

(Beifall von der CDU. - Zurufe von der SPD: 
Doch. - Abg. Commerçon (SPD): Marc Spei-
cher bezahlt das aus seiner Tasche.)

Herr Commerçon, willkommen in der Debatte. 
Sie äußern sich jetzt auch von Ihrem Platz 
aus. - Wir haben als CDU Saar eine klare Po-
sition verabschiedet, und wir stehen zu dieser 
Position. Wir sagen ganz klar: Transformation 
ist möglich, aber eben nicht dadurch, dass alle 
Schecks von den kommenden Generationen be-
zahlt werden. Wir sind der Auffassung, dass das 
Prinzip der doppelten Nachhaltigkeit gilt, und 
daran halten wir auch fest. Und dann stelle ich 
in aller Ruhe fest ‑ ‑

(Zuruf des Abgeordneten Sisamci (SPD). - 
Weitere laute Zurufe.)

Vizepräsidentin Baltes: 

Das Wort hat der Kollege Speicher.

Abg. Speicher (CDU): 

Mir ist neu, dass von der Regierungsbank Zwi-
schenrufe möglich sind. - Eine Frage blieb of-
fen in der Debatte, obwohl der Minister eben ge-
sprochen hat: Die Frage der konsistenten Wirt-
schaftspolitik, der Abstimmung zwischen Minis-
terpräsidentin und Wirtschaftsminister ist nach 
wie vor offen. Es gibt unterschiedliche Auffas-
sungen, wie sie deutlicher nicht sein könnten 
zwischen Ministerpräsidentin und Wirtschaftsmi-
nister in der Frage einer möglichen dauerhaften 
Subventionierung der Stahlindustrie. Ich sage: 
Klären Sie die Dinge schnell. Die Stahlindustrie 
kann nicht warten, bis Sie sich geeinigt haben. - 
Vielen Dank.

(Beifall von der CDU.)

Vizepräsidentin Baltes: 

Danke, Herr Kollege Speicher. - Weitere Wort-
meldungen sind nicht eingegangen. Ich schließe 
die Aussprache. 
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Wir kommen nun zur Abstimmung über den 
Antrag der SPD-Landtagsfraktion Drucksache 
17/750. Wer für die Annahme dieser Drucksache 
ist, bitte ich, eine Hand zu erheben. - Wer ist 
dagegen? - Wer enthält sich? - Ich stelle fest, 
dass der Antrag Drucksache 17/750 mit Stim-
menmehrheit angenommen ist. Zugestimmt hat 
die SPD-Landtagsfraktion, dagegen gestimmt 
hat die AfD-Landtagsfraktion, enthalten hat sich 
die CDU-Landtagsfraktion. 

Wir kommen nun zur Abstimmung über den 
Antrag der CDU-Landtagsfraktion Drucksache 
17/756. Wer für die Annahme dieser Drucksache 
ist, den bitte ich, eine Hand zu erheben. - Wer 
ist dagegen? - Wer enthält sich? - Ich stelle fest, 
dass der Antrag Drucksache 17/756 mit Stim-
menmehrheit abgelehnt ist. Zugestimmt hat die 
CDU-Landtagsfraktion, dagegen gestimmt hat 
die SPD-Landtagsfraktion, enthalten hat sich die 
AfD-Landtagsfraktion. 

Wir kommen nun zu den Punkten 15 und 16 der 
Tagesordnung:

Beschlussfassung über den von der SPD-
Landtagsfraktion eingebrachten Antrag 
betreffend: Den Hochwasserschutz wei-
ter erfolgreich ausbauen (Drucksache 
17/751) 

Beschlussfassung über den von der 
AfD-Landtagsfraktion eingebrachten An-
trag betreffend: Elementarschadenversi-
cherung nach Schweizer Vorbild zur 
Pflichtversicherung machen (Drucksache 
17/747) 

Zur Begründung des Antrages der SPD-Land-
tagsfraktion erteile ich Herrn Abgeordneten Ma-
ximilian Raber das Wort.

Abg. Raber (SPD): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Werte Kollegin-
nen und Kollegen! Meine sehr verehrten Damen 
und Herren! 3.367 Einsatzkräfte, 347 Einsätze, 
mindestens 16.326 geleistete Einsatzstunden, 
und das innerhalb von drei Tagen - das ist die 
Bilanz, die sich nach der Unwetterlage zu Beginn 
des Jahres vom 2. bis 4. Januar ziehen lässt. 
Beseitigung von Schäden durch Windbruch, Be-
seitigung von Verklausungen und Pumpmaßnah-
men in Gebäuden und überfluteten Bereichen, 
Verfüllen von Sandsäcken sowie deren Verbrin-
gung und das Verbauen in betroffenen Gebieten 
- das sind nur einige Beispiele für Einsatzszena-
rien, die sich vor einem Monat hier bei uns im 
Saarland abgespielt haben. Letztlich kann man 
Bilanz ziehen und sagen: Wir haben noch mal 
Glück gehabt, es hätte uns schlimmer treffen 
können, es hätte mehr passieren können. Doch 
so ist es glücklicherweise nicht gekommen. 

3.367 Einsatzkräfte, 347 Einsätze, mindestens 
16.326 geleistete Einsatzstunden, das sind kei-
ne lapidaren Zahlen, das sind Belege, was eh-
renamtliche Einsatzkräfte von Feuerwehr, THW 
und Hilfsorganisationen in diesem Land in kür-
zester Zeit imstande sind zu leisten, wenn wir 
sie brauchen. Meine Damen und Herren, das ist 
keine Selbstverständlichkeit. Diesen Menschen 
gebührt unser größter Respekt, unsere Aner-
kennung und ganz besonders unser herzlicher 
Dank. 

(Beifall von der SPD.)

24 Stunden am Tag, 7 Tage die Woche, 365 
beziehungsweise dieses Jahr 366 Tage im Jahr 
leisten ehrenamtliche Einsatzkräfte Dienst für 
unsere Gesellschaft, für die Allgemeinheit, egal 
zu welcher Tageszeit, egal bei welchen Wetter-
bedingungen und egal, was sich gerade eigent-
lich im Familienleben abspielen würde, unent-
geltlich und unbezahlbar. Dabei sind die Heraus-
forderungen durch den menschengemachten Kli-
mawandel in den letzten Jahren deutlicher denn 
je geworden und werden sich in den kommen-
den Jahren noch verschlimmern. Stark- und 
Dauerregen, Stürme und Orkane, Hitze und an-
dauernde Trockenheit, das alles sind Gefahren, 
die uns bedrohen und auf die wir reagieren 
müssen. 

Damit geht auch ein gestiegener Ausbildungsbe-
darf bei den Einsatzkräften einher. Einsatzsze-
narien wie Wald- oder Vegetationsbrand haben 
in der Vergangenheit eine eher untergeordne-
te Rolle gespielt, rücken aber aufgrund der an-
haltenden Trockenheit in den vergangenen Som-
mern mehr und mehr ins Blickfeld. Lokal auf-
tretende Starkregenereignisse mit Überschwem-
mungen ganzer Straßenzüge fordern unsere 
Einsatzkräfte darüber hinaus. 

Aber die beste Ausbildung nutzt am Ende we-
nig, wenn ein erfolgreicher Erstangriff an Ma-
terial und Ausrüstung scheitert. Eine zukunfts-
fähige Hilfsorganisation braucht nicht nur moti-
vierte Einsatzkräfte, sie braucht auch das ent-
sprechende Rüstzeug. Drohnen mit Wärmebild-
kameras erleichtern die Suche nach Brandher-
den in schwer zugänglichen Gebieten und schaf-
fen einen Überblick aus der Luft. Geländegängi-
ge Fahrzeugen mit einer entsprechenden Wattie-
fe ermöglichen das Verbringen von Materialien 
an die Einsatzstelle auch bei Überschwemmun-
gen. 

Entsprechend wichtig war und ist die Stärkung 
des Bevölkerungsschutzes, dem sich das Minis-
terium für Inneres, Bauen und Sport gewid-
met hat und noch immer widmet. Im Nach-
gang der Flutkatastrophe im Ahrtal vor drei Jah-
ren hat man sich auch im Saarland kritisch 
hinterfragt und einen Optimierungsprozess an-
gestoßen. 2,5 Millionen Euro wurden für die 
Stärkung und Weiterentwicklung dafür bereitge-
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stellt, davon alleine 1,7 Millionen Euro im letzten 
Jahr. Ausrüstung für Strömungsretter und sechs 
Hochwasserboote für die Einsätze in Hochwas-
serlagen sind nur zwei Beispiele für den sinnvol-
len Mitteleinsatz, den das Ministerium hier getä-
tigt hat. 

Bei einem sind wir uns in diesem Haus defini-
tiv einig: Jeder Euro, der für den Schutz unse-
rer Bevölkerung vor Bedrohungen und für die 
Gefahrenabwehr ausgegeben wird, ist ein guter 
Invest. Mit der Helfergleichstellung, die wir im 
letzten Plenum beschlossen haben, sind wir da-
bei auch einen guten Schritt weitergekommen. 
Und wie ich in meiner Rede zu diesem The-
ma bereits gesagt habe, werden noch weitere 
Schritte folgen. Denn der bloße Dank an die Hel-
ferinnen und Helfer ist eben nicht genug. Es ist 
auch konkludentes Handeln gefordert. In diesem 
Sinne bitte ich um Zustimmung zu unserem An-
trag. - Herzlichen Dank und Glück auf!

(Beifall von der SPD.)

Vizepräsidentin Baltes: 

Vielen Dank, Herr Kollege Raber, für die Be-
gründung des Antrages der SPD-Landtagsfrak-
tion. - Zur Begründung des Antrages der AfD-
Landtagsfraktion erteile ich Herrn Abgeordneten 
Christoph Schaufert das Wort. 

Abg. Schaufert (AfD): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Verehrte Kollegen 
Abgeordnete! Anfang Januar waren wir im Saar-
land von einem Hochwasser betroffen, welches 
noch vergleichsweise gut ausging. Die Gefahr 
bestand und besteht aber weiter, dass sich der-
artige Ereignisse wiederholen können und leider 
bestimmt wiederholen werden. Deshalb sind wir 
ganz bei Ihnen, wenn es um die Verbesserungen 
des Hochwasserschutzes geht. Nicht ganz d'ac-
cord gehen wir oft mit dem Alarmismus und der 
Klimaindustrie, die zum Teil allenthalben immer 
damit verbunden ist. Wie sagte es einmal ein 
chinesischer Parteichef?: Es ist doch egal, wel-
che Farbe eine Katze hat, Hauptsache sie fängt 
Mäuse. - Bei dem Punkt Hochwasserschutz sind 
wir beisammen, und nicht nur, sondern auch 
der Schutz vor anderen Elementarschäden, prä-
ventiv und später im übertragenen Sinn kurativ, 
wenn es passiert ist, ist extrem wichtig und ist 
unseres Erachtens auch elementarer Teil der Da-
seinsvorsorge des Staates. So registrierten wir 
es positiv, als in der Saarbrücker Zeitung vom 
09.01. dieses Jahres zu lesen war, dass Frau 
Ministerin Berg eine Elementarschadenversiche-
rung zur Pflichtversicherung machen möchte.

Warum hat das so lange gedauert? Bereits nach 
den weitaus katastrophaleren Elementarschade-
nereignissen im Frühjahr 2018 wurde von der 

AfD hier im Hause darauf hingewiesen - Ple-
num 16 der Wahlperiode 16 vom 13.06.2018 
unter TOP 15 zusammengefasst mit den TOP 20 
und 21 -, dass eine derartige Versicherung not-
tut und zielführend wäre. Hier sehen wir auch 
den Schwachpunkt im Vorschlag von Frau Minis-
terin Berg und in den Bestrebungen der ande-
ren Bundesländer, was aktuell in der Ausführung 
vom Bund noch ausgebremst wird, wieder etwas 
Neues schaffen zu wollen, eine neue Pflichtver-
sicherung, die möglicherweise durch die Prämi-
enhöhe die Hausbesitzer ruiniert, und nicht das 
Elementarschadenereignis. Frau Berg hat zuge-
gebenermaßen richtigerweise hingewiesen, dass 
die neue Versicherung bezahlbar sein soll und 
muss. Da sind wir absolut bei Ihnen. Es soll ein 
Versicherungsmodell gefunden werden, welches 
zu erträglichen Prämien auch tatsächlich funk-
tioniert, das vielleicht später keinen hundertpro-
zentigen Ausgleich der Schäden garantiert, aber 
dennoch niemanden im wahrsten Sinn des Wor-
tes komplett im Regen stehen lässt. Das Pro-
blem ist natürlich, eine Versicherung zu schaf-
fen, bei der das Schadenereignis in gewissen 
Regionen und Lagen unabwendbar eintreten 
wird, also genau der Grund, warum Hausbesit-
zer bislang keine Elementarschadenversicherung 
abschließen konnten.

Machen wir es kurz. Wie gesagt, wir brachten 
es bereits 2018 hier im Landtag vor. Warum das 
Rad ein zweites Mal erfinden? Schauen wir über 
den Tellerrand zu unseren Schweizer Nachbarn. 
Die Schweiz ist aufgrund ihrer geografischen 
Lage und Topografie anfällig für verschiedene 
Elementarschadenereignisse. Die Schweizer sind 
daher seit langer Zeit mit dem Problem und 
all seinen Facetten beschäftigt. In der Schweiz 
gibt es seit 1993 eine gesetzliche Regelung, de-
ren Kern die Kombination von Feuerversicherung 
und Elementarschadenversicherung als Pflicht-
versicherung ist, und zwar von der privaten 
Versicherungswirtschaft getragen. Die Elemen-
tarschadenversicherung spielt die entscheidende 
Rolle, um die finanziellen Risiken für Einzelper-
sonen, Unternehmen und Gesellschaft als Gan-
zes zu minimieren. Keine Versicherungsgesell-
schaft darf in der Schweiz eine Feuerversiche-
rung anbieten, wenn sie nicht gleichzeitig eine 
Elementarschadenversicherung anbietet, die al-
le gegen Feuer versicherten Sachen auch ge-
gen Elementarschäden abdeckt. Die Deckung 
der Elementarschadenversicherung kann je nach 
Versicherungspolice variieren, aber sie umfasst 
in der Regel den Schutz vor den direkten Schä-
den an Gebäuden, Inventar und anderen Vermö-
genswerten, die durch Naturkatastrophen verur-
sacht werden. Darüber hinaus kann sie auch Zu-
satzleistungen wie Aufräumarbeiten, temporäre 
Unterbringungskosten und andere notwendige 
Aufgaben abdecken, die infolge eines Elemen-
tarschadens entstehen.
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Ein wichtiges Merkmal der Schweizer Elemen-
tarschadenversicherung ist die Zusammenarbeit 
zwischen privaten Versicherungsunternehmen 
und staatlichen Stellen. In einigen Fällen ar-
beiten private Versicherer eng mit staatlichen 
Organisationen zusammen, um eine umfassen-
de und effektive Abdeckung für Elementarschä-
den zu gewährleisten. Dieser kooperative Ansatz 
ermöglicht es, die finanziellen Lasten gerecht 
zu verteilen und die gesellschaftliche Resilienz 
gegenüber Naturkatastrophen zu stärken. Die 
Schweizer nennen es doppelte Solidarität: Die 
Solidarität gilt den Versicherungsnehmern durch 
die Einrichtung einheitlicher Prämien und unter 
den Versicherern, die sich ausnahmsweise zu ei-
nem Elementarschadenpool zum Zweck des in-
ternen Risikoausgleichs zusammenschließen.

Ein weiterer wichtiger Aspekt der Elementar-
schadenversicherung ist die Risikobewertung 
und Prävention. Versicherungsunternehmen ar-
beiten aktiv daran, Risiken zu analysieren und 
präventive Maßnahmen zu fördern, um Schäden 
zu minimieren. Dies kann den Einsatz moder-
ner Technologien wie Frühwarnsysteme, geogra-
fische Informationssysteme sowie die Förderung 
von Baumaßnahmen, die die Widerstandsfähig-
keit von Gebäuden gegen Naturkatastrophen er-
höhen, umfassen. Die Schweiz hat dieses Gesetz 
nach den Erfahrungen von 13 Jahren bereits im 
Jahr 2006 überarbeitet, nachdem belastbare Da-
ten gesammelt wurden. Sie hat unseres Erach-
tens eine gesetzliche Regelung ausgearbeitet, 
die erstrebenswert und fast eins zu eins über-
nehmbar wäre. Wir fordern daher, dass die Lan-
desregierung sich auf Bundesebene dafür ein-
setzt, das Schweizer Modell zu übernehmen: Die 
Feuerversicherung ist mit einer Elementarscha-
denversicherung als Pflichtversicherung zu kop-
peln. - Ich bedanke mich für eure Aufmerksam-
keit.

(Beifall von der AfD.)

Vizepräsidentin Baltes: 

Danke, Herr Schaufert, für die Begründung des 
Antrages der AfD-Landtagsfraktion. Ich eröffne 
die Aussprache. Wortmeldungen sind eingegan-
gen. - Als nächster Redner hat nun von der 
CDU-Landtagsfraktion Herr Alwin Theobald das 
Wort.

Abg. Theobald (CDU): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Liebe Saarländerinnen und 
Saarländer! Der Kollege Maximilian Raber hat 
es treffend gesagt: Wir haben im Saarland bloß 
Glück gehabt. Wir hatten im Saarland bereits 
schlimme Starkregenereignisse, auch in meiner 
Heimatgemeinde Dirmingen, in Eppelborn, aber 
nichts war vergleichbar mit der Katastrophe, 
die im Sommer 2021 Rheinland-Pfalz und Nord-

rhein-Westfalen so schlimm getroffen hat und 
bis heute insbesondere im Ahrtal Ruinen und 
tiefe Wunden hinterlassen hat. Bei den anhal-
tenden Regenfällen zum Jahresbeginn hat es in 
verschiedenen Orten im Saarland viele Familien 
teils überraschend und heftig getroffen. Es sind 
große Schäden entstanden, es hätte aber noch 
weitaus schlimmer kommen können.

Umso mehr will ich die Gelegenheit nutzen, 
auch an dieser Stelle noch einmal allen Hel-
ferinnen und Helfern der Feuerwehr, der Ret-
tungs- und Katastrophenschutzdienste, den Ver-
antwortlichen in den Kommunen und auch des 
Landes von Herzen Danke zu sagen. Ich hoffe, 
dass auch die Schäden, die entstanden sind, 
bald reguliert werden können.

(Beifall von der CDU und der SPD.)

Als CDU-Fraktion haben wir am 25. Januar 
das Thema im Innenausschuss auf die Tagesord-
nung gesetzt und uns über die Starkregenvor-
sorge in den saarländischen Kommunen berich-
ten lassen. Dabei wurde deutlich: Hochwasser 
und Starkregen können nicht verhindert wer-
den! Wasserrückhalt in der Fläche ist nur be-
grenzt möglich. Mauern bieten keinen absoluten 
Schutz vor Hochwasser und Starkregen. Eine 
hundertprozentige Sicherheit ist nicht möglich, 
aber Schäden können durch wirkungsvolle Vor-
sorge verhindert oder vermindert werden. Auf 
Hochwasser und Starkregen kann man sich vor-
bereiten.

Das Saarland hat ein großes Interesse daran, 
präventive Hochwasser- und Starkregenvorsor-
gemaßnahmen durchzuführen und unterstützt 
deshalb die Kommunen im Rahmen der Förder-
richtlinie Hochwasserschutz bei der Erstellung 
entsprechender Konzepte. Das Land hat hierzu 
seit 2019 bereits mehr als 4 Millionen Euro an 
Zuschüssen zur Verfügung gestellt. Trotzdem 
muss es eine Daueraufgabe für uns alle blei-
ben. Die Entwicklungen sind bereits vorgezeich-
net; laut Aussagen des Weltklimarats wird es in 
Zukunft immer häufiger Extremwetterereignisse 
wie Starkregen, Hitze oder Dürre geben. Immer 
wieder und - so ist zu befürchten - immer öf-
ter und in immer kürzerer Zeit werden immer 
größere Wassermengen über unseren Städten 
und Regionen abregnen. Diese Starkregen tre-
ten meist lokal und punktuell auf. Eine Ortsvor-
hersage ist oftmals mehr als schwierig.

Es führt kein Weg daran vorbei, dass unsere 
wichtigsten Partner bei dem Thema jede Bürge-
rin und jeder Bürger selbst sind, die ihre eigene 
Vorsorge mit in den Blick nehmen sollen. Tatsa-
che ist, nur 50 Prozent der deutschen Hausei-
gentümerinnen und Hauseigentümer haben eine 
Elementarschadenversicherung. Laut dpa sind 
es im Saarland sogar noch weniger, nämlich 
nur 38 Prozent. Fragt man nach dem Grund, 
sagen viele: „Wir wohnen doch gar nicht am 
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Fluss, wir wohnen doch gar nicht am Bach, uns 
kann nichts passieren.“ - Das stimmt nun leider 
schon nicht mehr und in Zukunft wohl noch we-
niger. Die letzten Jahre haben zunehmend ge-
zeigt, Starkregen kann einen überall treffen und 
Schäden verursachen, selbst wenn man auf dem 
Berg wohnt.

Insbesondere meine Besuche im Ahrtal haben 
mich umdenken lassen. Dort hätten viele Men-
schen nicht gedacht, dass es sie einmal so 
schwer, so heftig und so schlimm treffen könn-
te. Ich kann deshalb nur dringend zu einer Ele-
mentarschadenversicherung raten. Die Mehrkos-
ten von meist um die 15 Euro im Monat sind 
gut angelegtes Geld, denn die üblichen Gebäu-
de- und Hausratversicherungen umfassen zwar 
Sturm und Hagel, aber nicht Hochwasser, Über-
schwemmungen, Rückstau aus Kanälen oder 
beispielsweise auch Schäden durch Erdrutsche 
oder Felsabstürze.

Gerade ein Rückstau kann jeden treffen, wenn 
Wasser aus den Ableitungsrohren des Gebäu-
des durch Regen oder Überschwemmung in 
das Haus gelangt, weil die Sammler und Haupt-
sammler aufgrund der Wassermassen überfor-
dert sind. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die MPK hat-
te sich bereits im Juni 2022 für eine Pflicht-
versicherung ausgesprochen, aber leider im De-
zember des gleichen Jahres das Thema bei 
der nächsten MPK wieder einkassiert. Aus dem 
Hause von Justizminister Marco Buschmann war 
zu hören, man befürchte zu hohe Belastungen 
für Hauseigentümer und Mieter. 

Die Bundesländer Nordrhein-Westfalen und Ba-
den-Württemberg haben, um weiter Druck zu 
machen, vergangenes Jahr eine Bundesratsin-
itiative auf den Weg gebracht mit dem ein-
stimmigen Ergebnis, dass die Bundesregierung 
eine Elementarschadenversicherung zur Pflicht 
machen soll. Die Bundesregierung hat - wenig 
überraschend - allerdings bisher dazu noch im-
mer nichts vorgelegt. Auch hier ist wieder ein-
mal die mangelnde Führung des Bundeskanzlers 
festzustellen. 

(Beifall von der CDU.)

Umso mehr fordere ich die SPD-Fraktion und vor 
allem die stellvertretende SPD-Bundesvorsitzen-
de auf - sie ist gerade nicht im Raum -, auf ihre 
SPD-geführte Bundesregierung einzuwirken. Der 
ehemalige Umweltminister und die jetzige Um-
weltministerin fordern das zu Recht, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen. 

Käme eine Pflichtversicherung, dann gehört da-
zu auch - das sage ich in aller Deutlichkeit ‑, 
dass sich jeder versichern kann. Denn was sind 
die Fakten? Derzeit gelten vier Risikoregionen. 
Laut dem Gesamtverband der Deutschen Versi-
cherungswirtschaft liegen 1,7 Prozent der Ge-

bäude in Zonen mit hohem Risiko. Über die Hö-
he der Beiträge, und ob der Versicherer über-
haupt eine Versicherung anbietet, entscheidet 
die Versicherung. Das passt dann nicht mehr. 
Das muss geregelt werden und das erwarten wir 
als CDU auch von der Bundesregierung. 

Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion brachte unter 
dem Titel „Elementarschadenversicherung fit für 
die Zukunft machen“ am 30.11. des letzten Jah-
res weitere interessante Ansätze in die Diskus-
sion ein, und zwar erstens, dass neue Wohn-
gebäudeversicherungen nur noch mit einer Ele-
mentarschadenabsicherung angeboten werden, 
die nach Belehrung über die Konsequenzen 
abgewählt werden kann, das Opt-Out-Modell, 
zweitens, dass bestehende Wohngebäudeversi-
cherungen zu einem Stichtag um eine Elemen-
tarschadenversicherung erweitert werden, die 
innerhalb einer gewissen Frist nach Belehrung 
über die Konsequenzen abgewählt werden kön-
nen, drittens, eine staatliche Rückversicherung 
für Elementarschäden mit Prämienkorridor ein-
zuführen, viertens Planungsträger in den Län-
dern für ihre Verantwortung bei einer Bauleitpla-
nung in besonders schadengefährdeten Gebie-
ten zu sensibilisieren und eine Konkretisierung 
der Staatshaftungsregeln der planenden Körper-
schaften, die neue Baugebiete in bisher unbesie-
delten Arealen trotz dieser Risiken ausweisen, 
zu prüfen. 

Diese Vorschläge wurden in den Rechtsaus-
schuss verwiesen. Die Anhörung soll am 
11. März stattfinden. Wir als CDU hoffen, dass 
sich dann auch endlich die Bundesregierung an 
die Spitze der Bewegung setzt. Liebe Kollegin-
nen und Kollegen, den Antrag der AfD lehnen 
wir ab, da er überflüssig ist. Wie eben darge-
stellt, hat der Bundesrat im März 2023 dazu be-
reits einen einstimmigen Beschluss gefasst. 

Bei dem Antrag der SPD enthalten wir uns. 
Wir halten es zwar für richtig und wichtig, das 
Thema weiterhin zu besetzen, die Forderung 
an die Bundesregierung, „einen konkreten Rege-
lungsvorschlag zur Einführung einer Pflichtversi-
cherung für Elementarschäden vorzulegen“ er-
scheint uns aber vor dem Hintergrund dessen, 
was bereits auf dem Tisch liegt, etwas mutlos. 
Weitere wichtige Punkte hatte ich eben genannt. 
- Vielen herzlichen Dank.

(Beifall von der CDU.)

Vizepräsidentin Baltes: 

Danke, Herr Theobald, für Ihren Redebeitrag. 
Als nächster Redner hat nun von der SPD-Land-
tagsfraktion der Kollege Frank Schmidt das 
Wort.
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Abg. Schmidt (SPD): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Liebe Saarländerinnen und Saar-
länder! Wie mein Kollege Max Raber bereits aus-
geführt hat, sind Extremwetterereignisse keine 
Seltenheit mehr. Wir alle können uns noch an 
die verheerenden Hochwasserereignisse im Jahr 
2021 in NRW und Rheinland-Pfalz erinnern, bei 
denen extreme Niederschläge von bis zu 200 
I/qm zu enormen Hochwassern geführt haben. 
Auch in Frankfurt stand das Wasser im August 
letzten Jahres mit bis zu 60 I/qm hoch, lief in 
die U-Bahn-Stationen und hat sogar kurzzeitig 
den Frankfurter Flughafen lahmgelegt. Diesel-
be extreme Wetterlage wie im Rheinland 2021 
hat Ende letzten Jahres dazu geführt, dass in 
Niedersachsen der Notstand ausgerufen werden 
musste. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, der Begriff vom 
„Jahrhundert-Hochwasser“ ist aus meiner Sicht 
längst irreführend. Starkregenereignisse können 
jederzeit auftreten. Der menschengemachte Kli-
mawandel erhöht das Risiko für solche Katastro-
phen außerordentlich. Darauf müssen wir uns 
einstellen. 

Wir dürfen uns aber nicht nur darauf konzen-
trieren, erst dann Maßnahmen einzuleiten und 
zu ergreifen, wenn es schon zu Hochwassersze-
narien gekommen ist. Wir müssen auch Vor-
sorge treffen, sowohl kurzfristig als auch lang-
fristig. Genau dies machen wir im Saarland 
schon seit Jahren. Mit der Zweckbindung des 
Wasserentnahmeentgelts für den Hochwasser-
schutz ist es uns gelungen, hier im Land gut 
voranzukommen und ein umfangreiches Investi-
tionsprogramm für die Kommunen aufzulegen. 
Mittlerweile haben 48 Kommunen ein ganzheit-
liches Hochwasser- und Starkregenvorsorgekon-
zept erstellt beziehungsweise sie sind mit der 
Erstellung befasst. Meine Heimatkommune Rie-
gelsberg ist beispielsweise schon an der Umset-
zung von Maßnahmen aus dem Konzept. Wir 
sind also auf einem guten Weg, die Kommunen 
unter Einbeziehung der Bürgerinnen und Bürger 
„überflutungsfit“ zu machen. Das zahlt sich aus, 
liebe Kolleginnen und Kollegen. 

Ein konkretes Beispiel. Vielleicht können sich ei-
nige von Ihnen noch an das Hochwasser im Juni 
2018 in Heusweiler erinnern, bei dem der kom-
plette Marktbereich sowie die Trassenführung 
der Saarbahn überflutet wurden. Durch den 
Bau eines Regenrückhaltebeckens in Berschwei-
ler kam es trotz Dauerregens Ende letzten Jah-
res zu keiner Überschwemmung mehr, eine Vor-
sorgemaßnahme, die Wirkung zeigt. 

Hochwasserschutz ist eine Aufgabe, die uns 
überall im Land betrifft. Denn überall, wo Flä-
chen versiegelt oder Landschaftsgebiete verän-
dert werden, besteht ein hohes Risiko von Über-
schwemmungen. Nur dank der Vorsorgemaß-

nahmen im ganzen Land, der guten Arbeit des 
Hochwassermeldedienstes und nicht zuletzt der 
Unterstützung zahlreicher Organisationen, unab-
hängig davon, ob haupt- oder ehrenamtlich, ist 
es Ende letzten Jahres/Anfang dieses Jahres im 
Saarland gelungen, die Ausmaße des Dauerre-
gens so gering wie möglich zu halten. 

Hier schließe ich mich meinem Kollegen Maximi-
lian Raber an, ein herzliches Dankeschön an alle 
Beteiligten! 

(Beifall von der SPD.)

Dies zeigt, liebe Kolleginnen und Kollegen, 
Hochwasser- und Starkregenvorsorge im Saar-
land stehen auf einer guten Basis. Darauf dürfen 
wir uns aber nicht ausruhen. Wir müssen wei-
ter Strategien entwickeln, wie wir solchen Ereig-
nissen zukünftig besser begegnen können. Ers-
te Ansätze beinhaltet der aktuelle Hochwasserri-
sikomanagementplan 2022 bis 2027. Die darin 
genannten Maßnahmen gilt es nun umzusetzen 
bis hin zu einer landesweiten Starkregengefah-
renkarte für Extremereignisse. 

Daneben müssen wir aber auch konkrete Maß-
nahmen ergreifen, was den Klimaschutz angeht. 
Denn es geht jetzt grundsätzlich um beides, 
um die Anpassung an die Klimakrise, die heute 
schon da ist, und darum, zu verhindern, dass sie 
morgen mit voller Wucht zuschlägt. Dann brin-
gen auch die besten Vorsorgemaßnahmen zum 
Hochwasserschutz nichts mehr, Kolleginnen und 
Kollegen. Ich bin mir jedoch sicher, dass in dem 
kommenden Klimaschutzkonzept wichtige Maß-
nahmen stehen werden, die auch den Hochwas-
serschutz verbessern werden. 

Zusammenfassend kann ich also sagen: Wir 
sind auf einem guten Weg, was den Hochwas-
serschutz angeht. Wir dürfen uns jedoch nicht 
damit zufriedengeben, sondern jede Einzelne 
und jeder Einzelne von uns - da spreche ich 
auch alle Saarländerinnen und Saarländer an 
- sollten ihren Teil zum Hochwasserschutz leis-
ten. Dies fängt bereits mit kleinen Maßnahmen 
zuhause an. Anstatt seinen Vorgarten komplett 
zu versiegeln, um eine Stellfläche für das Au-
to zu haben, könnte man Rasengittersteine ver-
wenden. Diese Maßnahme würde im Rahmen 
der Aktion „Wasserzeichen“ sogar noch finanziell 
unterstützt werden gemäß dem Motto: „Großes 
entsteht im Kleinen“.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir alle haben 
im Ahrtal erlebt, welche Kraft die Natur entwi-
ckeln kann, wie sie Leben und Existenzen in 
wenigen Minuten vernichten kann, Hunderte Le-
ben, Tausende Häuser, Häuser, die mit Geschich-
ten und Emotionen verbunden sind. Im Nach-
gang hat es vor allem jene besonders hart 
getroffen, die keine Elementarschadenversiche-
rung abgeschlossen hatten, sei es, weil sie eine 
solche nicht als notwendig gesehen hatten - das 
wurde schon angesprochen -, sei es, weil sie es 
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sich nicht leisten konnten. All diese Menschen 
standen vor den Trümmern ihrer Existenz. Dies 
darf so in Zukunft nicht mehr passieren, liebe 
Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall von der SPD.)

Daher sind sich alle Bundesländer einig, dass 
wir eine verpflichtende Elementarschadenversi-
cherung brauchen, und zwar eine, die sozial 
verträglich ist, denn auch die Rentnerin, deren 
Haus direkt an der Ahr, der Saar oder der Blies 
steht, muss sich eine solche Versicherung leis-
ten können. Daher unterstützen wir die Pläne 
unserer Ministerin Petra Berg, ein Solidarmodell 
zu schaffen, in das alle einen fairen Betrag ein-
zahlen. Nun muss Bundesjustizminister Busch-
mann endlich von seiner Blockadehaltung abrü-
cken und eine Lösung vorlegen, denn in dieser 
Sache muss schnell gehandelt werden. Da sind 
wir uns alle einig. Ich bitte daher um Zustim-
mung zu unserem Antrag. - Glück auf! 

(Beifall von der SPD.)

Vizepräsidentin Baltes: 

Vielen Dank, Herr Schmidt, für Ihren Redebei-
trag. Als nächste Rednerin hat nun das Wort 
die Ministerin für Umwelt, Klima, Mobilität, Agrar 
und Verbraucherschutz, Frau Petra Berg.

Ministerin Berg: 

Vielen Dank, sehr geehrte Frau Präsidentin! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich 
darf mit Ihrer Erlaubnis, Frau Präsidentin zitie-
ren. FOCUS Online hat am 10. Januar dieses 
Jahres getitelt: „Ein kleines Bundesland wird 
zum deutschlandweiten Flut-Vorbild.“ Wie konn-
te es so weit kommen? Frank Schmidt hat es 
eben gesagt: Wir haben in fast allen saarlän-
dischen Kommunen Hochwasservorsorgekonzep-
te erstellt oder umgesetzt oder sind in der Pla-
nung. Wir fördern diese Konzepte mit 90 Pro-
zent und die dazu passenden baulichen Maßnah-
men mit 70 Prozent. Das ist echte Hilfe zur 
Selbsthilfe. 

(Beifall von der SPD.)

Wir bleiben dabei nicht stehen. Im Laufe 
des nächsten Jahres stellen wir als Ergän-
zung zu den detaillierten kommunalen Vorsor-
gekonzepten erstmals öffentlich saarlandweit 
und auch flächendeckend Informationen bereit, 
um private Vorsorge betreiben zu können. Das 
ist gut, denn die Kommunen, die Bürgerinnen 
und Bürger sind die Hauptakteure in diesen 
Vorsorgekonzepten. Sie helfen unsere Kommu-
nen, unsere Gebäude resilient und überflutungs-
fit zu machen. Es gibt Hochwasserpatenschaf-
ten, die aus einem intensiven kommunalen Aus-
tausch resultieren. Die Leitlinien dieser Hoch-
wasserpatenschaften sind: Erfahrungen teilen, 

Probleme erkennen, gemeinsame Lösungsansät-
ze entwickeln und Stärken zusammenführen. 

Meine Damen und Herren, beim Hochwasser-
schutz ist die Vorsorge zentral und dies erfor-
dert einfach ein Umdenken beim Planen, Bau-
en und Sanieren. Denn durch den Klimawandel 
steigt die Wahrscheinlichkeit für Dauerregen und 
Starkregenereignisse. Deshalb müssen wir auch 
aufhören, in überschwemmungsgefährdeten Ge-
bieten zu bauen. Da bietet die NaSaarWas-App 
eine große Hilfe, denn sie weist die Flächen aus, 
die in Überschwemmungsgebieten liegen. Es ist 
notwendig, Flächenversiegelung zu reduzieren, 
naturnahe Gewässerverläufe und Auen zu schaf-
fen und Überflutungsflächen bereitzustellen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir 
werden in diesem Jahr noch eine Extremstark-
regengefahrenkarte vorstellen. Damit werden 
im Saarland flächendeckend auch Informatio-
nen bereitgestellt, um auf katastrophale Nieder-
schlagsszenarien vorbereitet zu sein. Wir hoffen 
alle, dass sie nicht eintreten, aber wenn sie 
kommen, sind wir vorbereitet.

Ab 2026 werden wir eine sogenannte Erosions- 
und Sedimentationskarte für die Landwirtschaft 
und die Infrastrukturträger bereitstellen. Auch 
sie wird helfen, Menschenleben zu retten, wich-
tige Infrastruktur zu schützen, damit die Men-
schen Gefahrenbereiche verlassen können und 
Aufenthaltsorte definiert werden, wo man sich 
schützen kann. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, Was-
ser macht an der Grenze nicht halt. Deshalb ar-
beitet das Saarland in den internationalen Kom-
missionen von Mosel und Saar sehr eng mit 
Frankreich, Luxemburg, der Wallonie und Rhein-
land-Pfalz zusammen, und zwar nicht nur im 
Hochwasserschutz, sondern auch bei der Nied-
rigwasserbeobachtung. Das Saarland ist Vollmit-
glied im Verbundvorhaben KLIWA, das Klimaän-
derungen in der Wasserwirtschaft beobachtet, 
analysiert und definiert. Das ist die Basis, um 
den Klimawandel in der Saarlandstrategie aus-
reichend berücksichtigen zu können. 

(Beifall von der SPD.)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir 
sind durch unsere Vorsorge glimpflich davonge-
kommen. Trotzdem gab es saarlandweit 347 
Hochwassereinsätze. An dieser Stelle von der 
gesamten Landesregierung einen großen Dank 
an die ehrenamtlichen Einsatzkräfte für ihr vor-
bildliches Engagement, aber auch an das Innen-
ministerium und den Innenminister, an dich, lie-
ber Reinhold Jost. Der Minister war vor Ort und 
hat sich bei den Ehrenamtlichen erkundigt, wie 
Hilfe und Unterstützung geleistet werden. Wir 
waren teilweise gemeinsam dort. Er hat insbe-
sondere die Feuerwehren sehr stark unterstützt, 
damit diese Hilfe rund um die Uhr gewährleistet 
werden konnte. Unsere Feuerwehrmänner und 
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-frauen waren rund um die Uhr im Einsatz. Das 
war sehr vorbildlich. Danke an alle! 

(Beifall von der SPD und bei der CDU.)

Oftmals sind bei diesen Lagen Menschen mit ih-
rem Hab und Gut ganz konkret betroffen. Des-
halb bin und bleibe ich überzeugt davon, dass 
wir weiter über die Einführung einer Pflichtversi-
cherung für Elementarschäden diskutieren müs-
sen. Eine solche Pflichtversicherung ist nicht so 
ganz einfach, denn sie muss als Solidarmodell 
ausgestaltet sein. Ich sage es noch einmal ganz 
deutlich: Sie muss in der Prämienhöhe für al-
le leistbar sein. Ich bin mir ganz sicher, auch 
das wird möglich sein. Die Bundesländer haben 
bereits mit einem einstimmigen Beschluss ih-
ren Willen zu einer Elementarschaden-Pflichtver-
sicherung zum Ausdruck gebracht. 

Herr Theobald ist leider jetzt nicht da, um zu 
hören, dass wir im Rechtsausschuss noch ein-
mal darüber diskutieren. Ich bin persönlich nicht 
der Meinung, dass die Opt-Out-Regelung hier 
Hilfe schafft, denn sie sagt ja nichts anderes, 
als dass zunächst bei allen Neubauten die Ele-
mentarschadenversicherung verpflichtend abge-
schlossen werden muss, dass aber diejenigen, 
die dann nicht wollen, aussteigen können. Das 
ist kein echtes Solidarmodell. Ich bin davon 
überzeugt, es bringt Menschen in Not. 

Der Bund und die Versicherungswirtschaft müs-
sen jetzt verantwortungsvoll für die Menschen 
eine gute und bezahlbare Lösung finden. Dieser 
Verantwortung stellen wir uns auch im Rechts-
ausschuss, damit eine solche Pflichtversicherung 
möglich ist. Denn die Existenzen der Menschen 
müssen geschützt werden. 

Lassen Sie mich zum Schluss ganz kurz auf das 
sogenannte Schweizer Modell eingehen. Diese 
Schweizer Pflichtversicherung wird in 22 von 
26 Kantonen durchgeführt, im Übrigen nicht 
erst seit den Neunzigerjahren, sondern sie ist 
als Modell dort schon seit dem 19. Jahrhun-
dert etabliert. Es ist ein öffentliches Versiche-
rungsmonopol, und zwar außerhalb einer EU-
rechtlichen Regulierung. Dabei muss erwähnt 
werden, dass die kantonalen Versicherer Versi-
cherungsnehmer sanktionieren, wenn sie gewis-
se Maßnahmen nicht ergreifen. Es ist also al-
les andere als eine Solidarversicherung. In den 
sogenannten GUSTAVO-Kantonen wird eine pri-
vatversicherungsrechtliche Regelung angeboten. 
Weil sie gedeckelt ist, führt sie aber im Ergeb-
nis dazu, dass - wenn diese Grenze erreicht 
ist - die Versicherungsleistungen entsprechend 
herabgesetzt werden. Auch das ist keine richti-
ge Solidarversicherung, die den Menschen hilft. 
Das sind Versicherungsmodelle, die vielleicht in 
der Schweiz in diesem ganz besonderen Modell 
durchgeführt werden können, die aber auf un-
seren Versicherungsmarkt sicherlich nicht über-
tragbar sind. 

Wir stehen als saarländische Landesregierung 
für eine echte, solidarische Pflichtversicherung 
ein, die die Menschen in diesem Lande schützt, 
Prävention ermöglicht und das Hab und Gut der 
Menschen vor solchen katastrophalen Ereignis-
sen rettet. Dafür stehen wir ein. Vielen Dank für 
den Antrag zum Hochwasserschutz. Wir werden 
nicht nachlassen in unseren Anstrengungen, die 
Menschen in diesem Land, die Menschenleben 
und das Hab und Gut der Menschen zu schüt-
zen. - Vielen Dank.

(Beifall von der SPD.)

Vizepräsidentin Baltes: 

Vielen Dank, Frau Ministerin. Weitere Wortmel-
dungen sind nicht eingegangen. Ich schließe die 
Aussprache. 

Wir kommen nun zur Abstimmung, zunächst 
über den Antrag der SPD-Landtagsfraktion 
Drucksache 17/751. Wer für die Annahme der 
Drucksache 17/751 ist, den bitte ich, eine Hand 
zu erheben. - Wer ist dagegen? - Wer enthält 
sich? Ich stelle fest, dass der Antrag Drucksa-
che 17/751 mit Stimmenmehrheit angenommen 
ist. Zugestimmt hat die SPD-Landtagsfraktion, 
dagegen gestimmt hat die AfD-Landtagsfraktion, 
enthalten hat sich die CDU-Landtagsfraktion. 

Wir kommen nun zur Abstimmung über den 
Antrag der AfD-Landtagsfraktion Drucksache 
17/747. Wer für die Annahme der Drucksache 
17/747 ist, den bitte ich, eine Hand zu erheben. 
- Wer ist dagegen? - Wer enthält sich der Stim-
me? - Ich stelle fest, dass der Antrag Drucksa-
che 17/747 mit Stimmenmehrheit abgelehnt ist. 
Zugestimmt hat die AfD-Landtagsfraktion, dage-
gen gestimmt haben SPD- und CDU-Landtags-
fraktion. 

Wir kommen nun zu Punkt 17 der Tagesord-
nung:

Beschlussfassung über den vom Aus-
schuss für Eingaben eingebrachten An-
trag betreffend: Beschlüsse zu Peti-
tionen (Übersicht Nr. 6) (Drucksache 
17/771) 

Ich eröffne die Aussprache. Wortmeldungen sind 
nicht eingegangen. Ich schließe die Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Antrag 
Drucksache 17/771. Wer für die Annahme der 
Drucksache 17/771 ist, den bitte ich, eine Hand 
zu erheben. - Wer ist dagegen? - Wer enthält 
sich der Stimme? - Ich stelle fest, dass der An-
trag Drucksache 17/771 einstimmig angenom-
men ist. Zugestimmt haben SPD-, CDU- und 
AfD-Landtagsfraktion. 

Wir kommen nun zu Punkt 18 der Tagesord-
nung:
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Jahresbericht des Ausschusses für Ein-
gaben für das Jahr 2022 (Drucksache 
17/741) 

Zur Berichterstattung erteile ich der Ausschuss-
vorsitzenden Frau Abgeordneter Petra Fretter 
das Wort.

Abg. Fretter (CDU), Berichterstatterin: 

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Die 
Tätigkeit des Ausschusses für Eingaben steht 
einmal im Jahr auf der Tagesordnung des Hohen 
Hauses. Diese Gelegenheit zur Berichterstattung 
nehme ich stellvertretend für alle Ausschussmit-
glieder sehr gerne wahr und freue mich dabei 
auf Ihre uneingeschränkte Aufmerksamkeit. Die 
heutige Berichterstattung bezieht sich auf das 
Jahr 2022, das wie auch das Vorjahr stark durch 
die Corona-Pandemie geprägt war. 

Grundsätzlich ist der Ausschuss für Eingaben für 
Anliegen der Bürgerinnen und Bürger, die die 
öffentliche Verwaltung oder die Gesetzgebung 
des Landes betreffen, zuständig. Zivilrechtliche 
Fragen oder Fragen, die die Unabhängigkeit der 
richterlichen Tätigkeit berühren, liegen außer-
halb seiner Zuständigkeit. Jede Bürgerin, jeder 
Bürger hat ein verfassungsrechtliches, verbürg-
tes Petitionsrecht. Der Ausschuss für Eingaben 
hat die Aufgabe, die Bitten und die Beschwerden 
von Bürgerinnen und Bürgern, die an die Adres-
se des Landtages gerichtet sind, zu prüfen und 
zu bescheiden. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, in diesem Aus-
schuss werden die Sorgen und Nöte, aber auch 
die Interessen der Menschen konkret sichtbar. 
Wir als Ausschussmitglieder orientieren uns an 
diesen Bedürfnissen und Problemen unserer 
Bürger. Mit anderen Worten: Wir arbeiten bür-
gernah. Man liest immer wieder, der Ausschuss 
für Eingaben sei eine Art Notrufsäule der Bür-
gerinnen und Bürger, ein Seismograf für die 
Stimmung in der Bevölkerung. Das ist, wie ich 
glaube, ein sehr treffendes Bild. Deshalb hat 
dieser Ausschuss meiner Meinung nach auch 
entsprechende Würdigung und Aufmerksamkeit 
verdient, da er ein sehr wichtiges Bindeglied 
zwischen Bürgerinnen und Bürgern und deren 
gewählten Vertreterinnen und Vertretern hier im 
Landtag ist. Das könnte sich auch darin zeigen 
- das hatte ich das letzte Jahr schon gesagt -, 
dass wir die jährliche Berichterstattung vorzie-
hen, um somit die Bürgerinnen und Bürger über 
Funk und Fernsehen zu erreichen. Das ist, wie 
gesagt, nicht zum ersten Mal meine Bitte. Viel-
leicht findet diese Anregung ja Zustimmung im 
nächsten Jahr, das würde mich und auch meine 
Ausschussmitglieder sehr freuen! 

(Beifall von der CDU und bei der SPD.)

Seit vielen Jahren bin ich mit viel Herzblut in 
diesem wichtigen Ausschuss Mitglied. Nach der 
letzten Landtagswahl habe ich das Amt der Aus-
schussvorsitzenden übernommen und ich versi-
chere Ihnen, dass die Ausschussmitglieder und 
ich als Vorsitzende uns den Anliegen der Bür-
ger*innen verpflichtet fühlen und diesen auch in 
Zukunft hohe Wertschätzung entgegenbringen 
werden. 

Lassen Sie mich zunächst meinen werten Kolle-
ginnen und Kollegen, den Mitgliedern des Ein-
gabeausschusses selbst, aber auch allen Mitar-
beiterinnen und Mitarbeitern in den Ministerien 
danken. Ein besonderer Dank geht an unsere 
Ausschusssekretärin Katja Gröber, die stets für 
Petentinnen und Patenten am Telefonhörer ein 
offenes Ohr hat und sich immer Zeit für diese 
Gespräche nimmt.

(Beifall von der CDU und bei der SPD.)

Ohne diese engagierten Menschen ist ein bür-
gernahes Petitionswesen einfach nicht möglich. 
Ihnen allen sei an dieser Stelle herzlich gedankt. 

Ich möchte nun unsere Arbeit des abgelaufenen 
Kalenderjahres 2020 anhand von aufgearbeite-
ten Daten und ausgewählten Beispielen konkre-
tisieren. Sie finden in der als Drucksache 17/741 
vorliegenden Statistik des Berichtsjahres 2022 
die Zahlen zu verschiedenen Aspekten des Pe-
titionswesens. Die Statistik umfasst zum einen 
die Gesamtzahl der vom Ausschuss im Berichts-
jahr beratenen Eingaben. Zum anderen gliedert 
die Statistik die behandelten Eingaben nach 
drei Merkmalen auf: Nach der Zuordnung zu 
den Geschäftsbereichen der Landesverwaltung, 
nach der Art der Einbringung in den Landtag 
und nach der Art der Erledigung durch den Aus-
schuss. 

Im Jahr 2022 hat der Ausschuss insgesamt 200 
Petitionen, sprich Eingaben, behandelt. Das ist 
ein Rückgang um 72 Petitionen beziehungswei-
se 26,5 Prozent. In den letzten elf Jahren hat 
der Ausschuss jährlich zwischen 180 und 285 
Petitionen pro Jahr behandelt. Nachdem wir im 
Jahr 2020 die höchste Anzahl an Petitionen seit 
über 20 Jahren erhalten hatten und uns 2021 
auf hohem Niveau stabilisiert hatten, konnte 
für 2022 ein leichter Rückgang verzeichnet wer-
den. Die Aufgliederung nach den Geschäftsbe-
reichen zeigt einen leichten Rückgang des Ge-
samtaufkommens und ist das Ergebnis recht un-
terschiedlicher Entwicklungen im Einzelnen. Ich 
möchte an dieser Stelle darauf hinweisen, dass 
Sie in der Statistik die im Jahr 2022 gültigen 
Bezeichnungen der Ministerien finden. 

Bei fast allen Ministerien ist im Jahr 2022 ein 
Rückgang zu erkennen. Die höchste Zahl ver-
zeichnet das Ministerium für Soziales, Gesund-
heit, Frauen und Familie, das ist heute das Mi-
nisterium für Arbeit, Soziales, Frauen und Ge-
sundheit, mit einem Rückgang von 28 Eingaben. 
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Im Geschäftsbereich des Ministeriums für Inne-
res, Bauen und Sport ist der höchste Wert an 
zugewiesenen Petitionen mit 50 Eingaben zu 
verzeichnen. Es gab noch weitere Geschäftsbe-
reiche, die im Vergleich zum Vorjahr weniger Pe-
titionen hatten, dazu zählen die Staatskanzlei, 
das Ministerium für Bildung und Kultur sowie 
das Ministerium für Wirtschaft, Arbeit, Energie 
und Verkehr, heute Ministerium für Wirtschaft, 
Innovation, Digitales und Energie. 

Lassen Sie uns einen Blick auf die Art der Ein-
bringung der Eingaben in den Landtag werfen, 
ob diese also per Post oder digital eingetroffen 
sind. Schriftlicher und digitaler Eingang der Ein-
gaben im Landtag des Saarlandes haben sich im 
Vergleich zum Vorjahr verändert, da Eingaben 
nunmehr öfter in digitaler Form eingereicht wer-
den. Insbesondere weist das auf der Homepage 
des Landtages angebotene Format der Online-
Petitionen im Berichtsjahr sozusagen eine Stei-
gerung um 29 Prozent auf. Der Anteil der On-
line-Petitionen an der Gesamtzahl der Petitionen 
stieg von 31 Prozent im Jahr 2021 auf 60 Pro-
zent im Jahr 2022.

Über 76,5 Prozent aller Eingaben wurden im 
Jahr 2022 als erledigt beschieden, da der Aus-
schuss die jeweils eingeholte Stellungnahme 
der obersten Landesbehörde bestätigt hatte. In 
7 Prozent aller Fälle hat das Prüfungsverfahren 
zu dem erfreulichen Ergebnis geführt, dass ei-
nem Anliegen ganz oder teilweise entsprochen 
wurde.

Frau Präsidentin, verehrte Kolleginnen und Kol-
legen, nach den jetzt eher nüchternen Zah-
len der Statistik und statistischen Betrachtung 
möchte ich Ihnen unsere Arbeit anhand ausge-
wählter Eingaben beispielhaft veranschaulichen. 
Der erste Fall betrifft den Geschäftsbereich des 
Ministeriums für Arbeit, Soziales, Frauen und 
Gesundheit. Der Petent aus Homburg wandte 
sich mit seiner Petition am 3. Oktober 2022 
an den Petitionsausschuss. Er monierte die Be-
arbeitungsdauer seines Antrags auf Erwerbsmin-
derungsrente, den er im November 2021 bei 
der Deutschen Rentenversicherung Saarland ge-
stellt hatte. Mehrmalige Anrufe seinerseits in der 
entsprechenden Abteilung hatten keinen Erfolg 
gebracht, da er entweder niemand erreicht hat 
oder nur vertröstet wurde. Das Ministerium für 
Arbeit, Soziales, Frauen und Gesundheit führte 
in seiner Stellungnahme aus, dass bereits im 
Dezember 2021 seitens der DRV Saarland der 
Gutachtenauftrag an den Ärztlichen Dienst er-
teilt worden sei, der seine gutachterliche Ent-
scheidung aufgrund der Komplexität des Verfah-
rens erst im August 2022 habe treffen können. 
Letztendlich sei dem Antrag auf Rente entspro-
chen worden und der Rentenbeginn - wie vom 
Petenten gewünscht - rückwirkend auf Novem-
ber 2021 festgelegt worden.

Im zweiten Beispiel handelt es sich um ei-
nen ausstehenden Steuerbescheid für das Jahr 
2020. Die Petentin führte aus, sie sei am 
1. September 2020 von St. Ingbert im Saarland 
nach Sulzbachtal in Rheinland-Pfalz gezogen. 
Die Übergabe der Unterlagen sei bis zum Einrei-
chen der Petition am 15. März 2022 noch nicht 
erfolgt. Durch die Intervention des Ausschusses 
für Eingaben beim Ministerium der Finanzen und 
für Wissenschaft habe das Finanzamt Homburg 
mitgeteilt, dass die Übergabe der Unterlagen 
mittlerweile stattgefunden habe und der Steuer-
bescheid bearbeitet worden sei.

Das letzte Beispiel ist eine Petition vom 24. April 
2022. In ihr geht es um zu hohe Fahrbahn-
schwellen in einer Straße in Sulzbach. Das Mi-
nisterium für Umwelt, Klima, Mobilität, Agrar 
und Verbraucherschutz hat in seinem Schreiben 
vom 17. Juni 2022 ausgeführt, dass die zu-
ständige Straßenaufsichtsbehörde der Regional-
verband Saarbrücken sei. Kurz danach hat die 
Petentin die Ausschusssekretarin per Mail infor-
miert, dass die Fahrbahnschwellen beseitigt sei-
en, wofür sie sich bedanke. - Frau Präsidentin, 
meine sehr verehrten Damen und Herren, ich 
schließe meine Berichterstattung und bedanke 
mich herzlich für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall von der CDU und der SPD.)

Vizepräsidentin Baltes: 

Vielen Dank, Frau Fretter, für die Berichterstat-
tung. Ich eröffne die Aussprache. - Wortmeldun-
gen sind nicht eingegangen. Ich schließe die 
Aussprache.

Wir kommen nun zu Punkt 19 der Tagesord-
nung:

Beschlussfassung über den vom 
Ausschuss für Justiz, Verfassungs- 
und Rechtsfragen, Wahlprüfung, Daten-
schutz und Informationsfreiheit einge-
brachten Antrag betreffend: Aufhebung 
der Immunität eines Abgeordneten
(Drucksache 17/782) 

Zur Berichterstattung erteile ich der Ausschuss-
vorsitzenden Frau Abgeordneter Nadia Schindel-
hauer das Wort.

Abg. Schindelhauer (SPD), Berichterstatte-
rin: 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Mit Schreiben vom 20. Januar 2024 - einge-
gangen am 29. Januar 2024 - hat der leiten-
de Oberstaatsanwalt bei Frau Landtagspräsiden-
tin Winzent die Aufhebung der Immunität des 
Abgeordneten Josef Dörr beantragt, um einen 
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Strafbefehl mit Strafvorbehalt wegen falscher 
Versicherung an Eides Statt gemäß § 156 StGB 
beantragen zu können. Die Immunität ist ganz 
nach herrschender Meinung ein Parlamentspri-
vileg. Sie schützt nicht das Interesse des ein-
zelnen Abgeordneten an einer Vereitelung oder 
Verzögerung legitimer staatlicher Verfolgung. 
Sie schützt vielmehr die Funktionsfähigkeit des 
Parlamentes.

Bei seiner Entscheidung über die Aufhebung der 
Immunität des Abgeordneten Dörr haben das 
Parlament und ihm vorausgehend der Ausschuss 
zwischen den Parlamentsbelangen, denen einer 
geordneten Rechtspflege und denen des Abge-
ordneten an einer ungestörten Wahrnehmung 
seines Mandats abzuwägen. Diese Abwägung 
muss frei von Willkür erfolgen. Das Parlament 
entscheidet jedoch nicht über die Berechtigung 
der gegen den Abgeordneten erhobenen Vor-
würfe. Es urteilt also nicht über Schuld oder Un-
schuld eines Abgeordneten. Es entscheidet viel-
mehr darüber, ob sich die Staatsanwaltschaft er-
kennbar von unsachgemäßen Motiven bei der 
angestrebten Strafverfolgung leiten lässt. Sind 
hierfür keine objektiven Anhaltspunkte ersicht-
lich, ist der Landtag gehalten, die beantrag-
te Maßnahme zu genehmigen. Der beantragte 
Strafbefehl mit Strafvorbehalt wegen falscher 
Versicherung an Eides Statt lässt keinerlei An-
haltspunkte auf eine missbräuchliche Strafver-
folgung erkennen. Die Aufhebung der Immunität 
des Abgeordneten Dörr begegnet daher keinen 
Bedenken.

Der Ausschuss für Justiz, Verfassungs- und 
Rechtsfragen, Wahlprüfung, Datenschutz und 
Informationsfreiheit hat in seiner Sitzung vom 
1. Februar 2024 einstimmig mit den Stimmen 
der CDU- und der SPD-Fraktion bei Abwesen-
heit der AfD-Fraktion beschlossen, dem Parla-
ment zu empfehlen, entsprechend dem Antrag 
der Staatsanwaltschaft vom 20. Januar 2024 die 
Immunität des Abgeordneten Josef Dörr aufzu-
heben. - Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall von der SPD und bei der CDU.)

Vizepräsidentin Baltes: 

Vielen Dank, Frau Schindelhauer, für die Bericht-
erstattung. Ich eröffne die Aussprache. - Wort-
meldungen sind nicht eingegangen. Ich schließe 
die Aussprache.

Wir kommen nun zur Abstimmung über den 
Antrag Drucksache 17/782. Wer für die Annah-
me der Drucksache 17/782 ist, den bitte ich, 
eine Hand zu erheben. - Wer ist dagegen? - 
Wer enthält sich? - Ich stelle fest, dass der An-
trag Drucksache 17/782 einstimmig angenom-
men ist. Zugestimmt haben die Fraktionen von 
SPD und CDU. Enthalten hat sich die AfD-Frakti-
on. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, damit sind wir 
am Ende der heutigen Sitzung angelangt. Ich 
unterbreche die Sitzung bis morgen früh um 
09.00 Uhr und wünsche Ihnen allen einen guten 
Nachhauseweg.

(Die Sitzung wird von 17.18 Uhr bis 09.00 
Uhr (07.02.2024) unterbrochen.) 

Präsidentin Winzent: 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, lie-
be Kolleginnen und Kollegen! Wir setzen die 
gestern unterbrochene Sitzung nun fort. Ich 
darf heute Morgen, soweit sie anwesend sind, 
die Kandidierenden für die Wahl des/der Lan-
desbeauftragten für die Belange von Menschen 
mit Behinderungen begrüßen. Ebenso begrü-
ßen möchte ich den amtierenden Beauftragten, 
Herrn Prof. Dr. Bieber. Seien Sie uns herzlich 
willkommen.

(Beifall.)

Wir kommen nun zu Tagesordnungspunkt 20:

Wahl der/des Landesbeauftragten für 
die Belange von Menschen mit Behin-
derungen (Wahlvorschlag Drucksache 
17/794) 

Der aktuelle Landesbeauftragte für die Belange 
von Menschen mit Behinderungen, Herr Prof. 
Dr. Daniel Bieber, wurde am 12. Februar 2020 
vom Landtag gewählt. Der Eintritt in den Ruhe-
stand von Herrn Prof. Dr. Bieber wurde letztma-
lig bis Ende Februar 2024 hinausgeschoben. Ei-
ne entsprechende Stellenausschreibung wurde 
im Oktober 2023 veröffentlicht. Es liegen acht 
Bewerbungen vor, die den Mitgliedern des Land-
tages zwischenzeitlich zugegangen sind.

Das Präsidium des Landtages hat in seiner Sit-
zung vom 5. Februar 2024 beschlossen, alle ein-
gegangenen Bewerbungen in den Vorschlag auf-
zunehmen, der Ihnen heute Morgen als Druck-
sache 17/794 vorliegt. Dem Landesbehinderten-
beirat wurde Gelegenheit zur Stellungnahme ge-
geben. Eine Stellungnahme ist bisher nicht ein-
gegangen.

Das Erweiterte Präsidium hat sich für eine 
schriftliche Wahl ausgesprochen. Wahlzettel und 
Umschläge werden Ihnen am Eingang zu Zim-
mer 30 ausgehändigt. Gültig sind nur die Wahl-
zettel, auf denen die Stimmabgabe durch ein 
Kreuz im Kreis eindeutig gekennzeichnet ist. 
Den Umschlag mit dem Wahlzettel bitte ich, in 
die Wahlurne einzuwerfen. Gewählt ist der Kan-
didat, der die Mehrzahl der Stimmen auf sich 
vereint. Ich bitte nun die Schriftführer, die Na-
men der Abgeordneten zur Stimmabgabe aufzu-
rufen.
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(Die Schriftführer rufen die Namen der Abge-
ordneten auf.)

Ich bitte nun um Mitteilung, ob ein Mitglied des 
Hauses nicht aufgerufen worden ist. ‑ Das ist 
nicht der Fall. Dann bitte ich die beiden Schrift-
führer, mit der Auszählung der Stimmen zu be-
ginnen.

(Die Schriftführer zählen die Stimmen aus.)

Ich gebe nun das Ergebnis der Wahl bekannt. 
Abgegeben wurden 47 Stimmen, davon sind 47 
Stimmen gültig. Entfallen sind auf Frau Dr. Lilit 
Grigoryan 1 Stimme, Marc Krämer 0 Stimmen, 
Ulrich Ludat 0 Stimmen, Dirk Mitzloff 0 Stim-
men, Petra Moser-Meyer 0 Stimmen, Dunja Rei-
chert 0 Stimmen, Christoph Schirra 0 Stimmen, 
Michael Schmaus 46 Stimmen. Ich stelle somit 
fest, dass der Bewerber Michael Schmaus zum 
Landesbeauftragten für die Belange von Men-
schen mit Behinderungen gewählt ist. - Herr 
Schmaus, ich spreche Ihnen im Namen des Ho-
hen Hauses herzliche Glückwünsche dazu aus! 

(Beifall des Hauses. - Gratulation durch die 
Abgeordneten.)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir fahren nun 
in unserer Tagesordnung fort und kommen zu 
den Tagesordnungspunkten 21, 22 und 23:

Zweite und Dritte Lesung des Ge-
setzes zur Änderung der Verfassung 
des Saarlandes (Artikel 12 Absatz 3)
(Drucksache 17/503) (Abänderungsan-
trag Drucksache 17/784) 

Zweite und Dritte Lesung des Gesetzes 
zur Änderung der Verfassung des Saar-
landes (Artikel 19) (Drucksache 17/504 
- neu) (Abänderungsantrag Drucksache 
17/785) 

Zweite und Dritte Lesung des Gesetzes 
zur Änderung der Verfassung des Saar-
landes (Artikel 59a Absatz 1) (Drucksa-
che 17/505 - neu) (Abänderungsantrag 
Drucksache 17/786) 

Zur Berichterstattung erteile ich der Ausschuss-
vorsitzenden Frau Abgeordneter Nadia Schindel-
hauer das Wort. 

Abg. Schindelhauer (SPD), Berichterstat-
terin zum Gesetzentwurf Drucksache 
17/503: 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Der Entwurf der SPD- und der 
CDU-Landtagsfraktion des Gesetzes zur Ände-
rung der Verfassung des Saarlandes (Artikel 12 
Absatz 3), Drucksache 17/503 (Rassebegriff), 

wurde vom Plenum in seiner 16. Sitzung am 
12.07.2023 in Erster Lesung angenommen und 
zur weiteren Beratung an den Ausschuss für 
Justiz, Verfassungs- und Rechtsfragen, Wahl-
prüfung, Datenschutz und Informationsfreiheit 
überwiesen. Der Gesetzentwurf wurde im Aus-
schuss gelesen und beraten.

Ihm liegen folgende Erwägungen zugrunde: Die 
Verwendung des Begriffs der Rasse führt zu dem 
Glauben, dass unterschiedliche biologische Men-
schenrassen existieren würden. Das ist fachlich 
falsch und entstammt einer Ideologie, die wir 
als weltoffene und der Welt zugewandte saarlän-
dische Gesellschaft nicht tolerieren. Auch heu-
te kann der Rassebegriff zur Förderung rassis-
tischen Denkens führen. Deshalb muss der Be-
griff „Rasse“ aus der saarländischen Verfassung 
gestrichen werden. Um rassistisch motivierten 
Herabwürdigungen, Benachteiligungen oder Ver-
folgungen entgegenzuwirken, wird der Schutz 
vor Diskriminierung in der ursprünglichen Ge-
setzesvorlage mit den Worten „aus rassistischen 
Gründen“ ergänzt. 

Der Ausschuss hat am 8. und 9. Januar eine 
Anhörung zu diesem Gesetzesvorhaben durch-
geführt. Der Gesetzentwurf wurde, verbunden 
mit konstruktiver Kritik beziehungsweise weite-
ren Formulierungsvorschlägen von den gelade-
nen Institutionen unisono begrüßt. Allen Ange-
hörten möchte ich an dieser Stelle für ihre Stel-
lungnahmen noch einmal herzlich danken. 

Die Fraktionen von SPD und CDU haben einen 
gemeinsamen Abänderungsantrag eingebracht, 
mit dem das Wort „Gründen“ durch „Zuschrei-
bungen“ ersetzt wird. Der Abänderungsantrag 
wurde bei Ablehnung durch die AfD-Fraktion 
mehrheitlich angenommen und liegt Ihnen als 
Drucksache 17/784 vor. 

Das Gesetz zur Änderung der Verfassung des 
Saarlandes (Artikel 12 Absatz 3), Drucksa-
che 17/503, wurde bei Zustimmung der Land-
tagsfraktionen von SPD und CDU und Ablehnung 
durch die AfD Landtagsfraktion unter Berück-
sichtigung des angenommenen Abänderungsan-
trags mehrheitlich angenommen. Der Ausschuss 
empfiehlt dem Plenum die Annahme des Ge-
setzes in Zweiter Lesung. - Vielen Dank für Ihre 
Aufmerksamkeit. 

(Beifall von SPD und CDU.)

Präsidentin Winzent: 

Frau Berichterstatterin, tragen Sie doch bitte 
auch noch die Berichte zu den beiden anderen 
Gesetzesänderungen jetzt einleitend vor. 

Abg. Schindelhauer (SPD), Berichterstatte-
rin zu den Gesetzentwürfen Drucksache 
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17/504 - neu - und Drucksache 17/505 - 
neu: 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Der Entwurf der SPD- und 
der CDU-Landtagsfraktion des Gesetzes zur Än-
derung der Verfassung des Saarlandes (Arti-
kel 19), Drucksache 17/504 - neu - (Ehren-
amt), wurde vom Plenum in seiner 16. Sit-
zung am 12.07.2023 in Erster Lesung ange-
nommen und zur weiteren Beratung an den 
Ausschuss für Justiz, Verfassungs- und Rechts-
fragen, Wahlprüfung, Datenschutz und Informa-
tionsfreiheit überwiesen. Der Gesetzesentwurf 
wurde im Ausschuss gelesen und beraten.

Ihm liegen die folgenden Erwägungen zugrunde: 
Mit der Einfügung von Artikel 19 Satz 2 in die 
Verfassung des Saarlandes wird die Förderung 
der ehrenamtlichen Tätigkeit zum Staatsziel er-
klärt. Gerade im Saarland ist das ehrenamtliche 
Engagement der Bürgerinnen und Bürger ein 
maßgeblicher Pfeiler, auf dem Staat und Zivilge-
sellschaft ruhen. Es trägt wesentlich zu einer 
menschlichen und solidarischen Gesellschaft bei 
und festigt das demokratische Gemeinwesen. 
Mit der Änderung des Artikels 19 wird die be-
sondere Bedeutung der ehrenamtlichen Tätigkeit 
für das Funktionieren der Gesellschaft hervorge-
hoben. Durch das Wort „Förderung“ wird klarge-
stellt, dass der Staat diesem Ziel ein besonderes 
Gewicht beizumessen hat. 

Der Ausschuss hat am 8. und 9. Januar eine An-
hörung zu diesem Gesetzesvorhaben durchge-
führt. Der Gesetzesentwurf wurde durch die ge-
ladenen Institutionen nahezu einhellig begrüßt. 
Allen hierzu Angehörten möchte ich ebenfalls für 
ihre Stellungnahmen ganz herzlich danken. 

Die SPD- und die CDU-Fraktion haben einen 
gemeinsamen Abänderungsantrag eingebracht, 
der bei Ablehnung der AfD-Fraktion mehrheitlich 
angenommen wurde. Mit diesem Antrag wird 
noch das Wort „Schutz“ ausdrücklich in den Satz 
aufgenommen. Der Abänderungsantrag liegt Ih-
nen als Drucksache 17/785 vor.

Das Gesetz zur Änderung der Verfassung 
des Saarlandes (Artikel 19 Satz 2), Drucksa-
che 17/504 - neu, wurde bei Zustimmung der 
Landtagsfraktionen von SPD und CDU und Ab-
lehnung durch die AfD-Landtagsfraktion unter 
Berücksichtigung des angenommenen Abände-
rungsantrags mehrheitlich angenommen. Der 
Ausschuss empfiehlt dem Plenum die Annahme 
des Gesetzes in Zweiter Lesung. 

(Beifall von SPD und CDU.)

Ich fahre fort mit der weiteren Berichterstat-
tung. Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr ge-
ehrte Damen und Herren, liebe Kolleginnen 
und Kollegen, der Entwurf der SPD- und der 
CDU-Landtagsfraktion zum Gesetz zur Änderung 

der Verfassung des Saarlandes (Artikel 59a Ab-
satz 1), Drucksache 17/505 - neu - (Nachhal-
tigkeit), wurde vom Plenum in seiner 16. Sit-
zung am 12.07.2023 in Erster Lesung ange-
nommen und zur weiteren Beratung an den 
Ausschuss für Justiz, Verfassungs- und Rechts-
fragen, Wahlprüfung, Datenschutz und Informa-
tionsfreiheit überwiesen. Der Gesetzesentwurf 
wurde im Ausschuss gelesen und beraten.

Ihm liegen folgende Erwägungen zugrunde: Ar-
tikel 59a Absatz 1 Satz 1 der saarländischen 
Landesverfassung stellt den Schutz der natür-
lichen Lebensgrundlagen unter besondere Für-
sorge des Landes und benennt in Satz 2 die 
erstrangigen Aufgaben des Staates. Bislang ist 
Nachhaltigkeit nicht unmittelbar in der Landes-
verfassung als Staatsziel benannt. Um die na-
türlichen Lebensgrundlagen vollumfänglich zu 
schützen, wird der Begriff der Nachhaltigkeit 
aufgenommen. Mit Aufnahme des Nachhaltig-
keitsbegriffs in die Landesverfassung kann ein 
Nachhaltigkeitsvorbehalt für alle politischen und 
administrativen Maßnahmen des Landes einge-
führt werden. Gebunden werden sämtliche Trä-
ger hoheitlicher Gewalt. Im Wege der Konkor-
danz können Auswirkungen geprüft und bewer-
tet werden. In seinem Kern statuiert Artikel 59a 
Absatz 1 zumindest ein Rückschrittverbot und 
ein Optimierungsgebot. Der Verbrauch von Res-
sourcen ist, wenn diese nicht erneuerbar sind, 
wegen der negativen Folgen für die kommenden 
Generationen auf das erforderliche Maß zu be-
schränken. 

Der Ausschuss hat am 8. und 9. Januar eine An-
hörung zu diesem Gesetzesvorhaben durchge-
führt. Der Gesetzentwurf stieß ebenfalls auf ein 
positives Echo bei den Angehörten. Auch dieser 
Gruppe von Angehörten möchte ich herzlich für 
ihre Stellungnahmen danken. 

SPD- und CDU-Fraktion haben einen gemeinsa-
men Abänderungsantrag eingebracht, der bei 
Ablehnung durch die AfD-Fraktion mehrheitlich 
angenommen wurde. Hierin wurde nochmals 
die Begründung des Gesetzentwurfs ergänzt. 
Der Abänderungsantrag liegt Ihnen als Druck-
sache 17/786 vor. Das Gesetz zur Änderung 
des Gesetzes der Verfassung des Saarlandes Ar-
tikel 59a Absatz 1, Drucksache 17/505 - neu, 
wurde bei Zustimmung der Landtagsfraktionen 
von SPD und CDU und Ablehnung der AfD-Land-
tagsfraktion unter Berücksichtigung des Abän-
derungsantrages mehrheitlich angenommen, der 
Ausschuss empfiehlt dem Plenum die Annahme 
des Gesetzes in Zweiter und letzter Lesung. - 
Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von SPD und CDU.)

Präsidentin Winzent: 

Ich danke der Frau Berichterstatterin. Ich eröff-
ne nun die Aussprache. - Es sind Wortmeldun-
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gen eingegangen. Ich erteile das Wort für die 
CDU-Landtagsfraktion Herrn Abgeordneten Ro-
land Theis.

Abg. Theis (CDU): 

Sehr geehrte Frau Landtagspräsidentin! Sehr 
geehrte Kolleginnen und Kollegen! Wir arbeiten 
heute unter anderem an der Änderung der Ver-
fassung des Saarlandes - und zu diesem Punkt 
möchte ich für die CDU-Fraktion sprechen - mit 
dem Ziel der Ersetzung des Rassebegriffs in Ar-
tikel 12 Absatz 3. Das ist, meine sehr verehrten 
Damen und Herren, nicht nur irgendeine Ände-
rung am Wortlaut, nicht nur irgendeine Modifi-
kation, sondern eine wichtige sprachliche Ände-
rung, weil sie eine wichtige Korrektur in unse-
rer Verfassung vornimmt. Denn, Frau Kollegin 
Schindelhauer hat es soeben ausgeführt, die 
Verwendung des Begriffs der Rasse ist schlicht 
falsch, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren, menschliche Rassen gibt es nicht. Es ist 
falsch, es ist unwissenschaftlich, aber die Ge-
schichte und leider auch die Gegenwart zeigen, 
es ist vor allem brandgefährlich. Denn die Idee, 
dass es unterschiedliche menschliche Rassen 
gäbe, ist Grund für die Idee, dass es auch un-
terschiedliche Wertigkeit von Menschen gäbe, 
dass Menschenwürde unterschiedlich gewichtet 
sein kann und das, meine sehr verehrten Da-
men und Herren, ist nicht mehr und nicht weni-
ger als die Saat, aus der in unserem Land, aber 
auch an vielen anderen Orten auf der Welt, Völ-
kermord entstanden ist. Meine sehr verehrten 
Damen und Herren, ich finde es richtig, dass 
es ein gemeinsames Anliegen ist, diesen Begriff 
heute zu ersetzen. 

(Beifall von CDU und SPD.)

Es ist darüber hinaus ein gemeinsames Anlie-
gen, dass wir trotz einer sprachlichen Änderung 
dennoch das hohe Niveau des Diskriminierungs-
schutzes und der Diskriminierungsverbote in un-
serer Verfassung nicht reduzieren. Denn so rich-
tig wie es ist, dass es menschliche Rassen nicht 
gibt, so richtig ist es leider auch, dass es in un-
serer Gesellschaft sehr wohl und vielleicht heute 
sichtbarer denn je leider auch Rassismus gibt - 
auch wenn es ihn schon immer gab. Deshalb ist 
es zentrales Element unserer Landesverfassung 
und auch des Grundgesetzes - und das muss 
es auch bleiben -, dass unsere Staatlichkeit, 
die Staatlichkeit der Bundesrepublik Deutsch-
land und des Saarlandes, die Antwort sein muss 
auf das Unrecht, das im Namen von Rassismus 
geschehen ist. 

Das Grundgesetz und die Landesverfassung tun 
dies seit vielen Jahrzehnten. Deshalb ist es 
wichtig, dass wir Neufassungen für die Formu-
lierungen und für die Systematiken in unserer 
Verfassung mit Bedacht und mit Umsicht vor-
nehmen, so wie wir das heute tun. Von da-

her möchte ich mich Frau Kollegin Schindelhau-
er anschließen und mich ganz herzlich bedan-
ken bei den vielen, die an der Anhörung teil-
genommen haben. Ich habe das gesundheitsbe-
dingt nachlesen müssen. Das waren wertvolle 
Meinungsbeiträge in diesem Prozess des mit Be-
dacht und Umsicht geführten Arbeitens an un-
serer Landesverfassung. Ich will aber auch klar-
stellen, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren, dass wir mit der Wortlautänderung, die wir 
heute vornehmen, keine materielle Änderung 
des Schutzbereichs dieses Diskriminierungsver-
bots vorsehen. Wir wollen, und das ist das Wich-
tigste, keine Abstriche machen an dem hohen 
Schutzniveau gegen Rassismus, wir wollen dar-
an keinen Zentimeter verändern. 

Wir wollen aber auch, und das will ich an der 
Stelle auch sagen, uns keine Vorstellungen zu 
eigen machen, die im Namen einer Identitäts-
politik hinter jedem Kostüm aus Tausendundei-
ner Nacht eine kulturelle Aneignung und einen 
strukturellen Rassismus sehen, wir wollen uns 
keine Vorstellungen zu eigen machen, für die 
Clankriminalität ein rassistischer Mythos ist und 
nach denen die Bekämpfung von Clankriminali-
tät sozusagen Ausdruck strukturellen Rassismus 
ist. Wir wollen das insbesondere deshalb nicht 
tun, weil wir der festen Überzeugung sind, dass 
wir, wenn wir inflationär mit dem Begriff des 
Rassismus umgehen, den wichtigen Schutz vor 
echtem Rassismus entwerten, dass wir dann das 
Schutzniveau, das wir eigentlich wollen, schwä-
chen; unser Ziel ist es, echten Rassismus in 
unserer Gesellschaft zu bekämpfen. Das, meine 
sehr verehrten Damen und Herren, ist das An-
liegen. Und dafür wollen wir heute mit dieser 
Verfassungsänderung sorgen, meine sehr ver-
ehrten Damen! 

(Beifall von der CDU.)

Von daher, sehr geehrte Kolleginnen und Kol-
legen, wäre eine solche Auslegung keine, die 
dem Willen des Verfassungsgesetzgebers, der 
ja heute mit der notwendigen Zweidrittelmehr-
heit die Verfassung ändert, entsprechen würde, 
aber das habe ich auch zu keinem Zeitpunkt 
im Gesetzgebungsverfahren so verstanden. Die 
Verfassung, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, sollte man mit Bedacht anfassen, des-
halb ist es wichtig, dass wir das an dieser Stelle 
noch mal klarstellen. 

Die Verfassung ist die Grundlage unserer Staat-
lichkeit, die Grundlage auch des politischen Han-
delns. Aber sie muss vor allen Dingen auch Leit-
bild dessen sein, was wir tatsächlich tun. Die 
Verfassung steht auf Papier. Aber dieses Papier, 
meine sehr verehrten Damen und Herren, darf 
nicht geduldig sein. Wir müssen an allen Stel-
len, an denen wir politisch tätig werden, das, 
was wir heute in die Verfassung hineinschreiben, 
im Kampf gegen Rassismus auch mit Leben er-
füllen. Und deshalb gilt es heute nicht nur, die 
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Verfassung zu ändern, sondern es gilt, den ge-
meinsamen Auftrag zu bekräftigen, gemeinsam 
für eine weltoffene und tolerante Gesellschaft im 
Saarland zu arbeiten, und auch dafür bitte ich 
Sie um Ihre Unterstützung, meine sehr verehr-
ten Damen und Herren. 

(Beifall von der CDU.)

Eine ganz wichtige Diskussion, die in den ver-
gangenen Wochen und Monaten geführt worden 
ist - und ich begrüße an dieser Stelle auch Herrn 
Kirchenrat Hofmann ganz herzlich -, betrifft ei-
ne Idee, die wir als CDU-Landtagsfraktion un-
terstützen, nämlich die Idee einer Verankerung 
unseres Bekenntnisses gegen Antisemitismus in 
unserem Land in der Verfassung. Ich will hierzu 
auch über den eigentlichen Tagesordnungspunkt 
hinaus Stellung beziehen, weil das ja eine Dis-
kussion war, die aus diesem Gesetzgebungsver-
fahren und auch aus der Zivilgesellschaft heraus 
entstanden ist. 

Wir bekennen uns zum Schutz jüdischen Le-
bens im Saarland, zur besonderen Verantwor-
tung für die Menschen, die unserem Land nach 
dem Horror und den Schrecken des Holocausts 
eine zweite Chance gegeben haben, indem sie 
in unser Land zurückgekommen sind, und wir 
bekennen uns zum Existenzrecht des Staates 
Israels. Es ist uns ein zentrales Anliegen, dem 
Schutz der Menschen jüdischen Glaubens ge-
gen Anfeindungen von politischen und religiö-
sen Extremisten und dem Schutz der Struktu-
ren, die wir dafür aufgebaut haben, nicht zu-
letzt auch dem Beauftragten für jüdisches Le-
ben, im Rahmen einer Anti-Antisemitismusklau-
sel verfassungsrechtliches Gewicht zu verleihen. 
Dafür, meine sehr verehrten Damen und Herren, 
wollen wir als CDU-Fraktion gemeinsam mit Ih-
nen arbeiten. Das ist uns ein wichtiges Anlie-
gen und ich bin, lieber Herr Hofmann, dankbar 
für die Initiative. Ich glaube, das wird unsere 
Landesverfassung besser und reicher und unser 
Land besser machen, meine sehr verehrten Da-
men und Herren. Dafür wollen wir arbeiten. 

(Beifall von der CDU.)

Das wollen wir gemeinsam im Konsens in die-
sem Parlament tun, denn ich glaube, so wichtig 
wie es ist, die Verfassung und die Grundlagen 
unseres Staates mit Bedacht und mit Umsicht 
anzufassen, so wichtig ist es, dass wir den Kon-
sens, den es in diesem Haus und in dieser Ge-
sellschaft zu den Fragen gibt, die ich gerade 
angesprochen habe, auch beschreiben und dar-
über streiten. Dabei wollen wir mitgehen, und 
auch dafür bitte ich Sie um Ihre Unterstützung. 
- Herzlichen Dank! 

(Beifall von der CDU und bei der SPD.)

Präsidentin Winzent: 

Ich danke Ihnen, Herr Abgeordneter Theis. - 
Ich erteile nun das Wort Frau Abgeordneter Kira 
Braun für die SPD-Landtagsfraktion.

Abg. Braun (SPD): 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Meine Damen und Herren! Heute werden 
wir in Zweiter und Dritter Lesung unser wich-
tigstes Gesetz, unsere Verfassung ändern. Sie 
regelt unser Zusammenleben. Sie hat den An-
spruch, dass sich möglichst viele Saarländerin-
nen und Saarländer hinter ihr versammeln. 
Für uns als SPD-Fraktion ist deswegen klar: Ei-
ne Verfassungsänderung erfordert stets höchs-
te Akribie und Gewissenhaftigkeit. Das machen 
wir heute auch, wenn wir erstens das Ehrenamt 
stärken, zweitens den Begriff der Nachhaltigkeit 
als Staatsziel ergänzen und drittens den Rasse-
begriff streichen. Bevor ich auf ein paar Punk-
te gesondert eingehe, möchte ich meinen ganz 
herzlichen Dank aussprechen, nämlich an all die 
Verbände für die engagierten Stellungnahmen, 
ob schriftlich oder mündlich. Diese haben unse-
re Anhörung extrem bereichert, auch den Pro-
zess bereichert, eine Verfassungsänderung auf 
die Beine zu stellen. Deswegen gilt ihnen mein 
ganz herzlicher Dank, auch im Namen der ge-
samten Fraktion.

(Beifall von der SPD und bei der CDU.)

Zunächst möchte ich auf die Streichung des 
Rassebegriffes eingehen. Wir alle wissen, da-
durch wird Rassismus nicht verschwinden. Es 
sorgt gerade nicht dafür, dass sich Mohammed 
in den Kommentarspalten bei Facebook keinen 
Beleidigungen mehr ausgesetzt sieht. Es sorgt 
nicht dafür, dass Kerem trotz festem Einkommen 
schon wieder eine Wohnungsabsage erhält. Es 
sorgt nicht dafür, dass Selmas Aussehen nicht 
mehr ungefragt von älteren Männern als exo-
tisch bezeichnet wird. Nein, liebe Kolleginnen 
und Kollegen, diesen intendierten Rassismus 
können wir damit nicht bekämpfen. Wir machen 
aber deutlich, ich glaube, auch das ist wahnsin-
nig wichtig: Die saarländische Verfassung wird 
keine Menschenbilder mehr reproduzieren, die 
auf der Vorstellung unterschiedlicher „Rassen“ 
beruhen.

Erlauben Sie mir kurz auf die ursprüngliche In-
tention der Mütter und Väter des Grundgesetzes 
einzugehen, daran orientiert sich auch unser 
Art. 12 Abs. 3 der saarländischen Verfassung. 
Was wollten die Mütter und Väter des Grundge-
setzes in Art. 3 Abs. 3 festschreiben? Der histo-
rische Gesetzgeber wollte mit diesem Begriff ge-
rade auf die Gräueltaten des NS‑Regimes Bezug 
nehmen, das geht aus den Gesetzesmaterialen 
hervor. Das Verbot der Diskriminierung wegen 
der „Rasse“ wurde in expliziter Abgrenzung zur 
rassistischen Ideologie und monströsen Vernich-
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tungspolitik des Nationalsozialismus im Grund-
gesetz aufgenommen. Dieser Begriff sollte ge-
rade antirassistisch verstanden werden, und so 
wurde er auch in den letzten Jahren vom Bun-
desverfassungsgericht ausgelegt.

Gestern ging es im Hohen Hause in der Debatte 
bereits um Sprache und darum, wie sich die Be-
deutung von Begriffen im Laufe der Zeit verän-
dern kann, und so ist das auch bei dem Begriff 
der „Rasse“. Unser Vorschlag nimmt nun einen 
dringend erforderlichen Perspektivwechsel vor - 
Kollege Theis hat es eben ausgeführt -, er fußt 
auf der so simplen wie auch richtigen Annahme: 
Es gibt Rassismus, aber keine „Rassen“. Deshalb 
ist es höchste Zeit, dass dieser pseudowissen-
schaftliche, falsche Begriff endlich aus unserer 
Verfassung gestrichen wird.

(Beifall von der SPD und CDU.)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, auch deswegen 
sind breite Anhörungen so wichtig, denn aus der 
Anhörung ging hervor, dass mit der ursprüng-
lichen Gesetzesformulierung eine Schmälerung 
des Schutzbereiches einhergehen könnte, dies 
gilt es aber gerade zu vermeiden. Deswegen 
haben wir uns nach langen Überlegungen und 
vielen Debatten dem Vorschlag der Antidiskrimi-
nierungsstelle des Bundes angeschlossen. Die-
se Formulierung macht deutlich, die Diskriminie-
rung ist die Folge rassistischer Zuschreibungen, 
der Grund der Diskriminierung ist gerade nicht 
in der pseudowissenschaftlichen „Rasse“ des Be-
troffenen selbst zu suchen.

Erlauben Sie mir, auch auf die Einführung der 
Nachhaltigkeit als Staatsziel einzugehen. Damit 
verankern wir - die Berichterstatterin hat es 
eben erläutert - ein Rückschrittsverbot und 
gleichzeitig ein Optimierungsgebot. Aus der An-
hörung nehme ich aber auch mit, dass der Be-
griff der Nachhaltigkeit sehr vielfältig ist. Man-
che empfinden ihn als zu unbestimmt, können 
ihn vielleicht auch nur schwer greifen. Um deut-
lich zu machen, was wir als Gesetzgeber unter 
diesem Begriff verstehen, ergänzen wir nun die 
Gesetzesbegründung mit einer Definition und 
schaffen somit mehr Klarheit. Diese Definition 
entstammt dem Brundtland-Bericht und besagt, 
dass die nachhaltige Entwicklung nicht nur ei-
ne ökologische, sondern auch eine ökonomische 
und eine soziale Dimension beinhaltet. Ich ha-
be im Publikum bereits Herrn Kreutzer und Frau 
Berisha vom Haus der Nachhaltigkeit entdeckt, 
die auch die Ergänzung der Definition in der Ge-
setzesbegründung vorgeschlagen haben. Schön, 
dass ihr heute der Debatte beiwohnt, das freut 
uns natürlich immer sehr, aber auch vielen Dank 
für diese wichtige Anregung.

(Beifall von SPD und CDU.)

Ich möchte auf eine weitere wichtige Dimension 
der Nachhaltigkeit eingehen, die räumliche Di-
mension. Klar ist, Nachhaltigkeit kann nicht nur 

lokal oder national verstanden werden, vielmehr 
muss Nachhaltigkeit immer global betrachtet 
werden, denn unser Konsum bei uns, vor Ort 
im Saarland hat auch Auswirkungen auf Men-
schen Tausende Kilometer entfernt. Ich will an 
ein Ereignis erinnern, das vor über zehn Jah-
ren in diese Debatte neuen Schwung gebracht 
hat: Es geschah am 24. April 2013 in Ban-
gladesch mit beißendem Rauch, ohrenbetäuben-
dem Lärm, Staub, der die Sicht und die Luft 
zum Atmen nimmt, Trümmern, die Hunderte Ki-
lo wiegen und Menschen unter sich begraben, 
Schmerz und Verzweiflung. So oder so ähnlich 
muss es sich für die Menschen angefühlt haben, 
die vor über zehn Jahren in der Textilfabrik Rana 
Plaza in Savar in Bangladesch gearbeitet haben, 
bis sie einstürzte.

Es war das weltweit größte Unglück in der Ge-
schichte der Textilindustrie. Mehr als 1.000 Men-
schen starben, weil es keinen Arbeitsschutz für 
die Menschen gab. Weil Fast Fashion wichtiger 
war als Menschenleben. Weil westliche Unter-
nehmen dort Produkte produzieren, die sie für 
das Zehn-, Zwanzigfache oder gar Hundertfache 
hier dann weiterverkaufen. Weil lange Lieferwe-
ge für Konsumentinnen und Konsumenten oft 
gar nicht sichtbar sind. Auch deswegen ist Nach-
haltigkeit so wichtig, denn es geht um viel mehr, 
liebe Kolleginnen und Kollegen, als nur den blo-
ßen Schutz von Wald und Fluss: Nachhaltigkeit 
bedeutet auch Arbeitsschutz!

(Beifall von der SPD und CDU.)

Die Tragödie von Rana Plaza brachte den Stein 
ins Rollen, den Stein für eine europäische Lie-
ferkettenrichtlinie. Durch sie würden menschen-
rechtliche und umweltbezogene Sorgfaltspflich-
ten sowie Vorgaben für eine verantwortungsvol-
le Unternehmensführung endlich festgeschrie-
ben werden. Unternehmen müssten sodann in 
angemessener Weise sowohl die vorgelagerte 
als auch nachgelagerte Kette im Blick haben. 
Das europäische Lieferkettengesetz wäre so 
wichtig, weil es Menschenrechte, Klimaschutz 
und Nachhaltigkeit schützt und damit auch ei-
nen fairen Wettbewerb und Wettbewerbsfähig-
keit sichern würde. Ich will es deshalb ganz 
klar sagen: Eine solche Richtlinie darf nicht an 
Deutschland und schon gar nicht an der FDP 
scheitern!

(Beifall von der SPD und CDU.)

Ich komme zum Schluss. Abschließend möch-
te ich auf einen Vorschlag eingehen, der auch 
im Rahmen der Anhörung an uns herangetra-
gen wurde, die Einführung einer Anti-Antisemi-
tismusklausel. Ich möchte in diesem Zusam-
menhang Kirchenrat Frank-Matthias Hoffmann 
ganz herzlich begrüßen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir müssen in 
diesen Tagen erleben, wie Antisemitismus er-
neut in diesem Land um sich greift. Nicht erst 
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seit dem barbarischen Angriff der Hamas auf Is-
rael, aber seit dem 7. Januar 2023 ist der An-
stieg der antisemitischen Straftaten in Deutsch-
land um 320 Prozent im Vergleich zum Vorjah-
reszeitraum gewachsen. 320 Prozent! Das ist ei-
ne Zahl, die mich mit Scham erfüllt und die mich 
auch besorgt. Eine Zahl, die zeigt, wie wichtig 
ein entschlossenes Vorgehen gegen dieses ge-
sellschaftliche Gift ist. Genau deswegen ist es so 
wichtig, dass viele Organisationen wichtige Auf-
klärungsarbeit leisten und antisemitischen Ver-
schwörungsmythen etwas entgegensetzen, ich 
denke stellvertretend an das Adolf-Bender-Zen-
trum. Diesen wertvollen Akteurinnen und Akteu-
ren, die es zuhauf in diesem Land gibt, gilt un-
ser herzlicher Dank.

(Beifall von SPD und CDU.)

Ich bin froh, feststellen zu können, dass es Ei-
nigkeit bei den großen Fraktionen darüber gibt, 
eine solche wichtige Anti-Antisemitismusklausel 
auch in unserer saarländischen Verfassung fest-
zuschreiben. Ein kleiner Wermutstropfen bleibt 
für mich aber; ich hätte mir gewünscht, dass 
wir bereits im Rahmen dieser Verfassungsän-
derung eine solche Klausel aufgenommen hät-
ten. Ein Wunsch, den ich nicht alleine in mir 
trage, der unter anderem von vielen anderen 
Stellen genannt wurde, auch vom israelischen 
Botschafter, der hier im Landtag zum Mittages-
sen gewesen ist. Umso wichtiger ist es aber, 
dass wir zeitnah in eine Verhandlung und eine 
Umsetzung einsteigen, um deutlich zu machen: 
Wir brauchen diese Anti-Antisemitismusklausel, 
denn „Nie wieder“ ist auch jetzt!

(Beifall von der SPD und CDU.)

Die heutige Debatte zeigt, schon mit modera-
ten Änderungen können wir auf die Herausfor-
derungen unserer Zeit reagieren. Auf die Stär-
kung des Ehrenamts wird gleich mein geschätz-
ter Kollege Arweiler kurz eingehen. Unsere Ver-
fassung ist modern, sie ist richtungsweisend und 
sie ist verständlich. Wir sorgen heute dafür, dass 
sie das auch bleibt. - Deswegen bitte ich um 
Zustimmung.

(Beifall von der SPD und der CDU.)

Präsidentin Winzent: 

Ich danke Ihnen, Frau Kollegin Braun. Es sind 
weitere Wortmeldungen eingegangen. - Ich er-
teile für die AfD-Landtagsfraktion das Wort 
Herrn Abgeordneten Christoph Schaufert.

Abg. Schaufert (AfD): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Verehrte Kollegen 
Abgeordnete! Heute beschäftigen wir uns mit 
drei Eingriffen in die Verfassung des Saarlan-
des. Unsere vorgeschlagene Verfassungsände-

rung gestern zum Senken der Hürde zur Errei-
chung abstrakter Normenkontrollklagen wurde 
ja 48 zu 3 abgeschmettert, obwohl es darin um 
klare Rechtsnormen ging, die ein Mehr an De-
mokratie und ein Mehr an Rechten für die wich-
tige Kontrolle der Regierung gebracht hätten. 

Heute werden wir nun hier in Zweiter und Drit-
ter Lesung mit im Endeffekt unklaren Begrifflich-
keiten beschäftigt, deren Wirkung nicht sofort 
klar ist, die im Grunde als Willenserklärung ge-
schmeidig daherkommen, wo es aber fraglich 
ist, ob man diese tatsächlich in der Verfassung 
verankern soll, oder die Verfassung in dieser Art 
redaktionell umschreiben muss. 

„Die Übernahme ehrenamtlicher Tätigkeit ge-
nießt den Schutz und die Förderung des Staa-
tes.“ Dagegen ist selbstverständlich nichts ein-
zuwenden. Dahinter stehen wir von der AfD voll-
kommen. Der Satz ist eine Binsenweisheit für 
jedes funktionierende Staatsgebilde vom Nord-
pol zum Südpol und rund um den Äquator. Nur 
eine Selbstverständlichkeit in die Verfassung, 
was bringt das im Endergebnis? Einzig ein Satz 
mehr in der Verfassung des Saarlandes, der im 
Grunde nichts wirklich regelt, auf den sich kei-
ner berufen kann, aus dem keine konkrete Ver-
pflichtung hervorgeht. 

Nur so nebenbei, unsere saarländische Verfas-
sung hat 34 DIN-A4-Seiten beim Ausdruck, die 
Verfassung der Vereinigten Staaten gerade ein-
mal 14. Von den Zehn Geboten wollen wir in 
diesem Zusammenhang einmal gar nicht reden. 
So sollte eine Verfassung auch sein, kurz, knapp 
und ein Fels in der Brandung der Jahre, der 
Jahrzehnte und wie die in den USA, im Idealfall 
der Jahrhunderte. Die Basis des Staatswesens, 
die Basis der öffentlichen Sache, lateinisch der 
„res publica“, welches eine Verfassung darstellt, 
sollte und kann immer nur das Fundament sein, 
auf dem dann ein Staats- und Gemeinwesen 
aufbaut, auf dem ein Staats- und Gemeinwe-
sen aufblüht, dem ein Staats- und Gemeinwesen 
aber auch Grenzen setzt. 

Das tun wir mit den vorliegenden Änderungen 
nicht. Mit diesen Änderungen wird dem Zeit-
geist gehuldigt und momentan woke Befindlich-
keiten werden bedient beziehungsweise dem 
Ehrenamtler „e Schmier gemacht“. 

Gucken wir uns die anderen Änderungen doch 
einmal an! Da hätten wir: Es gehört ferner zu 
den Aufgaben des Staates, nach dem Prinzip der 
Nachhaltigkeit zu handeln, um die Interessen 
künftiger Generationen zu wahren. 

Hier wurde während der Anhörung klar, dass 
der Begriff „Nachhaltigkeit“ als solcher beileibe 
nicht klar definiert ist. Der Begriff stammt aus 
verschiedenen Bereichen und beinhaltet in Wirk-
lichkeit unterschiedliche Dinge. Eine erstmalige 
Verwendung der Bezeichnung „Nachhaltigkeit“ 
in deutscher Sprache ist bereits bei Hans Carl 
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von Carlowitz 1713 in seinem Werk „Sylvicultura 
oeconomica“ in Bezug auf Waldwirtschaft nach-
gewiesen. Im Wissen über die zahlreichen un-
terschiedlichen Definitionen und Bedeutungen, 
wie und was man in „Nachhaltigkeit“ hineinlesen 
kann, soll jetzt im vorliegenden Abänderungsan-
trag quasi zur Präzisierung noch in die Begrün-
dung des Gesetzentwurfs eine Definition von 
Nachhaltigkeit nachgeschoben werden, damit im 
Falle der vielleicht notwendigen Auslegung durch 
die Juristerei ein Hinweis auf den Willen der 
Mehrheit des Hohen Hauses am 07.02.2024 ge-
geben wird, was überhaupt unter „Nachhaltig-
keit“ verstanden wurde. Diese beiden ersten 
Änderungen, die Selbstverständlichkeit der Eh-
renamtsförderung wie der unscharfe Nachhaltig-
keitsbegriff sind unseres Erachtens im Grunde 
nicht notwendig im Verfassungstext zu veran-
kern, da selbstredend oder zu ungenau und den 
Text und den Umfang unserer saarländischen 
Verfassung nur aufblähend, was übrigens eines 
der Argumente war, die Worte „Das Saarland 
ist dem Frieden verpflichtet“ nicht in die Verfas-
sung des Saarlandes aufzunehmen, als wir den 
Antrag stellten, da das Friedensziel ja angeblich 
umschrieben und aus zahlreichen Artikeln her-
ausgelesen werden könne und somit eine Prä-
zisierung nicht nottun würde. Gleiches gilt mit 
Sicherheit für Ehrenamtsförderung wie für Nach-
haltigkeit. 

Bedenklich wird es unseres Erachtens bei der 
dritten Änderung, die da lautet - ich überspringe 
es, wir haben es ja heute gehabt - „aufgrund 
rassistischer Zuschreibungen“. In der ersten Va-
riante war „aus rassistischen Gründen“ und das 
ersetzt wie gesagt das Wort „Rasse“. Wir greifen 
also in die Verfassung ein, um aus dem Wort 
„Rasse“ die Worte „aufgrund rassistischer Zu-
schreibungen“ zu machen. Ändert das irgendwas 
am Inhalt? Ändert das irgendwas an der Aus-
sage? Natürlich nicht. Wie wir es von der AfD 
schon des Öfteren vorgeschlagen haben, könnte 
man im Grunde diese Aufzählung in Artikel 12 
eindampfen zu den Worten „Niemand darf be-
nachteiligt oder bevorzugt werden“. Damit wäre 
alles gesagt, denn die Aufzählung wird nie voll-
ständig sein und jeden Aspekt ausleuchten und 
jeden Einzelfall erfassen können, wer warum be-
nachteiligt oder bevorzugt werden könnte. 

Aber warum wird sowohl im Grundgesetz wie in 
der saarländischen Verfassung überhaupt aufge-
zählt? Es war den Vätern und Müttern unserer 
Verfassung, die eine schlimme Diktatur durch-
lebt hatten, eine Diktatur, die Menschen gerade 
wegen der Sachverhalte in der Gesetzesaufzäh-
lung - Herkunft, Abstammung, Glauben, Weltan-
schauung wie eben auch „Rasse“ - diskriminiert 
hatte, wichtig, genau diese Begriffe schriftlich 
zu verankern. Daher sollte man auch die Größe, 
das Geschichtsbewusstsein und die Verbunden-
heit mit der Vergangenheit besitzen, auch solche 
Wörter in der Verfassung unverändert stehen 

zu lassen, die möglicherweise dem einen oder 
anderen woken Linken nach dem vierten Glas 
Chablis ein wenig Unbehagen bereiten, wie eben 
das Wort „Rasse“. 

Es darf auf keinen Fall zur Mode werden, dass 
jede Politikergeneration denkt, in der Verfassung 
herumschreiben und sich verewigen zu müssen, 
da unsere Urgroßväter nicht den exakten Zeit-
geist bei jedem einzelnen Wort getroffen haben. 
Der Rahmen und die Staatsziele, die uns unse-
re saarländische Verfassung geben soll, sind be-
reits durch deren ursprüngliche Autoren genü-
gend und in der Wirkrichtung klar genug gere-
gelt. Lassen wir die Finger davon! Wir lehnen 
alle drei Verfassungsänderungen ab. - Danke für 
Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall von der AfD.)

Präsidentin Winzent: 

Ich danke Ihnen, Herr Abgeordneter Schaufert. 
- Ich erteile nun für die SPD-Landtagsfraktion 
das Wort Herrn Abgeordneten Pascal Arweiler.

Abg. Arweiler (SPD): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Liebe Saarländerinnen und Saar-
länder! Bereits bei der Ersten Lesung zur Verfas-
sungsänderung habe ich gesagt, dass es eine 
besondere Debatte ist, zumindest aus meiner 
Sicht heraus, weil wir schließlich nicht jeden Tag 
unsere Verfassung ändern. Das ist auch gut so. 

Ich muss jetzt so ein bisschen durchatmen nach 
dem Wortbeitrag von Herrn Schaufert, weil er 
dieser besonderen Debatte nicht gerecht wird. 
Herr Schaufert, wir hatten schon mehrmals dar-
über gesprochen und auch noch einmal an die-
ser Stelle: Es gibt keine menschlichen Rassen, 
aber es gibt Rassismus. Wenn jemand hier im 
Hause gerade wieder bewiesen hat, dass er 
nichts aus der Geschichte gelernt hat, dann sind 
Sie es und Ihre Partei. 

(Beifall von der SPD.) 

Es ist auch gut so, dass wir für die Änderungen 
unserer Verfassung eine Zweidrittelmehrheit im 
Hohen Hause benötigen und dementsprechend 
nicht nach den gerade bestehenden politischen 
Mehrheiten im Landtag unsere Verfassung än-
dern. Die Verfassung ist nicht irgendein Gesetz, 
sondern - meine Kollegin Braun hat es auch 
schon mitgeteilt -, sie ist der Rahmen für unser 
gesellschaftliches Zusammenleben. Ich schiebe 
vorweg: Es ist gut so, dass sich unsere Gesell-
schaft weiterentwickelt und auch wandelt. Dem-
entsprechend müssen wir uns nach und nach 
immer wieder die Verfassung ganz genau angu-
cken. Wir müssen sie auch an die gesellschaft-
lichen Veränderungen und den gesellschaftli-
chen Wandel anpassen, damit sie lebendig und 
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modern bleibt. Ich finde es gut, dass wir mit der 
heutigen Lösung, die auf dem Tisch liegt, einen 
breiten Konsens bei SPD und CDU erzielen, denn 
das spiegelt den gesellschaftlichen Konsens in 
dieser Sache wider. Ich bin froh, dass wir die-
se Schritte heute so gehen. Sie sind richtig, sie 
sind wichtig und aus meiner Sicht auch längst 
überfällig, liebe Kolleginnen und Kollegen. 

(Beifall von der SPD.)

Meine Kollegin Kira Braun hat es bereits ge-
sagt, mit Blick auf die Streichung des Rasse-
begriffs und zur Aufnahme des Nachhaltigkeits-
prinzips wurde schon vieles genannt. Aber al-
ler guten Dinge sind bekanntermaßen drei und 
dementsprechend möchte etwas vertiefter auf 
die dritte Änderung der Verfassung eingehen, 
und zwar auf den Schutz des Ehrenamts. 

Heute ist ein guter Tag für das Ehrenamt im 
Saarland, denn wir werden mit der Aufnahme 
dieses besonderen Passus das Ehrenamt im 
Saarland weiter stärken. Wo macht das mehr 
Sinn als bei uns im Saarland? Ich sage es gerne, 
Sie alle sagen es gerne und es stimmt ja auch: 
Das Saarland ist Ehrenamtsland. Aber das ist 
nicht irgendein Satz, sondern dieser Satz steht 
und fällt mit den über 400.000 Saarländerinnen 
und Saarländern, die diesem Satz ein Gesicht 
geben und ihn jeden Tag immer wieder aufs 
Neue mit Leben füllen. 

Wie aufgeschmissen wären wir beispielsweise 
ohne Katja, die mit ihren Kameradinnen und 
Kameraden der Freiwilligen Feuerwehr ausrückt, 
wenn bei Starkregenereignissen wieder ein Kel-
ler vollläuft? Wie allein würde sich der eine oder 
andere, insbesondere ältere Mensch beispiels-
weise im Dorf im Warndt fühlen, wenn Frau 
Hector nicht einmal in der Woche in der AWO 
für alle kochen würde? Wie still wäre es derzeit 
auf der Faasend, die wir ja alle so mögen, oh-
ne beispielsweise Michael, wenn er sich nach ei-
ner harten Woche im eigenen Betrieb tatsächlich 
ausruhen würde und nicht mit seinem Musikver-
ein hier und da auftreten und für gute Laune 
sorgen würde? All diese Menschen sorgen für 
Zusammenhalt. Sie sind der Kitt. All diese Men-
schen sorgen für das und schaffen das, was wir 
in unseren Städten und Dörfern so mögen, näm-
lich das „Geheischnis“. Sie machen das Saarland 
zu dem, was wir so lieben. Meine Damen und 
Herren, dafür verdienen sie zu jeder Zeit unsere 
Achtung, unseren tiefsten Respekt und vor allem 
unseren Dank. 

(Beifall von der SPD und von der CDU.)

Vielleicht ist es auch unserem starken Ehrenamt 
geschuldet, dass das eine oder andere gesell-
schaftliche Phänomen bei uns im Saarland ge-
rade nicht so ausgeprägt ist, wie es möglicher-
weise in anderen Teilen der Republik ist. Wir al-
le, die wir hier sitzen, kennen es: Läuft etwas 
nicht gut oder ist irgendetwas defekt, wird - 

aus meiner Sicht oft viel zu schnell - nach dem 
Staat oder der Politik gerufen. Ich spreche hier 
nicht von großen Reformen wie Transformation, 
Strukturwandel oder einer Krankenhausreform, 
sondern ich spreche von Kleinigkeiten, beispiels-
weise von einer kaputten Bank oder einem be-
schmierten Bushäuschen. Das sind wirklich Klei-
nigkeiten, die man im Handumdrehen selbst er-
ledigen kann. Unsere vielen Ehrenamtlerinnen 
und Ehrenamtler warten nicht auf die Lösung, 
sondern sie packen die Dinge selbst an. Sie ken-
nen kein Nein. 

Diese lokalen Heldinnen und Helden stellen sich 
nicht die Frage: „Was habe ich eigentlich hier 
und da davon, dass ich mich einbringe?“, son-
dern sie fragen sich: „Was kann ich den Men-
schen in meinem Ort, was kann ich meinem 
Ort zurückgeben? Wie kann ich weiterhelfen?“. 
Was sie alle für uns leisten, ist großartig und un-
verzichtbar. Genau deshalb unterstützen wir das 
Ehrenamt auch mit aller Kraft.

(Beifall von der SPD.)

Die SPD-Alleinregierung und die SPD-Landtags-
fraktion wissen um den Stellenwert für unser 
Ehrenamt und den Stellenwert des Ehrenamts 
im Saarland. Folgerichtig stellen wir immer wie-
der die Weichen neu dafür, wie wir unsere Ver-
bände, die Vereine, die Organisationen in unse-
rem Land noch besser und stärker unterstützen 
können. Aus diesem Grund haben wir im Dop-
pelhaushalt für 2024/2025 viel Geld für das Eh-
renamt im Saarland bereitgestellt. Badminton, 
Tischtennis, Leichtathletik, Radrennen, in den 
kommenden beiden Jahren werden wir auch 
hier unsere Vereine und Verbände noch einmal 
mit viel Geld für unzählige Aktionen, Aktivitä-
ten und Großveranstaltungen unterstützen. Das 
Saarland hat in diesen Bereichen bereits viel zu 
bieten, aber wir wollen noch eine Schippe drauf-
legen. Es geht darum, das Saarland so nach au-
ßen zu präsentieren, wie wir alle es kennen und 
schätzen, nämlich weltoffen und sympathisch. 

Es gibt zudem erstmals im Landeshaushalt ei-
nen Titel, der sich „Anerkennungskultur im Eh-
renamt und Sport“ nennt. Dort stellen wir 
50.000 Euro zusätzlich zur Verfügung. Auch die 
Integration und die Inklusion fördern wir in den 
nächsten beiden Jahren mit über 200.000 Euro 
und geben diesen Bereichen den Stellenwert 
wieder, den sie verdient haben. 

Das waren jetzt nur drei Beispiele von vielen, 
die eines deutlich machen: Die heutige Verfas-
sungsänderung, Herr Schaufert, ist kein Lippen-
bekenntnis. Sie ist vielmehr die logische Folge 
dessen, was wir in dieser Legislaturperiode für 
das Ehrenamt bereits alles gemacht haben. Ich 
bin mir sicher, es wird in dieser Legislaturpe-
riode noch einiges kommen, liebe Kolleginnen 
und Kollegen. 

(Beifall von der SPD.)
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Ich bin außerdem froh und glücklich darüber 
- mein geschätzter Kollege Maximilian Raber 
hat es gestern bereits kurz erwähnt -, dass 
wir im Dezember endlich die gesetzliche Hel-
fergleichstellung auf den Weg gebracht haben. 
Aus meinen Gesprächen mit den Vertreterinnen 
und Vertretern der Hilfsorganisationen weiß ich 
ganz genau, es handelt sich hierbei für diese 
Menschen nicht nur um ein bloßes Nice-to-ha-
ve. Die gesetzliche Helfergleichstellung bedeutet 
für diese vielen ehrenamtlichen Helferinnen und 
Helfer, die sich Woche für Woche völlig selbstlos 
für uns, unser Bundesland, das Saarland und 
die Menschen hier einbringen, Anerkennung und 
Wertschätzung. Ohne sie hätten wir in der Ver-
gangenheit vieles entweder richtig schlecht oder 
gar nicht gelöst bekommen. Durch diese Helfer-
gleichstellung stellen wir nicht nur die vielen eh-
renamtlichen Helferinnen und Helfer in unserem 
Land besser, als es bisher der Fall ist, und stär-
ken das Ehrenamt in diesen Hilfsorganisationen, 
sondern wir machen es vor allem attraktiver, 
dass man sich ehrenamtlich in diesen Hilfsorga-
nisationen einbringt. 

Wir sorgen also nicht nur für eine ausreichen-
de finanzielle Unterstützung, sondern wir ver-
bessern gleichzeitig auch die Rahmenbedingun-
gen im Ehrenamt. Die vielen Saarländerinnen 
und Saarländer im Ehrenamt übernehmen Ver-
antwortung und vermitteln uns allen Werte wie 
Zusammenhalt, Respekt und Solidarität. Unser 
Saarland, unsere Städte und Gemeinden sind 
ohne dieses starke ehrenamtliche Fundament 
kaum vorstellbar. Das Engagement für das Eh-
renamt gehört zur saarländischen DNA. Genau 
deshalb nehmen wir heute auch seinen Schutz 
in unsere Verfassung auf. Ich bitte daher um 
Zustimmung. 

(Beifall von SPD und CDU.)

Präsidentin Winzent: 

Ich danke Ihnen, Herr Abgeordneter Arweiler. Es 
liegen weitere Wortmeldungen vor. - Ich erteile 
nun für die CDU-Landtagsfraktion das Wort Frau 
Abgeordneter Dagmar Heib.

Abg. Heib (CDU): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine lieben Kol-
leginnen und Kollegen! Sehr geehrte Damen und 
Herren! Vorhin ist gesagt worden, die Verfas-
sung sei unser wichtigstes Gesetz. Kira Braun 
hat diesen Begriff benutzt. Ich benutze immer 
einen anderen. Ich sage immer, die Verfassung 
ist unser Rückgrat. 

(Die Rednerin zeigt auf die Wand mit den 
Verfassungstafeln hinter der Präsidentin.)

Symbolisch hängt unsere Verfassung hier an der 
Wand und stärkt uns den Rücken in unseren De-
batten im Hohen Haus. Das Rückgrat nicht nur 

der politischen Arbeit, sondern der Gesellschaft 
des Saarlandes überhaupt ist unsere saarländi-
sche Verfassung. 

(Beifall von der CDU und bei der SPD.)

Im Zuge der gesellschaftlichen Entwicklungen 
sind in dieses Rückgrat Anforderungen mit auf-
zunehmen, Impulse wahrzunehmen, es ist anzu-
passen. Deshalb treten wir in Diskussionen ein 
und gehen wir in parlamentarische Verfahren zu 
Verfassungsänderungen.

Es ist auch richtig, dass wir bei Verfassungs-
änderungen - heute in drei Gesetzen, die wir 
in Zweiter und Dritter Lesung diskutieren - ei-
ne große Anhörung durchführen und viele Men-
schen im politischen Diskurs mitnehmen, um 
diese Änderungen vorzunehmen. Deshalb auch 
meinerseits herzlichen Dank an all diejenigen, 
die sich daran beteiligt und mitgeholfen haben, 
aus unserem Entwurf einen besseren Entwurf 
zu machen. Es ist sehr wichtig, dass das so er-
folgt ist. Wenn aus einer Anhörung heraus An-
regungen kommen, eine Verfassung auch in an-
deren Bereichen noch zu ändern, so wie das 
hier kam, dass wir eine Anti-Antisemitismus-
Formulierung in die saarländische Verfassung 
aufnehmen, dann können wir das nicht einfach 
in einem Hauruck-Verfahren durchführen. Auch 
das verlangt nach einer gesonderten Anhörung, 
wenn wir diesen Prozess auf breite Füße stellen 
wollen. Von daher ist es wichtig, dass wir wei-
ter im Gespräch bleiben und Lösungen finden, 
diesem unser aller Interesse in der Verfassung 
Nachdruck zu verleihen. Das vielleicht als allge-
meine Anmerkung meinerseits vorweg.

Ich möchte mich auch zu der Änderung in Arti-
kel 19, zur Änderung beim Ehrenamt, hier sei-
tens der CDU-Landtagsfraktion äußern. Kollege 
Arweiler, Sie haben ganz viele Ehrenamtsfunk-
tionen benannt, Sie haben aber eine nicht ge-
nannt und die möchte ich als Allererstes aufgrei-
fen im Hinblick auf den 9. Juni, den wir vor uns 
haben: Alle fünf Jahre sind Kommunalwahlen. 
Ich danke allen Männern und Frauen, die bereit 
sind, sich in unseren Kommunen am 9. Juni bei 
den Kommunalwahlen zur Verfügung zu stellen, 
die bereit sind, ehrenamtliche Verantwortung in 
unseren Kommunen zu übernehmen. Kommu-
nalpolitik ist etwas ganz Besonderes, ich mache 
sie selbst seit Jahrzehnten. All diesen Männern 
und Frauen danke ich ganz besonders, weil das 
ein unglaubliches ehrenamtliches Engagement 
ist, das all diese Menschen miteinbringen, damit 
unser Land, unsere Orte, unsere Ortsteile, un-
sere Kommunen, unsere Landkreise lebenswert 
gestaltet werden. Dafür ist unser aller Dank ge-
wiss!

(Beifall von der CDU und bei der SPD.)

Wir hatten in der Ersten Lesung eine gute De-
batte. Herr Kollege Arweiler, Sie haben die Zah-
len zum Ehrenamt genannt, die 400.000 Ehren-
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amtler, die wir im Saarland haben. Ich möch-
te an die Erste Lesung anknüpfen. Mit Ihrer 
Erlaubnis, Frau Präsidentin, möchte ich meinen 
Kollegen Roland Theis zitieren. In seinem Ab-
schluss hat er etwas ganz Wichtiges gesagt: 
„Wenn wir Artikel 19 anpassen und wenn wir 
beginnen, die Verfassung in dieser Frage zu än-
dern, dann ist das mehr als lediglich weiße Sal-
be. Dann ist das der ständige Auftrag an den 
Staat und damit nicht zuletzt an Landtag und 
Landesregierung, folgende Fragen im Blick zu 
halten: Wie sind die Rahmenbedingungen für 
das Ehrenamt im Land und wo können wir die-
se verbessern? Diesem Auftrag geben wir heute 
Verfassungsrang.“ 

Das gilt auch für heute: Wenn wir das in Zwei-
ter, Dritter Lesung beschließen, geben wir die-
sem Staatsziel den Verfassungsrang. Und wir 
erweitern ihn mit unserem Vorschlag. Das war 
eine sehr sinnvolle Anregung aus der Anhörung 
heraus. Es war der Saarländische Anwaltverein, 
der diese Anmerkung gemacht und den Vor-
schlag gebracht hat, den Schutz und die Förde-
rung als Staatsziel zu ergänzen. Es geht um 
die Rahmenbedingungen. Wir haben in der An-
hörung auch erleben können, was das heißt: Es 
geht um mehr als um finanzielle Förderung von 
Ehrenamtsprojekten und Ähnlichem, es geht um 
die Rahmenbedingungen. Der Vertreter des Lan-
dessportverbandes, Herr König, hat in seiner 
Stellungnahme ebenfalls darauf hingewiesen. 

Wir alle erleben das ja, viele von uns sind 
doch auch im Ehrenamt unterwegs, wir wissen 
doch, welche Herausforderungen an diese Leu-
te gestellt werden. Da geht es um Manage-
mentfragen, um versicherungsrechtliche Fragen, 
um ganz bedeutende Erlebnisse. Das Ehrenamt 
selbst will organisiert sein, es geht um Vereins-
arbeit, um Verbandsarbeit mit all den steuer-
lichen Herausforderungen, die dort bestehen, 
auch der Versicherungsschutz ist immer ein 
Thema. Darauf müssen wir Antworten geben. 

Ich rufe mal ein paar Anregungen auf: Zusätzli-
che Rentenpunkte für geleistetes Engagement, 
Krankenkassenrabatte et cetera. Der LSVS hat 
da ganz dezidiert Vorschläge geliefert. Ich will 
nur zeigen, welchen Diskussionen wir uns in Zu-
kunft stellen müssen. Wenn wir das ernstneh-
men, was wir heute in die Verfassung geben, 
dass wir Rahmenbedingungen leisten wollen, 
dann haben wir Diskussionen vor uns, die wir 
gemeinsam hier bestreiten und mit den Ehren-
amtlichen führen sollten, um zu schauen, wie 
weit wir kommen. Das Ehrenamt ist der Kitt un-
serer Gesellschaft, das ist unser aller Meinung. 
Ohne das Ehrenamt wären wir nicht nur ärmer, 
ich weiß gar nicht, wo wir wären. Das ist eigent-
lich gar nicht aufzufangen.

(Beifall von der CDU und bei der SPD.)

Das Ehrenamt ist das Fundament und Rückgrat 
unserer Gesellschaft. Das ist ganz wichtig, das 
möchte ich noch einmal sagen: Es geht uns ja 
allen um die Demokratie und Demokratie wird 
insbesondere gestärkt, wenn ich als Mitglied 
in einem Verein, in einem Verband unterwegs 
bin, wenn ich Ehrenamt betreibe. Das Gute dar-
an ist, dass es nicht nur eine Bildung für Kin-
der und Jugendliche ist, sondern Vereinsarbeit 
ist auch eine Erwachsenenbildung. Ein ganzes 
Leben lang wird man dort immer wieder poli-
tisch gebildet, man muss Diskussionen aushal-
ten, man muss sich die eine oder andere Mehr-
heit besorgen, wenn man etwas in einem Verein 
oder Verband ändern will. In diesem Sinne ma-
chen wir heute einen großen Schritt in der Fra-
ge. Danke an alle diejenigen im Land, die sich 
für unser Ehrenamt einbringen, das ist eine Ar-
beit für uns alle! - Danke!

(Beifall von der CDU und bei der SPD.)

Präsidentin Winzent: 

Ich danke Ihnen, Frau Kollegin Heib. Es liegt ei-
ne weitere Wortmeldung vor und ich erteile für 
die AfD-Landtagsfraktion das Wort Herrn Frakti-
onsvorsitzenden Josef Dörr.

Abg. Dörr (AfD): 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, liebe Saarländerinnen und Saarländer! Es 
geht hier um die Verfassung des Saarlandes. 
Wir sollten uns wieder bewusstmachen, was 
das eigentlich für eine Verfassung ist. Diese Ver-
fassung ist 1947 im Saarland beschlossen wor-
den für einen - so war es beabsichtigt - selbst-
ständigen Staat mit dem Namen Saarland. So 
sah auch die Verfassung aus, da musste alles 
geregelt werden. Diese Verfassung war nicht 
mehr zeitgemäß, als dieser ursprünglich geplan-
te, selbstständige Staat in der Bundesrepublik 
Deutschland aufgegangen ist. Leute, die auch 
hier im Saal sitzen, haben an der Umarbeitung 
der Verfassung gearbeitet, sodass sie der neuen 
Situation angepasst werden konnte.

Jetzt ist sie ein Teil der Verfassungswirklichkeit 
in der Bundesrepublik Deutschland, das heißt, 
das Grundgesetz ist übergeordnet. Die wichtigs-
ten Fragen - Gesinnungsfragen, Menschenrechte 
et cetera - sind im Grundgesetz schon geregelt. 
Dafür brauchen wir die saarländische Verfassung 
nicht. Wenn wir über Dinge reden, die schon im 
Grundgesetz geregelt sind, dann ist das über-
flüssige Arbeit. Unsere saarländische Verfassung 
muss mit dem Grundgesetz der Bundesrepublik 
Deutschland übereinstimmen, sie muss aber für 
unser Land etwas bringen. Da sind dann solche 
Dinge wie „mehr Demokratie“ wichtig. 

Weil ich nicht viel Zeit habe, noch ein Wort zum 
Ehrenamt. Natürlich ist das Ehrenamt wichtig 
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und natürlich haben die meisten von Ihnen - 
und ich selbst auch - schon viel ehrenamtliche 
Arbeit geleistet. Natürlich ginge es ohne das Eh-
renamt überhaupt nicht mehr, aber diese Ver-
fassungsänderung wird nichts ändern. Herr Ar-
weiler hat sich ja selbst widersprochen: Er hat 
alles aufgezählt, was schon gemacht wird, das 
ist ja ohne diese Verfassungsänderung schon 
geschehen. Von Frau Heib ist gesagt worden, 
dass noch sehr viel zu machen ist. Aber das wird 
nicht durch diese Verfassungsänderung gesche-
hen, das wird dadurch geschehen, dass wir das 
wollen. Wir müssen konkret werden. Das hier 
ist nur ein Schlagwort, um vielleicht Sympathi-
en zu erwerben. Aber das verfängt wahrschein-
lich auch nicht, denn es ist nicht bindend, es ist 
nicht greifbar. 

Noch etwas zu Rasse und zur rassistischen Zu-
schreibung: Das sind Dinge, die die Leute ohne-
hin nicht verstehen. Die verstehen nicht, wenn 
es keine ‑ ‑

Präsidentin Winzent: 

Herr Fraktionsvorsitzender, Ihre Redezeit ist zu 
Ende.

Abg. Dörr (AfD): 

Die Ausdrücke „rassistische Beweggründe“ be-
ziehungsweise „rassistische Zuschreibungen“ 
sind nicht verständlich. - Herzlichen Dank.

(Beifall von der AfD.)

Präsidentin Winzent: 

Ich danke Ihnen, Herr Fraktionsvorsitzender. Es 
liegt eine weitere Wortmeldung vor. - Ich erteile 
für die CDU-Landtagsfraktion Herrn Abgeordne-
ten Alwin Theobald das Wort.

Abg. Theobald (CDU): 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Sehr geehrte Damen und Herren! Für mich 
ist es eine Ehre, heute zur Verfassung spre-
chen zu dürfen. Für mich ist unsere Verfassung 
nicht nur ein Anhängsel eines Grundgesetzes, 
sondern ein Selbstverständnis der Gesellschaft 
im Saarland. Für mich ist es etwas Besonderes, 
wenn es auch für die AfD nicht so scheint.

(Beifall von der CDU und der SPD.)

Ungeachtet dessen möchte ich noch auf das ei-
gentliche Thema, zu dem ich sprechen wollte, 
eingehen. Es geht um die besondere Bedeutung 
der Auslegung des Nachhaltigkeitsbegriffs im 
Sinne der Brundtland-Kommission. Die Brundt-
land-Kommission definierte Nachhaltigkeit als 
eine Entwicklung, die die Bedürfnisse der Ge-
genwart befriedigt, ohne zu riskieren, dass künf-
tige Generationen ihre eigenen Bedürfnisse nicht 

befriedigen können. - Diese Definition legt den 
Grundstein für eine umfassende Betrachtung, 
wie wir die Ressourcen unserer Erde nutzen 
können, um sie auch für kommende Generatio-
nen zu erhalten. Genau das wollen wir in der 
Begründung unserer Verfassungsänderung klar-
stellen und besonders betonen.

Nachhaltiges Handeln im Hier und Jetzt muss 
immer unsere Verantwortung gegenüber kom-
menden Generationen im Blick haben. Das gilt 
in allen Bereichen unseres täglichen Lebens. 
Es gilt in der Industrie, in der Wirtschaft, bei 
der Verwendung längst etablierter Technologi-
en sowie bei der Entwicklung und Verwendung 
neuerer Technologien. Nachhaltigkeit darf keine 
Worthülse oder leere Überschrift sein. Ein gu-
tes Beispiel dafür ist unsere saarländische Land-
wirtschaft. Gerade in der Landwirtschaft ist die 
Auslegung dieses Begriffs von entscheidender 
Bedeutung. Landwirtschaftliche Praktiken kön-
nen einen erheblichen Einfluss auf die Umwelt 
haben, sei es durch den Einsatz von Pestizi-
den und Düngemitteln, Bodenerosionen oder 
den Verlust von Biodiversität. Eine nachhaltige 
Landwirtschaft berücksichtigt diese Auswirkun-
gen und strebt danach, die natürlichen Ressour-
cen zu erhalten und zu schützen sowie die Pro-
duktion langfristig sicherzustellen.

Wer sich intensiv mit der Landwirtschaft und der 
täglichen Arbeit unserer Landwirte beschäftigt, 
erkennt schnell, mit welch großer Verantwortung 
sie schon jetzt die Nachhaltigkeit im Blick ha-
ben. Die Reduzierung von Pflanzenschutzmitteln 
und synthetischen Düngemitteln sowie nach-
haltige Anbaumethoden, Blühstreifen auf den 
Äckern, Fruchtwechsel und Zwischenfrüchte zum 
Schutz vor Bodenerosion und zum Aufbau der 
Humusschicht - das alles steht in unseren land-
wirtschaftlichen Betrieben nicht erst seit gestern 
auf der Tagesordnung, ganz im Gegenteil, es hat 
sich über Generationen entwickelt. Das habe ich 
gestern schon gesagt. Unsere Landwirte denken 
nicht in kurzen Zeiträumen. Sie denken in Ge-
nerationen beziehungsweise über Generationen 
hinaus, überliefern Althergebrachtes und verän-
dern sich, entwickeln sich weiter und benutzen 
neue Technologien, um Ackerbau noch besser zu 
machen.

Deshalb weiß niemand besser als unsere Bäue-
rinnen und Bauern, wie sehr die Belastung der 
Umwelt durch die Reduzierung chemischer Pes-
tizide und synthetischer Düngemittel verringert 
und die Biodiversität gefördert wird. Niemand 
weiß besser als sie, dass es noch nicht ganz 
ohne geht, wenn die Nahrungsmittelsicherheit 
weiterhin im Mittelpunkt stehen soll und völlige 
Ernteausfälle oder giftige Stoffe in unseren Le-
bensmitteln beispielsweise durch Pilzbefall ver-
mieden werden sollen. Niemand weiß besser 
als sie, wie sehr die Diversifizierung von An-
baukulturen und Fruchtfolgen zur Erhaltung der 
Bodengesundheit beiträgt und das Risiko von 
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Ernteausfällen durch Schädlinge oder Krankhei-
ten mindert. Es ist gelebte, nachhaltige land-
wirtschaftliche Praxis, nicht nur in Biobetrieben, 
sondern längst auch im konventionellen Bereich.

Trotzdem ist es richtig, den ökologischen Land-
bau in besonderer Weise zu fördern. Nachhalti-
ges Handeln bedeutet aber auch, die Zukunft 
unserer Landwirtschaft zu sichern und dafür zu 
sorgen, dass Betriebe Nachfolger finden und der 
gigantische Investitionsstau, der vielfach durch 
unstetes politisches Handeln entstanden ist, auf-
gelöst wird. Indem wir die Nachhaltigkeit in der 
Landwirtschaft fördern, investieren wir nicht nur 
in die Zukunft unserer Nahrungsmittelprodukti-
on, sondern auch in die langfristige Gesundheit 
unseres Planeten. Es liegt in unserer Verantwor-
tung, sicherzustellen, dass wir die Bedürfnisse 
der heutigen Generation erfüllen, ohne die Mög-
lichkeiten zukünftiger Generationen zu gefähr-
den. Deshalb bitte ich um Unterstützung für die-
sen wichtigen Beitrag zur Verfassungsänderung. 
- Vielen Dank.

(Beifall von der CDU und bei der SPD.)

Präsidentin Winzent: 

Ich danke Ihnen, Herr Abgeordneter Theobald. 
Herr Fraktionsvorsitzender Dörr hat eine Kurzin-
tervention angezeigt, die ich hiermit zulasse. Ich 
bitte um das Saalmikrofon.

Abg. Dörr (AfD) mit einer Zwischenbemer-
kung: 

Herr Theobald, leider haben Sie es nicht ge-
schafft, Ihre Ausführungen ohne einen unange-
messenen Angriff gegen die AfD zu beginnen.

(Beifall bei der CDU.)

Dieser Applaus war wahrscheinlich für Herrn 
Theobald, weil er uns angegriffen hat. Ich neh-
me nicht an, dass der Applaus mir gegolten hat.

(Zurufe: Nein.)

Ich kann Ihnen aber sagen, wir sind für die 
saarländische Verfassung und wir sind für ein 
Saarland, das möglichst selbstständig im Rah-
men der Bundesrepublik Deutschland ist. Das 
ist überhaupt gar keine Frage. Wir sind wie ge-
sagt dafür. Deshalb sind wir auch dafür, dass 
wir eine Verfassung haben, die unstreitig ist. 
Sie muss klar und einfach sein. Zu dem Para-
grafen, den wir geändert haben, bei dem al-
le, die nicht benachteiligt werden sollen, aufge-
zählt werden, haben wir schon einen Vorschlag 
unterbreitet. Nach unserer Meinung genügt es, 
wenn man sagt: Niemand beziehungsweise kein 
Mensch darf benachteiligt werden. In dem Satz 
ist eigentlich alles enthalten.

Mein Kollege Schaufert hat eben die Bibel er-
wähnt. Auch ich bringe Entsprechendes jetzt als 

Beispiel. Als Katholiken, Christen oder Juden ha-
ben wir die Zehn Gebote als das sogenannte 
Grundgesetz. Ein Gebot ist zum Beispiel: Du 
sollst nicht töten. - Da steht nicht dabei, du 
sollst niemandem einen Arm ausreißen oder du 
sollst niemandem ein Loch ins Bein machen. Das 
ist enthalten. Es ist selbstverständlich, dass das 
mit gemeint ist. Es ist auch selbstverständlich, 
dass psychische Schäden mit gemeint sind und 
so weiter.

(Unruhe und Sprechen.)

In dem Satz ist alles drin, es muss aber nicht 
im Grundgesetz stehen. Das Grundgesetz ist die 
Bibel. In ihr steht einfach, du sollst nicht töten. 
Unsere saarländische Verfassung ist ebenfalls 
ganz klar. Das heißt, niemand beziehungsweise 
kein Mensch darf benachteiligt werden.

(Beifall von der AfD. - Zuruf des Abgeordne-
ten Haas (SPD).)

Präsidentin Winzent: 

Herr Kollege Theobald, möchten Sie erwidern?

Abg. Theobald (CDU): 

Ja, gerne.

Präsidentin Winzent: 

Dann bitte ich um das Saalmikrofon für den Kol-
legen Theobald.

Abg. Theobald (CDU): 

Dem, was ich vorhin zu Anfang gesagt habe, 
habe ich nichts hinzuzufügen. Ich möchte aber 
etwas aus der Bibel beziehungsweise den Zehn 
Geboten ergänzen. Dort heißt es unter ande-
rem: „Du sollst nicht falsch Zeugnis reden wider 
deinen Nächsten.“ Ich denke, das passt gerade 
bei Ihnen sehr gut.

(Beifall von der CDU und der SPD. - La-
chen. - Abg. Dörr (AfD) erhebt sich von sei-
nem Platz und läuft Richtung Rednerpult, da-
mit die Präsidentin ihn besser versteht. - 
Abg. Dörr (AfD): Das ist ehrabschneidend!)

Präsidentin Winzent: 

Herr Kollege Dörr, im Rahmen der Kurzinterven-
tion gibt es leider keine Möglichkeit mehr, zu er-
widern.

(Zurufe.)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, es ist eine wei-
tere Wortmeldung eingegangen. - Ich erteile für 
die SPD-Landtagsfraktion das Wort Herrn Frakti-
onsvorsitzenden Ulrich Commerçon.
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Abg. Commerçon (SPD): 

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Ich finde, diese wichtige Debatte, die wir in 
den letzten Wochen und Monaten geführt ha-
ben, darf nicht in diesem Geplänkel von ganz 
rechts enden. Deswegen habe ich mich kurzfris-
tig noch einmal zu Wort gemeldet, um ein herz-
liches Dankeschön an all diejenigen zu sagen - 
ich glaube, ich darf federführend den Kollegen 
Roland Theis und die Kollegin Kira Braun benen-
nen -, die sich in mühevoller Arbeit mit sehr viel 
Zeitaufwand unter Abwägung aller Argumente 
sehr bemüht haben, uns an drei wichtigen Punk-
ten Verfassungsänderungen vorzuschlagen, da-
mit wir die großen gesellschaftlichen Themen 
unserer Zeit in unserer Verfassung angemessen 
abbilden. Meine sehr verehrten Damen und Her-
ren, ich finde, wir sollten denjenigen, die dar-
an mitgewirkt haben, ein herzliches Dankeschön 
aussprechen.

(Beifall von der SPD und der CDU.)

Die Debatte hat sich gelohnt. Wir haben das ge-
sehen. Ich persönlich und meine Fraktion hätten 
uns sehr gewünscht, dass wir es im Rahmen 
dieser Runde geschafft hätten, die Anregung 
zur Anti-Antisemitismusklausel aufzugreifen. Ich 
glaube aber, dass das am heutigen Vormittag 
von den beiden großen demokratischen Fraktio-
nen in diesem Haus sehr angemessen vorgetra-
gen wurde. Man kann unterschiedlicher Auffas-
sung sein. Es ist eine gemeinsame Verpflichtung 
von uns allen, dass das nicht auf die lange Bank 
geschoben wird. Wir werden dafür keine Ver-
fassungsenquete oder sonst was einrichten kön-
nen, sondern wir müssen sehen, dass wir das 
zügig hinkriegen. Das ist auch ein Anliegen der 
Jüdinnen und Juden in unserem Land. Wenn wir 
alle sagen „Nie wieder ist jetzt“, dann muss das 
auch an dieser Stelle gelten. Ich bin aber guter 
Dinge, dass uns das gelingt. Vielen herzlichen 
Dank dafür, dass wir sehr vernünftig und gut 
miteinander diskutiert haben. Ich bitte um Zu-
stimmung zu allen drei Verfassungsänderungen. 
- Herzlichen Dank und Glück auf! 

(Beifall von der SPD und der CDU.)

Präsidentin Winzent: 

Ich danke Ihnen, Herr Fraktionsvorsitzender. Ich 
darf feststellen, dass keine weiteren Wortmel-
dungen mehr vorliegen. Ich schließe somit die 
Aussprache.

Der Ausschuss für Justiz, Verfassungs- und 
Rechtsfragen, Wahlprüfung, Datenschutz und 
Informationsfreiheit hat mit der Drucksa-
che 17/784 einen Abänderungsantrag zu dem 
Gesetzentwurf Drucksache 17/503 eingebracht. 
Nach Artikel 101 Absatz 1 Satz 2 der Verfas-
sung des Saarlandes ist für die Änderung eines 

verfassungsändernden Gesetzes die Zweidrittel-
mehrheit der gesetzlichen Zahl der Abgeordne-
ten erforderlich, somit 34 Stimmen.

Wir kommen nun zur Abstimmung über diesen 
Abänderungsantrag. Wer für die Annahme des 
Abänderungsantrages Drucksache 17/784 ist, 
den bitte ich, eine Hand zu erheben. - Wer ist 
dagegen? - Wer enthält sich der Stimme? - Ich 
stelle fest, dass der Abänderungsantrag Druck-
sache 17/784 die notwendige Mehrheit von min-
destens 34 Stimmen erreicht hat und daher 
angenommen ist. Zugestimmt haben die SPD-
Landtagsfraktion sowie die CDU-Landtagsfrakti-
on, dagegen gestimmt hat die AfD-Landtags-
fraktion. 

Wir kommen nun zur Abstimmung über den 
Gesetzentwurf Drucksache 17/503 in Zweiter 
Lesung. Auch hier ist die Zweidrittelmehrheit 
der gesetzlichen Zahl der Abgeordneten erfor-
derlich. Wer für die Annahme des Gesetzentwur-
fes Drucksache 17/503 in Zweiter Lesung un-
ter Berücksichtigung des angenommenen Abän-
derungsantrages ist, den bitte ich, eine Hand zu 
erheben. - Wer ist dagegen? - Wer enthält sich 
der Stimme? - Ich stelle fest, dass der Gesetz-
entwurf Drucksache 17/503 in Zweiter Lesung 
unter Berücksichtigung des angenommenen Ab-
änderungsantrages die notwendige Mehrheit von 
mindestens 34 Stimmen erreicht hat und daher 
angenommen ist. Zugestimmt haben die SPD-
Landtagsfraktion sowie die CDU-Landtagsfrakti-
on, dagegen gestimmt hat die AfD-Landtags-
fraktion.

In der heutigen Sitzung soll auch die Dritte 
Lesung durchgeführt werden. Nach § 33 Ab-
satz 3 der Geschäftsordnung dürfen die zur 
Verabschiedung einer Gesetzesvorlage erforder-
lichen Lesungen nicht in einer Sitzung und nicht 
am selben Tag stattfinden. Abweichungen von 
dieser Vorschrift kann der Landtag im Einzel-
fall gemäß § 57 Landtagsgesetz mit Zweidrit-
telmehrheit der anwesenden Abgeordneten be-
schließen.

Wir kommen nun zur Abstimmung. Wer dafür 
ist, dass in der heutigen Sitzung die Dritte Le-
sung des Gesetzentwurfes durchgeführt wird, 
den bitte ich um ein Handzeichen. - Wer ist 
dagegen? - Wer enthält sich der Stimme? - 
Ich stelle fest, dass die erforderliche Zweidrittel-
mehrheit erreicht ist und der Gesetzentwurf in 
der heutigen Sitzung in Dritter Lesung beraten 
wird. 

Wir kommen nun zur Dritten Lesung des Ge-
setzes zur Änderung der Verfassung des Saar-
landes (Artikel 12 Absatz 3). Ich eröffne die 
Aussprache. - Es sind keine Wortmeldungen ein-
gegangen. Ich schließe somit die Aussprache. 

Nach § 43 Absatz 1 des Gesetzes über den 
Landtag des Saarlandes muss über verfassungs-
ändernde Gesetze in Dritter Lesung namentlich 
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abgestimmt werden. Ich darf nun die Schriftfüh-
rer bitten, die Namen der Abgeordneten aufzu-
rufen. 

(Namentliche Abstimmung)1

Ist ein Mitglied des Hohen Hauses nicht auf-
gerufen worden? - Das ist nicht der Fall. So-
mit schließe ich die Stimmabgabe und bitte die 
Schriftführer, mir das Abstimmungsergebnis zu 
übermitteln.

Nach Artikel 101 Absatz 1 Satz 2 der Verfas-
sung des Saarlandes ist für die Annahme dieses 
Gesetzes in Dritter Lesung die Zweidrittelmehr-
heit der gesetzlichen Zahl der Abgeordneten, al-
so 34 Stimmen, erforderlich. Ich gebe nun das 
Ergebnis bekannt: Es sind 48 Stimmen abgege-
ben worden, davon 45 Ja‑Stimmen und 3 Nein-
Stimmen. Ich stelle fest, dass das Gesetz mit 
der notwendigen Zweidrittelmehrheit in Dritter 
Lesung angenommen ist. 

(Beifall von SPD und CDU.)

Der Ausschuss für Justiz, Verfassungs- und 
Rechtsfragen, Wahlprüfung, Datenschutz und 
Informationsfreiheit hat mit der Drucksache 
17/785 einen Abänderungsantrag zu dem Ge-
setzentwurf Drucksache 17/504 - neu - einge-
bracht. Nach Artikel 101 Absatz 1 Satz 2 der 
Verfassung des Saarlandes ist für die Änderung 
eines verfassungsändernden Gesetzes die Zwei-
drittelmehrheit der gesetzlichen Zahl der Abge-
ordneten, das sind 34 Stimmen, erforderlich. 

Wir kommen nun zur Abstimmung über die-
sen Abänderungsantrag. Wer für die Annahme 
des Abänderungsantrags Drucksache 17/785 ist, 
den bitte ich, eine Hand zu erheben. - Wer ist 
dagegen? - Wer enthält sich der Stimme? - Ich 
stelle fest, dass der Abänderungsantrag Druck-
sache 17/785 die notwendige Mehrheit von min-
destens 34 Stimmen erreicht hat und daher an-
genommen ist. Zugestimmt haben die SPD- und 
die CDU-Landtagsfraktion, dagegen gestimmt 
hat die AfD-Landtagsfraktion. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Gesetz-
entwurf Drucksache 17/504 - neu - in Zweiter 
Lesung. Auch hier ist die Zweidrittelmehrheit 
der gesetzlichen Zahl der Abgeordneten erfor-
derlich. Wer für die Annahme des Gesetzent-
wurfs Drucksache 17/504 - neu - in Zweiter Le-
sung unter Berücksichtigung des angenomme-
nen Abänderungsantrages ist, den bitte ich, ei-
ne Hand zu erheben. - Wer ist dagegen? - Wer 
enthält sich der Stimme? - Ich stelle fest, dass 
der Gesetzentwurf Drucksache 17/504 - neu - 
in Zweiter Lesung unter Berücksichtigung des 
angenommenen Abänderungsantrages die not-
wendige Mehrheit von mindestens 34 Stimmen 
erreicht hat und daher angenommen ist. Zuge-

stimmt haben die SPD- und die CDU-Landtags-
fraktion, dagegen gestimmt hat die AfD-Land-
tagsfraktion. 

In der heutigen Sitzung soll auch die Dritte 
Lesung durchgeführt werden. Nach § 33 Ab-
satz 2 der Geschäftsordnung dürfen die zur 
Verabschiedung einer Gesetzesvorlage erforder-
lichen Lesungen nicht in einer Sitzung und nicht 
am selben Tag stattfinden. Abweichungen von 
dieser Vorschrift kann der Landtag gemäß § 57 
Landtagsgesetz mit Zweidrittelmehrheit der an-
wesenden Abgeordneten im Einzelfall beschlie-
ßen. 

Wir kommen zur Abstimmung darüber: Wer da-
für ist, dass in der heutigen Sitzung die Dritte 
Lesung des Gesetzentwurfs durchgeführt wird, 
den bitte ich um ein Handzeichen. - Wer ist 
dagegen? - Wer enthält sich der Stimme? - 
Ich stelle fest, dass die erforderliche Zweidrittel-
mehrheit erreicht ist und der Gesetzentwurf in 
der heutigen Sitzung in Dritter Lesung beraten 
wird. 

Wir kommen nun zur Dritten Lesung des Ge-
setzes zur Änderung der Verfassung des Saar-
landes (Artikel 19). Ich eröffne die Aussprache. 
- Wortmeldungen sind nicht eingegangen. Ich 
schließe die Aussprache.

Nach § 43 Absatz 1 des Gesetzes über den 
Landtag des Saarlandes muss über verfassungs-
ändernde Gesetze in Dritter Lesung namentlich 
abgestimmt werden. Ich darf hierzu die Schrift-
führer bitten, die Namen der Abgeordneten auf-
zurufen. 

(Namentliche Abstimmung)2

Ist ein Mitglied des Hauses nicht aufgerufen 
worden? - Das ist nicht der Fall. Ich schließe 
die Stimmabgabe und bitte die Schriftführer, mir 
das Abstimmungsergebnis zu übermitteln. 

Nach Artikel 101 Absatz 1 Satz 2 der Verfassung 
des Saarlandes ist für die Annahme dieses Ge-
setzes in Dritter Lesung die Zweidrittelmehrheit 
der gesetzlichen Zahl der Abgeordneten, somit 
34 Stimmen, erforderlich. Ich gebe das Abstim-
mungsergebnis bekannt: Es sind 48 Stimmen 
abgegeben worden, davon 45 Ja-Stimmen und 
3 Nein-Stimmen. - Ich stelle fest, dass das Ge-
setz mit der notwendigen Zweidrittelmehrheit in 
Dritter Lesung angenommen ist.

(Beifall von SPD und CDU.)

Der Ausschuss für Justiz, Verfassungs- und 
Rechtsfragen, Wahlprüfung, Datenschutz und 
Informationsfreiheit hat mit der Drucksache 
17/786 einen Abänderungsantrag zu Gesetzent-
wurf Drucksache 17/505 - neu - eingebracht. 
Nach Artikel 101 Absatz 1 Satz 2 der Verfas-

1 Das Ergebnis der namentlichen Abstimmung liegt als Anlage 1 bei
2 Das Ergebnis der namentlichen Abstimmung liegt als Anlage 2 bei
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sung des Saarlandes ist für die Änderung eines 
verfassungsändernden Gesetzes die Zweidrittel-
mehrheit der gesetzlichen Zahl der Abgeordne-
ten, also 34 Stimmen, erforderlich. 

Wir kommen zur Abstimmung über diesen Ab-
änderungsantrag. Wer für die Annahme des Ab-
änderungsantrags Drucksache 17/786 ist, den 
bitte ich, eine Hand zu erheben. - Wer ist da-
gegen? - Wer enthält sich der Stimme? - Ich 
stelle fest, dass der Abänderungsantrag Druck-
sache 17/786 die notwendige Mehrheit von min-
destens 34 Stimmen erreicht hat und daher an-
genommen ist. Zugestimmt haben die SPD- und 
die CDU-Landtagsfraktion, dagegen gestimmt 
hat die AfD-Landtagsfraktion. 

Wir kommen nun zur Abstimmung über den 
Gesetzentwurf Drucksache 17/505 - neu - in 
Zweiter Lesung. Auch hier ist die Zweidrittel-
mehrheit der gesetzlichen Zahl der Abgeordne-
ten erforderlich. Wer für die Annahme des Ge-
setzentwurfs in Zweiter Lesung unter Berück-
sichtigung des angenommenen Abänderungsan-
trags ist, den bitte ich, eine Hand zu erheben. 
- Wer ist dagegen? - Wer enthält sich? - Ich 
stelle fest, dass der Gesetzentwurf Drucksache 
17/505 - neu - in Zweiter Lesung unter Berück-
sichtigung des angenommenen Abänderungsan-
trages die notwendige Mehrheit von mindestens 
34 Stimmen erreicht hat und daher angenom-
men ist. Zugestimmt haben die SPD- sowie die 
CDU-Landtagsfraktion, dagegen gestimmt hat 
die AfD-Landtagsfraktion. 

In der heutigen Sitzung soll auch die Dritte 
Lesung durchgeführt werden. Nach § 33 Ab-
satz 3 der Geschäftsordnung dürfen die zur 
Verabschiedung einer Gesetzesvorlage erforder-
lichen Lesungen nicht in einer Sitzung und nicht 
am selben Tag stattfinden. Abweichungen von 
dieser Vorschrift kann der Landtag gemäß § 57 
Landtagsgesetz mit Zweidrittelmehrheit der an-
wesenden Abgeordneten im Einzelfall beschlie-
ßen. Wir kommen nun zur Abstimmung. Wer da-
für ist, dass in der heutigen Sitzung die Dritte 
Lesung des Gesetzentwurfs durchgeführt wird, 
den bitte ich um ein Handzeichen. - Wer ist 
dagegen? - Wer enthält sich der Stimme? - 
Ich stelle fest, dass die erforderliche Zweidrittel-
mehrheit erreicht ist und der Gesetzentwurf in 
der heutigen Sitzung in Dritter Lesung beraten 
wird. 

Wir kommen nun zur Dritten Lesung des Ge-
setzes zur Änderung der Verfassung des Saar-
landes, Artikel 59a, Absatz 1. Ich eröffne die 
Aussprache. - Es sind keine Wortmeldungen ein-
gegangen. Ich schließe die Aussprache. Nach 
§ 43 Absatz 1 des Gesetzes über den Landtag 
des Saarlandes muss über verfassungsändern-
de Gesetze in Dritter Lesung namentlich abge-

stimmt werden. Ich darf die Schriftführer bitten, 
die Namen der Abgeordneten aufzurufen. 

(Namentliche Abstimmung)3

Ist ein Mitglied des Hauses nicht aufgerufen 
worden? - Das ist nicht der Fall. Ich schließe 
die Stimmabgabe und bitte die Schriftführer, 
mir das Abstimmungsergebnis zu übermitteln. 
Nach Artikel 101 Absatz 1 Satz 3 der Verfassung 
des Saarlandes ist für die Annahme dieses Ge-
setzes in Dritter Lesung die Zweidrittelmehrheit 
der gesetzlichen Zahl der Abgeordneten, somit 
34 Stimmen, erforderlich.

Ich gebe das Ergebnis bekannt. Es sind 48 Stim-
men abgegeben worden, davon 45 Ja-Stimmen 
und 3 Nein-Stimmen. Ich stelle fest, dass das 
Gesetz mit der notwendigen Zweidrittelmehrheit 
in Dritter Lesung angenommen ist. 

(Beifall von SPD und CDU.)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir fahren in 
der Tagesordnung fort und kommen nun zu Ta-
gesordnungspunkt 24:

Erste Lesung des von der Regierung ein-
gebrachten Gesetzes zur Änderung des 
Gesetzes über den Entsorgungsverband 
Saar (EVSG) (Drucksache 17/772) 

Zur Begründung des Gesetzentwurfes erteile ich 
Frau Ministerin Petra Berg das Wort. 

Ministerin Berg: 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Die Landesregie-
rung legt den Entwurf eines Gesetzes zur Än-
derung des Gesetzes über den Entsorgungsver-
band Saar vor. Die vorgelegte Änderung dient 
der besseren Verständlichkeit des EVSG. Wei-
tergehende inhaltliche Änderungen sind damit 
nicht verbunden. Das EVSG verweist hinsichtlich 
der Wirtschaftsführung auf die Eigenbetriebsver-
ordnung, soweit keine speziellen Regelungen 
im EVSG getroffen sind. Die Regelungen im 
zweiten Teil der Eigenbetriebsverordnung sind 
demnach sinngemäß auf Wirtschaftsführung und 
Rechnungswesen des EVS anzuwenden. In der 
Eigenbetriebsverordnung sind Pflichten für die 
Werkleitung und den Werksausschuss sowie 
Unterrichtungsrechte beziehungsweise Zustim-
mungserfordernisse für Bürgermeister*innen 
und Gemeinderäte geregelt. 

(Vizepräsidentin Heib übernimmt den Vor-
sitz.)

Die entsprechenden Organe des EVS sind die 
Geschäftsführung, die Verbandsversammlung 
und der Aufsichtsrat. Bisher wurden die Rege-
lungen der Eigenbetriebsverordnung vom EVS 

3 Das Ergebnis der namentlichen Abstimmung liegt als Anlage 3 bei
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durch seine Verbandssatzung und durch sein 
tatsächliches Handeln umgesetzt, das heißt, die 
in der Eigenbetriebsverordnung genannten Or-
gane Werkleitung, Werksausschuss, Bürgermeis-
ter*innen, Gemeinderat wurden den Organen 
des EVS - Geschäftsführung, Verbandsversamm-
lung, Aufsichtsrat - entsprechend dem Rege-
lungssinn zugeordnet. Um zukünftig sicherzu-
stellen, dass es kein unterschiedliches Verständ-
nis der vorgenommenen Organzuordnung ins-
besondere zwischen der Rechtsaufsicht in mei-
nem Ministerium und dem EVS gibt, wird durch 
das Änderungsgesetz die Organzuordnung fest-
geschrieben. Darüber hinaus sollen durch die 
getroffenen Änderungen die Verweise auf die Ei-
genbetriebsverordnung insgesamt klarer gestal-
tet werden. Dies soll für mehr Rechtsklarheit 
sorgen. Ich bitte um Zustimmung zu diesem 
Entwurf. - Danke schön. 

(Beifall von der SPD.)

Vizepräsidentin Heib: 

Ich danke Frau Ministerin Berg und eröffne die 
Aussprache. - Wortmeldungen sind nicht einge-
gangen. Ich schließe die Aussprache. Es wird 
vorgeschlagen, den Gesetzentwurf an den Aus-
schuss für Umwelt, Klima, Mobilität, Agrar und 
Verbraucherschutz zu überweisen. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Gesetz-
entwurf Drucksache 17/772. Wer für die Annah-
me dieses Gesetzentwurfs in Erster Lesung un-
ter gleichzeitiger Überweisung an den Ausschuss 
für Umwelt, Klima, Mobilität, Agrar und Verbrau-
cherschutz ist, den bitte ich, eine Hand zu er-
heben. - Wer ist dagegen? - Wer enthält sich? 
- Ich stelle fest, dass der Gesetzentwurf Druck-
sache 17/772 einstimmig angenommen und zur 
weiteren Beratung an den Ausschuss für Um-
welt, Klima, Mobilität, Agrar und Verbraucher-
schutz überwiesen ist. Zugestimmt haben die 
SPD-, die CDU- und die AfD-Landtagsfraktion. 

Wir kommen zu Punkt 25 der Tagesordnung:

Erste Lesung des von der Regierung 
eingebrachten Gesetzes zur Anpassung 
saarländischer Gesetze an das Gesetz 
zur Reform des Vormundschafts- und 
Betreuungsrechts und an weitere Ge-
setze (Drucksache 17/773) 

Zur Begründung des Gesetzentwurfs erteile ich 
Frau Ministerin Petra Berg das Wort.

Ministerin Berg: 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Da-
men und Herren! Am 1. Januar 2023 ist auf 
Bundesebene das Gesetz zur Reform des Vor-
mundschafts- und Betreuungsrechts vom 4. Mai 
2021 in Kraft getreten. Dieses Gesetz hat die 

im Bürgerlichen Gesetzbuch enthaltenen Rege-
lungen zum Vormundschafts- und Betreuungs-
recht neu strukturiert. Das neue Recht hat wich-
tige Verbesserungen für Betreute wie für Be-
treuerinnen und Betreuer mitgebracht. Selbst-
bestimmung und bessere Qualität in der recht-
lichen Betreuung sind noch weiter in den Mit-
telpunkt gerückt. Das ist ein bedeutender Fort-
schritt, denn bedenken Sie, Betreuung ist ein 
Thema, das uns alle betreffen kann.

Die neuen bundesrechtlichen Regelungen im 
Vormundschafts- und Betreuungsrecht machen 
redaktionelle Anpassungen im Landesrecht nö-
tig. Einige landesrechtliche Vorschriften nehmen 
auf die geänderten Bundesvorschriften in ihrer 
vorherigen Fassung Bezug beziehungsweise set-
zen diese um. Diese Verweisungen sind statisch, 
das heißt, sie beziehen sich auf die Fassung 
des Textes zu einem bestimmten Zeitpunkt oder 
während eines bestimmten Zeitraumes. Dies hat 
zur Folge, dass wir auch unser Landesrecht 
aktualisieren müssen, sobald sich entsprechen-
des Bundesrecht ändert. Von diesen redaktio-
nellen Anpassungen sind das Hinterlegungsge-
setz, das Gesetz zur Ausführung bundesrecht-
licher Justizgesetze, das Saarländische Verwal-
tungsverfahrensgesetz, das Saarländische Heil-
berufekammergesetz und das Erste Gesetz zur 
Ausführung des Kinder- und Jugendhilfegesetzes 
betroffen. In all diesen Gesetzen befinden sich 
Verweise auf inzwischen weggefallene oder ge-
änderte Bundesvorschriften. Die entsprechenden 
Regelungen werden daher auch im Landesrecht 
ersetzt, teilweise neu gefasst oder aufgehoben.

Schließlich nehmen wir bei der Gelegenheit auch 
noch redaktionelle Änderungen im Landesrecht 
vor. Die Mitglieder der Besuchskommission nach 
dem Gesetz über Hilfe bei psychischen Erkran-
kungen beziehen wir in die Anlage zum Ge-
setz über die Entschädigung der Mitglieder von 
Kommissionen und Ausschüssen ein. Dadurch 
ist künftig klar geregelt, dass auch diese Perso-
nen für ihre wertvolle Arbeit eine Entschädigung 
geltend machen können. Abschließend ändern 
wir, nach den aktuellen Ressortzuschnitten, auch 
noch veraltete Ministeriumsbezeichnungen in die 
zutreffenden. Insgesamt dient das Gesetz also 
der Klarstellung und der Anpassung des Landes-
rechts an die bundesrechtlichen Vorgaben. Des-
halb bitte ich Sie, meine sehr verehrten Damen 
und Herren, um Zustimmung zu diesem Gesetz 
in Erster Lesung und Überweisung an den zu-
ständigen Ausschuss. - Vielen Dank!

(Beifall von der SPD und bei der CDU.)

Vizepräsidentin Heib: 

Ich danke Frau Ministerin Berg und eröffne die 
Aussprache. - Wortmeldungen sind nicht einge-
gangen. Ich schließe die Aussprache. Es wird 
vorgeschlagen, den Gesetzentwurf an den Aus-
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schuss für Justiz, Verfassungs- und Rechtsfra-
gen, Wahlprüfung, Datenschutz und Informati-
onsfreiheit zu überweisen.

Wir kommen zur Abstimmung über den Gesetz-
entwurf, Drucksache 17/773. Wer für die An-
nahme des Gesetzentwurfs Drucksache 17/ 773 
in Erster Lesung unter gleichzeitiger Überwei-
sung an den Ausschuss für Justiz, Verfassungs- 
und Rechtsfragen, Wahlprüfung, Datenschutz 
und Informationsfreiheit ist, den bitte ich, die 
Hand zu erheben. - Wer ist dagegen? - Wer 
enthält sich der Stimme - Ich stelle fest, dass 
der Gesetzentwurf Drucksache 17/773 einstim-
mig angenommen und zur weiteren Beratung 
an den Ausschuss für Justiz, Verfassungs- und 
Rechtsfragen, Wahlprüfung, Datenschutz, Infor-
mationsfreiheit überwiesen ist. Zugestimmt ha-
ben SPD-, CDU- und AfD-Landtagsfraktion. 

Wir kommen zu Punkt 26 der Tagesordnung:

Beschlussfassung über den von der CDU-
Landtagsfraktion eingebrachten Antrag 
betreffend: Den Landesentwicklungsplan 
Saarland 2030 stoppen und grundlegend 
überarbeiten - Die kommunale Selbst-
verwaltung der Kommunen und den 
Traum der Saarländerinnen und Saarlän-
der vom Eigenheim weiterhin bewahren
(Drucksache 17/783) 

Zur Begründung des Antrags erteile ich Herrn 
Abgeordneten Raphael Schäfer von der CDU-
Landtagsfraktion das Wort.

Abg. Schäfer (CDU): 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Liebe Saarländerinnen und Saarländer! Zu-
nächst einmal ist es mir ein Bedürfnis, mich bei 
meiner Kollegin Anja Wagner-Scheid im Namen 
der CDU-Landtagsfraktion zu bedanken. Sie hat-
te die Federführung bei der Erarbeitung des 
heutigen Antrags und ist wirklich sehr fleißig 
und rege unterwegs im Sinne unserer saarländi-
schen Städte und Gemeinden. Sie ist heute er-
krankt, deshalb senden wir, gemeinsam glaube 
ich, die besten Genesungswünsche nach Fried-
richsthal.

(Beifall von der CDU und bei der SPD.)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, nachdem der 
heutige Vormittag aus guten Gründen von viel 
Gemeinsamkeit und viel Einigkeit geprägt gewe-
sen ist - es ging ja um die Verfassungsänderun-
gen -, ist es in einem parlamentarischen Diskurs 
genauso wichtig, dass wir bei zentralen Frage-
stellungen, die unser Land betreffen, als Oppo-
sitionsfraktion auch den Finger in die Wunde le-
gen. Das möchten wir mit dem Ihnen heute vor-
liegenden Antrag tun. Wir möchten den Fokus 
noch einmal auf die aktuell geplante Neuaus-

richtung des Landesentwicklungsplans im Saar-
land richten, denn, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, da läuft offen gesagt einiges schief. Dort 
werden in unseren Augen seitens der SPD-Lan-
desregierung Fehler gemacht, nicht nur inhalt-
lich, sondern auch was die Verfahrensabläufe 
anbelangt.

Zunächst einmal möchte ich deutlich machen, 
dass wir diese Neuaufstellung, die Neuausrich-
tung grundsätzlich begrüßen. Der alte Landes-
entwicklungsplan ist mittlerweile schon über 
20 Jahre alt, er datiert aus dem Jahr 2004. 
Deswegen sagen wir schon, dass es wirklich an 
der Zeit ist, eine Überarbeitung auf den Weg zu 
bringen. Der zentrale Punkt ist aber: Wir müs-
sen als CDU-Fraktion massiv Kritik üben, wie 
die aktuelle Überarbeitung abläuft und vor allen 
Dingen welche Inhalte und welche Ziele seitens 
der SPD-Landesregierung mit einhergehen. Ich 
gehe gleich im Detail darauf ein, Herr Minister.

Wichtig ist, das muss uns allen noch einmal 
vor Augen geführt werden, dass dieser Landes-
entwicklungsplan mithin das wichtigste Steue-
rungsinstrument ist, das der Landesplanung zur 
Verfügung steht. Dort werden die Ziele und 
Grundsätze für die räumliche Entwicklung in un-
serem Land festgelegt, also mit Blick auf Woh-
nen, Gewerbe, Infrastruktur, mit Blick auf die 
ganzen Vorranggebiete und so weiter. Deswe-
gen ist es umso erschreckender. Wenn es sich 
um das wichtigste Planungsinstrument handelt, 
dann zeugt es schon von einer gewissen Unpro-
fessionalität, wenn dort gravierende handwerkli-
che Fehler gemacht werden.

Ich will einige benennen, die unter anderem 
auch der Städte- und Gemeindetag genauso an-
geführt hat: Im aktuellen Entwurf sind geltende 
Rechtsänderungen, die einfach schon da sind, 
in diesen Entwurf nicht mit eingearbeitet wor-
den. Das Landesplanungsgesetz hätte im Vorfeld 
überarbeitet und an den aktuellen Rechtsrah-
men auf Bundesebene sowie mit Blick auf Ver-
weisungen angepasst werden müssen. All das 
ist nicht erfolgt, deswegen sagen wir, es ist 
noch einmal symbolhaft für diese SPD-Landesre-
gierung: Hauptsache schöne Überschriften, beim 
Inhalt schaut man dann schön weg. Das ist nicht 
die Art und Weise, wie wir uns handwerklich 
saubere Arbeit in diesem Land vorstellen, liebe 
Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall von der CDU. - Sprechen.)

Ich blicke direkt zum Herrn Minister rüber, zu 
Reinhold Jost, der in der Vergangenheit wirklich 
bemerkenswerte Ankündigungen und Äußerun-
gen getätigt hat und damit in unseren Augen 
die Saarländerinnen und Saarländer schon stark 
verunsichert hat. Ich zitiere - mit Erlaubnis der 
Präsidentin -, Herr Minister hat im Februar in 
der SZ gesagt: „Das freistehende Einfamilien-
haus wird künftig in jedem Fall die Ausnahme 
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sein.“ Liebe Kolleginnen und Kollegen, genau an 
dieser Aussage erkennt man die wahren Vorstel-
lungen dieser SPD-Landesregierung. Wir lehnen 
eine Verbotspolitik, eine Bevormundungspolitik 
ganz klar ab. Ich sage in aller Offenheit: Wir 
kämpfen für das freistehende Einfamilienhaus 
im Saarland! Sie können sich darauf verlassen, 
wir werden massiv dafür eintreten, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen.

(Beifall von der CDU.)

Dann vielleicht noch ein weiteres Zitat, das auch 
von Herrn Minister stammt und ebenso bemer-
kenswert ist. Es geht nämlich um einen Vorwurf, 
von Bürgermeistern immerhin, die sagen, das 
Land greife mit den geplanten Vorgaben zur 
Wohnbebauung in die kommunale Selbstverwal-
tung ein. Das ist also schon ein gravierender 
Vorwurf. Von Herrn Minister wird gekontert oder 
argumentativ dagegengehalten: Das ist doch al-
les Quatsch und an den Haaren herbeigezogen. 
- Lieber Herr Kommunalminister, es ist alles 
andere als in Ordnung, so etwas kommunalen 
Vertretern, Bürgermeistern, zu entgegnen, das 
müssen wir in aller Deutlichkeit kritisieren.

(Beifall von der CDU.)

Blicken wir einmal auf den Zeitplan. Der Minister 
hat im September 2022 angekündigt, also so et-
wa ein halbes Jahr nach der Landtagswahl, dass 
der LEP bis - halten Sie sich fest! - Juni 2023 
fertig sein soll. Es hat gar nicht so lange gedau-
ert, da war dieser Zeitplan offenkundig schon 
überhaupt nicht mehr zu halten. Er musste mas-
siv nach hinten verschoben werden und auch 
mit Blick auf einen ganz massiven Druck von der 
kommunalen Seite ist man dann bei Ende 2023 
gelandet, bis der erste Entwurf halbwegs fertig 
gewesen ist. 

Interessant, liebe Kolleginnen und Kollegen, ist 
aber, wenn wir uns den Prozess anschauen, was 
von kommunaler Seite an inhaltlicher Kritik vor-
gebracht wurde. Im Rahmen der externen Anhö-
rung der Regierung - das ist im Innenausschuss 
noch einmal dargelegt worden - haben 50 von 
52 Kommunen eine Rückmeldung an das Minis-
terium gegeben. Auch viele Träger öffentlicher 
Belange haben sich zurückgemeldet und haben 
Stellungnahmen abgegeben. Insgesamt wurden 
359 Stellungnahmen abgegeben, 1.287 abwä-
gungsrelevante Anregungen sind eingegangen. 

Herr Minister, wenn man einen Zeitplan aufsetzt, 
dann muss man auch damit rechnen - das ist ja 
auch gut und richtig so -, dass Eingaben kom-
men. Aber zu einer handwerklich professionel-
len Arbeit gehört es eben, dass man im Vorfeld 
zur Kenntnis nehmen muss, dass es dort erheb-
lichen Widerspruch geben wird, wenn man mit 
einem Entwurf startet, der - gelinde gesagt - 
erheblich ausbaufähig ist. Deswegen war völlig 
klar, dass dieser Zeitplan nicht zu halten sein 
wird. 

(Beifall von der CDU.)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, es wird aber 
noch besser. Wir haben nämlich auf unseren An-
trag hin im Innenausschuss berichten lassen, 
wie der neue Zeitplan aussieht. Jetzt halten Sie 
sich wirklich fest! Dort wurde von den Ministe-
riumsmitarbeitern gesagt, im zweiten Quartal 
dieses Jahres soll der Ministerrat sich erneut 
damit befassen und die Öffentlichkeit beteiligt 
werden. Ich übersetze das jetzt einmal in ein-
fache Sprache. Was bedeutet das? Mir ist ehr-
lich gesagt die Spucke im Hals steckengeblie-
ben. Übersetzt bedeutet das, dass man sich vor 
der wichtigen Kommunalwahl Anfang Juni weg-
duckt, nicht mehr die Öffentlichkeit mit diesen 
wichtigen, überarbeiteten Plänen konfrontieren 
möchte. Man fürchtet den erheblichen Druck, 
der von öffentlicher Seite von den Kommunen 
an die Landesregierung adressiert werden wird. 
Wir nennen das folgendermaßen: Man möchte 
einmal schön den Mantel des Schweigens über 
diesen Entwurf hängen, liebe Kolleginnen und 
Kollegen. Das kritisieren wir in aller Deutlichkeit. 

(Beifall von der CDU.)

Wir legen auch Wert darauf - das habe ich im 
Innenausschuss auch zu Protokoll gegeben ‑, 
dass es sich um eine Rechtsverordnung der Lan-
desregierung handelt. Das Parlament ist aber 
zu beteiligen. Ich habe es an die SPD-Landtags-
fraktion adressiert und sage es hier noch einmal 
öffentlich: Wir legen Wert auf eine umfassende 
Anhörung, auf einen ausreichenden Zeitrahmen, 
um die externen Player, die Kommunen, hier im 
Hohen Hause, im Zentrum der Demokratie, auch 
anhören zu können. Darauf legen wir Wert und 
da werden wir sehr genau hinschauen. 

(Sprechen auf der Regierungsbank.)

Ich sage schon jetzt Folgendes, weil das in der 
Vergangenheit keine Seltenheit war, denn die 
SPD möchte ja bei Dingen, die vielleicht unbe-
quem sind, zumindest hier im Parlament, einen 
ganz schnellen Zeitplan hinlegen: Das werden 
wir Ihnen diesmal nicht durchgehen lassen, lie-
be Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall von der CDU.)

Kommen wir mal zu dem einen oder anderen 
Kritikpunkt.

(Sprechen auf der Regierungsbank.)

Vizepräsidentin Heib: 

Entschuldigung, das Wort hat der Herr Abgeord-
nete Schäfer. Ich bitte auch die Regierungsbank, 
auch wenn es Selbstgespräche sind, diese viel-
leicht ein bisschen leiser zu führen. Danke.
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Abg. Schäfer (CDU): 

Danke, Frau Präsidentin. Ich möchte noch den 
einen oder anderen Kritikpunkt von kommunaler 
Seite vortragen. Ich beginne mit dem Oberbür-
germeister Uwe Conradt der Landeshauptstadt. 
Ich zitiere mit Erlaubnis der Präsidentin: „Dieses 
Papier hat den Namen ‚Entwicklungsplan‘ nicht 
verdient. Es ist das Gegenteil. Die Potenziale 
der Landeshauptstadt und die Perspektiven als 
Oberzentrum des Saarlandes werden nicht be-
rücksichtigt.“

Zahlreiche Projekte wie etwa die Entwicklung 
des „Brebacher Ohrs“ - ich ergänze, dort geht es 
um einen möglichen Standort für die sogenann-
te neue Saarlandhalle - wären nur noch durch 
Überwindung hoher bürokratischer Hürden, falls 
überhaupt, möglich. 

(Zuruf von Minister Jost.)

Ganz interessant aber, sehr geehrter Herr Minis-
ter, ist die Stellungnahme aus Rehlingen-Siers-
burg, aus der Heimatgemeinde des Ministers, 
wo er lange Jahre Ortsvorsteher gewesen ist. 
Was hat sich dort im Gemeinderat abgespielt? 
Es gibt eine ganz klare Haltung der Verwaltung 
und des gesamten Gemeinderats, wo die SPD 
eine fast absolute Mehrheit hat. Die haben näm-
lich dem vorgelegten Entwurf nicht zugestimmt. 
Der Fraktionsvorsitzende Michael Altmeyer hat 
gesagt, sie lehnen diesen Entwurf in Gänze ab, 
also nicht nur in Teilen, sondern in Gänze. Viel 
besser wird es noch, wenn wir auf den Kolle-
gen Bernd Berretz schauen, SPD-Mitglied im Ge-
meinderat. Wissen Sie, was der gesagt hat? Ich 
zitiere aus der Saarbrücker Zeitung: „Wir haben 
in diesem Land eine Wohnungsnot, und dann 
ist die Antwort der Politik eine Verknappung des 
Baulandes. Das kann doch nicht sein!“.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir sagen für 
die CDU-Landtagsfraktion, das kann wirklich 
nicht sein. Das scheint die Antwort der SPD 
auf diese Frage zu sein, das ist aber nicht die 
Antwort der CDU-Landtagsfraktion. Wir wollen 
Möglichkeiten schaffen. Wir wollen Bauland mit 
diesem Landesentwicklungsplan schaffen. Dafür 
kämpfen wir, dafür treten wir ein. 

(Beifall von der CDU.)

Ich komme zum Schluss. Ich will nur noch ein-
mal festhalten: Aus unserer Sicht handelt es 
sich bei dem vorgelegten Entwurf nicht um ei-
nen Entwicklungsplan, sondern vielmehr um ei-
nen Stillstands- und Verhinderungsplan. Deswe-
gen bleibt da noch viel zu tun. Wir werden für 
den Traum des Eigenheims für alle Saarländerin-
nen und Saarländer kämpfen. Deswegen lautet 
unser Appell heute, und wir bitten um Zustim-
mung: Stoppen wir diese vermurksten Entwurfs-
planungen! Drücken Sie die Reset-Taste, liebe 
SPD‑Landesregierung! Binden Sie vor allen Din-
gen bitte von Anfang an vollumfänglich die kom-

munale Seite, die kommunale Familie ein. Dann 
wären wir ein gutes Stück weiter. - Herzlichen 
Dank!

(Beifall von der CDU.)

Vizepräsidentin Heib: 

Vielen Dank, Herr Abgeordneter. Ich eröffne die 
Aussprache. Es sind Wortmeldungen eingegan-
gen. - Ich erteile als erstes das Wort Frau Abge-
ordneter Sandra Quinten für die SPD-Landtags-
fraktion.

Abg. Quinten (SPD): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Da-
men und Herren! Werte Kolleginnen und Kolle-
gen! Das Saarland ist das Land mit der höchsten 
Eigenheimdichte. Ein Eigenheim ist ohne Zwei-
fel ein Stück Lebensqualität und erfüllt für viele 
Familien nicht nur eine finanzielle Absicherung, 
sondern auch einen Lebenstraum. Bei diesem 
Tagesordnungspunkt, bei diesem Antrag, geht 
es um viel mehr als nur den Traum vom Eigen-
heim. Es geht um den Landesentwicklungsplan 
Saarland 2030. Aber vor allem geht es bei die-
sem Antrag auch um Konsequenzen und Glaub-
würdigkeit der Politik. Wir leben anscheinend in 
einer Zeit, in der die CDU offensichtlich meint, 
dass die Worte, die sie gestern gesprochen hat, 
heute keinen Bestand mehr haben müssen. Das 
Motto der Stunde lautet anscheinend - Frau Prä-
sidentin, mit Verlaub, ich zitiere ‑: „Was interes-
siert mich mein Geschwätz von gestern?“.

Warum sage ich das? Sehr geehrte Damen und 
Herren, der Landesentwicklungsplan war auch 
in der vergangenen Legislatur eines der großen 
Themen. Als man sich in der letzten Legislatur 
der Reformierung des LEP widmete, geschah das 
mit einiger Verspätung, stammte die Fassung 
doch aus 2006 und man hatte das Verfallsda-
tum bereits 2016 erreicht. Tatsächlich war es 
dem seinerzeit CDU-geführten Innenministerium 
im März 2022, also mit einer Verzögerung von 
sechs Jahren, gelungen, einen Entwurf vorzule-
gen. Sechs Jahre Verzögerung und Sie, liebe 
Opposition, sprechen jetzt von einer Verzöge-
rung von Monaten. Da muss man schon viel Hu-
mor haben, wenn man darüber lachen möchte.

(Beifall von der SPD. - Zuruf des Abgeord-
neten Toscani (CDU). - Abg. Schäfer (CDU): 
Kalter Kaffee!) 

Ja genau, kalter Kaffee schmeckt nicht. Darauf 
kommen wir gleich noch. Die Vorlage im März 
2022 erfolgte praktisch in letzter Minute vor der 
Landtagswahl. Wer hätte da erwartet, dass sie 
noch in der alten Wahlperiode umgesetzt wird? 
Es ist bemerkenswert, dass der LEP in der vor-
herigen Legislaturperiode zwischen Innenminis-
terium und Umweltministerium geeint war und 
jetzt fast unverändert übernommen wurde. Da 

Landtag des Saarlandes - 17. Wahlperiode - 22. Sitzung am 06./07. Februar 2024

1785



drängt sich doch die Frage auf, ob die CDU jetzt 
hier aus rein parteipolitischen Gründen den LEP 
kritisiert. Ein Schelm, wer Böses dabei denkt!

(Beifall von der SPD. - Abg. Maaß (SPD): Ko-
misch, komisch! - Zuruf des Abgeordneten 
Schäfer (CDU).)

Denn der LEP-Entwurf wurde unter dem damali-
gen Innenminister Klaus Bouillon genau so vor-
angetrieben. An dieser Stelle herzlichen Dank 
für die gute Vorarbeit. 

(Beifall von der SPD.)

Der entscheidende Unterschied heute besteht 
darin, dass die SPD-Landesregierung dies nun 
umsetzt und den LEP auf den Weg bringt bis hin 
zur finalen Umsetzung. 

Jetzt zu Ihren Vorwürfen der Verzögerung. Wir 
sprechen im aktuellen Entwurf nicht von einer 
Verzögerung etwa durch Untätigkeit, nein, da-
von konnten Sie sich, sofern Sie zugehört ha-
ben - Kollege Schäfer hat es gerade gesagt - 
in der Sitzung des Innenausschusses am 25. Ja-
nuar überzeugen. Aber ich fasse das für all die-
jenigen, die nicht im Innenausschuss sind oder 
nicht dabei waren, gerne noch einmal zusam-
men: Der Landesentwicklungsplan befindet sich 
im Neuaufstellungsverfahren. Ursprünglich soll-
te er Ende 2023, Anfang 2024 abgeschlossen 
sein, doch aus verschiedenen Gründen, die in 
der Berichterstattung im Innenausschuss sehr 
detailliert dargelegt wurden, wurde dieses Ziel 
nicht erreicht.

Für die zeitliche Verzögerung mitverantwortlich 
war, dass die Frist für Stellungnahmen zur öf-
fentlichen Beteiligung am Landesentwicklungs-
plan auf Wunsch der beteiligten Kommunen und 
Verbände sowie anderer Interessengruppen von 
Ende Oktober 2023 auf Ende November 2023 
verlängert wurde. Liebe Opposition, was wä-
re Ihnen denn hier genehm gewesen? Ignorie-
ren? Verfahren durchziehen? Keine Fristverlän-
gerung?

(Abg. Schäfer (CDU): Das muss man im Vor-
feld machen!)

Da ticken wir glücklicherweise anders. Dann ist 
es entscheidend, dass die Landesregierung die 
Kommunen auch beim LEP nicht alleine lässt, 
sondern aktiv in den Überarbeitungsprozess ein-
bindet. So entsteht ein LEP, der den vielfälti-
gen Bedürfnissen der Menschen im Saarland ge-
recht wird und gleichzeitig eine nachhaltige und 
zukunftsorientierte Entwicklung ermöglicht. Die 
Kommunen haben sich sehr intensiv mit diesem 
Thema auseinandergesetzt, sie haben es aus-
führlich untersucht und erhebliche Anstrengun-
gen unternommen, um fundierte Stellungnah-
men zu erstellen. Es ging nicht lediglich darum, 
in wenigen Sätzen sehr schnell eine Antwort zu 
verfassen, sondern vielmehr darum, die Kom-
plexität angemessen zu erfassen und qualifizier-

te Beiträge zu leisten. Es war ihnen wichtig, 
nicht bloß die Frist einzuhalten, sondern sub-
stanzielle und durchdachte Positionen zu formu-
lieren. Deswegen an dieser Stelle all denen, die 
sich hier sehr konstruktiv eingebracht haben, 
ein ganz herzliches Wort des Dankes. 

(Beifall von der SPD.)

Genau diese Stellungnahmen nimmt die Landes-
regierung ernst. Sie wertet sie jetzt aus, das 
ist im Übrigen auch Sinn und Zweck eines Be-
teiligungsverfahrens. Die unterschiedlichen Per-
spektiven sorgen dafür, dass alle Schwerpunkt-
themen tatsächlich abgedeckt werden. Einige 
Schwerpunktthemen betreffen grundlegende As-
pekte der Planung. 

Zum anderen sorgen die Expertisen aus den 
ganz verschiedenen Bereichen und zu den ver-
schiedenen Bedürfnissen der Kommunen dafür, 
dass ein gutes Gesamtwerk entsteht. Werte Kol-
leginnen und Kollegen, es sind wichtige Argu-
mente, die hier eingebracht wurden, und diese 
werden mit Präzision und der gebotenen Zügig-
keit bearbeitet. 

(Zuruf des Abgeordneten Schäfer (CDU.)

Liebe Opposition, in Ihrem Antrag bringen Sie 
zum Ausdruck, dass erhebliche Kritik laut ge-
worden ist. Ja, in einem Beteiligungsverfahren 
ist das nicht ganz unüblich und eigentlich auch 
gewünscht. Kritik stellt grundsätzlich die Bewer-
tung einer Angelegenheit anhand festgestellter, 
festgelegter Maßstäbe dar. Es ist wichtig zu 
betonen, dass diese Einschätzung nicht immer 
zwangsläufig negativ ist. Konstruktive Kritik ver-
folgt stets das Ziel, Verbesserungen herbeizu-
führen. Da ist entscheidend, diese differenzierte 
Perspektive auf Kritik zu fördern und ihre posi-
tive Rolle im Verbesserungsprozess einfach mal 
anzuerkennen. 

Kritikpunkte aus der bisherigen Auswertung be-
treffen vor allem die geplante Siedlungsentwick-
lung sowie Themen wie Grund- und Hochwas-
serschutz, Naturschutz und erneuerbare Energi-
en. Bei der Evaluierung der vorgebrachten Ar-
gumente ist es auch von entscheidender Bedeu-
tung, dass das Prinzip der Rechtssicherheit be-
achtet wird, um sämtliche Fehler zu vermeiden, 
die dazu führen könnten, dass Teile oder das 
gesamte Planwerk seine Gültigkeit verliert. Es 
wäre sträflich, auf diese Sorgfalt zu verzichten, 
selbst wenn dies bedeuten würde, dass wir den 
Zeitplan einhalten. Diese Frage, ob auf eine 
solche Präzision verzichtet werden soll, scheint 
kaum ernsthaft vertretbar zu sein, liebe Opposi-
tion. Sie würden die Landesregierung an dieser 
Stelle völlig zu Recht kritisieren, wenn sie in 
dieser Angelegenheit leichtfertig gehandelt hät-
te oder leichtfertig handeln würde und damit po-
tenzielle Fehler begünstigen würde. Das würden 
wir nämlich ebenfalls kritisieren. 
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(Beifall von der SPD.)

Es ist auch wichtig, die gleichen Maßstäbe an 
alle Beteiligten anzulegen, um eine konsequen-
te und vor allen Dingen faire Bewertung si-
cherzustellen. Aktuell wurden rund 1.300 Abwä-
gungsvorschläge zu unterschiedlichen Themen 
ausgewertet. Die Abwägungsvorschläge sollen 
im zweiten Quartal 2024 mit verschiedenen 
Interessenvertretern abgestimmt werden. Da-
nach kommt das normale Verfahren: Vorlage im 
Ministerrat, erneute Öffentlichkeitsbeteiligung, 
endgültige Entscheidung im Ministerrat. Im An-
schluss erhält der Landtag Gelegenheit, zum 
Entwurf des LEP Stellung zu nehmen.

Liebe Opposition, auch der Vorwurf, dass es sich 
um einen Eingriff in die kommunale Selbstver-
waltung handelt, ist, mit Verlaub, unsinnig und 
unbegründet. 

(Abg. Schäfer (CDU): Reden Sie mit dem 
Präsidium des Saarländischen Städte- und 
Gemeindetages!)

Hören Sie einfach zu. Gemäß höchstrichterlicher 
Rechtsprechung liegt die Kompetenz der Lan-
desentwicklungsplanung beim Land. 

(Weitere Zurufe des Abgeordneten Schäfer 
(CDU).)

Ich habe immer noch das Wort! Es dauert auch 
noch. 

(Beifall von der SPD. - Erneuter Zuruf des 
Abgeordneten Schäfer (CDU).)

Die Landesregierung kommt mit dem LEP der 
jahrelangen Bitte der Kommunen nach, eine 
verbindliche und für alle nachvollziehbare, lan-
desweit einheitliche und vor allem nachhaltige 
Siedlungsentwicklung, die auch die örtlichen Be-
gebenheiten berücksichtigt, zu schaffen. Werte 
Kolleginnen und Kollegen, es geht um die Schaf-
fung von Handlungssicherheit für die Kommu-
nen. Dieser Entwurf ermöglicht den Kommunen 
flexiblere Regelungen für die Wohnsiedlungsent-
wicklung. Es gibt keine festen Obergrenzen 
mehr, das schafft Handlungsspielraum für die 
Kommunen. Das ist ein ganz klarer Vorteil. Zu-
dem entsprechen die Regelungen bestehenden 
fachlichen Praktiken und stellen keinen zusätz-
lichen Aufwand für die Kommunen dar. Wenn 
Sie das doch infrage stellen, dann können wir 
Ihnen hierzu ganz klar erklären, dass es keine 
zusätzliche Belastung gibt. Das liegt daran, dass 
die Kommunen bereits im Rahmen einer sorgfäl-
tigen städtebaulichen Planung gemäß den Vor-
gaben des Bauplanungsrechts des Bundes dazu 
verpflichtet waren - das sind sie also die ganze 
Zeit schon, das ist Alltagsgeschäft -, das Poten-
zial für innerstädtische Entwicklungen zu iden-
tifizieren. Das machen sie die ganze Zeit. Das 
ist nichts Neues. Die Regelungen entsprechen 
somit den etablierten fachlichen Praktiken und 

stellen für die Kommunen - ich wiederhole es - 
keine ungewohnte Herausforderung dar. 

Noch etwas: Zu behaupten, dass Neubaugebiete 
nicht mehr ausgewiesen und Einfamilienhäuser 
nicht mehr gebaut werden dürfen, ist nicht nur 
irreführend, das ist eine ganz gezielte Desinfor-
mation der CDU. 

(Abg. Toscani (CDU): Das hat der Minister 
gesagt!)

Solche Aussagen dienen lediglich dazu, Ängste 
in der Bevölkerung zu schüren und die eigene 
politische Agenda zu verfolgen. Das hat er so 
nämlich nicht gesagt. 

(Minister Jost: Immer schön bei der Wahrheit 
bleiben, gell! - Gegenrufe der Abgeordneten 
Toscani (CDU) und Schäfer (CDU).)

Das ist Ihre persönliche Interpretation. Damit 
verfolgen Sie nur ein Ziel. Es ist wirklich unver-
antwortlich, auf diese Art und Weise Unruhe in 
den Kommunen zu stiften, insbesondere dann, 
wenn die getroffenen Aussagen nicht der Reali-
tät entsprechen. 

(Anhaltende Zurufe des Abgeordneten Schä-
fer (CDU).)

Die Opposition fordert Transparenz. Die Planung 
sieht die transparente Prüfung aller Anregungen 
vor. Dadurch erfolgt eine ausgewogene Landes-
entwicklungsplanung. 

(Beifall von der SPD.)

Wie um alles in der Welt kommt man dann 
darauf, dieses ganze Verfahren stoppen zu wol-
len? Das erschließt sich uns beim besten Willen 
nicht. Liebe Opposition, es ist so leicht, sich im-
mer hinzustellen und Kritik zu üben. Hauptsache 
mal wieder gemeckert und schlechtgeredet. 

(Abg. Schäfer (CDU): Das ist handwerklich 
gutes Arbeiten!)

So könnte man mittlerweile das Handeln der 
CDU kurz und knapp zusammenfassen.

(Anhaltende Zurufe von der CDU.)

Vizepräsidentin Heib: 

Das Wort hat Frau Abgeordnete Quinten.

Abg. Quinten (SPD): 

Ich wollte Sie gerade fragen. Ich wäre jetzt 
wirklich sehr froh, wenn ich fortfahren könnte.

Vizepräsidentin Heib: 

Sie sind mir eben zuvorgekommen. Ich sage es 
deshalb jetzt.
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Abg. Quinten (SPD): 

Danke! - Diese Strategie, liebe Opposition, 
ist offensichtlich mittlerweile Ihr Standardreper-
toire: statt konstruktiver Debatten und Lösun-
gen nur Negativität und Beschwerden. Liebe 
Kolleginnen und Kollegen, das mag kurzfristig 
politische Punkte bringen, hat aber einen ganz 
bitteren Beigeschmack. Es trägt nämlich wenig 
zur langfristigen Verbesserung des Landes bei. 
Das ist wirklich sehr schade. Wir laden Sie aber 
ganz herzlich ein, sich stattdessen konstruktiv in 
die Diskussion einzubringen und vor allen Din-
gen realistische Lösungen für die Herausforde-
rungen im Bereich der Stadt- und Wohnraum-
planung zu suchen. Hören Sie auf, falsche Be-
hauptungen aufzustellen und Unsicherheit zu 
verbreiten. 

(Abg. Schäfer (CDU): Ich habe keine falschen 
Behauptungen aufgestellt. Das weise ich von 
mir!)

Eine sachliche Debatte auf Grundlage von Fak-
ten wäre hier zielführend. In Anbetracht des 
fortwährenden Oppositionsgetöses bedauern wir 
als SPD-Landtagsfraktion zutiefst, dass die CDU 
offenbar den Blick für die nachhaltige Entwick-
lung des Saarlandes verloren hat. Das ist wirk-
lich sehr schade. Wir werden diesem Antrag 
nicht zustimmen. - Herzlichen Dank und Glück 
auf!

Vizepräsidentin Heib: 

Vielen Dank, Frau Abgeordnete. Wir fahren fort 
in der Wortmeldeliste. - Das Wort erteile ich nun 
Herrn Abgeordneten Carsten Becker für die AfD-
Fraktion.

Abg. Becker (AfD): 

Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Her-
ren, meine Kollegen Abgeordneten, liebe Saar-
länder! Der vorliegende Antrag der CDU greift 
viele wichtige und richtige Punkte auf, die in 
den vergangenen Monaten in zahlreichen Ge-
meinderäten und Stadträten diskutiert wurden. 
Meine Fraktion teilt viele dieser Bedenken, ins-
besondere was die Planungsfreiheit in den Berei-
chen Bauen und Handel angeht. Über das The-
ma Neubaugebiete wurde schon gesprochen, da 
herrscht nun mal die Ansicht in vielen Kommu-
nen, dass man zu weit eingeschränkt wird. Die 
Gefahren wurden schon vom Kollegen Schäfer 
aus der Stellungnahme von Herrn Conradt be-
nannt: Es besteht die Befürchtung, dass, wenn 
man wichtige Projekte vorantreiben will, mit bü-
rokratischen Hürden zu rechnen ist, die diese 
Projekte entweder stark verzögern oder verhin-
dern. Das muss auf alle Fälle vermieden wer-
den. 

Aus unserer Sicht ist es daher angebracht, dass 
wir jetzt kurz innehalten, den aktuellen Entwurf 

stoppen und dann vielleicht neu aufsetzen, da-
mit bei den Punkten, die Herr Schäfer bezüglich 
einer rechtlichen Überprüfung angebracht hat, 
wirklich alles up to date ist und man nicht noch 
Fehler einbaut. Aber ich nehme an, es wird ver-
sucht, das alles beim aktuellen Entwurf zu korri-
gieren. Wie gesagt, wir hoffen, dass man hier 
im Sinne der Kommunen handelt, denn es wird 
uns auf Dauer schlecht bekommen oder schlecht 
zustehen, wenn hier wichtige Projekte auch im 
Bereich des sozialen Wohnungsbaus aufgrund 
bürokratischer Hürden nicht vorankommen kön-
nen. Von daher können wir als AfD-Fraktion dem 
vorliegenden Antrag zustimmen und wir bedan-
ken uns. - Herzlichen Dank!

(Beifall von der AfD.)

Vizepräsidentin Heib: 

Vielen Dank, Herr Abgeordneter. Es liegt eine 
weitere Wortmeldung vor. - Ich erteile nunmehr 
das Wort Herrn Abgeordneten Roland Theis für 
die CDU-Landtagsfraktion.

Abg. Theis (CDU): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte 
Kolleginnen und Kollegen! Sehr geehrte Frau 
Quinten! Ich gebe zu, dass ich mir einen Teil 
Ihrer Rede nur mit der besonderen Jahreszeit, 
in der wir uns gerade befinden - und ich meine 
nicht den Winter -, erklären konnte, denn Sie 
kritisieren - lassen Sie mich nur diese zwei Din-
ge aufgreifen - zunächst einmal die schleppen-
de Vorlage des Landesentwicklungsplans in der 
vergangenen Legislaturperiode. Ich hätte nur ei-
ne kleine Nachfrage an Sie: Welcher Koalitions-
partner hält Sie denn davon ab, schneller zu 
arbeiten, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren? Mit wem müssen Sie denn Kompromisse 
machen? Wissen Sie denn, wie es in der ver-
gangenen Legislaturperiode war? Das können 
Sie doch nachlesen, dazu können Sie die meis-
ten Leute fragen. Damals wurde ein Kompro-
miss ausgehandelt zwischen - Achtung, Identi-
tät der Personen - dem damaligen Innenminis-
ter und dem damaligen Umweltminister. Es ist 
eben nicht gerade 100 Prozent CDU-Politik und 
deshalb gestatten Sie bitte diese Meinung, die 
wir vertreten: Das ist ein schlechter LEP Sied-
lung! Das war offensichtlich ein schlechter Kom-
promiss und Ihre Partei hat in der letzten Legis-
laturperiode verhindert, dass das schneller ging!

(Beifall von der CDU. - Zurufe von der SPD.)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, lassen 
Sie mich vielleicht an der Stelle tatsächlich ver-
suchen, mit einer Gemeinsamkeit zu beginnen, 
denn Sie haben ja mit Sicherheit unseren Antrag 
intensiv studiert. Wir sind in einem Punkt im Üb-
rigen wirklich im Konsens, und das ist, dass die-
ser LEP sich den großen Linien und den großen 
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Entwicklungen stellen muss, denen dieses Land 
ausgesetzt ist. Das ist zum einen ohne Zweifel 
die demografische Entwicklung des Saarlandes. 
Diesem LEP liegt die Prognose zugrunde, dass 
das Saarland weitere 40.000 Einwohner in die-
sem Jahrzehnt verlieren wird. Das ist sozusagen 
die Planungsgrundlage, auf dem dieser Landes-
entwicklungsplan steht.

Im Übrigen, sehr geehrte Frau Ministerpräsiden-
tin, haben Sie ja das Ziel herausgegeben, dass 
es wieder 1 Million Saarländer in den kommen-
den Jahren geben soll. Ich teile dieses Ziel und 
wir unterstützen Sie auch gerne darin. Ich stel-
le aber fest: Sie müssen Ihr Innenministerium 
noch davon überzeugen, denn das Innenminis-
terium geht offensichtlich nicht davon aus, dass 
wir 1 Million Saarländer bekommen werden. 
Deshalb glaube ich, dass es sehr wohl richtig 
ist, dass wir davon ausgehen - insofern hat viel-
leicht das Innenministerium eher recht als die 
Ministerpräsidentin -, dass das Saarland im Hin-
blick auf die Population kleiner und auch älter 
wird, und darauf muss der Landesentwicklungs-
plan reagieren. 

Die zweite Entwicklung, die ohne Zweifel be-
steht, ist der Klimawandel und dessen Folgen, 
auch darauf muss der LEP reagieren. Wir haben 
die Themen vorhin schon benannt, sie stehen 
in unserem Antrag: Versiegelung, Hochwasser-
schutz, Flächen auch dafür, dass noch Lebens-
mittel produziert werden, alles das, was in Zu-
kunft durch die Folgen des Klimawandels beein-
flusst wird. All dem muss man Rechnung tragen. 

Ich habe ja gesagt, ich will über Gemeinsamkei-
ten sprechen. Deshalb, das steht auch in unse-
rem Antrag, halten wir die Feststellung grund-
sätzlich für richtig, dass es in Zukunft noch 
einen stärkeren Vorrang der innerörtlichen Ent-
wicklung gibt. Das ist eine gemeinsame Position. 
Aber, meine sehr verehrten Damen und Herren, 
sehr geehrter Herr Minister Jost, wir stärken die 
Ortskerne nicht dadurch, dass wir Entwicklung 
an anderen Stellen verunmöglichen! 

Die zentrale Frage, vor der wir im Saarland ste-
hen, können Sie, wenn Sie durch die saarländi-
schen Orte fahren, sehen. Wenn wir jetzt mal 
den Plan zur Seite legen und uns die Realität 
anschauen, wenn wir durch die saarländischen 
Orte fahren, dann sehen wir, die zentrale Fra-
ge wird die Attraktivität der innerörtlichen Lage 
sein, wird die Frage sein, ob dort Lebensqualität 
vorherrscht und Verkehrssicherheit vorgefunden 
wird, ob dort nur Lärmbelästigung ist oder ob 
die Straße, die durchs Dorf führt, nicht nur 
den Autos, sondern auch den Menschen gehört. 
Die Lebensqualität in unseren Ortskernen ist ein 
ganz zentraler Aspekt.

Ich mache Ihnen das im Übrigen, Herr Jost, 
gar nicht zum Vorwurf, denn leider muss man 
feststellen, dass der letzte Minister im Land, 

der wirklich die Attraktivität der innerörtlichen 
Lagen zu seinem Thema gemacht hat, Stefan 
Mörsdorf war. Es ist es eine Ironie der Geschich-
te, dass es die GRÜNEN waren, die damals diese 
Projekte eingestellt haben. Wir müssen wieder 
zurück zu einer Politik, die diese innerörtlichen 
Lagen den Menschen zurückgibt und die dafür 
sorgt, dass die Leute gerne in der Hauptstraße 
leben!

(Beifall von der CDU.)

Man kann sich im Übrigen auch an jeder Stel-
le noch einmal vor Augen führen, dass es die 
Menschen sind, die darüber entscheiden, wo sie 
wohnen wollen und auch wie sie wohnen wol-
len, ob sie in einer Wohnung wohnen wollen, 
ob sie in der Doppelhaushälfte wohnen wollen, 
wie es offenbar Herrn Minister Jost vorschwebt, 
oder ob sie im Einfamilienhaus wohnen wollen. 
Herr Barke hat ja auch ein Tiny House zur Verfü-
gung, darin will leider offensichtlich keiner woh-
nen, aber das ist eine freie Entscheidung! Diese 
freie Entscheidung wollen wir auch niemanden 
nehmen. Das war schon immer auch eine finan-
zielle Frage, richtig, aber die Freiheit gehört den 
Menschen. 

Lieber Herr Jost, wir beide kommen ja von einer 
Grenze. Sie kommen von der schönen deutsch-
französischen Grenze, ich komme von der Zivili-
sationsgrenze zur Pfalz, aus dem Ostertal. Über-
all dort haben die Menschen Alternativen. Ich 
will es Ihnen ganz konkret machen: Wenn in 
Lautenbach kein Neubau oder keine Entwicklung 
mehr möglich ist, dann ziehen die Leute eben 
nach Breitenbach in die Pfalz. Und das gleiche 
gilt für diejenigen, die vielleicht in Ittersdorf 
bauen wollen, die ziehen dann nach Bouzonville. 
Und wenn ich die Frau Kollegin Schmitt-Lang se-
he, denke ich, wenn die Leute in Niedergailbach 
keinen Bauplatz mehr finden, dann ziehen sie 
halt nach Obergailbach in die Moselle. Die Men-
schen haben Alternativen und deshalb müssen 
wir einen Plan machen, der die Menschen dazu 
bringt, dass sie im Saarland bleiben. Das muss 
doch das Ziel des Landesentwicklungsplans sein 
und nicht, dafür zu sorgen, dass wir die Bauge-
biete in der Pfalz füllen. Das macht doch keinen 
Sinn, weder ökologisch noch für unser Land!

(Beifall von der CDU.)

Die kommunalen Vertreter haben das doch alle 
erkannt. Es ist doch nicht umsonst so, dass Ihre 
Gemeinderatsfraktion in der Gemeinde Rehlin-
gen-Siersburg diesen Landesentwicklungsplan 
ablehnt. Frau Kollegin Quinten, entschuldigen 
Sie, aber Sie haben vorhin über Glaubwürdigkeit 
gesprochen. Jetzt ist der Kollege Sisamci leider 
draußen, das scheint so eine Strategie zu sein. 
Jedenfalls hat im Rat der Stadt Ottweiler die 
sozialdemokratische Fraktion genau aus diesen 
Gründen gegen diesen Landesentwicklungsplan 
Siedlung gestimmt! Das heißt am Ende des Ta-
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ges: In der Fraktion, der der Kollege Sisamci an-
gehört - und das gilt für viele von Ihnen -, wird 
doch dieser LEP abgelehnt! Tatsache ist: Dieser 
Landesentwicklungsplan hat, wenn Sie auf Ihre 
kommunale Basis hören, in diesem Haus keine 
Mehrheit! Vollziehen Sie das und sorgen Sie da-
für, dass das, was Ihre kommunalen Vertreter 
wünschen, in diesem Land noch etwas zu sagen 
hat, meine sehr verehrten Damen und Herren! 

(Beifall von der CDU.)

Lieber Kollege Jost, ich will Ihnen in aller Offen-
heit etwas sagen. Wir wählen am 9. Juni neue 
kommunale Parlamente. Die Menschen haben 
darüber zu entscheiden, wie sich ihre Stadt be-
ziehungsweise Gemeinde entwickelt. Ich finde 
es ehrlich gesagt einigermaßen dreist, den Men-
schen keinen reinen Wein einzuschenken. Las-
sen Sie die Menschen am 9. Juni darüber ent-
scheiden, was sie für dieses Land wollen, näm-
lich Entwicklung oder Verhinderung. Sagen Sie 
den Leuten vorher, um was es geht. Dann kön-
nen die Menschen entscheiden. Ihre kommunal-
en Vertreter haben sich entschieden. Sie wollen 
diesen Landesentwicklungsplan nicht, wir auch 
nicht. Stimmen Sie unserem Antrag deshalb zu. 
- Herzlichen Dank.

(Beifall von der CDU.)

Vizepräsidentin Heib: 

Vielen Dank, Herr Abgeordneter. - Ich erteile 
nunmehr das Wort dem Minister für Inneres, 
Bauen und Sport, Herrn Reinhold Jost.

Minister Jost: 

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Kollegin-
nen und Kollegen! Ich versuche, ein Stück weit 
zusammenzuführen, was bisher diskutiert wur-
de und vor allem was dem Ganzen zu Grunde 
liegt. Das kann ich mir herausnehmen, weil ich 
in den zurückliegenden Jahren in einer anderen 
Funktion die Herangehensweise betreffend nicht 
ganz unbeteiligt war. Ich stehe dazu auch, im 
Gegensatz zu dem einen oder anderen, der viel-
leicht vergessen lassen will, was sich in der vor-
angegangenen Legislaturperiode an Abmachun-
gen und Entscheidungsprozessen abgespielt hat.

Der letztmalige Landesentwicklungsplan für den 
Teilabschnitt Siedlung stammt aus dem Jahr 
2006, der für Umwelt - wenn ich es richtig in Er-
innerung habe - aus dem Jahr 2004. Es gab ei-
ne Vereinbarung, was die vielen Veränderungen 
und Herausforderungen wie den Strukturwandel 
im Saarland angeht. Beispielhaft nenne ich die 
Kohle. Es geht auch darum, was wir im Saarland 
an entsprechenden Flächen haben und wie wir 
sie zukünftig gerne nutzen wollen, was wir an 
zurückgehenden oder neuen Ansiedlungen und 
Nutzungskapazitäten bei den Gewerbe- und In-
dustrieflächen brauchen, sowie um die Themen 

Klimawandel, Einstellung auf Hochwasserereig-
nisse und die entsprechende Vorsorge, Gewin-
nungsflächen für Trinkwasser sowie den dortigen 
Schutz, den demografischen Wandel und vor al-
lem die Wertigkeiten, die unter anderem der Ar-
ten- und Naturschutz mit sich bringt. Dabei geht 
es auch um die Nutzung von Flächen, was den 
Wald und landwirtschaftliche Flächen betrifft, bis 
hin zu der Frage der Nutzung von regenerativen 
Energien auf vorangegangenen Flächen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, der 
Weg ist bis heute geprägt und beeinflusst von 
Erwartungshaltungen, Notwendigkeiten, aber 
vor allen Dingen von sich immer wieder auf-
drängenden Veränderungen. Das war 2006 so 
und das war 1996 so. Hier steht jemand, der 
diese Prozesse in seiner damaligen Funktion in 
der Opposition genauso kritisch begleitet hat, 
wie Sie das machen. Von daher weiß ich, welche 
Mechanismen sich dabei entwickeln. Ich weiß, 
was man sich davon verspricht. Ich weiß aber 
auch, dass es Bereiche gibt, bei denen es sich 
lohnt, sich wesentlich stärker einzubringen als 
bei diesem Thema, vor allen Dingen, wenn man 
sich nur Klischees bedient, meine sehr geehrten 
Damen und Herren.

(Beifall von der SPD.)

Im Koalitionsvertrag von 2017 bis 2022 gab 
es den klaren Auftrag der Zusammenführung 
des LEP Siedlung mit dem LEP Umwelt. Der 
Prozess war nicht einfach, in erster Linie aller-
dings nicht aufgrund der Zusammenarbeit zwi-
schen dem damaligen SPD-geführten Umweltmi-
nisteriums und dem damaligen CDU-geführten 
für die Landesplanung zuständigen Innenminis-
terium. Es begann schon bei den jeweiligen Res-
sorts selbst, und zwar wegen der Interessen-
abwägungen zwischen Gewässerschutz, Natur- 
und Artenschutz sowie Landwirtschaft im Um-
weltministerium. Beim Innenministerium ging es 
um widerstreitende Interessenlagen der Landes-
planung. Es ging auch darum, was es für ande-
re Ressorts wie das Wirtschaftsministerium mit 
sich bringt.

Jetzt so zu tun, als wäre es nur einer gewesen, 
der in irgendeiner Art und Weise sein Mütchen 
gekühlt hat, ist falsch. Stattdessen ist es ein 
Abwägungsprozess, der sowohl in den jeweili-
gen Ressorts als auch bei der Zusammenarbeit 
der Ressorts untereinander zum Tragen gekom-
men ist. Deswegen war ich sehr dankbar, dass 
wir am Ende der Legislaturperiode gemeinsam 
zu diesem Beschluss gekommen sind, allerdings 
nicht, weil der eine oder andere sich unterge-
buttert gefühlt hat. Am Ende hat jeder gesagt, 
es ist gut, dass wir diesen Beschluss gefasst ha-
ben.

Deswegen finde ich es ein bisschen komisch, 
dass man das, was man meiner Erinnerung zu-
folge am 8. März 2022 an Einigung gefunden 
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hat, jetzt in Abrede stellt. Das war, ist und bleibt 
aus meiner Sicht ein gutes Stück Arbeit, auf 
dem wir uns heute sozusagen bewegen. Es ist 
für mich auch heute noch die Grundlage, auf der 
wir uns in den kommenden Monaten auseinan-
dersetzen, was diesen Landesentwicklungsplan 
angeht. Ich bekenne mich zu diesem Ergebnis. 
Wenn andere, die damals mit dabei waren und 
es mit abgefeiert haben, es heute anders sehen, 
ist das deren Problem, meine sehr geehrten Da-
men und Herren. Das sage ich in dieser Deut-
lichkeit.

(Beifall von der SPD.)

Die entsprechenden Punkte in dem Prozess wa-
ren auch im Gespräch mit meinem damaligen 
Kollegen Klaus Bouillon immer von Klischee und 
Wirklichkeit getragen, allerdings nicht vom Kli-
schee des einen mit der Wirklichkeit des an-
deren, sondern in der gemeinsamen Verantwor-
tung für die Landesentwicklung in unserem 
Land. Es geht darum, dass wir als Landesregie-
rung in Gänze versuchen, Klischee und Wirklich-
keit auseinanderzuhalten und sie zu benennen. 
Das beginnt mit dem Blick auf die sogenann-
te Aushebelung der kommunalen Selbstverwal-
tung, was in Ihrem Antrag in der Überschrift 
dargestellt wird. Es ist nicht der Fall, ganz im 
Gegenteil, auch was Restriktionen, die es vorher 
gab, betrifft.

Sie erinnern sich vielleicht an den Begriff Ober-
grenzen. Sie schaffen wir ausdrücklich ab, wir 
geben den Städten und Gemeinden nicht vor, 
wie viele Baustellen sie wann und wo und an 
welcher Stelle haben. Sie haben uns das wie in 
der Vergangenheit zu begründen. Ich finde, dass 
das ein profundes und bewährtes Verfahren war 
und ist. Wir werden die kommunale Selbstver-
waltung stärken, statt sie auszuhebeln.

Ich weise noch auf etwas hin. Das war eine 
der entscheidenden Vereinbarungen, die wir da-
mals mit meinem Kollegen und der damaligen 
Landesregierung gefasst haben. Von daher blei-
be ich dabei: Es ist Blödsinn beziehungsweise 
Quatsch, das als einen Eingriff in die kommuna-
le Selbstverwaltung zu bezeichnen. Das war, ist 
und bleibt für uns einer der Punkte, an dem wir 
zeigen, dass wir die kommunale Selbstverwal-
tung ernst nehmen, meine sehr geehrten Da-
men und Herren.

(Beifall von der SPD.)

Diese Landesentwicklungsplanung ersetzt nicht 
die Zuständigkeiten der kommunalen Familie 
bezüglich des Bauplanungsrechts. Es wird gera-
de der Eindruck erweckt, als würde dieser Lan-
desentwicklungsplan vorschreiben, wer wo in 
welcher Gemeinde welche Art von Baustellen 
mit welcher Größe und Ausrichtung vorzuneh-
men hat. Das ist Quatsch. Wir geben die Leit-
planken vor. Ich sage es ganz deutlich, gerade 
so viel wie nötig im Detail und so viel wie mög-

lich an Rahmenbedingungen - vor allen Dingen 
auf kommunaler Seite liegenden -, die man aus-
nutzen kann, und Möglichkeiten, die man ein-
bringen kann. Es ist das Gegenteil von Eingriff 
in die kommunale Selbstverwaltung. Wir stärken 
sie.

Ich sage das auch darauf bezogen, was man 
uns nachweist. Das ist doch kein Hexenwerk. Es 
war doch immer schon die Diskussion, die man 
zum Ausdruck gebracht hat. Wenn eine Kommu-
ne uns nachweist und begründet, was sie an be-
rechtigtem Begehr hat, werden wir auch in Zu-
kunft die letzten sein, die Nein sagen. Das gilt 
insbesondere die Innenverdichtung betreffend, 
bei der wir uns Gott sei Dank einig sind. Es gilt 
aber auch für eine entsprechende Ausweitung 
und Inanspruchnahme von zusätzlichen Flächen. 
Man kann heutzutage doch verlangen, dass zu-
mindest begründet wird, warum es in der Innen-
verdichtung nicht mehr geht. Auch das ist kein 
Hexenwerk. Es ist seit Jahrzehnten ein probates 
Mittel.

Es ist doch nicht so, als müssten die Gemein-
den jetzt bei null anfangen, ein solches System 
aufzubauen. Für wie dumm hält man die Städ-
te und Gemeinden in diesem Land eigentlich? - 
Das wissen sie aus Eigeninteresse heraus selbst. 
Hier wird ein Popanz aufgebaut, den ich teilwei-
se nicht mehr nachvollziehen kann. Ich sage es 
ganz bewusst: Mir ist es egal, aus welcher Partei 
diese Kritik vorgetragen wird, wenn sie falsch 
ist, ist sie falsch, ob sie von einem Sozialdemo-
kraten, einem Christdemokraten, einem Freide-
mokraten oder einem GRÜNEN kommt, es ist 
und bleibt falsch und wird nicht dadurch besser, 
dass es ein anderer vorträgt, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren.

(Beifall von der SPD. - Unruhe und Spre-
chen.)

Wir wollen so viele Freiräume und Perspektiven 
wie möglich. Diese Bedarfsermittlung wollen und 
werden wir in Abstimmung mit den Städten und 
Gemeinden sowie den Bürgermeisterinnen und 
Bürgermeistern machen. Es ist immer schön, zu 
lesen und zu hören, welcher Oberbürgermeister 
in der Presse beziehungsweise den Medien ‑ ‑

Vizepräsidentin Heib: 

Herr Minister, Entschuldigung. - Ich bitte um et-
was Ruhe im Saal. Das Wort hat der Minister.

Minister Jost: 

Ich kann mich schon durchsetzen, kein Problem.

Vizepräsidentin Heib: 

Ja, aber nachher werden mir wieder Zeichen ge-
geben.
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Minister Jost: 

Ich gebe noch den Hinweis, dass ich es immer 
mit Verwunderung sehe, lese und höre, wenn 
ein Oberbürgermeister sich in einer Gazette, ei-
nem Radio- oder Fernsehprogramm zu diesem 
Thema äußert. Wenn sie dann aber, und zwar 
egal, ob es der Oberbürgermeister einer Landes-
hauptstadt oder der Bürgermeister beziehungs-
weise Oberbürgermeister einer anderen Stadt 
oder Gemeinde in diesem Land ist, in meinem 
Büro sitzen und wir uns über die konkreten Fälle 
unterhalten - was von mir im Übrigen ausdrück-
lich gewollt ist -, dann sind sie nach dem Ge-
spräch alle der Auffassung, dass es gut ist, ein-
mal darüber gesprochen zu haben. Sie sagen, 
wenn sie das gewusst hätten, hätten sie es viel-
leicht anders gesagt. Das ist das Angebot, das 
wir machen. Ich lasse mir das nicht kaputtre-
den. Auch das ist ein Klischee derart, sich Zeit 
zu nehmen, um über die entsprechenden Daten 
zu kommen.

Ich nehme mir die Zeit, um die Interessen ab-
zuwägen. Ich kann mir vorstellen, wer mich 
hier - verbal - mit einem Knüppel durch den 
Saal getrieben hätte, wenn ich es nicht gemacht 
hätte, und zwar mit der Aussage, wir würden 
noch nicht einmal die entsprechenden Anregun-
gen ernst nehmen. - Wir nehmen sie ernst und 
ich sage Ihnen, in der Zwischenzeit reden wir 
weiterhin miteinander, statt übereinander - und 
lieber einmal zu viel als einmal zu wenig. Das 
war, ist und bleibt meine Routine in dieser Ange-
legenheit, meine sehr geehrten Damen und Her-
ren.

(Beifall von der SPD.)

Ich will das an einem anderen Beispiel deutlich 
machen, weil es so dargestellt wird, als wür-
de der Städte- und Gemeindetag in diesem ge-
samten Verfahren nur mit „Schuh und Strümp“ 
über uns herziehen. Ich will Ihnen mal vorlesen, 
was der Städte- und Gemeindetag der Presse 
in Bezug auf die aktuelle Diskussion und Situa-
tion mitgeteilt hat, am 6. Februar: Wir begrü-
ßen, dass das Land die Einwendungen und An-
regungen des SSGT und aus den Städten und 
Gemeinden ernst nimmt und diese eingehend 
prüfen will. Es geht dabei um ganz konkrete 
Hinweise von vor Ort und grundsätzliche Fragen. 
Ebenso sind wir erfreut, dass Minister Jost an-
kündigte, in den Dialog mit den Betroffenen zu 
treten. Hier ist die gründliche Überprüfung si-
cherlich zielführend. - Das ist alles andere als 
mit „Schuh und Strümp“ über uns hergezogen. 
Sie wollen diesen Dialog annehmen. Wenn Ih-
nen das nicht passt, ist das Ihr Problem. Wir 
wollen, dass die Leute weiterhin mit uns im Aus-
tausch stehen, dass wir einen Dialog haben, der 
am Ende zielführend und für alle der richtige 
Weg ist.

(Beifall von der SPD.)

Ich sage das auch in Bezug darauf, dass es zu 
kompliziert sei, zu bürokratisch, zu ungerecht, 
zu intransparent, zu langsam. Bei dem Punkt 
„zu langsam“ stellt man sich die Frage, was man 
eigentlich will. Einerseits wird beklagt, es dauert 
alles viel zu lange. Auf der anderen Seite wird 
aber verlangt, was wir auch machen, beispiels-
weise das Parlament in angemessener Art und 
angemessenem Umfang zu beteiligen. Opa hat 
gesagt: „Bub, man muss sich manchmal ent-
scheiden, was man will: die Wurst oder die But-
ter.“ - Das ist jetzt Ihre Entscheidung. Wir sind 
der Auffassung, dass wir uns die Zeit nehmen, 
die wir brauchen. Wenn wir bei der Einschätzung 
vorher etwas danebengelegen haben, holen wir 
uns jetzt die Zeit, damit es am Ende etwas wird, 
wovon die Leute was haben und worüber sie sa-
gen, es sei etwas Gutes geworden. Lieber eine 
Schleife mehr als eine zu wenig drehen, meine 
sehr geehrten Damen und Herren.

(Beifall von der SPD.)

Wir entschlacken das Verfahren, wir standardi-
sieren die Abläufe. Im LEP geht es nicht nur 
um die Wohnraumentwicklung, wie es in der 
Diskussion zum Teil zum Ausdruck gekommen 
ist. Der Kollege Theis hat es Gott sei Dank auch 
angesprochen: Es geht in diesem LEP auch um 
die Land- und Forstwirtschaft, um die Rohstoff-
gewinnung, um Gewerbe und Industrie, um die 
Hochwasservorsorge und den Gewässerschutz. 
Wir wollen versuchen, das alles gerade so viel 
wie nötig im Detail zu regeln. Wo es diesen Re-
gelungsbedarf gibt, muss man ihn annehmen. 
Das ist manchmal ein bisschen Arbeit, aber die-
ser Arbeit wollen wir uns stellen, weil es not-
wendig ist. Ich sage es mal in Bezug auf das, 
was eben vom Kollegen Schäfer gesagt wurde: 
Diese Anhörung, diese Zeit, die wir uns nehmen, 
ist ausdrücklich dafür gedacht, die Planungs-
grundlagen zu überprüfen, die man vor Jahren 
angenommen hat. Dazu gehören auch die De-
mografie und die Anrechnungsfaktoren, wer al-
so nachher in seinem Ort wie viele Möglichkei-
ten hat, zusätzliche Baustellen zu bekommen 
oder nicht. Genau dafür ist dieses Verfahren 
da. Schwatzen Sie dieses Verfahren also nicht 
schlecht, sondern nutzen Sie es im Rahmen Ih-
rer Möglichkeiten, damit das, was gut ist, noch 
besser wird. Wo wir merken, dass wir nachsteu-
ern müssen, tun wir das. Dem versage ich mich 
nicht, ganz im Gegenteil, ich freue mich auf die 
Debatte, auch mit dem Parlament. 

(Beifall von der SPD.)

In den zurückliegenden Jahren war ein Eigen-
interesse der kommunalen Seite. Das ist und 
bleibt es auch für die Zukunft. Die braucht 
auch Planungssicherheit. Es ist zu lange nur auf 
den Gedanken des Flächennutzungsplans abge-
stellt und die Landesplanung - wenn überhaupt 
- durch Zielabweichungsverfahren in Anspruch 
genommen worden. Die Kritik an den sogenann-
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ten 52 Einzellösungen im Saarland, wie sie im 
Antrag zum Ausdruck kommt, ist aus meiner 
Sicht völlig fehl am Platz. Wir können nicht al-
le über einen Leisten schlagen. Es gibt unter-
schiedliche Anforderungen und Profile in der 
Landeshauptstadt oder in Gersheim. Es gibt un-
terschiedliche Ansätze im Mandelbachtal oder 
in der Stadt Neunkirchen. Die Einzelinteressen 
muss ich doch abwägen. Deswegen bin ich der 
festen Überzeugung: Auch da ist es richtig, sich 
jedem Einzelfall zuzuwenden, wie wir das in der 
Vergangenheit gemacht haben und auch in Zu-
kunft machen werden. Alle über einen Leisten 
zu schlagen, wäre nicht fair, nicht transparent 
und vor allen Dingen auch nicht gerecht. Des-
wegen nehmen wir uns auch da die Zeit, die 
wir dafür brauchen, meine sehr geehrten Damen 
und Herren. Auch da muss man sich den loh-
nenden Mühen unterziehen.

(Beifall von der SPD.)

Ich will noch einen Punkt ansprechen, nämlich 
das Ende des Traums vom Eigenheim. 

(Heiterkeit bei der SPD.)

Das erinnert mich an eine Kampagne, die es in 
den Siebzigerjahren zur Vermögenssteuer gab. 
Es gab einen Künstler namens Klaus Staeck, der 
damals ein Plakat kreiert hat, an das ich mich 
jetzt erinnere. Da hieß es: „Deutsche Arbeiter! 
Die SPD will euch eure Villen im Tessin wegneh-
men“.

(Lachen bei der SPD.)

Wenn man sich bei etwas wirklich lächerlich 
macht, dann bei diesem Thema. Was ich ge-
sagt habe und hier wiederhole, ist eine Sach-
standsbeschreibung. Die Neubaugebiete der Zu-
kunft werden andere sein als in den Siebziger-, 
Achtziger- und Neunzigerjahren, weil die Men-
schen ein ganz anderes Interesse haben. Das 
freistehende Einfamilienhaus auf 9 oder 10 Ar 
Grundstück wird die Ausnahme sein. Es wird sie 
noch geben, aber - das merke ich jetzt schon, 
das kann man in allen Neubaugebieten des Lan-
des nachvollziehen - es geht hin zu Reihenhaus-
bebauung, zu kompakter Bauweise, zu ökologi-
schen und anderen Bereichen. Ich erinnere an 
das, was Sie selbst in Ihrem Wahlprogramm be-
schlossen haben. Da ist immer von angemes-
senem Umfang zu lesen, es ist aber vor allen 
Dingen von Modellprojekten die Rede. „Ökologi-
sches Dorf als Modellprojekt“ ist in Ihrem Lan-
deswahlprogramm nachzulesen. 

(Zuruf des Abgeordneten Theis (CDU).)

„Wir werden den saarländischen Landesentwick-
lungsplan als ein Kernelement unseres Zu-
kunftsplans an den Erfordernissen der Nachhal-
tigkeit, des Klimaschutzes, des Natur- und Um-
weltschutzes, den sozialen Belangen und ökono-
mischen Erfordernissen und dabei insbesonde-
re an den Bedarfen der Kommunen ausrichten. 

(…) (Die Neubaugebiete) sollen nach den vor-
genannten Zielsetzungen (…) möglichst als öko-
logische Baugebiete realisiert werden.“ Das ist 
doch nichts anderes als das, was wir heute Gott 
sei Dank wollen und haben: kompakter, nach-
haltiger und effizienter. 

(Sprechen bei der CDU. - Beifall von der 
SPD.)

Ich sage es noch einmal: Wir wollen und wer-
den Demografiemöglichkeiten und -notwendig-
keiten abwägen. Das Verfahren nach der LEP-
Aufstellung wird in diesem Sinne weitergeführt, 
indem wir im Dialog bleiben. Der SSGT hat 
dieses Angebot im Gegensatz zu anderen ange-
nommen. Ich will und werde das in den kom-
menden Jahren mit konkreten Angeboten unter-
füttern, zum Beispiel mit dem Umweltministeri-
um mit der Aktion Wasserzeichen. Wir wollen 
alle einen Flächenverbrauch von netto null. Den 
kann man dadurch erreichen, dass man dort 
Entsiegelungen herbeiführt, wo versiegelt ist, 
um an anderer Stelle eventuell Möglichkeiten zu 
haben. Deswegen war es wichtig, dass die vor-
malige Landesregierung mit ihrem Umweltminis-
ter die Aktion Wasserzeichen mit 9 Millionen 
Euro zur Entsiegelung auf den Weg gebracht 
hat. Was ist daran falsch? - Das ist aus meiner 
Sicht der richtige Weg, das eine mit dem an-
deren zusammenzubringen: hoher ökologischer 
Anspruch, Nachhaltigkeit und gleichzeitig Wei-
terentwicklung, die es auch bei Baugebieten im 
Saarland geben wird. Man muss sie begründen. 
Das ist doch nicht zu viel verlangt.

(Beifall von der SPD.)

Im Dialog muss man die Realitäten und Heraus-
forderungen mit Sinn und Verstand und größt-
möglicher Transparenz anerkennen. Das war da-
mals richtig und ist heute richtig. Am 8. März 
2022 stand in der Saarbrücker Zeitung: „Innen-
minister Klaus Bouillon (CDU) ergänzt,“ - mit 
Blick auf den jetzt verabschiedeten Ministerrats-
beschluss im LEP - „jede Kommune müsse künf-
tig ‚mehrere Nachweise‘ führen, damit ihr künf-
tig Neubaugebiete genehmigt werden. Für die 
Entscheidung werde es ‚jede Menge Parameter‘ 
geben. Wichtig sei, dass mehr verdichtet werde 
- darauf hatte er sich mit seinem ‚Kumpel‘ Jost 
schon 2021 geeinigt.“ 

(Abg. Commerçon (SPD): Aha.)

Jetzt kommt’s: „Vor allem die CDU hatte sich 
im Landtagswahlkampf in den vergangenen Wo-
chen immer wieder dafür ausgesprochen, dass 
Kommunen bei entsprechendem Bedarf neue 
Neubaugebiete ausweisen können sollen. ‚Viele 
Familien im Saarland sind derzeit auf der Suche 
nach Baugrundstücken. Wir sind heute dem Ziel 
neuer Baugebiete einen guten Schritt weiterge-
kommen‘, sagte Ministerpräsident Tobias Hans 
(CDU) nach dem Kabinettsbeschluss. Neubauge-
biete sollen höhere (…) Standards haben. Die 
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künftigen Neubaugebiete sollen nach Überzeu-
gung (…) jedoch andere sein als in der Vergan-
genheit - ‚nicht mehr die Klassiker der 70er, 
80er und 90er Jahre‘.“

(Sprechen bei der SPD.)

Man spricht von ökologischen Standards. Das 
war richtig, und ich habe das auch aus meiner 
Sicht ergänzt, meine sehr geehrten Damen und 
Herren: Ich sagte damals, es sollte mehr ver-
dichtet werden, statt Einzelhäuser mehr Doppel- 
und Reihenhäuser. 

(Zuruf: Das ist der Unterschied!)

Zusammengefasst: Es geht darum, Transparenz 
zu schaffen, vorgegebene Verfahrensschritte 
aufeinander abzustimmen und insoweit auch 
den Überarbeitungsprozess angemessen einzu-
beziehen. Es wird darum gehen, eine ausgewo-
gene Landesentwicklungsplanung zu erstellen, 
die die Bedeutung zeitgemäßen Bauens vor dem 
Hintergrund der Innenentwicklungsprämisse und 
des Flächensparens, der Ausstattung mit zu-
kunftsfähigen Infrastrukturen aller Art, flächen-
relevanter, ökologischer, wirtschaftlicher sowie 
kultureller Aspekte und insbesondere der Klima-
schutz- und Klimaanpassungsaspekte angemes-
sen und ausgewogen berücksichtigt. Damit er-
füllt der LEP in seinem Aufstellungsverfahren die 
Forderungen der CDU-Landtagsfraktion, das ist 
meine feste Überzeugung. Für die Landesregie-
rung besteht auch keine Veranlassung, das Ver-
fahren der Neuaufstellung zu stoppen. Das wür-
de im Grunde bedeuten, alles in die Tonne zu 
treten, was wir an Gutem schon gemacht ha-
ben. Ich freue mich auf Anregungen, die das 
Ergebnis noch verbessern. - Herzlichen Dank für 
die Aufmerksamkeit. Glück auf!

(Beifall von der SPD.)

Vizepräsidentin Heib: 

Vielen Dank, Herr Minister. - Herr Minister Jost 
hat den vorgesehenen Rahmen der Redezeit 
der Landesregierung etwas ausgeweitet. Jeder 
Fraktion stehen daher weitere 5 Minuten und 
38 Sekunden zur Verfügung. Meine Frage an 
Sie: Möchte davon jemand Gebrauch machen? 
- Das ist nicht der Fall. Mir liegen auch keine 
weiteren Wortmeldungen vor. Ich schließe die 
Aussprache.

Wir kommen zur Abstimmung über den Antrag 
Drucksache 17/783. Wer für die Annahme der 
Drucksache 17/783 ist, den bitte ich eine Hand 
zu erheben. - Wer ist dagegen? - Wer enthält 
sich der Stimme? - Ich stelle fest, dass der An-
trag Drucksache 17/783 mit Stimmenmehrheit 
abgelehnt ist. Zugestimmt haben die Fraktionen 
von CDU und AfD, dagegen gestimmt hat die 
SPD-Landtagsfraktion. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, sehr geehrte 
Damen und Herren, wir sind am Ende der Sit-
zung angelangt. Ich schließe die Sitzung und 
wünsche Ihnen allen noch einen guten Tag. 
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Anlage 1

N amen t l i c h e  Ab s t i mmu ng

Tagesordnungspunkt 21: Zweite und Dritte Lesung des Gesetzes zur Änderung der Verfassung des 
Saarlandes (Artikel 12 Absatz 3) (Drucksache 17/503)

(Seite 1780 des Plenarprotokolls)

1. Abg. Ahr, Timo (SPD) Ja
2. Abg. Arweiler, Pascal (SPD) Ja
3. Abg. Baltes, Christina (SPD) Ja
4. Abg. Becker, Alexandra (SPD) nicht anwesend
5. Abg. Becker, Carsten (AfD) Nein
6. Abg. Berg, Petra (SPD) Ja
7. Abg. Braun, Kira (SPD) Ja
8. Abg. Commerçon, Ulrich (SPD) Ja
9. Abg. Conigliaro, Pascal (SPD) Ja

10. Abg. Dörr, Josef (AfD) Nein
11. Abg. Fretter, Petra (CDU) Ja
12. Abg. Haas, Sascha (SPD) Ja
13. Abg. Hans, Tobias (CDU) Ja
14. Abg. Harenz, Julia (SPD) nicht anwesend
15. Abg. Heib, Dagmar (CDU) Ja
16. Abg. Holzner, Martina (SPD) Ja
17. Abg. Johann, Sandra (CDU) Ja
18. Abg. Jost, Reinhold (SPD) Ja
19. Abg. Dr. Jung, Magnus (SPD) Ja
20. Abg. Kaya-Karadağ, Sevim (SPD) Ja
21. Abg. Klein, Réka (SPD) Ja
22. Abg. Löw, Stefan (SPD) Ja
23. Abg. Maaß, David (SPD) Ja
24. Abg. Meiser, Stephanie (SPD) Ja
25. Abg. Mücklich-Heinrich, Ute (CDU) Ja
26. Abg. Quinten, Sandra (SPD) Ja
27. Abg. Raber, Maximilian (SPD) Ja
28. Abg. Rehlinger, Anke (SPD) Ja
29. Abg. Reiter, Jonas (CDU) Ja
30. Abg. Schäfer, Florian (SPD) Ja
31. Abg. Schäfer, Raphael (CDU) Ja
32. Abg. Scharf, Hermann-Josef (CDU) Ja
33. Abg. Schaufert, Christoph (AfD) Nein
34. Abg. Schindelhauer, Nadia (SPD) Ja
35. Abg. Schmidt, Frank Dieter (SPD) Ja
36. Abg. Schmitt, Sebastian (SPD) Ja
37. Abg. Schmitt-Lang, Jutta (CDU) Ja
38. Abg. Schröder, Flora Elisa (SPD) Ja
39. Abg. Sisamci, Damhat (SPD) Ja
40. Abg. Speicher, Marc (CDU) Ja
41. Abg. Streichert-Clivot, Christine (SPD) Ja
42. Abg. Theis, Roland (CDU) Ja
43. Abg. Theobald, Alwin (CDU) Ja
44. Abg. Thielen, Stefan (CDU) Ja
45. Abg. Toscani, Stephan (CDU) Ja
46. Abg. Wagner, Frank (CDU) Ja
47. Abg. Wagner-Scheid, Anja (CDU) nicht anwesend
48. Abg. Waldraff, Patrick Thomas (CDU) Ja
49. Abg. Wegner, Bernd (CDU) Ja
50. Abg. Winzent, Heike (SPD) Ja
51. Abg. Zehner, Sascha (CDU) Ja

Z u s ammens t e l l u ng :

Abgegebene Stimmen: 48
Davon Ja: 45
Davon Nein: 3
Davon Enthaltung: -
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Anlage 2

N amen t l i c h e  Ab s t i mmu ng

Tagesordnungspunkt 22: Zweite und Dritte Lesung des Gesetzes zur Änderung der Verfassung des 
Saarlandes (Artikel 19) (Drucksache 17/504 - neu)

(Seite 1780 des Plenarprotokolls)

1. Abg. Ahr, Timo (SPD) Ja
2. Abg. Arweiler, Pascal (SPD) Ja
3. Abg. Baltes, Christina (SPD) Ja
4. Abg. Becker, Alexandra (SPD) nicht anwesend
5. Abg. Becker, Carsten (AfD) Nein
6. Abg. Berg, Petra (SPD) Ja
7. Abg. Braun, Kira (SPD) Ja
8. Abg. Commerçon, Ulrich (SPD) Ja
9. Abg. Conigliaro, Pascal (SPD) Ja

10. Abg. Dörr, Josef (AfD) Nein
11. Abg. Fretter, Petra (CDU) Ja
12. Abg. Haas, Sascha (SPD) Ja
13. Abg. Hans, Tobias (CDU) Ja
14. Abg. Harenz, Julia (SPD) nicht anwesend
15. Abg. Heib, Dagmar (CDU) Ja
16. Abg. Holzner, Martina (SPD) Ja
17. Abg. Johann, Sandra (CDU) Ja
18. Abg. Jost, Reinhold (SPD) Ja
19. Abg. Dr. Jung, Magnus (SPD) Ja
20. Abg. Kaya-Karadağ, Sevim (SPD) Ja
21. Abg. Klein, Réka (SPD) Ja
22. Abg. Löw, Stefan (SPD) Ja
23. Abg. Maaß, David (SPD) Ja
24. Abg. Meiser, Stephanie (SPD) Ja
25. Abg. Mücklich-Heinrich, Ute (CDU) Ja
26. Abg. Quinten, Sandra (SPD) Ja
27. Abg. Raber, Maximilian (SPD) Ja
28. Abg. Rehlinger, Anke (SPD) Ja
29. Abg. Reiter, Jonas (CDU) Ja
30. Abg. Schäfer, Florian (SPD) Ja
31. Abg. Schäfer, Raphael (CDU) Ja
32. Abg. Scharf, Hermann-Josef (CDU) Ja
33. Abg. Schaufert, Christoph (AfD) Nein
34. Abg. Schindelhauer, Nadia (SPD) Ja
35. Abg. Schmidt, Frank Dieter (SPD) Ja
36. Abg. Schmitt, Sebastian (SPD) Ja
37. Abg. Schmitt-Lang, Jutta (CDU) Ja
38. Abg. Schröder, Flora Elisa (SPD) Ja
39. Abg. Sisamci, Damhat (SPD) Ja
40. Abg. Speicher, Marc (CDU) Ja
41. Abg. Streichert-Clivot, Christine (SPD) Ja
42. Abg. Theis, Roland (CDU) Ja
43. Abg. Theobald, Alwin (CDU) Ja
44. Abg. Thielen, Stefan (CDU) Ja
45. Abg. Toscani, Stephan (CDU) Ja
46. Abg. Wagner, Frank (CDU) Ja
47. Abg. Wagner-Scheid, Anja (CDU) nicht anwesend
48. Abg. Waldraff, Patrick Thomas (CDU) Ja
49. Abg. Wegner, Bernd (CDU) Ja
50. Abg. Winzent, Heike (SPD) Ja
51. Abg. Zehner, Sascha (CDU) Ja

Z u s ammens t e l l u ng :

Abgegebene Stimmen: 48
Davon Ja: 45
Davon Nein: 3
Davon Enthaltung: -
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Anlage 3

N amen t l i c h e  Ab s t i mmu ng

Tagesordnungspunkt 23: Zweite und Dritte Lesung des Gesetzes zur Änderung der Verfassung des 
Saarlandes (Artikel 59a Absatz 1) (Drucksache 17/505 - neu)

(Seite 1781 des Plenarprotokolls)

1. Abg. Ahr, Timo (SPD) Ja
2. Abg. Arweiler, Pascal (SPD) Ja
3. Abg. Baltes, Christina (SPD) Ja
4. Abg. Becker, Alexandra (SPD) nicht anwesend
5. Abg. Becker, Carsten (AfD) Nein
6. Abg. Berg, Petra (SPD) Ja
7. Abg. Braun, Kira (SPD) Ja
8. Abg. Commerçon, Ulrich (SPD) Ja
9. Abg. Conigliaro, Pascal (SPD) Ja

10. Abg. Dörr, Josef (AfD) Nein
11. Abg. Fretter, Petra (CDU) Ja
12. Abg. Haas, Sascha (SPD) Ja
13. Abg. Hans, Tobias (CDU) Ja
14. Abg. Harenz, Julia (SPD) nicht anwesend
15. Abg. Heib, Dagmar (CDU) Ja
16. Abg. Holzner, Martina (SPD) Ja
17. Abg. Johann, Sandra (CDU) Ja
18. Abg. Jost, Reinhold (SPD) Ja
19. Abg. Dr. Jung, Magnus (SPD) Ja
20. Abg. Kaya-Karadağ, Sevim (SPD) Ja
21. Abg. Klein, Réka (SPD) Ja
22. Abg. Löw, Stefan (SPD) Ja
23. Abg. Maaß, David (SPD) Ja
24. Abg. Meiser, Stephanie (SPD) Ja
25. Abg. Mücklich-Heinrich, Ute (CDU) Ja
26. Abg. Quinten, Sandra (SPD) Ja
27. Abg. Raber, Maximilian (SPD) Ja
28. Abg. Rehlinger, Anke (SPD) Ja
29. Abg. Reiter, Jonas (CDU) Ja
30. Abg. Schäfer, Florian (SPD) Ja
31. Abg. Schäfer, Raphael (CDU) Ja
32. Abg. Scharf, Hermann-Josef (CDU) Ja
33. Abg. Schaufert, Christoph (AfD) Nein
34. Abg. Schindelhauer, Nadia (SPD) Ja
35. Abg. Schmidt, Frank Dieter (SPD) Ja
36. Abg. Schmitt, Sebastian (SPD) Ja
37. Abg. Schmitt-Lang, Jutta (CDU) Ja
38. Abg. Schröder, Flora Elisa (SPD) Ja
39. Abg. Sisamci, Damhat (SPD) Ja
40. Abg. Speicher, Marc (CDU) Ja
41. Abg. Streichert-Clivot, Christine (SPD) Ja
42. Abg. Theis, Roland (CDU) Ja
43. Abg. Theobald, Alwin (CDU) Ja
44. Abg. Thielen, Stefan (CDU) Ja
45. Abg. Toscani, Stephan (CDU) Ja
46. Abg. Wagner, Frank (CDU) Ja
47. Abg. Wagner-Scheid, Anja (CDU) nicht anwesend
48. Abg. Waldraff, Patrick Thomas (CDU) Ja
49. Abg. Wegner, Bernd (CDU) Ja
50. Abg. Winzent, Heike (SPD) Ja
51. Abg. Zehner, Sascha (CDU) Ja

Z u s ammens t e l l u ng :

Abgegebene Stimmen: 48
Davon Ja: 45
Davon Nein: 3
Davon Enthaltung: -
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